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83. Sitzung 

Bonn, den 9. Juni 1988 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

Meine Damen und Herren, wir alle haben die Ereig-
nisse der letzten Woche im hessischen Borken mit 
Erschütterung, aber auch mit Hoffen und mit Bangen 
verfolgt. Bei dem schweren Grubenunglück wurden 
57 Bergleute verschüttet. 48 von ihnen konnten nur 
noch tot geborgen werden, drei sind trotz aller Ret-
tungsversuche bisher nicht gefunden worden. Die 
Freude über die glückliche Rettung der sechs Berg-
leute wird überdeckt von der Trauer über den Verlust 
der Toten. 

Im Namen des Deutschen Bundestages spreche ich 
den Hinterbliebenen der toten Bergleute meine auf-
richtige Anteilnahme aus. 

Unser Dank gilt den Rettungsmannschaften, die 
selbstlos, aufopfernd und unter Einsatz ihres Lebens 
um die Rettung der Verschütteten gekämpft haben. 

Sie haben sich zu Ehren der Toten von Ihren Plätzen 
erhoben. Ich danke Ihnen. 

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die Tages-
ordnung einige Mitteilungen: Am 20. Mai 1988 hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Miltner auf seine Mitglied-
schaft im Deutschen Bundestag verzichtet. Als sein 
Nachfolger hat der Abgeordnete Funk (Gutenzell) am 
20. Mai 1988 die Mitgliedschaft im Deutschen Bun-
destag erworben. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Spöri hat am 5. Juni 
1988 auf seine Mitgliedschaft im Deutschen Bundes-
tag verzichtet. Sein Nachfolger, Abgeordneter 
Dr. Osswald, hat am 6. Juni 1988 die Mitgliedschaft 
im Deutschen Bundestag erworben. 

Ich begrüße die beiden Kollegen, die uns bereits aus 
früheren Wahlperioden bekannt sind, sehr herzlich. 

(Beifall) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
verbundene Tagesordnung erweitert werden. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunktli-
ste aufgeführt: 

1. Aktuelle Stunde 
Haltung der Bundesregierung zum Defizit der Bundesan-
stalt für Arbeit und zu damit eventuell verbundenen Bei-
tragserhöhungen (In der 82. Sitzung bereits erledigt.) 

2. Aktuelle Stunde: 
Haltung der Bundesregierung zur möglichen Verlängerung 
des Ausnahmezustands in Südafrika 

3. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Bundesbesol-
dungsgesetzes 
— Drucksache 11/2384 — 

4. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und FDP sowie der Fraktion DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwurfs eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Kriegs-
gefangenenentschädigungsgesetzes (9. ÄndG KgfEG) 
— Drucksache 11/2436 — 

5. Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Laufs, Dr. Lip-
pold (Offenbach), Carstensen (Nordstrand), Fellner, Dr. 
Friedrich, Dr. Göhner, Harries, Dr. Hoffacker, Dr. Hüsch, Dr. 
Müller, Frau Rönsch (Wiesbaden), Schmidbauer, Schulhoff 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Baum, Bredehorn, Dr. Hirsch, Kleine rt  (Han-
nover), Frau Dr. Sega ll , Frau Seiler-Albring, Dr. Weng (Ger-
lingen), Frau Würfel, Wolfgramm (Göttingen) und der Frak-
tion der FDP: 
Verbesserung der Gesundheits- und Umweltvorsorge im 
Chemikalienbereich 
— Drucksache 11/2348 — 

Zugleich soll mit der Aufsetzung dieser Tagesord-
nungspunkte — soweit erforderlich — von der F rist 
für den Beginn der Beratung abgewichen werden. 
Sind Sie damit einverstanden? — Kein Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen. 

Interfraktionell ist ferner vereinbart worden, die 
heutige Tagesordnung um den Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN betreffend Verzicht auf Diätenerhö-
hungen, statt dessen Förderung von Arbeitslosen-
initiativen — Drucksache 11/2439 — zu erweitern. 
Die Vorlage soll zusammen mit dem Tagesordnungs-
punkt 17 aufgerufen werden. Sind Sie auch mit dieser 
Erweiterung der Tagesordnung einverstanden? —
Kein Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Bevor ich den Tagesordnungspunkt 2 aufrufe, darf 
ich einige Gäste in unserem Haus begrüßen. Auf der 
Ehrentribüne hat der Präsident des Repräsentanten-
hauses von Neuseeland, The Honourable Thomas 
Kerry Burke, mit einer parlamentarischen Delegation 
Platz genommen. 

(Beifall) 

Herr Präsident, meine verehrten Kollegen, im Na-
men des Deutschen Bundestages begrüße ich Sie 
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herzlich in der Bundesrepublik Deutschland. Ihr Be-
such unterstreicht die guten und freundschaftlichen 
Beziehungen zwischen unseren Parlamenten. 

Ich hoffe, Sie hatten bisher einen angenehmen Auf-
enthalt und nützliche Gespräche in unserem Land, 
und ich wünsche Ihrem Besuch weiterhin einen guten 
Verlauf. Wir sind Ihnen besonders dankbar, daß Sie 
außer Hamburg, München und Bonn auch Berlin in 
Ihr Besuchsprogramm aufgenommen haben. Die ge-
teilte Stadt vermittelt Ihnen wie sonst kein anderer Ort 
ein Bild von der politischen Lage im Herzen Euro-
pas. 

Meine Damen und Herren, ich rufe den Punkt 2 der 
Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau (16. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Wohngeld- und Mietenbericht 1987 
— Drucksachen 11/1583, 11/2394 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Menzel 

Hierzu liegen ein Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf der Drucksache 11/2423 und ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der GRÜNEN auf Drucksa-
che 11/2432 vor. Im Ältestenrat ist vereinbart worden, 
für die Beratung eine Stunde vorzusehen. Sind Sie 
damit einverstanden? — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Rönsch. 

Frau Rönsch (Wiesbaden) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Herren! Meine Damen! 
Auch dieser von der Bundesregierung vorgelegte 
Wohngeld- und Mietenbericht für das Jahr 1987 
spricht für den Berichtszeitraum eine eindeutige Spra-
che. Die Ergebnisse unserer 1982/83 eingeleiteten 
neuen Mietenpolitik können sich sehen lassen. Wir 
schützen die Interessen der Mieter, achten aber auch 
darauf, daß es für den Vermieter noch interessant 
bleibt, Wohnraum zur Verfügung zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Haupt

-

sächlich Zweiteres!) 

Noch nie seit dem Bestehen des neuen Mietenindex 
sind die Mieten so langsam gestiegen wie im vergan-
genen Jahr. Nie zuvor erhielten so viele Mieter Wohn-
geld wie 1985. Nie hat das Wohngeld in vergleichba-
rer Höhe gelegen. 
Lassen Sie mich jetzt einmal die Ergebnisse im ein-

zelnen darstellen. Vielleicht wird dann den Kollegen 
von der Opposition klar, weshalb ihre Politik bei den 
Menschen draußen nicht verfängt. Denn die Mieter in 
sozial- und freifinanzierten Wohnungen, die Familien, 
die ein Eigenheim erworben haben, und die Bewoh-
ner in Neu- und Altbauten spüren die Vorteile, die 
ihnen aus unserer Politik erwachsen. 

(Sellin [GRÜNE]: Nachteile!) 

Sie konnten feststellen, daß die monatlich abgebuchte 
Miete stabil geblieben ist, daß die Zins- und Tilgungs-
raten gegenüber dem steigenden verfügbaren Ein-
kommen an Bedeutung verloren haben, und sie spü-
ren, daß es bei den jährlichen Nebenkosten durch die 
niedrigen Energiekosten oft zu Rückzahlungen 
kommt. 

(Müntefering [SPD]: Alles Ihr Verdienst!) 

Wir konnten feststellen: Die Entwicklung der Mie-
ten und der Wohnraumversorgung verlief im Berichts-
zeitraum durchweg entspannt und erfreulich. Heute 
haben wir die niedrigste Mietsteigerungsrate seit 
dem Bestehen des Mietenindex. 1986 waren es 2 % 
und 1987 sind es sogar noch weniger, nämlich 1,8 %. 
Allein gegenüber der Zeit geradezu explodierender 
Mieten Ende der 70er und Anfang der 80er Jahre 
— Sie werden sich erinnern, wer damals an der Regie-
rung war, nämlich Sie, meine Kollegen von der Oppo-
sition — ist ein Rückgang von über 50 % zu verzeich-
nen. 

(Müntefering [SPD]: Und der Grünbeck war 
dabei! — Grünbeck [FDP]: Aber wir haben 

nicht den Bauminister gestellt!) 

Wir haben 1982 die neuen Mietgesetze geschaffen: 
gegen Ihren großen Protest. Sie haben uns damals in 
wirklich sehr diffamierender Weise angegriffen und 
die neuen Kappungsgrenzen von 30 % als Mieterhö-
hungsklausel abqualifiziert. Sie haben heute hier Ge-
legenheit — Sie hätten bei der Beratung des letzten 
Wohngeld- und Mietenberichts schon einmal Gele-
genheit gehabt; aber ich nehme an, Sie nutzen sie 
heute hier — , sich bei den Mietern zu entschuldigen, 
die Sie 1982/83 verunsichert haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

denen Sie Angst gemacht haben. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Ent

-

schuldigen Sie sich bei den Obdachlosen!) 

— Frau Oesterle-Schwerin, zu Ihnen komme ich noch 
und auch zu Ihrem recht umfangreichen, aber nichts 
aussagenden Antrag. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Sie haben Horrorgemälde an die Wand gezeichnet. 
Heute haben Sie Gelegenheit, sich zu entschuldigen 
und den Mietern die Wahrheit zu sagen. 

Sie haben sich mit Ihrer Politik vor sechs Jahren und 
auch in der Vergangenheit vollkommen ins Abseits 
gestellt. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Blamiert gera

-

dezu!) 

Die inzwischen gesammelten Erfahrungen mit dem 
neuen Mietrecht bestätigen unseren Kurs. Nur 17 % 
aller Mieterhaushalte sahen sich von 1983 bis Mitte 
1985 einer Erhöhung der Nettokaltmiete jährlich ge-
genüber. Die Kappungsgrenzen wurden im Gegen-
satz zu dem, was Sie behauptet haben, nicht zu einer 
Mieterhöhungsnorm. Die durchschnittliche Mieterhö-
hung lag vielmehr zwischen 9 % und 10 %. 

(Sellin [GRÜNE]: Höher als die Inflation!) 

Knapp 60 % der Mieterhöhungen lagen unter 10 %, 
und 90 % aller Haushaltungen mit Mieterhöhungen 
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verzeichneten eine Anhebung der Miete von weniger 
als 20 %. Bezogen auf alle Haushalte änderte sich die 
Kaltmiete im gleichen Zeitraum nur um 2 %. 

Die Belastungsquote ist von 13 % auf 16 % gestie-
gen. Sie ist gestiegen; das gestehen wir ein. Aber 
warum? Mit gestiegenen Löhnen haben natürlich 
auch die Mieter erhöhte Bedürfnisse an Wohnraum 
und an Wohnqualität. Sie sind bereit und in der Lage, 
für Wohnraum mehr Geld auszugeben. Auch die 
neuen Mietvertragsformen mit Zeit- und Staffelmiet-
verträgen wurden von den Vertragsparteien positiv 
aufgenommen und in wirklich nicht wenigen Fällen 
gemäß den persönlichen Bedürfnissen ausgestaltet. 
Vermieter und Mieter haben sich an einen Tisch ge-
setzt und nach den eigenen Bedürfnissen Miethöchst-
grenzen festgelegt. 

Meine Herren und Damen von der SPD, ich ver-
stehe ja durchaus Ihren Unmut, den Sie haben müs-
sen, wenn Sie diese Zahlen hören. Sie widerlegen 
nämlich eindeutig das, was Sie 1982 hier vorgetragen 
haben. 

Der vorgelegte Wohngeld- und Mietenbericht kann 
Ihnen unter gar keinen Umständen gefallen. Er bestä-
tigt unsere Politik und verweist Sie wieder einmal auf 
das Abstellgleis. 

Ich komme nun zu der Sozialverträglichkeit unse-
rer Wohnungspolitik: Ich meine das Wohngeld, das 
unter unserer Regierungsverantwortung ein bisher 
unbekanntes Ausmaß erreicht hat. Wenn Sie heute 
beantragen, das Wohngeld weiter zu erhöhen, muß 
ich Sie fragen, was Sie in Ihrer Regierungszeit ge-
macht haben. 

(Zuruf von der SPD: Zweimal erhöht!) 

Wir mußten das Wohngeld in der sechsten Novelle in 
einem solchen Ausmaß anheben, damit Wohnen für 
sozial schwache Familien überhaupt wieder möglich 
wurde. Das wäre nicht notwendig gewesen, wenn Sie 
in Ihrer Regierungszeit das Geld dazu gehabt hätten, 
eine Wohngeldnovelle vorzulegen. 

Wir betrachten das Wohngeld als Teil der sozialen 
Leistungen der Solidargemeinschaft. Es schützt ein-
kommenschwache Haushalte, damit sie über ange-
messenen und familiengerechten Wohnraum verfü-
gen können. 

1986 gaben der Bund, die Länder und die Gemein-
den mit 3,4 Milliarden DM insgesamt fast 1 Milliarde 
DM mehr aus als im Jahr zuvor. 1987 stiegen die Zah-
lungen gar auf die Rekordhöhe von 3,8 Milliarden 
DM. Das Gros der Wohngeldempfänger bildeten die 
Mieterhaushalte mit 1,8 Millionen, was immerhin 
12 % aller Mieter sind. Demgegenüber beziehen nur 
1,5 % oder 150 000 Eigentümerhaushalte einen La-
stenzuschuß. Frau Oesterle-Schwerin, wenn Sie in Ih-
rem Antrag behaupten, das Wohngeld sei nur darauf 
ausgerichtet, Leuten in Einfamilienhäusern zu helfen, 
so müssen Sie sich einmal diese Zahlen ansehen. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Das ist 
ein Quatsch! Dann haben Sie ihn nicht rich-
tig gelesen! Aber das Wohngeld hilft denje-
nigen nicht, die keine Wohnung haben!) 

— Der Antrag, den Sie vorgelegt haben, ist ausgespro

-

chen umfangreich, aber nichtssagend. Sie zielen da- 

mit aber darauf ab, daß ein Lastenzuschuß an Eigen-
tümer nicht gegeben werden soll. Ich meine, daß das 
der vollkommen verkehrte Weg ist. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Lesen 
sollte man wirklich können!) 

Wir wollen, daß Eigentum gebildet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Allein diese Ziffern führen hinreichend aus, welche 
Wirkungen die Novelle hinterlassen hat. 

Doch damit ist es noch nicht genug. Für noch be-
deutsamer halte ich die ab 1986 eingeführten familiä-
ren und strukturellen Neuerungen. Die Treffsicher-
heit — Frau Oesterle-Schwerin, dieses Wort gebrau-
che ich immer wieder, weil es zielsicher das angibt, 
was wir meinen, und ich betrachte es keineswegs als 
militant oder militaristisch — der Wohngeldleistungen 
wurde wesentlich verbessert. Die jetzt fünf statt vor-
her drei regionalen Mietenniveaus sorgen dafür, daß 
die Mietentlastung in den Orten besonders effektiv 
ist, wo die Mietanforderungen angehoben wurden. 
Familienfreibeträge sorgen seit 1986 für die Besser-
stellung der großen Haushalte, also der Familien mit 
Kindern. Hervorheben will ich den Freibetrag für Ju-
gendliche, der in 140 000 Fällen Berücksichtigung 
fand und das Wohngeld monatlich im Schnitt um 
20 DM erhöhte. 

(Menzel [SPD]: Ist gekürzt worden, nicht er- 
höht worden!) 

Das ist wirklich praktizierte hilfreiche Familienpolitik, 
so wie wir sie verstehen. 

Dagegen liegt der Altersfreibetrag, der auf die 
Mehr -Generationen -Haushalte abzielte, mit 11 000 
Fällen etwas hinter unseren Erwartungen zurück. 
Hierzu ist jedoch zu sagen, daß dies nur der Beginn 
einer Reihe von Maßnahmen ist, die das Wohnen mit 
den Großeltern — mit einer anderen Generation — 
insgesamt attraktiver werden lassen sollen. Ich meine, 
daß wir diese Hilfe für Familien draußen noch mehr 
publizieren müssen. Sehr vielen jungen Familien ist 
noch gar nicht bekannt, daß sie ein erhöhtes Wohn-
geld bekommen können, wenn sie die Großeltern in 
die Familie aufnehmen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das liegt am 
Mieterbund!) 

— Der Mieterbund hat natürlich anderes zu tun, als 
Hilfestellungen der Bundesregierung nach draußen 
zu geben. Sehr oft erschöpft sich aber das, was der 
Mieterbund tut, nur in Diffamierungen. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Das möchte ich ener

-

gisch bestreiten!) 

Meine Herren und Damen, der Wohngeld- und 
Mietenbericht 1987 zeichnet ein sehr ansehnliches 
und erfreuliches Bild mit einem ausgeglichenen Woh-
nungsmarkt, den niedrigsten Mietsteigerungsraten 
seit mehr als 20 Jahren und einem Höchstmaß an so-
zialer Absicherung durch das Wohngeld. Wir können 
uns mit dieser neugestalteten Wohnungspolitik sehen 
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lassen. Trotzdem müssen wir noch einiges verbes-
sern. 

(Zuruf von der SPD: „Wohnungspolitik" ha

-

ben Sie gesagt? — Frau Oesterle-Schwerin 
[GRÜNE]: Vermieterpolitik!) 

Probleme, die es künftig anzufassen und zu lösen gilt, 
sehe ich bei der methodischen Verbesserung des Mie-
tenindexes und bei der Bereitstellung von Wohnraum 
in Ballungsgebieten. Dort haben wir noch eine neue 
Aufgabe. Hier haben z. B. die Umsiedler aus Osteu-
ropa, Ausländer, junge Familien, aber auch Senioren, 
die einen kleineren Wohnraum suchen, zum großen 
Teil Schwierigkeiten, eine angemessene Bleibe zu fin-
den. Das werden die Aufgaben sein; denen werden 
wir uns in den nächsten Jahren widmen müssen. 

Auch das Antragsverfahren für Sozialhilfeempfän-
ger sieht immer noch einer endgültigen Lösung ent-
gegen. Wir haben hier schon viel darüber diskutiert, 
sind aber bisher leider noch zu keinem Ergebnis ge-
kommen. Auch in der vergangenen Legislaturperiode 
haben wir schon darüber gesprochen. Aber ich bin 
jetzt sehr zuversichtlich, daß wir bis Ende dieses Jah-
res von der Bundesregierung einen Gesetzentwurf 
vorliegen haben, der praktikabel ist. Die Praxistests 
sind inzwischen abgeschlossen. 

(Grünbeck [FDP]: Es wird Zeit!) 

— Ich gebe Ihnen recht, Herr Kollege Grünbeck: Es 
wird Zeit. Wir haben es mehrfach angemahnt, und wir 
haben deshalb hier heute einen Antrag vorgelegt und 
die Bundesregierung damit in die Pflicht genom-
men. 

(Menzel [SPD]: Das haben Sie schon ein paar 
Mal!) 

—Wir hatten noch keinen Antrag; wir haben sie im-
mer nur gebeten. Aber diesmal liegt ein Antrag vor, 
und Sie haben Gelegenheit, Herr Kollege Menzel, 
diesem Antrag nachher zuzustimmen. Stimmen Sie 
unserem Antrag zu; dann nehmen wir gemeinsam die 
Bundesregierung in die Pflicht. Denn die Tests sind 
abgeschlossen. Die Länder und Kommunen müssen 
jetzt zusammen an einen Tisch und müssen endlich 
eine Vorgehensweise beschließen. 

Ich bitte Sie deshalb: Stimmen Sie unserem Antrag 
zu, der eine verbesserte Aussagefähigkeit des Mie-
tenindexes fordert und von der Bundesregierung ei-
nen Gesetzentwurf verlangt, der die schon lange an-
gekündigte Regelung für eine vereinfachte Wohn-
geldzahlung an Empfänger von Sozialhilfe und 
Kriegsopferfürsorge enthält. Stimmen Sie zu! 

Sie werden dafür Verständnis haben, daß wir Ihren 
Antrag, meine Kollegen von der SPD, ablehnen müs-
sen. 

(Müntefering [SPD]: Kein Verständnis!) 

Sie hatten in der Vergangenheit ausreichend Zeit, das 
Wohngeld auf ein entsprechendes Niveau zu bringen. 
Sie hatten kein Geld, haben es natürlich nicht ge-
tan. 

Frau Oesterle-Schwerin, der schon angesprochene 
sehr umfangreiche Antrag Ihrer Fraktion ist für uns 
leider nur reine Makulatur, weil er an den Erkenntnis- 

sen aus dem Wohngeld- und Mietenbericht vollkom-
men vorbeigeht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Menzel. 

Menzel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Nach der Änderung des 
Wohngeldgesetzes 1986 haben wir das erste Mal Ge-
legenheit, über den Wohngeld- und Mietenbericht zu 
diskutieren, und damit auch die Möglichkeit, uns mit 
den Ergebnissen Ihrer Wohnungspolitik auseinander-
zusetzen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

—Das werden wir gleich sehen, Herr Kansy. 

Zwischen allen Parteien besteht darüber Einigkeit, 
daß es zur sozialstaatlichen Verpflichtung gehört, 
durch gezielte politische Maßnahmen dafür zu sor-
gen, daß jede Familie ohne Rücksicht auf ihre Ein-
kommenslage eine familiengerechte Wohnung bezie-
hen kann. 

Dafür wurden zwei Instrumente entwickelt: zum 
einen der soziale Wohnungsbau — auch als Objekt-
förderung bekannt — , zum anderen kam später mit 
dem Wohngeld die Subjektförderung hinzu. 

Durch Objektförderung sollte sichergestellt werden 
—das haben Sie wohl vergessen —, daß moderne, 
preisgünstige Wohnungen für die breiten Schichten in 
ausreichendem Umfang zur Verfügung gestellt wer-
den. Durch eine gemeinsame Kraftanstrengung sind 
auf diesem Wege bis Anfang der 80er Jahre in großem 
Umfang Wohnungen gefördert und errichtet wor-
den. 

Das hat dazu beigetragen, daß wir Anfang der 80er 
Jahre fast im gesamten Bundesgebiet von einem eini-
germaßen bef riedigenden Wohnungsangebot reden 
konnten. Dabei wissen wir natürlich, daß der Woh-
nungsmarkt immer ein Teilmarkt ist und von einem 
befriedigenden Angebot erst dann gesprochen wer-
den kann, wenn ein leichtes Überangebot an Woh-
nungen in allen Teilmärkten — das möchte ich beto-
nen — vorhanden ist. 

Dieser Zustand war Anfang der 80er Jahre erreicht. 
Damals wurden noch knapp 100 000 Wohnungen 
jährlich öffentlich gefördert. 1985 ist diese Zahl auf 
68 000 zurückgegangen. Die Zahl der insgesamt fer-
tiggestellten Wohnungen betrug 1980 noch über 
388 000. 

Damals, Anfang 1982, klagte der Kollege Möller die 
damalige Regierung an, daß 40 000 Bauarbeiter ar-
beitslos werden und die Arbeitslosenversicherung da-
durch mit 800 Millionen DM jährlich belastet würde. 
Damals fanden noch 1 152 000 im Bauhauptgewerbe 
Arbeit und Brot. 1986, also nach vier Jahren Wende-
regierung, ist diese Zahl auf unter eine Million zu-
rückgegangen. Das heißt, allein 152 000 Arbeitneh-
mer im Bauhauptgewerbe haben ihren Arbeitsplatz 
während Ihrer Regierungszeit verloren. Die Frage ist, 
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ben. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Sie haben sich aus der Förderung des sozialen Miet-
wohnungsbaus vollkommen zurückgezogen mit dem 
Ergebnis, daß die öffentliche Förderung von Wohnun-
gen von Anfang der 80er Jahre bis 1985 um ein Drittel 
zurückgegangen ist. Frau Rönsch, wahrlich eine ein-
deutige Sprache des Berichtes! 

Das hat wiederum dazu geführt, daß sich in vielen 
Regionen heute erneut eine akute Wohnungsnot an-
bahnt mit all ihren negativen Folgen für die Mieter. 

(Grünbeck [FDP]: Na, na!) 

Nach fünf Jahren Wenderegierung bleibt festzustel-
len, daß Sie das Erbe auf dem Sektor des sozialen 
Wohnungsbaus nicht bewahrt, sondern verwirtschaf-
tet haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wahrlich eine negative Bilanz. 

Diese Politik muß natürlich auf das andere Instru-
ment, mit dem jedem das Bewohnen einer familienge-
rechten Wohnung ermöglicht werden soll, Auswir-
kungen haben. Ich meine das Wohngeld. Durch die 
Subjektförderung soll sichergestellt werden, daß die 
Belastung durch die Miete einen bestimmten prozen-
tualen Anteil am Familieneinkommen nicht über-
steigt. Sozialpolitisch halten wir Sozialdemokraten 
das Wohngeld für eine der sinnvollsten und gerechte-
sten Leistungen, weil auf diesem Wege staatliche Mit-
tel gezielt eingesetzt werden können und das Wohnen 
in ausreichend großen und ausreichend ausgestatte-
ten Wohnungen auch breiten Bevölkerungsschichten 
wirtschaftlich möglich gemacht wird. Das Wohngeld, 
Herr Kansy, kann aber eine verfehlte Wohnungsbau-
politik nicht ersetzen. 

(Müntefering [SPD]: Das ist wohl wahr!) 

Der Mieten- und Wohngeldbericht sagt aus, daß die 
Mietbelastung, also der Anteil des für Mietzahlungen 
aufgewandten Teils des Einkommens, 1985 im Durch-
schnitt 18,6 % betrug. 1973 lag dieser Anteil noch bei 
13 %. Es ist schon grotesk, wenn die Bundesregierung 
diese Zahlen in Zweifel zu ziehen versucht, indem sie 
z. B. darauf hinweist, daß das Urlaubsgeld, das 13. und 
14. Monatsgehalt, Zinseinkünfte und Steuerrückzah-
lungen bei der Einkommensfeststellung außer Be-
tracht blieben. Meine Damen und Herren von der 
Regierungskoalition, ich kenne keinen Arbeitslosen 
oder Sozialhilfeempfänger, der ein 13. oder 14. Mo-
natsgehalt bezieht. 

Natürlich steigen die Mieten genauso, wie wir eine 
ständige Preissteigerung zu verzeichnen haben. Erst-
malig in dieser Republik sind die Mieten aber weitaus 
stärker gestiegen als das allgemeine Preisniveau; 
1986 sogar um das Zehnfache, und auch 1987 war die 
Mietsteigerung neunmal höher als die des allgemei-
nen Preisniveaus. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Weil die Infla-
tion null  ist!)  

— Seien Sie doch nicht so aufgeregt. Das steht alles im 
Mietenbericht. 

Auch wenn Sie es nicht hören wollen: Die Mietstei-
gerungslokomotive setzt sich durch Ihre Politik immer 
stärker in Bewegung. Dazu trägt Ihre Wohnungsbau-
politik entscheidend bei. 

(Müntefering [SPD]: So ist es! — Frau Oe

-

sterle-Schwerin [GRÜNE]: Ihre Wohnungs

-

nichtbaupolitik!) 

Durch den Rückgang der öffentlich geförderten 
Wohnungen, durch den ständigen Rückgang der Fer-
tigstellungen insgesamt sind Wohnungen wieder zur 
Mangelware geworden. Das hat natürlich Auswirkun-
gen auf die Mietpreisbildung. Dazu kommt, daß schät-
zungsweise 300 000 Sozialwohnungen seit 1978 aus 
den förderrechtlichen Bestimmungen herausgefallen 
sind. Aber noch ein größeres Gewicht haben die Frei-
setzungen infolge vorzeitiger Rückzahlungen öffentli-
cher Darlehen. Davon sind von 1982 bis 1987 zirka 
1 Million Wohnungen betroffen gewesen. All das 
wirkt sich auf das Mietenniveau aus. 

Bei diesen Wohnungen, die für die preisgünstige 
Versorgung der breiten Schichten zur Verfügung 
standen, handelt es sich in der Regel um Wohnungen, 
die in den 50er und 60er Jahren errichtet worden sind 
und deswegen für Bevölkerungskreise mit niedrigem 
Einkommen von ganz besonderer Bedeutung sind. Ich 
sage das ganz bewußt, weil im Wohngeld- und Mie-
tenbericht der Anstieg der Mietbelastung auch mit 
dem gestiegenen Wohnkomfort begründet wird. Der 
Wohnkomfort hat sich bei diesen Wohnungen trotz 
Mietsteigerungen nicht geändert. 

Die Folge Ihrer Politik ist besonders an den Mieten 
in den Ballungsräumen abzulesen. Dort stiegen die 
Preise für neuvermietete Wohnungen im vergange-
nen Jahr um 12 %. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Aber nicht im Ruhr
-gebiet!) 

— Da haben Sie recht. — Das ist genau die Entwick-
lung, die Sie mit Ihrer Politik bezwecken. Schließlich 
hat ja der Herr Minister vor den Haus- und Grundei-
gentümern diese Entwicklung geradezu herausge-
stellt. Er hat gesagt: Ihr könnt wieder mit höheren 
Mieten rechnen; das sollte euch veranlassen, mehr im 
Wohnungsbau zu tun. 

Durch die Verabschiedung aus dem sozialen Woh-
nungsbau hofft er also, — — 

(Frau Rönsch [Wiesbaden] [CDU/CSU]: Und 
was ist mit der Neuen Heimat?) 

— Nun lassen Sie doch diese ollen Kamellen! Wenn 
Ihnen nichts anderes mehr einfällt, kommen Sie mit 
der Neuen Heimat und versuchen damit, Ihre mangel-
hafte Politik zu ersetzen. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜNEN 
— Grünbeck [FDP]: Die hat Milliarden Steu

-
ergelder verplempert!) 

Meine Damen und Herren und Herr Grünbeck, Sie 
können doch auf die erfolgreiche Wohnungspolitik, 
die Sie ja bis 1982 mitgetragen haben, beruhigt zu-
rückblicken. Für Sie ist es allerdings bedrückend, 
Herr Grünbeck, wenn Sie jetzt feststellen, daß Sie die 
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Substanz, die damals angeschafft wurde, in diesen 
sechs Jahren verwirtschaftet haben. Daß Sie das be-
drückt, daß Sie diese Entwicklung mit zu verantwor-
ten haben, dafür habe ich Verständnis. 

(Grünbeck [FDP]: Da machen Sie sich keine 
Sorgen!) 

Sie haben darauf hingewiesen, Frau Rönsch, daß die 
Wohngeldausgaben drastisch gestiegen sind. Das ist 
richtig. Das war nach jeder Novellierung so; denn wir 
haben ja bewußt auf eine Dynamisierung des Wohn-
geldes verzichtet und das Wohngeld jeweils von Fall 
zu Fall angepaßt. Die Situation des außerordentlich 
hohen Sprunges ist darauf zurückzuführen, daß der 
Anteil der Arbeitslosen, der Anteil der Sozialhil-
feempfänger während Ihrer Regierungszeit durch 
Ihre Wirtschaftspolitik drastisch gestiegen ist und 
heute einen Anteil von 40 % der Wohngeldempfänger 
ausmacht. Das ist die entscheidende Ursache für diese 
Entwicklung. 

Ich sehe, meine Redezeit ist abgelaufen. Ich möchte 
noch zu Ihrem Antrag sagen: Wir haben einen Antrag 
im Sinne der Mieter vorgelegt. Meine Damen und 
Herren, Sie wissen, daß wir Ihren Antrag ablehnen, 
weil er nicht nach vorne geht. Herr Präsident, wir bit-
ten, über die Ziffer 4 des Antrages des Ausschusses 
gesondert abzustimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Grünbeck. 

(Müntefering [SPD]: „4711 — Immer da

-

bei!") 

Grünbeck (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Freien Demokraten 
fühlen sich durch den vorgelegten Wohngeld- und 
Mietenbericht der Bundesregierung in Ihrer langfristi-
gen Konzeption bestätigt, nämlich wegzugehen von 
der Gießkanne des Objektbaus hin zur gezielten sub-
jektiven Förderung der Mieter. 

Die Mietpreissteigerung 1987 hat 1,8 % betragen. 
Herr Kollege Menzel, nach Ihren Ausführungen habe 
ich Hoffnung, daß die Mietenlüge der SPD ein Ende 
hat; denn dazu haben Sie eigentlich nicht viel ausge-
führt, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Was war denn das 
für eine Anspielung?) 

und dadurch fühle ich mich bestätigt. Ich bedauere 
allerdings sehr, daß der Präsident des Deutschen Mie-
terbundes den Saal wieder verlassen hat. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Mir wäre es lieber gewesen, wenn er hiergeblieben 
wäre. Aber anscheinend ist das Interesse an einer 
seriösen Diskussion über die Mietenentwicklung bei 
dem Präsidenten des Deutschen Mieterbundes nicht 
besonders ausgeprägt. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Grün-
beck, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Müntefering? 

Grünbeck (FDP): Ja, Herr Präsident, wenn mir das 
nicht auf meine Redezeit angerechnet wird. 

Präsident Dr. Jenninger: Das pflegen wir nicht zu 
tun. 

Grünbeck (FDP): Danke sehr. 

Müntefering (SPD): Herr Kollege Grünbeck, Herr 
Jahn und Herr Seiters sitzen im Augenblick vor dem 
Plenarsaal und beraten wichtige Punkte für heute. 
Wenn Sie Wert darauf legen, kann ich ihn hereinho-
len. Soll ich das tun? 

(Frau Rönsch [Wiesbaden] [CDU/CSU]: Ja, 
darauf legen wir schon Wert!) 

Grünbeck (FDP): Ich fürchte, bis der kommt, ist 
meine Redezeit zu Ende. Aber ich überlasse es Ih-
nen. 

(Frau Rönsch [Wiesbaden] [CDU/CSU]: Es 
kommt auf die Prioritäten an, die hier gesetzt 

werden!)  
Ich glaube, daß wir eine zweite Feststellung treffen 

müssen, meine Damen und Herren. Der Anteil der 
Miete am netto verfügbaren Einkommen ist von 13 
auf 16 % gestiegen. Und das hat seine Gründe. Herr 
Kollege Menzel, wir haben die durchschnittliche 
Wohnfläche pro Einwohner in der Bundesrepublik in 
wenigen Jahren von 24 qm auf 32 qm erhöht. Mehr 
Wohnfläche ist mehr Miete. Wenn Sie sagen, daß der 
technische Komfort in den Wohnungen nicht zuge-
nommen hat, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wie groß ist denn 
die Wohnfläche im sozialen Wohnungs

-

bau?) 
dann kennen Sie die gesamte Sanitär- und Heizungs-
branche nicht. Was haben wir denn — Gott sei 
Dank — mit großem Aufwand an Modernisierungen 
und Sanierungen durchgeführt! Ich glaube, wir kön-
nen uns hier mit einem guten Gewissen vor der Öf-
fentlichkeit hinstellen. 
Auch die Nebengebühren für Wasser, Abwasser, 

Müll und Stromversorgung sind im Grunde genom-
men in vertretbarem Maße gestiegen, obwohl natür-
lich Umweltmaßnahmen und Modernisierungsmaß-
nahmen auch auf diesem Gebiet in die Kosten gehen. 
Der Anstieg der Gebühren ist spürbar, er ist im Mie-
tenindex inbegriffen, und wir müssen natürlich wis-
sen, daß Umweltpolitik nicht zum Nulltarif zu haben 
ist. Allerdings — so muß ich sagen — hat die Entla-
stung der Kosten bei der Energieversorgung und hat 
die Stabilitätspolitik der Bundesregierung wesentlich 
dazu beigetragen, daß die Kaufkraft der Bevölkerung 
nicht durch Mieten gelitten hat. Dies ist eine ganz 
wesentliche Feststellung, weil es in die Gesamtbe-
trachtung hineingehört. 
Meine Damen und Herren, ich möchte noch etwas 

zur Mietenentwicklung in den Ballungsräumen sa-
gen. Alle erklären, wir sollten den sozialen Mietwoh-
nungsbau in den Ballungsräumen in besonderem 
Maße fördern. Dort ist natürlich auch ein Bedarf vor-
handen. Ich persönlich äußere hier in aller Öffentlich-
keit meine Bedenken; denn wenn Sie die Mietenent-
wicklung beispielsweise in München betrachten, 
dann stellen Sie fest, daß dort der drastischste Mieten- 
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Grünbeck 
anstieg von ganz Bayern stattgefunden hat, weil der 
Bedarf an Wohnungen größer geworden ist, da mehr 
Arbeitsplätze geschaffen worden sind. Wenn Sie die-
sen Trend weiter staatlich fördern, wenn Sie die Zu-
zugsmentalität, bezogen auf die Ballungsräume, die ja 
attraktiv sind, durch mehr Studienplätze, durch mehr 
Bildungsangebote, durch mehr Mobilität im Beruf för-
dern — — 

(Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

— Herr Roth, Sie brauchen mit mir über Mobilität 
nicht zu reden. Darüber streite ich mich mit Ihnen gar 
nicht. 

(Roth [SPD]: Es ist doch sonst Ihr Argument, 
wir hätten zuwenig Mobilität! Jetzt ist es zu

-

viel! Mal so und mal so! Liberal heißt: so, 
aber ich kann auch anders!) 

Wir sind der Auffassung, daß die Entwicklung im 
ländlichen Raum mehr Aufmerksamkeit verdient, als 
Sie denken. Die ländlichen Räume machen mir, nicht 
nur was die Mietenpolitik betrifft, sondern auch was 
die Verkehrspolitik und andere Politiken bet rifft, Sor-
gen. Ich bin dafür, daß wir in Deutschland eine aus-
gewogene ländliche Strukturpolitik betreiben. Dazu 
gehört, daß nicht nur die Ballungsräume gefördert 
werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir müssen feststellen — darauf hat der Markt her-
vorragend reagiert — , daß junge Menschen das El-
ternhaus heute früher als je zuvor verlassen, daß es 
mehr Alleinerziehende als je zuvor gibt, daß ältere 
Menschen — leider — manchmal zu sehr allein woh-
nen. Man braucht im Grunde genommen kleine und 
mittlere preiswerte Wohnungen. Die Ergebnisse der 
Volkszählung werden uns sicher die notwendigen Da-
ten für eine langfristige Anpassung der Wohnungs-
baupolitik liefern. 

Ich möchte noch einen Satz zur Modernisierung sa-
gen. Es besteht ein großer Bedarf bei der Wohnungs-
modernisierung. Ich glaube, daß wir im Mietrecht 
nachprüfen müssen, ob man nicht die Modernisierung 
durch den Mieter selbst in Abstimmung mit dem Ver-
mieter erleichtern könnte. Man sollte überlegen, ob 
man nicht im vernünftigen Interesse der Mieter, ins-
besondere was die Hygiene der Mietwohnungen an-
geht, die Duldung der Modernisierung und Sanierung 
erleichtern könnte. 

Ich glaube, daß wir auch — da stimme ich Ihnen voll 
zu, Frau Kollegin Rönsch — über den Abbau der Bü-
rokratisierung reden müssen. Die Sozialhilfeempfän-
ger sollte man wirklich so bald wie möglich von der 
Antragstellung befreien. 

Damit bin ich beim Wohngeld. Ich glaube, man 
müßte der Öffentlichkeit einmal sagen, wie sich das 
Wohngeld entwickelt hat. 1965 wurden 147 Millionen 
DM an 394 000 Wohngeldempfänger gezahlt. 1980 
waren es 1,8 Milliarden DM bei über 1 Million Wohn-
geldempfängern. Wenn ich mich nicht täusche, waren 
Sie zu dieser Zeit noch mit uns in der Regierung, Herr 
Kollege Menzel. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das war die 
Achse Grünbeck-Menzel!) 

1986 wurden 3,3 Milliarden DM an 1,6 Millionen 
Wohngeldempfänger gezahlt. 1987 betrug die Wohn-
geldleistung 3,8 Milliarden DM. Dieses Wohngeld 
entfällt natürlich in besonderem Maße auf die Nicht-
erwerbstätigen, auf die Rentner mit niedrigem Ein-
kommen, auf die Arbeitslosen und die kinderreichen 
Familien. Eine bessere Wohn- und Mietenpolitik kann 
man sich gar nicht wünschen. 

Herr Minister, die FDP wird mit Ihnen gemeinsam 
und mit den Kollegen der CDU/CSU-Fraktion diese 
Linie fortsetzen. 

(Müntefering [SPD]: Diese Zickzacklinie!) 

Wenn ich Ihren Antrag, Frau Kollegin von den GRÜ-
NEN, lese, könnte mich schaudern. Sie sollten endlich 
zu einer Konzeption finden. Beim Hochbau beklagen 
Sie, daß die Ghettobildung zu stark ist. Aber in die 
Fläche wollen Sie nicht gehen, weil da zuviel Versie-
gelung stattfindet. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Sie ver

-

kürzen die Argumentation sehr!) 

Vielleicht taufen Sie sich um und machen aus den 
GRÜNEN eine bunte Partei, dann sind die Möglich-
keiten für künftige Visionen größer. Dieses Angebot 
könnte ich Ihnen machen. 

Den Kolleginnen und Kollegen von der Opposition 
möchte ich zum Abschluß folgendes sagen. Ich ver-
stehe eines nicht; das hätte ich gern Herrn Jahn ge-
sagt, richten Sie es ihm bitte aus. 

(Müntefering [SPD]: Das tue ich gern! Vielen 
Dank!) 

Da ist schon der Verdacht des Mißbrauchs eines Mie-
terpräsidenten zu parteipolitischen Zwecken nicht 
mehr von der Hand zu weisen. 

(Menzel  [SPD]:  Na!) 

— Nicht „Na!"; so ist es. 

Sie werden sich überlegen müssen, ob Sie mit der 
Mietenlüge weiter leben können. Denn ich halte es 
nicht für eine sozial verantwortliche Politik, wenn ich 
unsere Menschen mit Prognosen verunsichere, daß 
die Mieten ins Unermeßliche steigen, daß sie kaum 
noch bezahlbar sind, und nicht nur den Menschen 
Angst mache, die tatsächlich in Not sind, sondern 
auch noch jenen Menschen Angst mache, die in gesi-
cherten Mietverhältnissen leben. 

Wir werden gegen diese Politik durch eine seriöse 
Wohngeld- und Mietenpolitik entschiedenen Wider-
stand leisten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und CDU/CSU — Mün

-

tefering [SPD]: Sie leisten Widerstand? Seit 
wann denn das?) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Oesterle-Schwerin. 

(Müntefering [SPD]: Jetzt lesen Sie den An

-

trag einmal vor! Ich will endlich wissen, was 
da drinsteht! — Frau Rönsch [Wiesbaden] 

[CDU/CSU]: Das sind ja zwölf Seiten!) 
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Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE) : Wenn Sie meine 
Redezeit verlängern, gern. — Kolleginnen und Kolle-
gen! Als ich neulich im Ausschuß für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit unseren Obdachlosen-Antrag 
begründet habe, da sagte jemand zu mir: Sie wollen ja 
eine ganz andere Wohnungspolitik. Das stimmt! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir wollen eine ganz andere Wohnungspolitik. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Alles verstaatli

-

chen!) 

Wir wollen eine Wohnungspolitik, die Mieterinnen 
und Mietern das Recht auf sicheres Wohnen, und 
zwar unabhängig von ihrem Einkommen, gewährlei-
stet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ohne Bezah

-

lung!)  

Wir wollen eine Wohnungspolitik, die garantiert, 
daß niemand dazu gezwungen wird, Wohneigentum 
zu erwerben, um sicher wohnen zu können. 

(Frau Rönsch [Wiesbaden] [CDU/CSU]: Das 
ist aber auch schlimm, wenn jemand Eigen

-

tum erwirbt! — Grünbeck [FDP]: Wer wird 
denn gezwungen?) 

Wir wollen eine Wohnungspolitik, die damit auf-
hört, Menschen in das Abenteuer Wohneigentum hin-
einzuzwingen, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Oh mein Gott, 
wie weit sind Sie von der Wirklichkeit ent

-

fernt!) 

ein Abenteuer, daß jedes Jahr für 30 000 Haushalte 
mit dem Antrag auf Zwangsversteigerung endet. 

Wir wollen eine Wohnungspolitik, die nicht dazu 
führt, daß sich der Staat selber jedes Jahr seiner hohen 
Wohngeldkosten rühmen muß. Wir wollen vielmehr 
eine Wohnungspolitik, die für tragbare Mieten sorgt 
und das Wohngeld überflüssig macht. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Möller 
[CDU/CSU]: Und wer soll das bezahlen? — 
Frau Rönsch [Wiesbaden] [CDU/CSU]: Stim

-

men Sie unseren Anträgen zu!)  

Sie haben überhaupt keinen Grund dazu, auf Ihre 
hohen Wohngeldausgaben stolz zu sein. Diese hohen 
Wohngeldausgaben sind kein Erfolg Ihrer Wohnungs-
politik, sondern eine Bankrotterklärung derselben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der vorliegende schöngefärbte Mieten- und Wohn-
geldbericht kann nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
die Bundesregierung eine ganz gezielte Politik der 
Verknappung von Wohnraum betreibt, um die Posi-
tion der Haus- und Grundbesitzer auf dem Markt zu 
stärken. 

(Lachen des Abg. Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU] 
— Grünbeck [FDP]: Glauben Sie das sel

-

ber?) 

Sie machen eine Politik, die dazu führt, daß die Zahl 
der billigen Wohnungen auf dem Markt immer gerin-
ger wird, wodurch die Mieten aller Wohnungen im-
mer teurer werden. Nur so ist es zu verstehen, daß 
einer der ersten Beschlüsse der Wende-Regierung 
schon 1983 der war, 25 000 Wohnungen aus dem Be

-

stand des Bundes — ohne Rücksicht auf Mieterinnen 
und Mieter — auf dem sogenannten freien Woh-
nungsmarkt zu verscherbeln. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Die Mieter darin 
sind alle glücklich!) 

Hierbei handelt es sich durchweg um Wohnungen, die 
nicht von begüterten Personen bewohnt werden. 

Fast jede Woche erreicht ein neuer Hilferuf das 
wohnungspolitische Büro unserer Fraktion. Helm-
stedt, Salzgitter, Ravensburg, Dortmund, Neu-Ulm 
etc. — überall die gleiche Masche: Zuerst werden die 
Wohnungen ganz scheinheilig den Mieterinnen und 
Mietern angeboten, obwohl die Bundesregierung 
ganz genau weiß, daß gerade diese Menschen nicht 
dazu in der Lage sind, Wohneigentum zu bilden. — 
Das ist übrigens gar nichts Besonderes, weil sie dieses 
Schicksal mit 58 % der übrigen Bevölkerung teilen. — 
Danach wird ebenso scheinheilig versucht, die Ge-
meinden dazu zu überreden, diese Wohnungen zu 
kaufen, was meist ebenfalls scheitert. Und zum Schluß 
macht die Bundesregierung genau das, was sie von 
Anfang an vorgehabt hat: Sie verkauft die Wohnun-
gen als Spekulationsobjekte an Private. 

Zur Beruhigung der Gemüter wird dann ein Vertrag 
gemacht, der den Mieterinnen und Mietern einen 
sechsjährigen Kündigungsschutz garantiert, wobei 
völlig klar ist, was mit den Wohnungen nach Ablauf 
dieser Frist passiert. Sie können weite rverkauft oder 
abgerissen werden. Letzteres ist besonders dann loh-
nend, wenn sie sich auf einem Grundstück befinden, 
das in einem Industriegebiet oder in der Nähe irgend-
eines Großmarktes liegt. Und genau das passiert im 
Moment in Neu-Ulm, in der Stadt, in deren unmittel-
barer Nähe ich wohne. Dort sollen 372 Wohnungen, 
die sich direkt gegenüber einem großen Möbelmarkt 
befinden, an die Sparkasse verkauft werden. Da sich 
dieser Möbelmarkt schon jetzt nach allen Seiten aus-
dehnt, ist zu erwarten, daß nach Ablauf der Karenzzeit 
von sechs Jahren die Stadt Neu-Ulm 372 preiswerte 
Wohnungen weniger und dafür ein paar tausend Qua-
dratmeter Möbelmarkt mehr haben wird. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Genau 
das ist es!) 

Ein ganz besonders abscheulicher Aspekt an die-
sem Geschäft ist die Tatsache, daß auch in dieser Sied-
lung genau wie in einer ähnlichen Siedlung in Dort-
mund heute noch ca. 70 ehemalige Zwangsarbeiter 
wohnen, die von den Nazis nach Deutschland ver-
schleppt worden sind. In Dortmund wohnen in der 
betreffenden Siedlung noch 180 ehemalige Zwangs-
arbeiter. Auf meine Kleine Anfrage an die Bundesre-
gierung, ob der Erhalt des Dauerwohnrechts für diese 
Menschen in ihren Wohnungen nicht das Mindeste 
wäre, was diese an sogenannter Wiedergutmachung 
erwarten könnten, antwortet mir die Bundesregierung 
ganz eiskalt: „Zwischen der Veräußerung entbehrli-
cher Wohnungen und Maßnahmen der Wiedergutma-
chung besteht kein Zusammenhang." Da kann ich 
Ihnen nur sagen: Wer so etwas schreibt, wer so redet, 
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Frau Oesterle-Schwerin 

der hat nichts gelernt, der hat kein Unrechtsbewußt-
sein, der hat kein Schamgefühl. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD — 
Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Sind 

das böse Töne!) 
Kolleginnen und Kollegen, ich schließe mit einem 

Zitat des verstorbenen Bundespräsidenten Gustav 
Heinemann, der 1972 zu unserem Freund Rudi 
Dutschke gesagt hat: Ihr werdet wohl erst Häuser 
besetzen müssen, ehe wir ein anderes Mietrecht be-
kommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteilte das Wort dem 
Herrn Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Bevor ich auf die wich-
tigsten Ergebnisse des Wohngeld- und Mietenbe-
richts eingehe, bedanke ich mich bei denen, die an der 
Erstellung und Beratung des Berichts mitgewirkt ha-
ben. Dieser Dank gilt den Mitgliedern des Ausschus-
ses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, ins-
besondere den Berichterstattern: Frau Rönsch und Ih-
nen, Herr Kollege Menzel. Der Dank gilt auch meinen 
Mitarbeitern im Bundesbauministerium. 
Der Wohngeld- und Mietenbericht 1987 ist ein Lei-

stungsbericht und eine ansehnliche Leistungsbilanz 
dieser Bundesregierung. 
Der Wohngeld- und Mietenbericht 1987 ist das Zah-

lenwerk einer erfolgreichen Wohnungspolitik. 

(Reschke [SPD]: Eine Schande!) 

Der Wohngeld- und Mietenbericht 1987 ist eine un-
bestechliche Dokumentation unserer wirksamen 
Wohnungspolitik, die ja immer zugleich Sozialpolitik, 
Familienpolitik und Vermögensbildungspolitik ist. 

Das Wohngeld erweist sich — da rin, glaube ich, 
besteht Übereinstimmung — immer mehr als treffsi-
cheres und leistungsfähiges Instrument der sozialen 
Absicherung. Die Wohngeldleistung hat im Durch-
schnitt den Betrag von 144 DM monatlich erreicht. 
Dabei gibt es keine Finanzierungsvorbehalte, denn 
jeder, der die Voraussetzungen erfüllt, hat einen 
Rechtsanspruch auf Wohngeld. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Jeder 
darf unter Brücken schlafen! — Frau Rönsch 
[Wiesbaden] [CDU/CSU]: Er darf, aber er 

muß nicht!) 

— Wer das bundesdeutsche Wohngeldsystem kriti-
siert, Frau Kollegin, ist aufgefordert, vergleichbare 
Leistungen in westlichen Industrieländern nachzu-
weisen. Vergleichszahlen etwa aus der DDR, der So-
wjetunion oder Polen, soweit solche Vergleiche über-
haupt angestellt werden können, belegen eindrucks-
voll die Überlegenheit unserer marktwirtschaftlich 
angelegten Wohnungs- und Mietenpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir — das ist der Gegensatz — verwalten nicht den 
Mangel; wir verbessern die Rahmenbedingungen für 

die Investoren und beseitigen auf diese Weise den 
Mangel. Wohnungsbau ist immer noch der beste Mie-
terschutz. 

Die Mieten weisen eine Stabilität auf, die vor weni-
gen Jahren kaum jemand für möglich gehalten hätte. 
Der Mietenindex stieg 1987 nur noch um 1,8 %. Das ist 
die niedrigste Rate seit Einführung des Mietenindex 
überhaupt, nämlich seit dem Jahre 1962. Für die Viel-
zahl der Mieter in unserem Lande erweist sich damit: 
Die erfolgreiche Stabilitätspolitik der Bundesregie-
rung seit 1983 ist gleichzeitig die beste Sozialpolitik 
und die beste Mieter- und Mietenpolitik. 

Die marktwirtschaftliche Wohnungspolitik sorgt für 
ein hohes Angebot. Wir haben die beste Wohnversor-
gung, die es in der Bundesrepublik Deutschland je 
gegeben hat. Jedem Bundesbürger stehen — hier 
nenne ich als Bundesminister natürlich eine auf Bun-
desebene ermittelte statistische Durchschnittszahl — 
mehr als 34 qm Wohnraum zur Verfügung. 

Ich weiß natürlich auch, daß es — und dem widmen 
wir unsere Aufmerksamkeit — Familien gibt, die mit 
sehr viel weniger Wohnraum auskommen müssen. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Ja, alle 
Kinder, die im sozialen Wohnungsbau leben! 

Die haben 7 oder 11 qm!) 

Ich weiß, daß es auch heute noch Familien und Ein-
zelpersonen gibt, die in Not geraten und unserer Hilfe 
bedürfen. Wir helfen ja auch entsprechend. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Ihnen ist 
nicht zu helfen!) 

Unser Ziel muß es sein, wirksame und differenzierte 
Hilfen anzubieten. Dabei gibt es eine klare Teilung 
der Aufgaben und der Verantwortung: Die Bundesre-
gierung hat vor allem für ein insgesamt hohes Woh-
nungsangebot zu sorgen und tut das auch. Daneben 
sorgt sie gemeinsam mit den Ländern für eine wirk-
same soziale Absicherung durch das Wohngeld. 

Niemand wird behaupten können, daß mit dem 
Wohngeld alle sozialen Probleme des Wohnens be-
reits gelöst werden könnten. Aber für differenzierte 
Hilfen im Einzelfall müssen die Städte und Gemein-
den ihre Verantwortung wahrnehmen. Notfälle müs-
sen vor Ort behandelt, gelindert und beseitigt werden. 
Der Bund hilft mittelbar, indem er sich am vertikalen 
Finanzausgleich beteiligt und indem er die Wohnko-
sten für Sozialhilfeempfänger mitträgt, was viele übri-
gens nicht wissen. 

Die Gemeinden erhalten einen Großteil der Sozial-
hilfeaufwendungen für das Wohnen von Bund und 
Ländern erstattet. Die Entlastung der Gemeinden 
durch Wohngeld betrug im Jahre 1987 rund 1,4 Milli-
arden DM. 

(Grünbeck [FDP]: Hört! Hört!) 

Ich würde mich freuen, wenn dies durch die Medien 
auch bundesweit bekannt würde. 

In jüngster Zeit wird den Koalitionsparteien und der 
Bundesregierung vorgeworfen, sie erschwerten die 
kommunale Wohnungsfürsorge durch die Einführung 
der Steuerpflicht für gemeinnützige Wohnungsunter-
nehmen und durch die Aufhebung des Wohnungsge-
meinnützigkeitsgesetzes. Meine Damen und Herren, 
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die Entscheidung, ob gemeinnützige Wohnungsun-
ternehmen künftig steuerpflichtig sein werden, ist 
noch nicht getroffen. Der Gesetzgeber wird darüber in 
den nächsten Wochen zu befinden haben. 
Aus der Sicht der Bundesregierung ist festzuhalten: 

Die Bundesregierung will die Wohnungsgemeinnüt-
zigkeit weder abschaffen noch schwächen, sondern 
sichern und auf Dauer stärken. 

(Müntefering [SPD]: Unsinn!) 
Die Bundesregierung gibt den Gemeinden mit der 
Aufhebung veralteter und sozialpolitisch hinderli-
cher Bindungen 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Eine glatte Irrefüh

-

rung!)  
mehr sozialen Handlungsspielraum. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: So ist es!) 

Der sich jetzt abzeichnende Weg für die gemeinnüt-
zige Wohnungswirtschaft sichert die wirtschaftliche 
Grundlage der Unternehmen und damit des Woh-
nungsangebots. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Hören Sie lieber ein

-

mal auf den bayerischen Innenminister!) 
Er läßt den Unternehmen mehr Freiheit und Selbst-
verantwortung für soziales Handeln. Er ermöglicht 
den gemeinnützigen Unternehmen wie allen anderen 
Investoren, dort neu zu bauen und ein zusätzliches 
Angebot bereitzustellen, wo Nachfrage besteht. Un-
soziale Mietverzerrungen werden beseitigt, bürokra-
tische Regelungen und Kontrollen werden verringert. 
Unser Weg schafft ein einheitliches, überschaubares 
Mietrecht. Er sichert das vorhandene Sozialkapital 
gegen Substanzverzehr und gegen den Zugriff des 
Fiskus. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Bitte, Herr Kollege. 

Reschke (SPD): Herr Minister, wie erklären Sie es 
sich, daß im Gegensatz zu Ihnen alle Landeswoh-
nungsbauminister die Streichung der Gemeinnützig-
keit als Schwächung bezeichnen? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Stimmt ja gar 
nicht!) 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Ich darf Sie daran erinnern, 
daß sich die gemeinnützigen Wohnungsverbände von 
Rheinland, Westfalen und Lippe einstimmig für die 
Beseitigung der Steuerfreiheit 

(Müntefering [SPD]: Was ist mit den Mini

-
stern, Herr Minister?) 

der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen ausge-
sprochen haben. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Ja, weil sie ihre Ge

-

schäfte machen wollen, aber das ist doch 
nicht die Mehrzahl!) 

— Verehrter Herr Mieterbundpräsident, im größten 
Bundesland, in Nordrhein-Westfalen, haben sich also 
die Gemeinnützigen für eine Regelung im Sinne der 
Bundesregierung ausgesprochen. 

(Reschke [SPD]: Kommen Sie jetzt bitte zu 
den Landesministern! Das war meine 

Frage!) 
Wie die Gemeinnützigkeit gestärkt wird, läßt sich am 
Beispiel der kommunalen Wohnungsunternehmen 
zeigen. 

(Reschke [SPD]: Herr Präsident, ich möchte 
meine Frage beantwortet haben!) 

— Sie erhalten jetzt die Antwort. Die Gemeindeord-
nung schreibt vor, daß die kommunalen Unterneh-
men nur dann auf normale Renditen verzichten dür-
fen, wenn sie einen sozialen Zweck erfüllen. 

(Reschke [SPD]: Ich wollte nicht gegen die 
Geschäftsordnung verstoßen! Ich habe die 

Antwort noch nicht gehört!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Kollege, Sie versto-
ßen nicht gegen die Geschäftsordnung. Ich nehme an, 
daß Sie die Anfrage noch nicht als beantwortet anse-
hen. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege Reschke, Sie 
erhalten die Antwort jetzt. Wird der soziale Zweck 
nachgewiesen, dann können sie kostendeckend oder 
sogar mit Zuschüssen arbeiten. Genau das ist mit der 
Wohnungsgemeinnützigkeit gemeint. Dafür wird den 
Gemeinden der selbstverantwortliche Handlungs-
spielraum geschaffen. 
Nicht der Bund, nicht das Land, sondern die Ge-

meinden können vor Ort entscheiden, ob ein sozialer 
Zweck erfüllt wird, ob eine gemeinnützige Leistung 
erbracht wird. 
Von Mietervereinen und vom Deutschen Mieter-

bund werden schon wieder Flugblätter verteilt, um 
Mieterängste zu schüren. Ich bedaure das sehr. Wer 
sich so blamiert hat, wer durch die Ereignisse so wi-
derlegt worden ist wie der Deutsche Mieterbund, der 
sollte es unterlassen, Flugblätter zu verteilen, wo von 
Mietsteigerungen um 50 bis 60 DM im Monat die 
Rede ist, in vielen Einzelfällen sogar von 100 DM und 
mehr. Die Zahlen werden sicher — bei der jetzt vor-
handenen Polemik — noch steigen, aber die Erfah-
rungen und die Praxis werden diese Behauptungen 
widerlegen. 
Am Schluß des Flugblattes heißt es: Helfen Sie mit 

durch Ihre Unterschrift, noch besser durch Ihren Bei-
tritt zum Mieterverein. — Ich habe nichts dagegen, 
daß die Mietervereine Mitgliederwerbung betreiben, 
aber sie sollten es nicht auf Kosten der Mieter machen, 
indem sie ihre Angst schüren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
So stellen beispielsweise der Verband Rheinischer 
und der Verband Westfälischer und Lippischer Woh-
nungsunternehmen fest: 

Im übrigen war und ist gemeinnütziges Preisver-
halten nicht an das Bestehen eines Wohnungsge-
meinnützigkeitsgesetzes gebunden. 
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Und Karl Quadt sagte in seiner Stellungnahme zur 
Anhörung am 6. Juni 1988: 

Im Übrigen sehe ich bei Genossenschaften kei-
nen Anlaß zu einer „Mietenexplosion". 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Jahn? 

 
Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 

Bauwesen und Städtebau: Bitte sehr. 

Jahn (Marburg) (SPD): Herr Bundesminister, ich 
will Sie ja nicht fragen, für wie redlich Sie eigentlich 
Ihre Methode der ausgesuchten Zitierung halten. 
Nachdem Sie aber eben auf ein Flugblatt zu sprechen 
gekommen sind, frage ich Sie: Sind Sie bereit zu be-
stätigen, daß die dort angegebenen Zahlen auf einer 
ausführlichen wissenschaftlichen Untersuchung des 
Instituts „Wohnen und Umwelt" in Darmstadt beru-
hen, daß sie nicht eine freie Erfindung sind, sondern 
die Wiedergabe einer wissenschaftlichen Untersu-
chung? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Ich kann das nicht bestäti-
gen, weil ich das nicht überprüft habe. Ich bin aber 
überzeugt, daß die dort angegebenen Zahlen falsch 
und irreführend sind und unnötig Ängste bei den Mie-
tern schüren. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Woher 
kommt diese Überzeugung?) 

Ich sage zum Schluß noch einmal: Wegen der Ab-
schaffung der Steuerfreiheit braucht nicht eine ein-
zige Miete angehoben zu werden. Steuern zahlt nur, 
wer Gewinne macht. Wer seine Gewinne durch nied-
rige Mieten an die Mieter weitergibt, der zahlt keine 
Steuern, und wer baut, investiert oder modernisiert, 
der zahlt auch keine Steuern. Die Bundesregierung 
läßt sich in ihrem wohnungspolitischen Kurs nicht 
beirren. Wir machen eine Wohnungspolitik für Mieter 
und Vermieter. Wir sorgen dafür, daß das Angebot 
steigt und daß es wirtschaftlich möglich ist, Mietwoh-
nungen anzubieten. Nur wenn es leistungsfähige 
Vermieter gibt, kann es auch Mieter geben. Nur wenn 
die Leistungsfähigkeit der Unternehmen und Vermie-
ter ausgeschöpft wird, gibt es kostengünstige Woh-
nungen. Wer diese einfachen Grundsätze mißachtet, 
zerstört den Wohnungsmarkt, mißachtet die Bedürf-
nisse der Wohnungssuchenden und verhält sich in 
hohem Maße unsozial. 
Meine Damen und Herren, ich darf sagen, der 

Wohngeld- und Mietenbericht ist eine stolze Lei-
stungsbilanz. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 

Ich bedanke mich bei all denen, die diese Politik un-
terstützt haben. Ich bitte die Damen und Herren aus 
der SPD-Fraktion, sich in Geduld zu üben. Die Wirk-
lichkeit wird sie einholen. Am Ende wird die Bundes-
regierung recht behalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Regierung und die Koalition wollen 
sich offensichtlich immer noch die Hände an der 
Wohngeldnovelle wärmen, die inzwischen zweiein-
halb Jahre alt ist und in ihrer Wirkung immer geringer 
wird; denn man wächst mit seinen Ansprüchen im 
Bereich Wohngeld aus Novellen heraus — das wissen 
wir — , und dann muß man von Zeit zu Zeit nachsteu-
ern. Statt über das zu sprechen, was vor zweieinhalb 
Jahren einmal gemacht worden ist, sollten Sie, Herr 
Minister, darüber sprechen, wie die Situation denn 
heute ist und wie die Probleme zu lösen sind, die wir 
morgen haben. 

(Beifall bei der SPD) 
Da gibt es in der Tat dringlichen Handlungsbedarf. 

Die Haushalte werden schnell kleiner. Wir werden 
1990 700 000 Einpersonenhaushalte, 450 000 Zwei-
personenhaushalte und 800 000 Dreipersonenhaus-
halte mehr haben als Anfang der 80er Jahre. Das wirkt 
sich natürlich auch auf den Markt aus, und von daher 
erklärt sich auch, daß viele Menschen heute mehr 
Quadratmeter Wohnfläche haben, als das noch vor 
einigen Jahren der Fall gewesen ist. Aber das löst 
nicht die Wohnungsprobleme, in denen wir uns bewe-
gen. Die Zahl der Haushalte nimmt bis 1990 um 
800 000 zu. Wir sind mitten in einer galoppierenden 
Umstrukturierung des Wohnungsmarktes. Durch die 
Saumseligkeit der Bundesregierung eskalieren die 
Probleme. 
Ein paar Schlagzeilen, ein paar Schlaglichter dazu: 

In Frankfurt wurden im Februar dieses Jahres 10 300 
Wohnungssuchende gezählt, die nicht aus eigener 
Kraft eine Wohnung finden konnten. In Düsseldorf 
waren 86 % der Wohnungssuchenden Menschen, die 
Minderverdienende sind, die keine Chance hatten, 
sich am Markt durchzusetzen. In diesem Jahr, 1988, 
kommen rund 150 000 Aussiedler und Umsiedler aus 
der DDR und aus osteuropäischen Ländern zu uns und 
suchen hier Wohnung und Integration. Dazu will ich 
einmal etwas in Klammern sagen: Daß die Bundesre-
gierung das Kommen dieser neuen Bürger herzlich 
begrüßt und im übrigen die Städte und Gemeinden 
und Länder bei dem Problem der Integration — das ist 
ja viel mehr als nur das Wohnungsproblem — so allein 
läßt, wie sie es tut, ist eine Schofeligkeit sonderglei-
chen. 

(Beifall bei der SPD) 
Die Bundesregierung verkauft Bundeswohnungen. 

Ich nehme einmal das Beispiel Neu-Ulm, wo im Au-
genblick an eine Bank, an eine Sparkasse verkauft 
wird. Es ist doch klar, daß die Menschen Angst haben, 
was denn eigentlich mit der Wohnung wird, wo sie 
sich bisher sicher gefühlt haben, wenn wir wissen, daß 
modernisiert und verdrängt wird und die, die bisher in 
den Wohnungen gewesen sind, nicht mehr darin woh-
nen können. Die Verknappung am Wohnungsmarkt 
treibt die Mieten. 1987 sah das so aus: bei Wiederver-
mietung in Kiel 5,5 % Mietensteigerung, in Mann-
heim 7,7 %, in Frankfurt und Braunschweig 8,3 %, in 
Stuttgart über 10 %. Bei Erstvermietungen war das 
noch eindeutiger: Berlin, Stuttgart, Düsseldorf, Karls-
ruhe, Heidelberg, Saarbrücken — alle über 10 % Mie- 
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tensteigerung im Jahre 1987. Sie sprechen über 
1985/86, und wie schön es gewesen ist, daß Sie die 
Wohngeldnovelle machen durften, aber Sie sprechen 
nicht darüber, wie die Situation im Augenblick ist und 
wie sich das Ganze entwickelt. Das Problem ist, daß 
Sie nicht an das denken und danach handeln, was 
jetzt eigentlich ansteht, sondern sich immer nur rück-
blickend auf das konzentrieren, was irgendwo einmal 
gewesen ist. 

In dieser schwierigen wohnungspolitischen Situa-
tion gibt die Bundesregierung keinen Pfennig für 
neue Sozialmietwohnungen. Sie streicht die Mittel für 
den selbstgenutzten Sozialmietwohnungsbau dra-
stisch zusammen, und sie streicht jetzt die Wohnungs-
gemeinnützigkeit. Dazu lassen Sie mich wirklich ei-
nen Satz sagen, weil das, was Sie da eben gemacht 
haben, unter der Würde eines Ministers ist. Sie wissen 
genau, Herr Minister, daß die Mehrheit der Unterneh-
mer im Bereich der Wohnungsgemeinnützigkeit dafür 
ist, daß Wohnungsgemeinnützigkeit erhalten bleibt 
und gestärkt wird. Die, die in Nordrhein-Westfalen 
heraus wollen, wollen heraus, weil sie Angst davor 
haben, daß Sie eine Reform machen könnten, die 
dann die gemeinnützigen Unternehmen stranguliert. 
Wenn sie sicher sein könnten, daß eine Novelle zu-
stande käme, so wie sie Sozialdemokraten vorge-
schlagen haben und wie Sie sie mittragen sollten, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie haben doch 
keine zustande gebracht!) 

dann wären auch diese gemeinnützigen Unterneh-
men zum großen Teil gern bereit, gemeinnützige Un-
ternehmen zu bleiben, statt aus der Gemeinnützigkeit 
herauszumarschieren oder herausgedrängt zu wer-
den. Was Sie im Augenblick mit der Wohnungsge-
meinnützigkeit tun, ist, daß Sie ein wichtiges Instru-
ment — es ist ja nicht das einzige — im Bereich der 
Wohnungspolitik kaputtmachen. Das wird uns in den 
nächsten Jahren noch teuer zu stehen kommen, weil 
wir die Wohnungen in diesem Bereich für die Lösung 
der Probleme, um die es jetzt geht, wirklich brau-
chen. 

Sie belobigen sich für die Wohngeldnovelle 1985, 
die 1986 anfing wirksam zu werden, aber auch das 
stimmt nicht einmal. Sie haben Ihre Regierungszeit 
damit begonnen, daß Sie 1983 das Wohngeld gekürzt 
haben. Es wurden Freibeträge bei den Alleinerzie-
henden, bei den Behinderten und bei den Familien 
mit mehreren Kindern gestrichen; das ist nie wieder in 
Ordnung gebracht worden. Es folgte dann ein Wort-
bruch. Minister Schneider hat gesagt: Zum 1. Januar 
1985 neues Wohngeld. — Das wurde aber nichts. Es 
fing ein Jahr später an, so langsam wirksam zu wer-
den. Nachdem die Novelle 1986 dann da war, stellten 
wir auf einmal fest: Es wird ja viel mehr Wohngeld 
ausgegeben, als Sie eigentlich prognostiziert hatten. 
— Dafür belobigen Sie sich, aber das Problem ist doch: 
Das Wohngeld steigt in diesen Jahren so drastisch, 
weil so viel mehr Menschen arbeitslos sind und so viel 
mehr Menschen Sozialhilfeempfänger sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Man kann sich doch dafür nicht belobigen, daß so viel 
Geld an dieser Stelle eingesetzt werden muß. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Und 
sonst immer vom Sparen reden!) 

1986 flossen 1,24 Milliarden DM Wohngeld an So-
zialhilfeempfänger. Sie sprachen eben sogar von 
1,4 Milliarden DM für das Jahr 1987. Das sind in die-
sem Bereich 750 Millionen DM mehr als 1981, weil es 
1981 noch nicht eine so große Zahl von Langzeitar-
beitslosen und noch nicht eine so große Zahl von So-
zialhilfeempfängern gab, die darauf angewiesen wa-
ren, daß sie diese Hilfe bekommen. Es ist doch eine 
absurde Logik, wenn sich eine Regierung selber dafür 
belobigt, daß sie so viel Mittel in diesem Bereich ein-
setzen muß, weil so viele Menschen darauf angewie-
sen sind, dieses Geld zu bekommen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wir haben doch 
den Kreis erweitert! Wir haben doch die Ein

-

kommensgrenze erhöht! Das wissen Sie doch 
alles viel besser!) 

Die Wahrheit ist: Die wachsende Summe an Wohn-
geld ist auch Ausfluß Ihrer Politik. Das geht ja noch 
weiter: Für den einzelnen Berechtigten wird das 
Wohngeld Jahr für Jahr weniger. Die 3 % mehr an 
Rente führen auch zu weniger Wohngeld. 

Die Betroffenen müssen auch noch eine höhere Mi-
neralölsteuer, irgendwann höhere Heizölpreise und 
irgendwann eine höhere Mehrwertsteuer bezahlen. 
Das heißt, über das, worüber wir sprechen müßten, 
reden Sie nicht, nämlich über das, was nächstes und 
übernächstes und überübernächstes Jahr denn ei-
gentlich sein wird. 

Immer mehr ältere Menschen wohnen zu zweit oder 
alleine in einer Wohnung, die für sie eigentlich zu 
groß ist, die ihnen aber Heimat geworden ist, und die 
sie auch behalten wollen. Sie müssen dafür hohe und 
immer höhere Mieten zahlen, und zwar über das hin-
aus, was sie eigentlich zu finanzieren in der Lage 
wären. Das ist ein Problem, das durch das Wohngeld-
gesetz, so wie es jetzt dasteht, nicht gelöst wird. 

30 % derer, die Wohngeld erhalten, bekommen ihre 
volle Miete gar nicht angerechnet, weil die Miete hö-
her ist, als das Wohngeld als Höchstbetrag berück-
sichtigt. Das heißt, es gibt eine ganze Gruppe, bei der 
nachgesteuert werden muß, weil sie es aus eigener 
Kraft nur schwer finanzieren können. 

(Frau Rönsch [Wiesbaden] [CDU/CSU]: So

-

lange noch Familien mit Kindern solche 
Wohnungen suchen, werden Sie das auch 

nicht regeln können!) 

Es wäre jetzt an der Zeit, eine neue Novelle anzu-
kündigen; das haben Sie nicht getan. Offensichtlich 
wollen Sie sich auch 1990, wenn der nächste Be richt 
vorgelegt werden muß, noch einmal an dem ergötzen, 
was 1985 von Ihnen geleistet worden ist. 

Die SPD-Fraktion hat deshalb die Initiative ergrif-
fen. Wir legen einen Antrag vor. Er steht hier gleich 
zur Abstimmung. Er besagt, daß wir als Deutscher 
Bundestag noch in dieser Legislaturperiode eine No-
velle zum Wohngeldgesetz einbringen, verabschie-
den und wirksam machen sollten, weil keine Zeit bis 
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in die 90er Jahre hinein verstreichen darf, ehe sich 
überhaupt etwas bewegt. 

Wir werden dem Punkt 4 Ihrer Beschlußempfeh-
lung natürlich zustimmen; denn er heißt ja, die Bun-
desregierung solle jetzt d ringendst noch einmal gebe-
ten werden, endlich dafür zu sorgen, daß dieser 
Schimmel der Bürokratie, der da geritten wird, indem 
die Sozialhilfeempfänger einen doppelten Antrag 
stellen müssen und viel Verwaltungskram ausgelöst 
wird, endlich aufhören kann zu wiehern. 

Sie haben sechs Jahre Zeit dafür gehabt, Herr Mini-
ster. Sie haben kein Wort dazu gesagt. Es wäre schon 
gut gewesen, wenn Sie hier deutlich gemacht hätten, 
daß das inzwischen auch Ihr Begehr ist. 

Insgesamt: Hören Sie auf, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

sich für das, was 1985 und 1986 — ich habe dies mit 
einer größeren Lücke gesagt, weil das „Hören Sie auf " 
auch für sich einen gewissen Sinn gemacht hat — 
gemacht wurde, zu belobigen. 

(Frau Rönsch [Wiesbaden] [CDU/CSU]: Kein 
Wort der Entschuldigung für 1982!) 

Herr Minister, hören Sie auf, sich für das, was vor 
drei Jahren gelungen ist und was dann noch hinter 
dem zurückblieb, was eigentlich vernünftig war, zu 
belobigen, Denken Sie an das, was heute ein Problem 
ist, und an das, was für morgen geleistet werden 
müßte. Dazu ist eben von Ihnen hier kein Wort gesagt 
worden. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache über den Tagesordnungs-
punkt 2. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, und zwar zu-
nächst über die vorliegenden Änderungsanträge zu 
der Beschlußempfehlung. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 11/2423? — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Änderungsantrag ist abge-
lehnt. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/2432? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Der Änderungsantrag ist 
abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur 
Abstimmung über die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau. Diese ist der Drucksache 11/2394 zu ent-
nehmen. Die Fraktion der SPD hat eine getrennte 
Abstimmung beantragt. 

Ich rufe daher zunächst die Nummern 1 bis 3 der 
Beschlußempfehlung auf. Wer stimmt dafür? — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Die Nummern 1 bis 3 
sind angenommen. 

Ich rufe jetzt die Nummer 4 auf. Wer ist dafür? — 
Gegenprobe! Enthaltungen? — Nummer 4 ist mit 
Mehrheit angenommen. Damit ist auch die Beschluß-
empfehlung angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Tagesordnungs-
punkt 3 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit (20. Ausschuß) 

zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Hauch-
ler, Dr. Wieczorek, Frau Matthäus-Maier, 
Dr. Mitzscherling, Dr. Apel, Bindig, Brück, 
Dr. Holtz, Klejdzinski, Kretkowski, Frau Luuk, 
Frau Dr. Niehuis, Schanz, Schluckebier, Toete-
meyer, Frau Dr. Martiny, Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD 

Schuldenkrise der Dritten Welt 

zu dem Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 

Bundesdeutsche Beiträge zu Lösungsansätzen 
für die internationale Verschuldungskrise 

zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Pinger, 
Wissmann, Dr. Stercken, Frau Hoffmann (Sol-
tau), Herkenrath, Kittelmann, Spilker, Frau 
Dr. Hellwig, Zink, Schwarz und Genossen und 
der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeord-
neten Dr. Solms, Frau Folz-Steinacker, Timm, 
Hoppe, Frau Seiler-Albring, Frau Dr. Hamm-
Brücher, Irmer, Dr. Feldmann, Dr. Haussmann, 
Grünbeck, Dr. Hitschler, Nolting und der Frak-
tion der FDP 

Überwindung der Verschuldungskrise der 
Entwicklungsländer 
— Drucksachen 11/826, 11/893, 11/905, 
11/2342 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Feilcke 
Frau Folz-Steinacker 
Dr. Hauchler 
Volmer 

Im Ältestenrat ist vereinbart worden, für die Bera-
tung eine Stunde vorzusehen. — Sie stimmen dem zu. 
Ich sehe keinen Widerspruch. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Feilcke. 

Feilcke (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben heute als Grundlage unserer 
Beratung eine Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Dem sind Bera-
tungen im Ausschuß vorausgegangen. Dem ist ein 
Hearing vorausgegangen, das wir durchgeführt ha-
ben. Ich glaube, wir alle sind seit dem vergangenen 
Herbst, seitdem die Anträge der Fraktionen hier bera-
ten wurden, etwas klüger geworden. Ich habe auch 
den Eindruck, wir haben uns in einigen Positionen 
aufeinander zubewegt. Eines jedenfalls ist für mich 
klargeworden: Ich glaube auch, Tendenzen in dieser 
Richtung bei den Mitgliedern der anderen Fraktionen 
erkennen zu können. Wir sollten notwendigerweise 
nicht von d e r Schuldenkrise der Dritten Welt reden, 
sondern ich glaube, man wird davon ausgehen müs-
sen: Es gibt viele Krisen, die insgesamt gesehen natür-
lich eine große Krise sind. Wenn man sagt, es gibt die 
Schuldenkrise, suggeriert man damit automatisch, es 
gibt auch die Lösung der Krise. 
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Die katholische Kirche hat z. B. in einer Sch rift der 
Kommission Weltkirche hierzu ausgeführt: 

Es muß vor jeder globalen, vereinfachenden Sicht 
gewarnt werden. Nur eine differenzierte Betrach-
tung kann zu tragfähigen Aussagen führen. 

Die evangelische Kirche hat in einer Schrift, die am 
gleichen Tag, am 16. Mai, von der Kammer der EKD 
vorgelegt wurde, formuliert: 

Da die Ursache der Verschuldung und die Inhalte 
einer Sanierungspolitik von Land zu Land sehr 
unterschiedlich sein können, kommen nur Ein-
zelfallösungen oder Lösungen für Ländergrup-
pen in Betracht. 

Ich glaube, das ist eine sehr wichtige Erkenntnis. Ich 
glaube auch — ich wiederhole es — , feststellen zu 
können, daß wir uns in dieser Frage annähern. Eine 
Differenzierung von Land zu Land, von Kontinent zu 
Kontinent ist notwendig. Die Krise hat in jedem Land 
unterschiedliche Ursachen, also wird es auch unter-
schiedliche Lösungen geben. Sie hat auch unter-
schiedliche Auswirkungen in den einzelnen Ländern. 
Anders formuliert: Es gab viele Wege in die Krisen, 
und so wird es auch viele Wege aus diesen Krisen 
geben. Das darf für uns keine Beruhigung sein, son-
dern es ist eine Erschwernis. Es gibt auch nicht die 
eine Lösung, sozusagen die Möglichkeit, den Knoten 
mit einem Schlag durchzuhauen. 

Ich will versuchen, an einigen wenigen Zahlen 
deutlich zu machen, wie unterschiedlich die Situation 
ist. Alle Entwicklungsländer haben heute im Durch-
schnitt eine Schuldendienstquote, also einen Anteil 
des Schuldendienstes an den Exporterlösen, von 
37 %. 

(Toetemeyer [SPD]: Durchschnittlich!) 

— Durchschnitt! Das ist schon fast doppelt soviel wie 
das, was Sie in Ihrem Antrag überhaupt für zumutbar 
halten, wobei wir auch da übereinstimmen. In Latein-
amerika beträgt die Schuldendienstquote 46 %, in 
Afrika 30 % und in Asien, in den asiatischen Entwick-
lungsländern 13 %. Das heißt, diese Durchschnittszahl 
von 37 % sagt überhaupt nichts, sie hilft uns nicht bei 
der Lösung dieses Problems. Wenn man dann noch 
einzelne Regionen oder einzelne Länder heraussucht 
wie z. B. Ghana, dann stellt man fest, fast 60 % der 
Exporterlöse sind in diesen Jahren für die Bedienung 
der Schulden aufzubringen. 

(Dr. Wulff [CDU/CSU]: Im Sudan über 
90%!) 

— Im Sudan über 90 %, höre ich. Ich kannte die Zahl 
nicht. Das wäre natürlich katastrophal. 

Wir konzentrieren uns in der Betrachtung dieses 
Problems in aller Regel auf die Länder, die zahlenmä-
ßig ganz vorne liegen, Argentinien, Brasilien, Mexiko. 
Wir wissen: Ein Viertel der Schulden von 1 200 Milli-
arden US-Dollar oder über 2 Billionen Deutsche Mark 
entfällt auf eben diese Länder. 

Die Auswirkungen der Schulden sind in den Län-
dern mit geringeren Schulden oft sehr viel gravieren-
der; denn die Länder Lateinamerikas sind oft Schwel-
lenländer, die auch Rohstoffvorkommen haben, die in 
der Lage wären, sich auch aus eigener Kraft mit die-
sen Problemen so zu arrangieren, daß sie eines Tages  

herauskommen könnten, während Länder wie — um 
das Beispiel noch einmal zu erwähnen — Ghana dazu 
nicht in der Lage sind, weil sie über keine Ressourcen 
verfügen. Das heißt, die Exporterlöse, die in solchen 
Ländern erzielt werden, führen dazu, daß Ressourcen 
vernichtet werden, die für die Lebensgrundlagen in 
der Zukunft von Bedeutung sind. Ghana ist darauf 
angewiesen, den tropischen Regenwald abzuholzen, 
um überhaupt noch Exporterlöse zu erzielen. 

Wir haben unsere Aufmerksamkeit den kleinen 
Schuldnern zuzuwenden, weil sie oft die größeren 
Probleme im Lande haben. Nach meiner Auffassung 
sollte das Ziel dieser Debatte der Versuch sein, einen 
Weg in Richtung dauerhafte Lösung der Krisen zu fin-
den, nicht nur Schuldenmanagement. Wir müssen 
wegkommen vom bloßen Schuldenmanagement, hin 
zu dauerhaften Lösungen. Es nützt uns gar nichts, 
kurzfristige Entschuldungen vorzunehmen und damit 
möglicherweise die Grundlage für eine Wiederholung 
der alten Fehler zu schaffen. Wir können zwar feststel-
len: Der große Kollaps ist ausgeblieben. Aber wir müs-
sen auch sehen: Es ist nicht auszuschließen, daß er 
eines Tages noch kommen wird. Durch geschicktes 
Schuldenmanagement ist die eigentliche Bedrohung 
des internationalen Finanzsystems verschoben wor-
den. 

Wir müssen also die Entschuldungsmaßnahmen mit 
strukturellen Auflagen verbinden und darauf unsere 
Aufmerksamkeit richten, daß unsere Bundesregie-
rung hier ihren Beitrag leistet. Auf der anderen Seite, 
meine ich, sollten wir bei dieser Debatte auch aus-
drücklich begrüßen, was die Bundesregierung schon 
tut. Beispielsweise ist gestern beschlossen worden, 
einen Schritt in Richtung Entschuldung zu gehen, der 
über das hinausgeht, was bisher schon positiv zu ver-
zeichnen war. Länder, die besonders arm sind, Län-
der, die besonders verschuldet sind, und Länder, die 
besonders anpassungsbereit sind, sollen in den Kreis 
der Länder aufgenommen werden können, denen 
Schuldenerlasse gewährt werden. Das heißt natürlich 
auf deutsch: über den Kreis der willkürlichen Grenze 
der LLDCs hinaus. 

(Volmer [GRÜNE]: Was heißt ,,anpassungs

-

bereit" , Herr Feilcke?) 

— Länder, die bereit sind, in ihrem eigenen Bereich 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, wirtschaftlich 
stabile Verhältnisse herzustellen, wie z. B. Ghana. 

(Volmer [GRÜNE] : Weltmarktorientiert, 
heißt das! Totalausverkauf, heißt das!) 

Ich sage ausdrücklich: Mir ist bekannt, daß das Fi-
nanzministerium und das Entwicklungsministerium 
gestern im Kabinett aufgefordert worden sind, diesen 
Beschluß zu konkretisieren. Ich hoffe sehr — weil das 
auch einer Beschlußlage unserer Fraktion ent-
spricht — , daß bei dem Kreis der begünstigten Länder 
das schon mehrfach zitierte Ghana dabei ist. Das Pro-
Kopf-Einkommen in Ghana liegt über der Grenze von 
375 Dollar pro Jahr, aber noch unter 400 Dollar, Be-
träge, die für uns unvorstellbar niedrig sind. Ich 
glaube, daß die Anpassungsbereitschaft gerade die-
ses Landes vorbildlich ist. 

(Volmer [GRÜNE]: Statt zu essen verkaufen 
die Kakao!) 
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Deshalb verdient dieses Land unsere ganz besondere 
Solidarität, gerade damit das, Herr Kollege Volmer, 
nicht zwangsläufig so weitergeht — der Kakao-Preis 
ist heute international im Keller — , damit dieses Land 
nicht darauf angewiesen ist, um die Schulden bedie-
nen zu können, die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
vernichten. Deswegen müssen wir ihm durch Ent-
schuldungsaktionen helfen. 

Über das hinaus sind natürlich auch die privaten 
Gläubiger gefordert. Ich glaube, daß auch die Banken 
ihren Beitrag zu leisten haben. Es ist unmöglich, in 
einer solchen kurzen Debatte alle Vorschläge zu nen-
nen. Natürlich müssen marktorientierte Wege gegan-
gen werden. Das Abs-Modell sei hier mindestens vom 
Namen her genannt. 

Wir brauchen dauerhafte Entschuldungen und 
nicht nur einen ausgedehnten Schuldenerlaß. Der ist 
natürlich die Voraussetzung für eine dauerhafte Än-
derung der Strukturen in der Weltwirtschaft. Indu-
strieländer und Entwicklungsländer müssen hier ih-
ren Beitrag leisten. Die Entwicklungsländer — wir ha-
ben darüber schon kurz gesprochen, Herr Volmer — 
durch Strukturanpassungsmaßnahmen. Mobilisie-
rung der Marktkräfte, Wachstum und Stabilität kön-
nen nur so geschaffen werden. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, das wesent-
lich Neue an der Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses ist, daß wir uns nun — gemeinsam, so hoffe ich — 
verstärkt den Industrieländern zuwenden und die 
Forderung nach Abbau von Protektionismus erhe-
ben. Ich sage auch: Abbau von Subventionen. Denn 
diese bereiten den Ländern auf der südlichen Halbku-
gel erheblichen Schaden. Ich füge hinzu: Die Sanie-
rung dieser Länder ist im eigenen Interesse. Nur wenn 
wir dort gesunde Märkte haben, sind wir auch in der 
Lage, in unseren eigenen Ländern neue Arbeits- und 
Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen. Ich fand es 
sehr wohltuend, was der Präsident der Weltbank, Bar-
ber Conable, hier in Bonn in Richtung Industrieländer 
ausgeführt hat. Ich meine, die Bundesregierung sollte 
auf diesem Weg fortschreiten. Eine gute Gelegenheit 
bietet sich dafür auf dem Weltwirtschaftsgipfel in To-
ronto. Es muß alles unternommen werden, um den 
Entwicklungsländern einen verstärkten Zugang zu 
den Märkten der Industrieländer zu verschaffen. Sie 
müssen natürlich auch in die Lage versetzt werden, 
unsere Produkte einkaufen zu können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
glaube, ein gutes Vorbild ist das Lomé-Abkommen. 
Denn damit werden Einfuhrerleichterungen durch 
Zollermäßigungen, Stabilisierung der Exporterlöse 
und Abnahmegarantien geschaffen. 

Wir müssen auch an die Konkretisierung von Ein-
zelmaßnahmen gehen. Das ist mir aus zeitlichen 
Gründen jetzt nicht möglich. Ich möchte sie deshalb 
nur stichwortartig nennen. Bereits im Herbst habe ich 
die Forderung des Sprechers der Deutschen Bank 
nach einem Zinsausgleichsfonds in die Debatte ein-
geführt. Ich halte das nach wie vor für eine sehr erwä-
genswerte Idee, die sehr seriös zu prüfen ist. 

Ich möchte einen Gedanken einführen, der auch in 
dem Papier der katholischen Kirche auftaucht, der 
zumindest sinngemäß auch von einem Sprecher des 
Deutschen Instituts für Entwicklungspolitik formuliert  

worden ist: ein Frühwarnsystem, damit eben nicht die 
Entschuldung die Grundlage für eine neue Verschul-
dung ist. Ich will es einmal „Internationales Auf-
sichtsamt für das Kreditwesen" nennen. Hiermit 
sollte geprüft werden können, wie die wirtschaftliche 
Situation in den einzelnen Ländern ist, wie die Kredit-
beziehungen sind, wie die Gesamtverschuldung ist, 
wie die Leistungsfähigkeit dieser Länder ist. Eventuell 
sollten auch Empfehlungen für Kreditobergrenzen 
ausgesprochen werden können, damit das Wind-
hundrennen nach einer hoffentlich bald stattfinden-
den Entschuldung nicht von vorn losgeht. 

Letzte Bemerkung, meine Damen und Herren. 
Diese Debatte findet zu einem guten Zeitpunkt statt. 
Nicht nur, daß sich die internationale Aufmerksam-
keit zunehmend dieses Themas bemächtigt hat: Wir 
diskutieren es auch im Bundestag in immer größerer 
Häufigkeit. Wir werden das wahrscheinlich — lei-
der — weiter so tun müssen. Morgen ist der Dritte-
Welt-Tag. Ich glaube, das ist eine gute Gelegenheit, 
morgen in den Medien etwas darüber zu erfahren, 
was heute in dieser Debatte — hoffentlich im Kon-
sens — diskutiert worden ist. Ich meine, auch im Vor-
feld der Weltbanktagung in Berlin sollten wir alles 
daran setzen, die Öffentlichkeit darüber zu informie-
ren, daß es nicht nur Dissens, sondern auch Konsens in 
diesem Hause gibt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Hauchler. 

 
Dr. Hauchler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-

ehrten Damen und Herren! Die internationale Ver-
schuldung der Dritten Welt wird immer mehr zur Ent-
wicklungsblockade für den Süden, zur Gefahr für die 
Weltwirtschaft und zu einer immer schwereren Hypo-
thek für die gesamten Nord-Süd-Beziehungen. Die 
Frage, ob die reichen Industriegesellschaften den 
Weg zu einer ökonomisch vernünftigen und gerech-
ten Lösung freimachen, wird immer mehr zum Testfall 
dafür, ob sie die politische Kraft und die moralische 
Qualität besitzen, um ihrer globalen Verantwortung 
gerecht zu werden. 

(Toetemeyer [SPD]: Sehr wahr!) 

Dieser Herausforderung muß sich vor allem auch 
die Bundesrepublik stellen. Unser Land gehört zum 
Kreis der größten Wirtschaftsmächte der Welt. Wir 
profitieren an vorderster Front vom internationalen 
Handel. Unsere Konzerne und Banken drehen kräftig 
am Rad der internationalen Kapitalbewegungen mit, 
und unsere Regierung spricht im Internationalen 
Währungsfonds und in der Weltbank entscheidend 
mit. 

Die Verantwortung der Bundesrepublik leitet sich 
aber auch aus ihrer eigenen Geschichte her. Die Wei-
marer Republik ist nicht zuletzt durch die hohe inter-
nationale Schuldenbelastung geschwächt worden. 
Der wirtschaftliche Aufschwung und die politische 
Stabilität der Bundesrepublik nach 1945 hingegen 
waren auch eine Folge davon, daß die siegreichen 
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Gläubigermächte genügend Einsicht und Weitsicht 
hatten, 

(Marschewski [CDU/CSU]: Reparationen!) 

um unserem Land im Londoner Abkommen von 1953 
Schulden zu erlassen, Tilgungen zu strecken und Zin-
sen zu senken. 

(Toetemeyer [SPD]: So ist es!) 

Die starke wirtschaftliche Position und die eigenen 
historischen Erfahrungen verpflichten die Bundesre-
publik heute, da andere Länder durch einen überzo-
genen Schuldendienst in ihrer Entwicklung gehemmt 
werden, stärkere Initiativen zu ergreifen, um die 
Schuldenkrise der Dritten Welt strukturell zu lösen. 

Der Deutsche Bundestag debattiert heute über 
diese Fragen im Vorfeld der Jahrestagung von IWF 
und Weltbank. Sie findet erstmalig auf deutschem 
Boden statt. Die Welt wird auf Berlin schauen und 
registrieren, ob die Minister, Notenbankchefs und 
Banken aus 151 Ländern endlich ökonomisch ver-
nünftige und sozial und politisch tragfähige Vereinba-
rungen treffen werden oder ob die Hochfinanz auf 
dem Kongreß tanzt, während sich immer dunklere 
Wolken über der Dritten Welt zusammenziehen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Die tanzen ja mit!) 

Wir Sozialdemokraten werden die Jahrestagung 
kritisch, aber auch konstruktiv begleiten. Wir begrü-
ßen auch ausdrücklich konstruktive Kritik von allen 
Gruppen, die sich in Berlin öffentlich mit der Rolle von 
IWF, Weltbank und Privatbanken auseinandersetzen 
werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN — Feilcke [CDU/CSU]: Aber 

sachlich!) 

Nur eine gewaltfreie Demonstration kann aber wirk-
lich zu Lösungen führen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN und der CDU/CSU — Feilcke 

[CDU/CSU]: Richtig, Herr Volmer!) 

Gleichzeitig muß aber natürlich sichergestellt wer-
den, daß das Recht der freien Meinungsäußerung, das 
wir von anderen, jenseits der Mauer einfordern, auch 
bei uns in Berlin gewahrt wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn vor der Jahrestagung deutlich wird, daß vor 
allem der Gastgeber Bundesrepublik konstruktive 
Vorschläge macht, um Durchbrüche an der Schulden

-

front zu erzielen, so wird dies der wirksamste Beitrag 
dafür sein, daß sich die Auseinandersetzung um diese 
Fragen ausschließlich in friedfertigen Formen voll-
zieht. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Und wenn sie nicht an

-

geheizt wird!) 

Die Bundesrepublik erweist sich in dieser Hinsicht 
allerdings bisher als reichlich borniert. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Bitte Vorschläge 
dazu!) 

— Die Vorschläge kommen noch. 

Der Finanzminister hat die politische Dimension 
des Schuldenproblems anscheinend noch immer 
nicht erfaßt. 

(Zuruf von der SPD: Wie so vieles!) 

Er interessiert sich auch nicht dafür, denn er ist ja gar 
nicht da. Er verweist achselzuckend auf die Privatban-
ken und unterstützt bis zum bitteren Ende die Aufla-
genpolitik des IWF, der — allerdings bei etwas ge-
wachsener Nachdenklichkeit, das muß man zuge-
ben — die Last der Anpassung einseitig auf die 
Schuldnerländer abwälzt. 

Der Entwicklungsminister wiederum versucht, en-
gagierte Nord-Süd-Organisationen zu diffamieren 
und sperrt diesen schon zugesagte Gelder für die 
Nord-Süd-Kampagne des Europarates. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ein Skandal! — 
Frau Folz-Steinacker [FDP]: Das ist eine Ver

-

leumdung!) 

Herr Minister, wer gewalttätig über Gewalt redet, be-
schwört sie eher selbst herauf, als daß er zur konstruk-
tiven Diskussion beiträgt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich hoffe, daß die Bundesregierung noch rechtzeitig 
zu einer Wende in der Sache und in der Sprache fin-
det. 

(Toetemeyer [SPD]: Glaubst du selbst 
daran?) 

— Ich hoffe das immer. 

Die heutige Debatte jedenfalls bietet die Chance, 
daß die Parteien ihre Positionen in aller Ruhe einander 
gegenüberstellen. Herr Feilcke hat dankenswerter-
weise damit begonnen. Gleichzeitig sollten die Par-
teien zumindest in Kernfragen zu einem Konsens über 
wichtige Lösungsansätze zur Bewältigung der Schul-
denkrise gelangen. Die vom Deutschen Bundestag 
kürzlich veranstaltete Anhörung für Experten hat da-
für eine geeignete Basis geschaffen. 

Wenn man sich über einige Fragen auch nicht ver-
ständigen wird, so können doch meines Erachtens die 
folgenden Grundsätze von einer breiten Mehrheit des 
Deutschen Bundestages getragen werden: 

Erstens. Die Ursachen der Schuldenkrise sind im 
Verhalten der Schuldnerländer und der Gläubiger-
länder zu suchen. Auf Grund dieser gemeinsamen 
Verantwortung müssen sich die Industrieländer 
— neben den notwendigen Eigenanstrengungen der 
Entwicklungsländer — stärker als bisher an den damit 
verbundenen Lasten beteiligen. Auf Grund des größe-
ren Wohlstandes und des breiteren Einflusses und 
Handlungsspielraumes und unserer Möglichkeiten, 
die weltwirtschaftlichen Strukturen stärker zu bestim-
men, müssen wir insgesamt einen höheren Beitrag 
erbringen. 

Zweitens. Im Rahmen allgemein zu vereinbarender 
Regeln sind von Fall zu Fall — nicht „nur" von Fall zu 
Fall, Herr Feilcke — Forderungsverzichte auf öffent-
liche und private Kredite unverzichtbar. Wir brauchen 
endlich ein internationales Insolvenzrecht und eine 
funktionierende internationale Kreditaufsicht. 

(Beifall bei der SPD) 
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Damit soll sichergestellt werden, daß Forderungsver-
zichte von Fall zu Fall erleichtert werden — das geht 
dann nämlich besser — und die Vergabe neuer Kre-
dite an national längst anerkannte Grundsätze gebun-
den werden. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Wie sieht das Insol

-

venzrecht aus?) 

— Das erzähle ich Ihnen später privat; dazu habe ich 
jetzt keine Zeit. 

Die Regierungen müssen die privaten Banken dazu 
bewegen, an dauerhaften Lösungen mitzuwirken. Die 
Bundesrepublik muß vor allen Dingen den ärmsten, 
hochverschuldeten Ländern weitere Erlasse auf öf-
fentliche Schulden aussprechen. 

Drittens. Der Schuldendienst muß an die langfri-
stige Leistungskraft und Transferfähigkeit der Ent-
wicklungsländer angepaßt werden. Ein Land, das 
20 % und mehr seiner Exporterlöse für die Bedienung 
alter Verbindlichkeiten, denen keine produktive Basis 
mehr entspricht, aufwenden muß, kann weder ausrei-
chend wachsen noch investieren. Neben Regelungen 
für einen teilweisen Forderungsverzicht müssen des-
halb Vereinbarungen über die Streckung von Til-
gungsfristen und die Senkung der Zinsen auf Alt-
schulden getroffen werden. In diesem Zusammen-
hang kann auch die Umwandlung kurzfristiger Forde-
rungen in langfristige Schuldtitel eine wichtige Rolle 
spielen. 

Viertens. Die Anpassungsprogramme unter Füh-
rung von IWF und Weltbank sollen Reformen in den 
Schuldnerländern fördern, um Wachstum und Pro-
duktivität zu steigern. Sie müssen zugleich die sozia-
len, politischen und ökologischen Wirkungen berück-
sichtigen und sich auf Rüstungshaushalte und Kapi-
talflucht erstrecken. 

In diesem Zusammenhang sollte der Vorschlag ei-
ner jetzt in Mad rid abgehaltenen Konferenz zur Nord-
Süd-Kampagne des Europarats geprüft werden. Er 
sieht vor, durch ein internationales parlamentarisches 
Gremium prüfen zu lassen, ob IWF und Weltbank ihre 
Strukturanpassungsvorschläge auch wirklich in die-
sem erweiterten Sinne abfassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Fünftens. Eine strukturelle Lösung der Schulden-
krise erfordert auch eine größere Anstrengung der 
Industrieländer um die weltwirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen für die Entwicklungsländer zu verbes-
sern. 

(Dr. Wulff [CDU/CSU]: Sehr richtig! Das ist 
nämlich der Punkt!) 

Dies betrifft Zinsen, Wechselkurse, Rohstoffpreise, 
freien Marktzugang — insbesondere bei Agrar- und 
Industrieprodukten — und den Abbau von Leistungs-
bilanzüberschüssen. 

Sechstens. Die Schuldnerländer sollten eine Politik 
verfolgen, die wirtschaftliche und soziale Reformen 
miteinander verbindet. Jene Länder verdienen unsere 
besondere Unterstützung, die Kapital produktiv ver-
werten, sich auf die eigenständige Bef riedigung der 
Grundbedürfnisse konzentrieren, eine breite Beteili-
gung der Menschen am wirtschaftlichen und politi-
schen Leben ermöglichen und konkrete Schritte zu  

einer Agrarreform, zur Senkung der Rüstungsausga-
ben und zu einer disziplinierten Wirtschafts- und 
Haushaltspolitik einleiten. 
Siebtens und letztens. Der Nettokapitaltransfer 

vom Süden zum Norden, der heute jährlich etwa 
30 Milliarden Dollar beträgt, muß umgekehrt wer-
den. 

(Beifall bei der SPD) 
Dazu muß neben einer Senkung des Schuldendien-
stes auch eine stärkere Entwicklungsfinanzierung 
beitragen. Neben anderen Maßnahmen müssen ins-
besondere auch die Rückflüsse aus der Kapitalhilfe 
voll dafür verwendet werden. Auch die finanzielle 
Ausstattung von IWF und Weltbank muß deutlich ver-
stärkt werden. 

Meine Damen und Herren, schon der bevorste-
hende Weltwirtschaftsgipfel in Toronto bietet der 
Bundesregierung die beste Gelegenheit, im Hinblick 
auf die Jahrestagung von IWF und Weltbank in Berlin 
entsprechende Initiativen zu ergreifen. Die großen In-
dustriestaaten müssen endlich über den eigenen 
Schatten springen, den sie selbst auf die Weltwirt-
schaft werfen. 

Auf dem Spiel steht nicht nur das Schicksal vieler 
Menschen und die Zukunft der Nord-Süd-Beziehun-
gen, auf dem Prüfstand steht auch unsere eigene Fä-
higkeit, global denken und international im gemein-
samen Interesse wirksam handeln zu können. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Feilcke 
[CDU/CSU]) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Folz-Steinacker. 

Frau Folz-Steinacker (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die gesamte Auslandsverschul-
dung der Entwicklungsländer hat inzwischen ein rie-
siges Volumen von 1200 Milliarden US-Dollar er-
reicht. Dies ist eine bedrückende Zahl. Das Ausmaß 
der Verschuldung stellt eine Gefahr für die wirtschaft-
liche und soziale Situation in den betroffenen Ländern 
und für die internationale Gemeinschaft dar. 
Dies bedeutet nicht nur zunehmende materielle Not 

besonders in den ärmeren Bevölkerungsschichten der 
Schuldnerländer, sondern auch eine stärkere soziale 
Polarisierung und Fortdauer ungleicher Einkommens- 
und Vermögensverteilung. Dadurch wird die Gefahr 
sozialer Unruhen und politischer Radikalisierung er-
höht, und vorhandene Ansätze zur Demokratisierung 
können gefährdet werden. Schuldner- und Gläubi-
gerländer müssen sich diesen Herausforderungen 
stellen und durch gemeinsame Lösungsbemühungen 
den Gefahren begegnen. 

Die im Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar-
beit vor kurzem durchgeführte Anhörung zu diesem 
Thema hat nochmals ganz deutlich gemacht, daß eine 
Lösung der Verschuldungskrise nur erreicht werden 
kann, wenn die strukturellen Ursachen der Verschul-
dungsprobleme beseitigt werden. Globale Schulden-
erlasse wurden von den Sachverständigen einmütig 
abgelehnt. Wir wissen, daß die Strategie zur Lösung 
der Verschuldungskrise langfristig angelegt werden 
muß. Sie muß darauf abzielen, in den Schuldnerlän- 
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dern dauerhaftes Wachstum bei wirtschaftlicher und 
finanzieller Stabilität zu sichern. 
Eine globale Betrachtung der Verschuldungskrise, 

ohne die spezifische Situation eines Landes zu be-
rücksichtigen, läßt keine Rückschlüsse zu. Ganz ent-
scheidend für die Beurteilung der Verschuldungs-
situation eines Landes ist auch nicht in erster Linie das 
absolute Ausmaß der Verschuldung und ihrer Ent-
wicklung, sondern das Verhältnis der Auslandsver-
schuldung zur Wirtschaftskraft des Schuldners. 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Holtz? 

Frau Folz-Steinacker (FDP): Aber natürlich, wenn 
mir das nicht angerechnet wird. 

Präsident Dr. Jenninger: Bitte sehr, Herr Kollege 
Holtz. 

Dr. Holtz (SPD): Besten Dank. — Ich möchte Sie fra-
gen, ob nicht doch Sofortmaßnahmen notwendig sind. 
Sie sprachen von einer längerfristigen Lösung. Aber 
es leiden jetzt sehr viele Menschen unter den Ver-
schuldungen, die es gibt. Ist es da nicht nötig, jetzt 
direkt etwas zu tun? 

Frau Folz-Steinacker (FDP) : Man muß wirklich von 
Fall zu Fall entscheiden, lieber Kollege, sofort. 
Für die individuellen Verschuldungsprobleme der 

jeweiligen Entwicklungsländer kann es daher nur 
eine Fall-zu-Fall-Lösung geben. 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abgeordneten 
Pinger? 

Frau Folz-Steinacker (FDP) : Aber natürlich, wenn 
mir das nicht angerechnet wird. 

Präsident Dr. Jenninger: Wir rechnen grundsätz lich 
nicht an. 
Bitte sehr. 

Dr. Pinger (CDU/CSU): Frau Kollegin, stimmen Sie 
mir zu, daß wir eben auch von der SPD hinsichtlich 
irgendwelcher Sofortmaßnahmen keine konkreten 
Vorschläge gehört haben, abgesehen von der sehr all-
gemeinen Forderung, daß das Insolvenzrecht interna-
tional entwickelt werden müsse? 

(Bindig [SPD]: Das war eine Dreiecksfrage! 
Das ist nicht erlaubt!) 

Frau Folz-Steinacker (FDP) : Aber natürlich, Herr 
Kollege, stimme ich Ihnen da zu. 

(Lachen bei der SPD) 
Internationale Schuldenkonferenzen, die lediglich 

zu politischen Blockbildungen führen, stellen keinen 
realistischen Lösungsansatz dar. 

(Volmer [GRÜNE]: Das nennt man ein Ab

-

staubertor!) 
— Ach lieber Herr Volmer, wissen Sie, ich lerne von 
Ihnen. — Die bisherigen Bemühungen zur Überwin

-

dung der Verschuldungskrise haben Fortschritte er-
zielt. Eine dauerhafte Lösung der Krise ist jedoch nach 
wie vor nicht in Sicht. Einseitige Schuldzuweisungen, 
Herr Volmer, helfen dabei nicht weiter. Schuldner 
und Gläubiger dürfen aus ihrer gemeinsamen Verant-
wortung nicht entlassen werden. Sie bleiben aufgefor-
dert, ihre Anstrengungen zu verstärken und neue 
Schritte für eine politische Lösung der Schuldenpro-
bleme zu unternehmen. 

Die verschuldeten Entwicklungsländer müssen 
auch weiterhin ihrer Eigenverantwortung gerecht 
werden. Durch eine marktorientierte Wirtschaftspoli-
tik und die erforderlichen Anpassungsmaßnahmen 
müssen sie das Investitionsklima verbessern und da-
mit Anreize für neuen Kapitalzufluß und die Rückkehr 
von Fluchtkapital schaffen. 

Zur Reform der wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen gehört vor allem ein Abbau der vielfältigen 
staatlichen Eingriffe in den Ablauf der p rivaten Wirt-
schaft in Form von Subventionen, Kontrollen oder 
durch die direkte Einflußnahme staatlicher Unterneh-
men. Nur wenn diese Anpassung in den Schuldner-
ländern tatsächlich erfolgt, sollten die für Investitio-
nen erforderlichen zusätzlichen finanziellen Mittel zur 
Verfügung stehen. 

Die Industrieländer müssen die Eigenanstrengun-
gen der Schuldnerländer durch Sicherung günstiger 
weltwirtschaftlicher Rahmenbedingungen, ein nach-
haltiges, nicht inflationäres Wirtschaftswachstum, 
Wechselkursstabilität, niedrige Zinsen und offene 
Märkte für die Ausfuhr der Entwicklungsländer un-
terstützen. Strukturwandel ist hierzu auch in den In-
dustrieländern erforderlich. Eine deutliche Liberali-
sierung des Welthandels durch den Abbau von Sub-
ventionen sowie ein Verzicht auf protektionistische 
Maßnahmen muß daher unbedingt das Ergebnis der 
laufenden Verhandlungsrunde des GATT  sein. 

Meine Damen und Herren, da es für die Schuldner-
länder keine Alternative zu einer glaubwürdigen An-
passung gibt, muß die zentrale Rolle von IWF und 
Weltbank, diesen Ländern bei der Überwindung ihrer 
Probleme zu helfen, nachhaltig gestärkt werden. Ich 
verweise hierzu auch auf unsere gemeinsame Be-
schlußempfehlung. 

Der bevorstehenden Jahrestagung von IWF und 
Weltbank in Berlin (West) kommt in diesem Zusam-
menhang eine ganz besondere Bedeutung zu. Ent-
wicklungspolitischen Aktionsgruppen, die diese 
wichtigen Veranstaltungen mit vielfältigen Aktionen 
von der Mahnwache bis zur Verhinderung zu stören 
beabsichtigen und dabei auch das Mittel der Gewalt 
in der politischen Auseinandersetzung nicht aus-
schließen 

(Volmer [GRÜNE]: Sie schließen es doch 
aus!) 

— nicht ausschließen, Herr Volmer — , sollten alle Mit-
glieder dieses Hohen Hauses eine klare Absage ertei-
len, auch Sie. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Denn, Herr Volmer, diese sind an einer sachlichen 
Diskussion über die Ziele entwicklungspolitischer Zu-
sammenarbeit nicht wirklich interessiert. 

(Volmer [GRÜNE]: Sondern?) 

Das muß ich ihnen dann in aller Bescheidenheit unter-
stellen. Das tut mir leid. 

(Volmer [GRÜNE]: Woher wissen Sie so et

-

was?) 

Meine Damen und Herren, wir sind uns darin ei-
nig, 

(Volmer [GRÜNE]: Sie lesen zuviel „Bild

-

Zeitung" !) 

daß die Hilfe für die Menschen in der Dritten Welt aus 
moralischer Verantwortung und aus politischer Weit-
sicht notwendig ist. Wir sind zu einer ständigen kriti-
schen Analyse der Ergebnisse und Wirkungen unse-
rer Entwicklungshilfe bereit und brauchen hierbei 
auch keine sachliche Kritik zu fürchten. 

Wer entwicklungspolitischen Fortschritt in den vom 
Verschuldungsproblem betroffenen Entwicklungs-
ländern fordert, darf diese Länder nicht mit ihren Pro-
blemen alleinlassen. Im Rahmen der entwicklungspo-
litischen Zusammenarbeit müssen wir gerade den 
Entwicklungsländern verstärkt und flexibel helfen, 
die zu Reformanstrengungen bereit sind, wie z. B. Bo-
livien. Die Bereitschaft und Fähigkeit der Schuldner-
länder zur Durchführung struktureller Anpassungs-
maßnahmen sind daher eine wesentliche Vorausset-
zung für die Gewährung von Schuldenerleichterun-
gen. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, ihre Schul-
denerlaßpolitik fortzusetzen, und begrüßen die Über-
legung, den Schuldenerlaß auch auf weitere beson-
ders arme und hochverschuldete Entwicklungsländer 
auszudehnen. Der Anteil nicht rückzahlbarer Zu-
schüsse an den Gesamtzusagen sollte bei Entwick-
lungsländern mit schlechter Ressourcenbasis erhöht 
werden. Ich denke, da sind wir uns alle einig. 

(Zuruf von der SPD: Um wieviel?) 

Wir begrüßen daher, daß die Bundesregierung Rück-
flüsse aus früher gewährter Kapitalhilfe schrittweise 
— hoffentlich in nicht zu kleinen Schritten — für neue 
Maßnahmen der finanziellen Zusammenarbeit einset-
zen wird. 

Die Positionen der Regierungsparteien und der SPD 
zeichnen sich durch ein bemerkenswert hohes Maß an 
grundsätzlicher Übereinstimmung aus. Es war daher 
nur folgerichtig, daß im Zuge der parlamentarischen 
Beratung wesentliche Teile aus dem Antrag der Frak-
tion der SPD in den Antrag von CDU/CSU und FDP 
übernommen wurden. 

(Zuruf von der SPD: Sehr gut! — Feilcke 
[CDU/CSU]: Aber ihr habt trotzdem dagegen 
gestimmt, ihr Lümmel! — Heiterkeit bei der 

CDU/CSU und der FDP) 

Unter diesen Umständen hätte ich mir gewünscht, daß 
der so ergänzte Antrag der Koalitionsfraktionen auch 
von den Kolleginnen und Kollegen der SPD-Fraktion 
mit getragen worden wäre. Ich bedauere sehr, daß 
sich die SPD-Fraktion dazu nicht durchringen konnte; 

denn einvernehmliche Positionen haben in der Ent-
wicklungspolitik nie geschadet, sondern nur ge-
nutzt. 

Der dem Hohen Haus vorliegende Antrag der Frak-
tionen der CDU/CSU und der FDP trägt unserer Auf-
fassung nach der Situation der verschuldeten Ent-
wicklungsländer und ihrer Situation in der Weltwirt-
schaft Rechnung und zeigt gleichzeitig die erforderli-
chen Schritte auf, die zur Überwindung der Verschul-
dungskrise führen. Im Namen der FDP-Bundestags-
fraktion bitte ich Sie, diesem Antrag Ihre Zustimmung 
zu erteilen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Volmer. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber sachlich!) 

Volmer (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der IWF, die Weltbank und die dahinter-
stehenden Ministerien treiben keine case-by-case-Po-
litik, sondern eine globale Politik mit Methoden, die 
für alle Länder gleich sind. Die Strukturanpassungs-
maßnahmen verfolgen alle dasselbe Muster und füh-
ren in allen Ländern der Qualität nach zum selben 
Ergebnis. Diese Ergebnisse kann man nur als pervers 
bezeichnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na, na!) 

Durch den Exportzwang werden die Binnenmärkte 
ausgetrocknet. Dies bet rifft vor allem die Grundbe-
darfssicherung. Die Importrestriktionen führen zu ei-
ner Zerstörung der Produktivpotentiale in den Län-
dern. Die Austeritätspolitik führt gleichermaßen 
überall zu einer Verstärkung der Verelendung. Über-
all werden die Demokratien, die sich herangebildet 
haben, systematisch destabilisiert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie Vietnam?!) 

Alle diese Opfer nutzen überhaupt nichts; denn selbst 
wenn produziert werden kann, können diese Güter 
der Drittweltländer auf dem Weltmarkt kaum verkauft 
werden bzw. nur zu sehr niedrigen Preisen, weil das 
Angebot künstlich, synthetisch, zu hoch geschraubt 
worden ist. 

Die größte Katastrophe, die sich zur Zeit anbahnt, ist 
das ökologische Problem in diesem Zusammenhang. 
Was sich zur Zeit im Amazonasgebiet durch die Ab-
holzung auf Grund der Exportorientierung tut, wird 
eine der größten ökologischen Katastrophen nach sich 
ziehen. Dagegen ist die Algenpest in der Nord- und in 
der Ostsee ein harmloser Vorbote. Was sich dort in 
Amazonien tut, ist ein epochales Verbrechen. Anders 
kann man es gar nicht bezeichnen. 

Die Anträge, die hier vorliegen, müssen daran ge-
messen werden, ob sie in der Lage sind, diese Politik 
zu stoppen, und zwar radikal und endgültig zu stop-
pen. Gemessen an diesem Anspruch greifen die An-
träge der Koalition und auch der SPD erheblich zu 
kurz. 

Anzuerkennen ist, daß sich die Union unter dem 
Druck der internationalen Opposition bequemen 
mußte, einige Revisionen vorzunehmen, einige ökolo- 
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gische und soziale Flankierungen einzubauen. Herr 
Feilcke hat diese Rolle hier gerade übernommen. 
Diese Politik läuft parallel zu den Akzeptanzstrate-

gien, die die Weltbank eingeschlagen hat, um ihre im 
Grunde perverse Politik in der Öffentlichkeit akzep-
tierbar zu machen, durch soziale und ökologische 
Flankierungen, die reine Kosmetik sind und an der 
Substanz dieser Politik überhaupt nichts ändern. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Marschewski 
[CDU/CSU]: Perversität ist wohl Ihr Fachbe

-

reich!) 
Auch der SPD-Antrag geht nicht weit genug. Da 

gibt es wieder den Kompromiß zwischen Finanzpoli-
tik und Entwicklungspolitik, der zu halbherzigen 
Konsequenzen führt. Die Zinsobergrenze friert die 
Problematik höchstens ein, aber sie kann nicht dazu 
beitragen, sie zu beseitigen. Die Koppelung der Rück-
zahlung an die Exporterlöse führt höchstens zu einem 
verstärkten Exportzwang. Die Forderung, Schulden 
case by case, im Einzelfall, als letztes Mittel zu strei-
chen, hinkt der Praxis der Banken letztlich hinter-
her. 
Wenn sich die Politik in der Lage sehen will, den 

ökonomischen Prozeß zu steuern, muß sie schneller 
sein, muß sie weitergehende Forderungen aufstellen. 
In diesem Sinne fordern die GRÜNEN, daß es nur eine 
globale und umfassende Schuldenstreichung sein 
kann, die wirklich in der Lage ist, diesen Prozeß zu 
stoppen und Chancen für eine Neuentwicklung ein-
zuräumen. 
Gleichzeitig fordern wir eine außenpolitische Of-

fensive zur Unterstützung der Emanzipationsbewe-
gungen in den Ländern der Dritten Welt, die diese 
neuen Spielräume auch wirklich nutzen können im 
Sinne der Grundbedürfnisse der Bevölkerung. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Professor Hauchler? 

Volmer (GRÜNE): Bitte. 

Dr. Hauchler (SPD): Herr Kollege, Sie fordern einen 
globalen Schuldenerlaß ohne Konditionen. Was hal-
ten Sie von unserer These, daß dadurch die Probleme 
der Zukunft wieder verschärft würden, weil bei einer 
solchen Lösung natürlich neue undisziplinierte Schul-
denprozesse in Gang kämen? 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Volmer (GRÜNE): Herr Kollege, die Problematik, 
die dahinter steht, sehen wir genauso. Wir meinen 
auch, daß sich in den Ländern der Dritten Welt vieles 
ändern muß, daß viele der korrupten Eliten dort fehl 
am Platze sind und sich die wirklichen Volkskräfte 
durchsetzen müssen. 
Wir meinen allerdings, daß die Konditionierung, die 

Sie empfehlen, ein ungeeignetes Mittel ist, weil man 
Demokratie nicht von oben und von außen in diese 
Länder hineinzwingen kann; man muß sie von unten 
wachsen lassen. Diese Wachstumsprozesse sollten wir 
unterstützen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abgeord-
neten Feilcke? 

Volmer (GRÜNE): Von mir aus ein Symposion. 

Feilcke (CDU/CSU): Herr Kollege Volmer, meine 
Frage geht in dieselbe Richtung. Nehmen wir einmal 
an, es gäbe die von Ihnen geforderte Entschuldung, 
den globalen Schuldenerlaß. Welches Patentrezept 
haben Sie, um auszuschließen, daß das von mir so 
genannte Windhundrennen nicht wieder von vorn be-
ginnt, daß also das böse Spiel, das in der Vergangen-
heit von beiden Seiten bet rieben worden ist, nicht 
nach wenigen Jahren wieder dieselbe Dimension hat 
wie heute? 

Volmer (GRÜNE): Wir können das überhaupt nicht 
ausschließen. Wir sagen, daß die Schuldenstreichung 
eine Chance einräumt. Ob die Chance genutzt wird, 
ist von zwei Komponenten abhängig: erstens von der 
Demokratisierung innerhalb der Entwicklungsländer 
— dies sollten wir fördern — und zweitens von der 
Bereitschaft der Industrieländer, wirklich tiefgrei-
fende weltwirtschaftliche Strukturänderungen vorzu-
nehmen. Wenn dies beides nicht passiert, gibt es 
überhaupt keine Chance für eine gerechte Weltwirt-
schaft und für eine Entwicklung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Mittlerweile haben sich beide großen Kirchen mit 

ihren Positionen auf den Pol einer umfassenden 
Schuldenstreichung hinbewegt. Auch die  Nicht-Re-
gierungsorganisationen tendieren in diese Richtung. 
Der Bundeskongreß entwicklungspolitischer Ak-
tionsgruppen hat diese Forderung letztes Wochen-
ende noch einmal bekräftigt. Wir werden diese Forde-
rung in der diesjährigen Kampagne in das Zentrum 
der Auseinandersetzung stellen. 
Ich kann hier eines sagen: Der einzige Radaubruder 

sitzt auf der Regierungsbank. 
(Zurufe von der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ich 
muß diese Vorwürfe zurückweisen. So sollte man im 
Parlament nicht miteinander reden. 

Volmer (GRÜNE): Der Herr Bundesminister hat uns 
vorgeworfen, wir wollten Krawall machen. Ich kann 
sagen: Wenn jemand Krawall macht — wir sind es 
nicht. Das sind vielleicht die Provokateure, die in die 
Kampagne eingeschleust werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Abgeordneten Feilcke? 

Feilcke (CDU/CSU): Herr Kollege Volmer, da Sie 
versuchen, die Kirchen für sich in Anspruch zu neh-
men: Haben Sie zur Kenntnis genommen oder sind Sie 
bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß zufälligerweise in 
beiden Schriften — sowohl der evangelischen als 
auch der katholischen Kirche — jeweils auf Seite 11 
genau das anders gesehen wird und mit guten Be-
gründungen davon die Rede ist, daß wir zu Fall-zu-
Fall-Lösungen kommen müssen — in beiden Schrif- 
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ten? Ich bin gern bereit, sie Ihnen zur Verfügung zu 
stellen. 

Volmer (GRÜNE): Ich kenne die Sch riften, und ich 
kenne auch die Diskussion innerhalb der Kirche. 

(Marschewski [CDU/CSU]: Können aber 
nicht lesen!) 

Wir führen ja einen sehr intensiven Dialog, auch mit 
der „Gemeinsamen Konferenz Kirche und Entwick-
lung" . Ich habe gesagt: Die Diskussion innerhalb der 
Kirche hat sich auf den Pol umfassender Schulden-
streichung zubewegt. 

(Marschewski [CDU/CSU]: Das haben Sie 
nicht gesagt!) 

Wenn Sie die Kirchenleute fragen, dann sagen die, 
daß auch sie dafür sind, ein generelles Muster zu fin-
den und dies anzuwenden. Wir sagen ja auch: In der 
Anwendung eines generellen Musters muß man na-
türlich die länderspezifische Situation berücksichti-
gen; das ist überhaupt kein Widerspruch. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abgeord-
neten Lüder? 

Volmer (GRÜNE): Bitte. 

Präsident Dr. Jenninger: Bitte sehr, Herr Kollege. 

Lüder (FDP): Herr Kollege, sind Sie bereit, die Auf-
rufe zu dem, was Sie Kampagne nennen, nur dann 
mitzutragen, wenn ausdrücklich und ausschließlich 
zu friedfertiger Auseinandersetzung aufgerufen 
wird? 

Volmer (GRÜNE): Es gibt Aufrufe zur Kampagne, 
eine sogenannte Fuldaer Erklärung, und es gibt jetzt 
eine Selbstdarstellung der Kampagne. Da steht über-
haupt nichts von dem drin, was unterstellt wird, näm-
lich daß verhindert werden sollte; davon steht über-
haupt nichts drin. Solche Vorstellungen, so sie ir-
gendwo kursieren sollten, haben innerhalb der Kam-
pagne nicht die geringste Basis. 

(Frau Seiler-Albring [FDP]: Die Frage ist 
nicht beantwortet!) 

Präsident Dr. Jenninger: Eine weitere Zwischen-
frage des Abgeordneten Lüder? 

Lüder (FDP): Darf ich meine Frage dahin präzisie-
ren: Sind Sie bereit, ausdrücklich die Friedfertigkeit 
der Kampagne zu fordern, oder begnügen Sie sich 
damit, wie Sie es soeben gesagt haben, die Gewalt 
nicht erwähnen zu lassen? 

Volmer (GRÜNE): Wir haben die Friedfertigkeit der 
Kampagne immer gefordert, sind auf offene Ohren 
gestoßen. Ich gehe davon aus, daß die Kampagne von 
seiten der Kampagne-Teilnehmer sehr friedfertig ge-
führt wird. Die einzigen Mißklänge und schrägen 
Töne, die in die ganze Diskussion hineingebracht 
worden sind, kamen von Bundesminister Klein und 
vom Bundeskriminalamt. Wir werden uns keine De-
batte über die innere Sicherheit aufzwingen lassen, 
wir werden uns auch in keine Gewaltdebatte hinein-

zerren lassen. Wir werden unsere massive Kritik am 
Weltwirtschaftssystem öffentlich artikulieren und 
auch für die öffentliche Durchsetzung dieser Thema-
tik sorgen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Wenn wir schon, meine Damen und Herren, über 

die Position der einzelnen gesellschaftlichen Gruppen 
reden, dann möchte ich einen Verband nach seiner 
Meinung fragen, der sich bis jetzt überhaupt noch 
nicht geäußert hat, und das ist der Deutsche Gewerk-
schaftsbund. 
Erstens: Die Schuldenstreichung, die wir fordern, 

hat auch positive Auswirkungen für die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer in der Bundesrepublik. Es 
ist die Austeritätspolitik in den Drittweltländern, die 
dort zur Lohnsenkung führt und die dann hier zum 
Vorwand für die Lohndrückerpolitik genommen wird, 
zum Vorwand — mit Verweis auf die internationale 
Situation — , auch hier die Löhne senken zu wollen. 
Zweitens: Der Exportzwang, der den Drittweltlän-

dern zur Devisenerwirtschaftung auferlegt wird, führt 
natürlich dazu, falls die Märkte wirklich geöffnet wer-
den sollten, daß Konkurrenzprodukte auf den Markt 
fließen, die dazu beitragen, daß einheimische Produk-
tion verdrängt wird — mit negativem Arbeitsplatz-
effekt. Deshalb sagen wir: Schuldenstreichung ist im 
Sinne der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in 
der Bundesrepublik, weil diese beiden negativen Fol-
gen vermieden werden. 
Zum Schluß möchte ich sagen: Die GRÜNEN unter-

stützen die Forderungen, die von 56 Gewerkschafts-
dachverbänden aus 25 Ländern Lateinamerikas und 
der Karibik aufgestellt worden sind, und die Kernfor-
derung dieser Gewerkschaftsverbände lautet: Die 
Schulden können und dürfen nicht zurückgezahlt 
werden. 
Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Wieczorek. 

Dr. Wieczorek (SPD): Meine Damen und Herren! 
Frau Folz-Steinacker, Sie haben gefragt, warum wir 
Ihrem Antrag nicht zustimmen können, nachdem Sie 
doch netterweise einige Elemente unseres Antrags 
aufgenommen haben. Dazu muß ich sagen: Das ist 
sicher eine Verbesserung Ihres Antrags. Aber damit 
wird er insgesamt noch nicht gut. Deswegen können 
wir ihm nicht zustimmen. 

Ich will Ihnen das deutlich machen. Ich sehe mir 
dazu nur die Ausgangsposition Ihres Antrags an: 

Seit Ausbruch der Verschuldungskrise im August 
1982 haben die Gläubiger (Banken, Regierungen 
und Internationale Finanzierungsorganisationen) 
in Zusammenarbeit mit den Schuldnern die Sta-
bilität des internationalen Finanzsystems be-
wahrt und ein Übergreifen der Krise auf das inter-
nationale Währungs- und Handelssystem verhin-
dert. 

Ist das wirklich Ihre Ansicht? Haben wir denn keine 
Krise im Bereich des Handels etwa der Südländer? 



5546 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 83. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Juni 1988 

Dr. Wieczorek 

Haben wir keine Krise im Bereich des Handels zwi-
schen Nordamerika und Lateinamerika? 

(Feilcke [CDU/CSU]: Aber keinen Kollaps!) 

—Entschuldigung! Ist denn eine Krise erst dann da, 
wenn ein Kollaps da ist? Was ist denn das für ein Ver-
ständnis! Ich würde schon bitten, daß Sie ein bißchen 
nachdenklich werden, was tatsächlich abläuft. 

Es geht weiter: 

Die Strategie zur Überwindung der internationa-
len Schuldenprobleme zielt darauf ab, in den 
Schuldnerländern dauerhaftes Wachstum bei 
wirtschaftlicher und finanzieller Stabilität zu si-
chern und wieder zu normalen Finanzbeziehun-
gen zwischen Schuldnern und Gläubigern zu ge-
langen. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Na bitte!) 

Den Satz kann man so akzeptieren. Nur: Haben wir 
das denn erreicht? Ich glaube, wir haben bisher das 
Gegenteil erreicht. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Nein! Aber deshalb 
kommt ja eine Reihe konkreter Vor

-

schläge!) 

—Langsam! — Wenn das aber Ihre Ausgangsposition 
ist, Herr Kollege Lammert, dann kann auch der Rest 
nicht ganz in Ordnung sein. Darüber würde ich an 
Ihrer Stelle nachdenken, statt dazwischenzurufen. 
Das will ich Ihnen vorführen. Es geht nämlich weiter: 
„Dabei müssen alle Beteiligten ihren Beitrag leisten" : 
Dazu hätte ich gern die Würdigung dessen, was bei 
den verschuldeten Ländern alles passiert ist. 

Sehen wir uns das doch einmal an. 1987 ist allein der 
Nettokapitaltransfer zurück an den Internationalen 
Währungsfonds für die sogenannten Baker-Länder 
4,2 Milliarden Sonderziehungsrechte gewesen. Hinzu 
sind an die privaten Banken netto 23 Milliarden US

-

Dollar geflossen. Die Leistungsbilanzen haben diese 
Länder unter großen Schwierigkeiten ausgeglichen 
—das ist eine tolle Leistung — , obwohl sich ihre 
Terms of trade seit 1980 um 25 % verschlechtert ha-
ben. Man möge sich vorstellen, welche Anstrengung 
dahintersteht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Und wie ist das gelungen? Indem sie ihre Importe 
—der Anteil am Sozialprodukt ist seit 1980 um 6 
gesunken — heruntergedrückt haben. Das hat sicher 
nicht dazu beigetragen, daß es den Leuten dort besser 
geht, und hat sicher nicht dazu geführt, daß bei ihnen 
ein stetiges Wachstum laufen kann. Denn es ging zu 
Lasten der Investitionen und selbst der Erhaltung der 
gegebenen Strukturen. 

(Dr. Wulff [CDU/CSU]: Das brauchte nicht zu 
sein!)  

— Das ist bei den Summen, die ich Ihnen genannt 
habe, unvermeidlich. Gucken Sie sich doch an, was 
abgelaufen ist. 

Wenn Sie sowohl monetäre Transfers als auch reale 
Transfers — nichts anderes sind nämlich diese Export-
überschüsse — angucken, ist ganz erklärlich, daß das 
Pro-Kopf-Einkommen 1987 im Schnitt um 7 % niedri-
ger als 1980 lag und gleichzeitig die Kapitalbildung in  

diesen Ländern, jeweils gemessen am BSP, von 25 % 
auf unter 16 % gesunken ist. 

Das heißt, diese ganzen deflationierenden Maßnah-
men, alles, was den Schuldnerländern durch die Poli-
tik des heutigen Schuldenmanagements aufgezwun-
gen wurde, hat diese Länder in eine Situation ge-
bracht, wo Ihr Ausgangssatz nach meiner Ansicht 
beim besten Willen nicht berechtigt ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Schuldendienstquoten — ich zitiere ein ameri-
kanisches Institut — sind heute noch so: In Argenti-
nien machen die Zinszahlungen 50 % der Exporter-
löse aus, in Bolivien 45 %, in Brasilien 30 %, in Mexiko 
28 % — um nur die wichtigsten Länder zu nennen. 

Wenn ich mir dies angucke, muß ich doch fragen 
—und es wäre gut, wenn auch Sie sich das fragen 
würden — : Was haben denn eigentlich die Gläubiger-
länder in ihrer Bringschuld bisher gemacht? 

(Feilcke [CDU/CSU]: Das sind alles  Bank
-schulden!) 

—Langsam! Nein! Bei diesen Zinsangaben sind die 
öffentlichen enthalten. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Überwiegend!) 

—Irrtum! Irrtum! Da sind die d rin. Machen wir es doch 
hinterher! Das geht von meiner Zeit ab. Oder stellen 
Sie eine Zwischenfrage! 

(Zuruf des Abg. Feilcke [CDU/CSU]) 

— Ich führe hier kein Zwiegespräch mit Ihnen! Ent-
schuldigung! Dies geht wirklich nicht. — Dies sind 
Zahlen für die Gesamtverschuldung. Nehmen Sie sie 
zur Kenntnis! Ich kann sie Ihnen nachher in die Hand 
drücken. 

Ich habe noch eine Frage. Was haben denn die ent-
wickelten Länder wirklich getan? Was wir gesehen 
haben, ist, daß man, obwohl diese Anstrengungen 
beim Export unternommen wurden, die Exporte er-
schwert hat. Protektionismus! Im Agrarbereich kön-
nen wir uns auch an die eigene Nase fassen, bei man-
chen Rohstoffen, erst recht aber bei Industriegütern 
sind die USA besonders zu nennen. 

Der zweite Punkt. Wie ist es denn mit Wachstum? 
Da kann man die USA sicher nicht prügeln. Aber wie 
sieht es denn mit dem europäischen Wachstum und 
insbesondere der Wachstumspolitik der Bundesregie-
rung aus? Da kann man ja wohl, um es einmal ganz 
freundlich und höflich auszudrücken, Zweifel anmel-
den. 

Schauen wir uns nun einen anderen Faktor an, der 
mit der Kapitalbindung zusammenhängt, nämlich die 
Kapitalflucht. Da ist es doch auffällig, daß die Gläubi-
gerländer bisher überhaupt nicht damit begonnen ha-
ben, zu helfen, die Kapitalflucht einzudämmen. 

(Dr. Wulff [CDU/CSU]: Wie sollen wir das 
denn machen?) 

—Wie wir das machen sollen, kann ich Ihnen sagen. 
Ist es denn nicht zufälligerweise so, daß diejenigen, 
die als Gläubiger mit diesen Ländern verhandeln, 
gleichzeitig die Empfänger der Kapitalfluchtmittel 
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sind? Es sind nämlich die großen Gläubigerbanken, 
bei denen das Geld in Wirklichkeit liegt. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Was wollen Sie 
denn tun?) 

— Ja, was können wir tun? Machen Sie doch z. B. eine 
Auflage über den Währungsfonds, indem Sie sagen, 
daß in den betreffenden Ländern Gesetze erlassen 
werden müssen, nach denen diese Kapitalanlagen im 
Ausland zumindest besteuert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann wird ein Doppelbesteuerungsabkommen ge-
schlossen, und es werden die entsprechenden Mittei-
lungen gemacht. Mit den USA haben wir als Bundes-
republik übrigens so etwas, falls Ihnen das entgangen 
sein sollte. Es geht nämlich! 

Das ist nur ein Beispiel. Ich glaube nicht, daß wir die 
Kapitalflucht insgesamt beseitigen können, aber 
wenn Sie 40 oder 50 % der Kapitalflucht in den Griff 
bekommen, haben Sie schon kräftige Summen in der 
Hand. Dabei ist das noch eine bescheidene Größen-
ordnung, die ich realistischerweise überhaupt nur ins 
Auge fasse. 

Dann wird auch behauptet, die Gläubigerländer 
könnten ja nichts tun, denn es sei schon einiges ge-
schehen. Was ist denn geschehen? Schauen wir uns 
doch erst einmal das an, was unfreiwillig geschehen 
ist und wovon die verschuldeten Entwicklungsländer 
nichts gehabt haben. Da sind die Steuerausfälle, die 
sich daraus ergeben, daß die Banken ihre Rese rven 
gebildet haben und mit diesen Rese rven weiter arbei-
ten können. Die sind nämlich nach wie vor vorhanden. 
Sie haben darauf aber keine Steuern gezahlt. Da ist 
etwas drin! Nur sind die Konzessionen des Fiskus, um 
die es sich letztlich handelt, politisch nicht dafür ein-
gesetzt worden, mit den Banken einmal darüber zu 
reden, wie Strategien aussehen können. 

Wir haben auch Wachstumsverluste gehabt, auch 
bei uns. Ich habe es schon erwähnt: Unsere Exporte 
sind zurückgegangen. Nehmen Sie die USA, aber 
auch unser Verhältnis zu Lateinamerika. Und um es 
nicht zu vergessen: Meinen Sie wirklich, wir hätten 
diese hohen Spannen zwischen den Einlagezinsen 
und den Zinsen, die den Bankkunden abgenommen 
werden, wenn nicht die „Notwendigkeit" da wäre, 
daß die Banken mit diesem Geld Rese rven bilden? 

Ich möchte nur darauf hinweisen, was das für das 
Zinsniveau heißt. Es ist wohl kein Zufall, daß wir im 
Moment wieder zusätzliche Schwierigkeiten bekom-
men, und zwar auf Grund der US-amerikanischen Si-
tuation, wo die innere Verschuldung die Banken jetzt 
auch drückt, weswegen das Zinsniveau in Amerika 
wieder hochgeschoben wird, übrigens zu Lasten der 
Schuldnerländer. Es wird schlimm werden, wenn das 
noch weitergeht; über 100 Basispunkte sind wir schon 
höher. 

Ich glaube, daß es deswegen an der Zeit ist, zu 
einem anderen Schuldenmanagement zu kommen, 
als wir es bisher hatten. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Bisher hatten wir auf diesem Gebiet die Bankenkon

-

sortien. Ja, wo sind die denn? Die sind langsam aus

-

einandergefallen. So sehr ich die Forderung des Insti-
tute of International Finance in Washington, Sonder-
ziehungsrechte von 21,4 Milliarden bereitzustellen, 
unterstütze, ist das doch auf der anderen Seite nichts 
anderes als die Bankrotterklärung der p rivaten Ban-
ken, das Eingeständnis, daß sie die Lage nicht mehr 
im Griff haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn ich mir dann das Auseinanderfallen zwischen 
den europäischen und den amerikanischen Banken 
und zwischen den Regionalbanken und den Großban-
ken in den USA ansehe, ist das doch der Beweis dafür. 
Halten Sie es eigentlich für einen Zufall, daß — ich 
nenne Ihnen jetzt ein paar illustre Namen — Herr Rot-
berg, der frühere Treasurer der Weltbank, heute im 
Vorstand bei Merrill Lynch, jetzt sagt, wir müßten eine 
andere Lösung finden, und entsprechende Vor-
schläge macht? Meinen Sie eigentlich, es sei zufällig, 
daß Herr Robinson von „Ame rican Express" und Se-
nator Bradley im amerikanischen Senat das auch sa-
gen? 

Wir müssen uns auch fragen: Was machen wir ei-
gentlich mit dem Pariser Club? Da laufen wir hinter-
her! Da sind doch aber die Regierungen direkt 
dran! 

Und was ist denn aus all diesen hervorragenden 
Umschuldungsinstrumenten geworden? Da haben wir 
eine Zeitlang von „debt/equity swaps" gehört, also 
davon, daß man Schulden gegen Anlagekapital ein-
tauscht. Schaut man genau hin, stellt man fest, daß die 
Filetstücke in den Entwicklungsländern jetzt offen-
sichtlich weg sind, und schon funktioniert das Ganze 
nicht mehr so richtig. Das Beispiel des schiefgegange-
nen Umschuldungsversuchs in Mexiko ist ja deut-
lich. 

(V o r sitz : Vizepräsident Stücklen) 

Dies alles ließe sich nun noch ausdehnen, aber ich 
kann das wegen der Zeit jetzt nicht mehr tun. Genau 
das jedoch ist der Punkt, an dem wir sagen: Wir brau-
chen ein anderes Instrument, mit dem wir herange-
hen. Unsere Schuldenkonferenz soll nicht die Schul-
denprobleme der Länder, die daran teilnehmen, lö-
sen, sondern Regeln dafür herausarbeiten, wie ge-
meinsam eine Lösung gefunden werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Was Sie dann brauchen, ist ein Gremium, in dem 
Schuldnerländer und Gläubigerländer gleichberech-
tigt zusammensitzen 

(Koschnick [SPD]: Sehr wahr!) 

und Regeln für eine Agentur aufstellen, die das Ganze 
dann umsetzt. Ich sage Ihnen offen: Ich habe nichts 
dagegen, wenn das eine Agentur ist, die Verbindung 
mit Weltbank und Währungsfonds hat, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das muß sie 
auch!) 

weil da auch die Expertise da ist. Dagegen habe ich 
überhaupt nichts; darauf können wir uns einigen. Nur 
wird das gebraucht, und das muß eingebracht wer-
den, damit wir endlich die Probleme der Altschulden 
lösen können. Dann erst können wir auf der Basis ver-
nünftiger Projektkredite den Ländern, die betroffen 
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sind, wieder zum Laufen verhelfen. Das muß der Weg 
sein, und das steht hinter unserer Forderung nach 
einem anderen Schuldenmanagement als dem, was 
Sie vorgeschlagen haben, hinter unserer Forderung, 
die Sie in den Ausschüssen ja ausdrücklich abgelehnt 
haben. Wenn Sie dahin kommen, daß Sie dies aner-
kennen, müssen wir da anders vorgehen als bisher. 
Dann müssen Sie erst einmal Ihre Analyse ein bißchen 
ändern. Damit habe ich begonnen. Aber dann müssen 
Sie auch sagen: So geht es nicht weiter, wir können 
nicht ein Mischmasch aus p rivaten, untereinander 
zerstrittenen Banken, dem Pariser Club, der sich hin-
ten dranhängt, und von irgendwelchen internationa-
len Organisationen hinnehmen, die wiederum von 
den Finanzministern abhängig sind, aber mit Quotie-
rung und Stimmrechten dem Gewicht der Geberlän-
der entsprechen, nicht dem Gewicht der Entwick-
lungsländer. Wir brauchen Gleichberechtigung bei 
der Lösung des gemeinsamen Problems. 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit. 

Klein, Bundesminister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Die Reden in dieser Debatte — den gedanklich 
absurden und sprachlich abstoßenden Beitrag der 
GRÜNEN nehme ich ausdrücklich aus — haben ein 
hohes Maß an Übereinstimmung auch mit der Bun-
desregierung gezeigt. Die Kollegen der SPD hatten 
schon einige Schwierigkeiten, wenigstens partiell 
Gegenmeinungen darzustellen. 
Ich meinerseits habe keine Schwierigkeiten, dort 

Gemeinsamkeiten zu konstatieren und auch dankbar 
zu begrüßen, wo sie erkennbar sind. Der Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit hat mit seiner Be-
schlußempfehlung, Drucksache 11/2342, einen wohl

-

durchdachten, sachkundigen und verantwortungsbe-
wußten Beitrag zu den internationalen Bemühungen 
um die Lösung der Schuldenkrise geleistet. Dafür 
bedanke ich mich namens der Bundesregierung bei 
allen Mitgliedern des AwZ und der mitberatenden 
Ausschüsse. 
Mir ist bewußt, daß der vorliegende Text in seinen 

wesentlichen Teilen dem Antrag der Koalitionsfrak-
tionen vom 7. Oktober vorigen Jahres entspricht. 
Gleichwohl gebietet es die Fairneß, die Tatsache zu 
würdigen, daß der erste Anstoß für die parlamentari-
sche Befassung — zumindest was die Reihenfolge der 
Vorlagen anbetrifft — von den SPD-Kollegen Hauch-
ler und, wenn ich richtig informiert bin, Wieczorek 
ausging und daß die vorliegende Beschlußempfeh-
lung auch eine Reihe wichtiger Elemente aus dem 
SPD-Antrag enthält. Die Ernsthaftigkeit Ihrer aller Ar-
beit, meine Kolleginnen und Kollegen, wird auch noch 
durch die Sachverständigenanhörung unterstrichen, 
die Sie Mitte April veranstaltet haben. 
Die inzwischen — die Zahl ist heute öfter gefal-

len — auf 2 000 Milliarden DM angestiegene Ver-
schuldung der Entwicklungsländer ist eine histori-
sche Herausforderung an unser moralisches Bewußt-

sein und unsere wirtschaftliche Intelligenz. Eine 
nüchterne Analyse der Ursachen macht deutlich, daß 
Gläubiger und Schuldner gleichermaßen am Zustan-
dekommen dieses Problems beteiligt waren. Fast zwei 
Drittel der Schulden, das ist eines der großen Argu-
mente gegen die Globallösungsvorschläge, wurden 
von den 23 am weitesten entwickelten Ländern der 
Dritten Welt gemacht. Die ärmsten und die ärmeren 
Entwicklungsländer haben einen Anteil von nur we-
nigen Prozent an der Gesamtverschuldung. Aber 
während etwa ein hochverschuldetes Schwellenland 
mit ungebrochener Wachstumsdynamik seinen Gläu-
bigern mit großem — wenn auch gelegentlich kon-
traproduktiven — Selbstbewußtsein gegenüberzutre-
ten vermag, kann der Schuldendienst für eines der 
ärmsten oder ärmeren Entwicklungsländer, auch 
wenn er für wesentlich geringere Kreditsummen zu 
leisten ist, zu gefährlichen wirtschaftlichen Rück-
schlägen führen. 

Bei aller Mitverantwortung, die auch solche Länder 
an ihrer Verschuldung haben mögen, waren es doch 
im wesentlichen weltwirtschaftliche Faktoren, die sie 
kaum oder gar nicht beeinflussen konnten, von denen 
sie aber mit voller Härte getroffen wurden. Ich denke 
an den Verfall der Rohstoffpreise, ich denke an die 
Verwerfungen des internationalen Währungsgefüges, 
ich denke aber auch an die sichtbaren und unsichtba-
ren Abwehrmechanismen, mit denen die Industrie-
länder — alle Industrieländer! — zumindest Teile ih-
rer Märkte vor überseeischer Konkurrenz zu schützen 
trachten. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Schlimm genug!) 

Dieser Gruppe armer und ärmster, dieser Gruppe fast 
oder gänzlich schuldendienstunfähiger Länder helfen 
neue Kredite, mit denen sie bestenfalls aufgelaufene 
Zinsen und Tilgungsraten bezahlen könnten, wenig 
oder nichts und Umschuldungen, die ihr Problem zwar 
erleichtern, aber auch verlängern, ganz wenig. Wie 
ich überhaupt Lösungsvorschläge, die stärker am In-
teresse der Gläubiger als am Interesse der Schuldner 
orientiert sind, höflich ausgedrückt, für kurzsichtig 
halte. 

(Beifall des Abg. Feilcke [CDU/CSU]) 

Die Anregungen des Parlaments, wie sie in der Be-
schlußempfehlung enthalten sind, werden von der 
Bundesregierung nicht nur zur Kenntnis genommen, 
sondern auch aufgegriffen. Das Kabinett hat sich nach 
Vorbereitung durch die zuständigen Ressorts gestern 
eingehend mit dem Schuldenproblem in der Dritten 
Welt befaßt und eine Reihe wichtiger Grundsatzent-
scheidungen getroffen. Der Bundeskanzler widmet 
sich dieser Frage mit großer Intensität und — das 
möchte ich diesem Hohen Hause sagen — mit starker 
menschlicher Anteilnahme. 

Wiewohl Bundesfinanzminister Stoltenberg und ich 
den Auftrag haben, Einzelheiten noch abzustimmen 
und zu konkretisieren, kann ich Ihnen heute doch 
schon so viel mitteilen, daß jenen LDCs — least deve-
loped countries — , also jenen ärmsten Ländern, de-
nen die Bundesregierung bereits den größten Teil ih- 
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rer Schulden erlassen hat, noch offene Restschulden 
gestrichen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Hauchler? 

Klein, Bundesminister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit: Bitte sehr. 

Dr. Hauchler (SPD): Herr Bundesminister, es ist ja 
sehr anerkennenswert, wenn sich beim Schuldenerlaß 
wieder etwas bewegt. Aber wie beurteilen Sie die 
Zahlen der Vergangenheit in diesem Punkt? Bis jetzt 
wurden seit 1978 4,2 Milliarden DM Schulden erlas-
sen und, wenn ich richtig unterrichtet bin, davon von 
1978 bis 1982, 3,8 Milliarden DM, also 90 %, während 
in der Zeit Ihrer Regierung nur 400 Millionen DM er-
lassen wurden, also 10 %. Wie beurteilen Sie diese 
Tatsache? 

(Feilcke [CDU/CSU]: Jetzt kommt der große 
Schnitt!) 

Klein, Bundesminister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit: Verehrter Herr Professor, mit dieser Frage 
geben Sie mir eine fabelhafte Vorlage. Daß diesen 
armen Ländern nicht gleich Zuschüsse gegeben wur-
den, sondern — unsinnigerweise — Kredite gewährt 
wurden, gehört genauso in die Verantwortung Ihrer 
Regierungszeit wie dieser Teil der Schuldenerlasse. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Meine Damen und Herren, die Erwägungen über 

weitere Schuldenerlasse und mögliche Vorgehens-
weisen beziehen sich außerdem auf Länder, die neu-
erdings als LDCs anerkannt wurden, und auf Länder, 
die von der Weltbank als besonders arm, besonders 
hoch verschuldet und anpassungsbereit identifiziert 
wurden. 
Die Bundesregierung will mit diesen Maßnahmen, 

die mit einer Ausnahme afrikanische Länder südlich 
der Sahara betreffen, einen weiteren Beitrag zu den 
wahrhaft notwendigen Anstrengungen leisten, die 
auch von den beiden Kirchen sorgenvoll und mah-
nend eingefordert wurden. Ich spreche — es ist mehr-
fach darauf Bezug genommen worden — von der Stel-
lungnahme der Kammer der Evangelischen Kirche 
Deutschlands für kirchlichen Entwicklungsdienst, die 
ein Papier unter dem Titel „Bewältigung der Schul-
denkrise — Prüfstein der Nord-Süd-Beziehungen" 
vorgelegt hat, und von der Erklärung der Kommission 
für weltkirchliche Aufgaben der Deutschen Bischofs-
konferenz unter dem Titel „Die internationale Schul-
denkrise — eine ethische Herausforderung " . 
Neben den bisherigen Schuldenerlassen, die im An-

schluß an die UNCTAD-Resolution von 1978 erfolgt 
sind, hat die Bundesregierung insbesondere seit dem 
Weltwirtschaftsgipfel in Venedig eine Reihe von In-
itiativen ergriffen oder unterstützt, die spürbare Hilfe 
—Herr Kollege Hauchler, wir sollten auch honorieren, 
daß eine Reihe anderer Maßnahmen ähnlich wirksam 
sein können wie Schuldenerlasse — für hochverschul-
dete ärmere Länder bedeuteten. 

An der achten Wiederauffüllung der Mittel der In-
ternational Development Agency — IDA — , einer 
Tochterorganisation der Weltbank, hat sich die Bun-
desrepublik Deutschland mit 1,3 Milliarden US-Dollar 
beteiligt. 

Der deutsche Anteil an bilateralen Kofinanzierun-
gen im Rahmen der Sonderinitiative der Weltbank für 
ärmere hochverschuldete und reformbereite Subsaha-
raländer beträgt 450 Millionen DM. 

Zur fünften Wiederauffüllung des Afrikanischen 
Entwicklungsfonds haben wir mit 437 Millionen DM 
und zur Verdreifachung des Kapitals der Afrikani-
schen Entwicklungsbank mit 830 Millionen DM bei-
getragen. 

Für die Aufstockung zinsgünstiger Ausleihemög-
lichkeiten des Internationalen Währungsfonds unter 
der erweiterten Strukturanpassungsfazilität — ESAF; 
verzeihen Sie, dieses Robotervokabular ist leider welt-
weit benutzter Nord-Süd-Sprachgebrauch — ist ein 
deutscher Beitrag von bis zu rund 1,6 Milliarden DM 
Kredit und bis zu rund 300 Millionen DM Zinssubven-
tionen vorgesehen. 

Diese Aufzählung dient nicht dem Zweck, die An-
strengungen der Bundesregierung gegenüber dem 
Parlament herauszustreichen. Sie, meine Kolleginnen 
und Kollegen, waren ja am Zustandekommen dieser 
Maßnahmen in der einen oder anderen Form jeweils 
beteiligt. Vielmehr erscheint mir der Hinweis auf den 
beachtlichen finanziellen Umfang dieser deutschen 
Leistungen erforderlich, wenn von uns oder anderen 
internationale Vergleiche angestellt werden. 

Dennoch bitte ich Sie, aus dieser Aufzählung keine 
Selbstzufriedenheit herauszuhören. Im Gegenteil, die 
Bundesregierung ist sich bewußt, wie sehr die ohne-
hin gigantischen Probleme der Dritten Welt — Bevöl-
kerungsexplosion, Hunger und Umweltzerstörung, 
um nur einige der gravierendsten.zu nennen — durch 
die Verschuldung noch verschärft werden. Sie ist ent-
schlossen, ungeachtet aller anderen, ebenfalls kost-
spieligen inneren und äußeren Verpflichtungen das 
Menschenmögliche zur Lösung dieses Problems bei-
zutragen. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch auf zwei leider 
selbst von der interessierten Öffentlichkeit viel zu we-
nig gewürdigte Entwicklungen in der Dritten Welt 
hinweisen. 

Erstens erkennen immer mehr Länder in Asien und 
Lateinamerika, aber auch in Af rika, daß staatsdirigi-
stische Wirtschaftsmodelle eher entwicklunghem-
mend, wenn nicht entwicklungsfeindlich sind, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

liberale Wirtschaftsformen, die private Initiative und 
Wettbewerb zulassen, aber rasch jenes Wachstum be-
wirken, das auch die Lösung sozialer Probleme er-
möglicht. 

Zweitens hat die Demokratie auf der südlichen Erd-
hälfte im doppelten Wortsinn Terrain gewonnen. 
Nicht nur, daß etwa in Lateinamerika mehrere Dikta-
turen oder autoritäre Regime, denen der Westen anta-
gonistisch gegenüberstand, inzwischen von demokra-
tischen Staatsformen abgelöst wurden; auch zahlrei-
che Entwicklungsländer, mit denen wir auf gutem 
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Fuße stehen, in denen die demokratischen Verhält-
nisse aber gleichwohl zu wünschen übriglassen, ha-
ben da erkennbare Fortschritte erzielt. Das heißt im-
mer ein Stück mehr Menschenrechte, ein Stück mehr 
Rechtssicherheit und ein Stück mehr sozialer Aus-
gleich. 

In beiden Prozessen sind große objektive Schwie-
rigkeiten und bedeutende subjektive Widerstände zu 
überwinden. Ohne unsere umfassende Hilfe sind sie 
vom Scheitern bedroht. Vor diesem Hintergrund wird 
deutlich, welch dramatische Gefahren das Fortbeste-
hen der Schuldenkrise heraufbeschwört und welch 
ungeahnte Chancen ihre Lösung eröffnet, auch für 
den Frieden in der Welt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Ab-
stimmung. Der Ausschuß empfiehlt unter Buch-
stabe A I und II der Beschlußempfehlung, den Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP in der Aus-
schußfassung anzunehmen. Wer dafür ist, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Keine Enthaltungen. Das erstere war die 
Mehrheit. Die Beschlußempfehlung ist damit ange-
nommen. 

Der Ausschuß empfiehlt weiter unter Buchstabe B 
der Beschlußempfehlung, den Antrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 11/826 abzulehnen. Wer für die 
Ablehnung ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — 

(Zuruf von der SPD: Großer Fehler!) 
Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Dieser Antrag 
ist gemäß der Ausschußempfehlung mit Mehrheit ab-
gelehnt. 
Der Ausschuß empfiehlt darüber hinaus unter Buch-

stabe B, auch den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
auf Drucksache 11/893 abzulehnen. Wer für die Ab-
lehnung ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltun-
gen. Ich stelle fest: Dieser Antrag ist mit großer Mehr-
heit abgelehnt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Verlängerung des Vorruhestandsgesetzes 
— Drucksache 11/1808 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Beratung 90 Minuten 
vorgesehen. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich 
sehe keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 

Abgeordnete Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir beraten heute in erster Lesung den An-
trag der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion, 
den Vorruhestand über den 31. Dezember 1988 hin- 

aus bis zum 31. Dezember 1991 zu verlängern. Im 
Grunde hätte dieser Antrag nicht von der Opposition, 
sondern von der Regierung kommen müssen, 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig!) 

denn sie hätte doch darum besorgt sein müssen, ihren 
einzigen Beitrag zu einer aktiven Beschäftigungspoli-
tik zu erhalten. Weil dieser Antrag nicht kommt, muß 
ich feststellen: Diese Regierungskoalition hat endgül-
tig vor der Massenarbeitslosigkeit kapituliert, 

(Dreßler [SPD]: Leider wahr!) 

denn die Arbeitsmarktsituation hat sich seit der Ein-
führung des Vorruhestands nicht verbessert. Also ha-
ben sich auch die Gründe, die für den Vorruhestand 
gesprochen haben, in keiner Weise verändert. Die 
Zahl der Arbeitslosen lag im Jahresdurchschnitt 1987 
— wie schon 1984 — über 2,2 Millionen. Für das Jahr 
1988 und das kommende Jahr ist eine erneute Ver-
schlechterung anzunehmen. 

Deswegen fordern wir Sie, meine Damen und Her-
ren von den Mehrheitsfraktionen, auf, Ihre Haltung 
heute zu erläutern. Wollen Sie verlängern? Oder wol-
len Sie nicht verlängern? Eine ablehnende Haltung zu 
unserem Entwurf würde zu einer weiteren Verschär-
fung auf dem Arbeitsmarkt führen. Sie wäre aus unse-
rer Sicht unverantwortlich. 

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig! — Beifall 
bei Abgeordneten der SPD) 

Lassen Sie mich nun kurz auf die Entwicklung in 
den letzten Monaten auf seiten der Koalition einge-
hen; denn diese war doch ausgesprochen spannend. 
Nachdem der Kanzler — schon selten genug — vorge-
prescht war und gesagt hatte, der Vorruhestand 
werde nicht verlängert, mußte man in der Koalition 
eine gemeinsame Linie finden, die Herrn Kohl bestä-
tigte. Aber da war der Widerstand offenkundig größer 
als erwartet. So hat man das — wie üblich — einer 
Kommission übertragen. Diese sollte kurzfristig, bis 
zum 15. März — heute schreiben wir, glaube ich, fast 
den 15. Juni — , zusätzliche Möglichkeiten zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit prüfen. 

(Günther [CDU/CSU]: Wo steht 15. März?) 

In der gemeinsam verabschiedeten Resolution hieß es 
vielsagend: 

Unter Berücksichtigung der finanziellen Lage der 
sozialen Sicherungssysteme sind insbesondere 
Möglichkeiten eines gleitenden Übergangs vom 
Erwerbsleben in den Ruhestand in die Prüfung 
einzubeziehen. 

Dies heißt doch mit anderen Worten, daß im Grunde 
die zu erwartenden hohen Defizite — wir haben ge-
stern darüber gesprochen — bei der Nürnberger Bun-
desanstalt für die geplante Beendigung der Vorruhe-
standsregelung verantwortlich sind. Einige zehntau-
send Arbeitslose mehr sind Ihnen dabei offenbar 
völlig gleichgültig. 

Der dann von der Regierungsseite in Umrissen dis-
kutierte Kompromiß für einen Teilvorruhestand war 
aus meiner Sicht nichts anderes als ein Täuschungs-
manöver vor damals anstehenden Landtagswahlen. 
Sie haben — ich komme auf das Datum zurück, Herr 
Kollege Günther — am 2. Februar beschlossen, ge- 
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genüber der Öffentlichkeit versichert, daß Sie bis spä-
testens Mitte März — und das habe ich als 15. März 
„mißdeutet" ; wenn Sie das anders auslegen, können 
Sie es sagen — Vorschläge für zusätzliche Möglich-
keiten zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit erarbei-
ten wollten. Heute, drei Monate später, herrscht bei 
Ihnen — wie eigentlich immer in dieser Frage bei der 
Koalition — Sprachlosigkeit. Bis heute haben wir 
keine Vorschläge auf dem Tisch. 

(Beifall bei der SPD) 

Als man das Vorruhestandsgesetz bei Ihnen kas-
sierte, ging es eben nicht um eine effizientere Rege-
lung, sondern das war der erste Schritt zu einer neuen 
Sparwelle in den Sozialhaushalten. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren, wirklich ei-
nen Beitrag zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit lei-
sten wollen: Stimmen Sie heute unserem Antrag zu, 
den Vorruhestand zu verlängern. Über weiterge-
hende, erforderliche Verbesserungen kann dann an-
schließend diskutiert werden. 

(Beifall des Abg. Andres [SPD]) 

Im übrigen halte ich das von Ihnen diskutierte Mo-
dell eines Teilvorruhestands für so nicht brauchbar. Es 
wurde von Ihnen angenommen, daß gut hunderttau-
sende Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer diesen 
Teilvorruhestand in Anspruch nähmen. Das würde 
bedeuten, wenn es gelänge, alle diese Plätze neu zu 
besetzen, daß hunderttausend halbe gleich fünfzig-
tausend Arbeitsplätze zur Verfügung stünden. Sofern 
diese Zahlen richtig sind, würde das ferner bedeuten, 
daß allein hunderttausend Vorruheständler jährlich 
von der Bundesanstalt für Arbeit einen Betrag von 
mindestens 800 Millionen DM erhalten würden, wenn 
man ihnen für die 20 Stunden, die sie nicht mehr ar-
beiten wollten, Kurzarbeitergeld zahlte. Das aber 
würde auf der anderen Seite wiederum die Einsparbe-
mühungen, die doch hinter der beabsichtigten Strei-
chung des Vorruhestands stehen, völlig konterkarie-
ren. 

Ich möchte in aller Sachlichkeit zum Ausdruck brin-
gen, daß die Idee des Teilvorruhestands mit dem 
55. Lebensjahr ein diskussionswürdiger Vorschlag ist. 
Aber dieser Teilvorruhestand ist weder eine Alterna-
tive zur Verkürzung der Wochenarbeitszeit noch ist er 
eine Alternative zum Vorruhestand. Er kann, zusätz-
lich angeboten und, vernünftig ausgestaltet, eine 
Hilfe sein. 

Wir müssen aber beachten, daß vergleichende Stu-
dien ergeben haben, daß Teilvorruhestandsmodelle 
bisher nur in ohnehin funktionierenden, mit nahezu 
Vollbeschäftigung ausgestatteten Arbeitsmärkten 
wie dem in Schweden funktionieren. In Ländern mit 
hoher Arbeitslosigkeit haben solche Teilvorruhe-
standsmodelle bisher nicht zum Abbau der Arbeitslo-
sigkeit beigetragen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie bitten, zu 
einer Entscheidung zu kommen. Es muß doch auch für 
Sie unerträglich sein, wenn Herr Scharrenbroich, 
heute leider nicht anwesend, die Verlängerung des 
Vorruhestandes um fünf Jahre fordert. Es muß doch 
für Sie unangenehm sein, wenn Herr Hörsken sagt: 
Wir, die christlich-demokratischen Arbeitnehmer, sind  

enttäuscht, daß noch keine Ergebnisse vorliegen. Wir 
erwarten, daß es nun endlich zu konkreten Taten 
kommt. — Herr Hörsken sagt weiter, daß es für die 
Sozialausschüsse unverständlich ist, daß ein Vorruhe-
stand für Landwirte mit dem 55. Lebensjahr beschlos-
sen wird, daß dieses Instrument für Arbeitnehmer mit 
dem 58. Lebensjahr aber auslaufen soll. — Meine Da-
men und Herren, weiß bei Ihnen die Linke nicht mehr, 
was die Rechte tut? Herr Hörsken hofft auf Einsicht bei 
den Mitgliedern der Bundestagsfraktion. Ich kann 
ihm nur zustimmen. Aber ich fürchte, er hofft verge-
bens. 

Meine Damen und Herren, auch Herr Blüm will sich 
inzwischen, wie ich gelesen habe, für den Fall des 
Scheiterns der Bemühungen an die Spitze der Bewe-
gung setzen, die das Vorruhestandsgesetz verlängern 
will. Ich kann nur sagen: Herr Blüm, ich wünsche 
Ihnen dabei mehr Erfolg als in der Vergangenheit. 

(Andres [SPD]: Wo ist er denn? Wo ist der 
Hobbyflieger?) 

Ich will nur an den Spitzensteuersatz erinnern. Ich 
könnte viele Beispiele nennen, wo sich Herr Blüm an 
die Spitze der Bewegung gestellt hat, aber während 
der Bewegung von der Spitze weggebrochen ist. 

(Andres [SPD]: Bruchpilot!) 

Wir wollten 1984 ein besseres Vorruhestandsgesetz 
durchsetzen. Wir konnten Ihrem Gesetz nicht zustim-
men, weil der Zuschuß der Bundesanstalt für Arbeit 
von lediglich 35 % zu gering erschien und es auch 
war. Wir konnten nicht zustimmen, weil das Versor-
gungsniveau von lediglich 65 % des letzten Nettoge-
halts nicht ausreichend war. Wir konnten nicht zu-
stimmen, weil eine Wiederbesetzungspflicht gefehlt 
hat. 

Aus heutiger Sicht bestätigt sich, meine Damen und 
Herren, daß unser Gesetzentwurf 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Mißgeburt 
nennt man das! Mißgeburt!) 

eine erheblich größere Beschäftigungswirkung ge-
habt hätte, als sie der Ihre bis heute gebracht hat. 

Aber trotz der beschriebenen Hemmnisse haben 
nach der Schätzung des deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung 140 000 Personen für sich den Vor-
ruhestand in Anspruch genommen. Die Angaben des 
Arbeitsministeriums liegen bei gut 110 000. Es ist da-
von auszugehen, daß bisher rund 60 000 bis 70 000 
Arbeitslose und Jugendliche nach Beendigung ihrer 
Ausbildung einen Arbeitsplatz durch den Vorruhe-
stand erhalten haben. Darum bleibt die Frage: Warum 
wollen Sie die Vorruhestandsregelung nicht verlän-
gern? 

Herr Kollege Cronenberg hat sicherlich recht, wenn 
er erklärt, daß der Vorruhestand arbeitsmarktpolitisch 
nicht das gebracht hat, was die Koalition angenom-
men hatte. Ich habe Ihnen schon gesagt, weshalb das 
so war. Aber das kann, Herr Kollege Cronenberg, 
noch lange kein Grund sein, den Vorruhestand jetzt 
ersatzlos zu streichen. 

Ich will bei der arbeitsmarktpolitischen Enthaltsam-
keit der Bundesregierung nicht nach den Motiven für 
die Streichung forschen. 1984 haben Sie den Vorruhe- 
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stand eingeführt, um ein Kampfinstrument gegen die 
Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit zu haben. 
Heute streichen Sie den Vorruhestand aus finanziel-
len Erwägungen. 

Nun weiß ich nicht, ob es Rechenfehler bei Ihnen 
gibt, ob es mit den 400 Millionen DM hinhaut, die die 
Bundesanstalt bei der Streichung des Vorruhestands 
einsparen könnte. Da sagt die Bundesanstalt für Ar-
beit durch Herrn Franke, insgesamt würde die Strei-
chung des Vorruhestands 2 Milliarden DM zusätzlich 
kosten. Das bestreitet nun die CSU. Die Bundesregie-
rung hält sich in dieser Auseinandersetzung vornehm 
bedeckt. Aber wenn ich, meine Damen und Herren, 
die Wahl zwischen einer Äußerung der Bundesanstalt 
für Arbeit und ihres Präsidenten Franke, also der Äu-
ßerung aus Franken, und einer Äußerung der bayeri-
schen CSU aus München habe, dann erscheint mir die 
Aussage der Franken aus Nürnberg um ein Vielfaches 
glaubhafter zu sein als die Aussage der bayerischen 
CSU. Deswegen steht hier im Raum, daß Sie mit Ihrer 
Streichung zusätzliche Belastungen von 2 Milliarden 
DM provozieren werden. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Franke hat 
aber erst begonnen, seit er in Nürnberg ist! 
Solange er hier war, war das nicht vorhan

-

den!) 

— Das mag davon kommen, daß es in Bayern noch 
keine CDU gibt und er zwangsläufig Mitglied der 
CSU sein muß. 

(Kolb [CDU/CSU]: Er darf!) 

Lassen Sie mich zusammenfassen, meine Damen 
und Herren. Wir Sozialdemokraten waren 1984 für 
eine verbesserte Vorruhestandsregelung. Wir sind 
heute für die Verlängerung des Vorruhestandsgeset-
zes, weil der Vorruhestand in der Lage ist, jährlich 
einige zehntausend Arbeitslose — mehr als 700 000 
Arbeitslose sind schon länger als ein Jahr arbeitslos — 
wieder in eine Beschäftigung zu bringen. Die Bundes-
regierung sollte sich unserer Forderung anschließen. 
Es nützt nichts, wenn Herr Blüm sich nur an die Spitze 
einer Bewegung stellt. Vielmehr müssen Sie, meine 
Damen und Herren von der Koalition, hier ganz deut-
lich erklären, ob Sie dafür sind, in den kommenden 
Jahren einige zehntausende Arbeitslose wieder in Be-
schäftigung zu bringen, oder ob sie aus finanzpoliti-
schen Gründen dagegen sind. 

Wenn Sie nicht bereit sind, den Vorruhestand zu 
verlängern, so haben Sie dafür keinerlei Begründung 
außer der, daß Sie das aus finanzpolitischen Gründen 
nicht tun wollen. Sie würden dann ein beschämendes 
Schauspiel bieten, wenn Sie auf Ihr einziges beschäf-
tigungswirksames Instrument zu Lasten von Zehn-
tausenden von Arbeitslosen verzichteten. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich fordere Sie auf zu han-
deln. Ansonsten haben sie auf diesem Sektor Ihre 
Glaubwürdigkeit völlig verspielt. Sie haben bei den 
Beratungen die Chance, zu unserem Gesetz sehr 
schnell ja zu sagen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, Sie ha-
ben noch 40 Sekunden Redezeit. Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage von der Frau Abgeordneten Unruh? 

Heyenn (SPD): Ich war am Ende meiner Ausführun-
gen. Ich nutze die 40 Sekunden gern. 

Frau Unruh (GRÜNE): Danke, Herr Kollege. Ich 
habe zur Richtigstellung eine Frage: Sind Sie dafür, 
daß ältere Arbeitnehmer, die in den Vorruhestand 
gehen, dadurch Rentennachteile haben? 

Heyenn (SPD): Unser Vorschlag, liebe Kollegin Un-
ruh, sah 1984 so aus, daß wir nicht 65 % wie die CDU, 
sondern 75 % geben wollten. Außerdem beinhaltete 
er die volle Weiterzahlung der Rentenversicherungs-
beiträge, so daß in der Rentenversicherung, anders als 
beim Vorruhestandsmodell dieser Koalition, keinerlei 
Nachteile hätten eintreten können. 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit, meine Da-

men und Herren! 
(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kolb. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt bin ich einmal ge

-

spannt, was der zum Flugbenzin sagt!) 

Kolb (CDU/CSU): Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Lieber Kollege Heyenn, 
nachdem Sie soviel Wert auf Franken legen, kann ich 
hier fortsetzen, denn ich bin geborener Franke. Ich bin 
zwar seit 25 Jahren in Baden-Württemberg, habe aber 
immer noch die Erfahrungen aus diesem Land. 

(Zuruf von der SPD: Wie lebt es sich im 
Exil?) 

— Ach, da lebt es sich hervorragend. Ich sage immer, 
mein Wahlkreis sei einer der zweitschönsten dieser 
Republik. Ich überlasse es Ihnen, ihn sich selbst ein-
mal anzuschauen. Wir haben eine hervorragende 
Gastronomie. In dieser Landschaft, in der ich lebe, 
gibt es einen schönen Spruch, der lautet: Gott schütze 
mich vor meinen Freunden, meiner Feinde kann ich 
mich selbst erwehren. 
Lieber Kollege Heyenn, ich kann mich sehr gut an 

die Diskussion 1984 erinnern, wo das gleiche Institut, 
das Sie heute genannt haben, nämlich das Institut der 
deutschen Wirtschaft, gesagt hat, es seien höchstens 
20 000. Da ist — Gott sei es geklagt, denn dies ist das 
Problem, je höher die Zahlen sind, desto kritischer 
wird es mit den Nullen — mit ganz niedrigen Summen 
gerechnet worden, obwohl wir das gleich um eine 
Zehnerpotenz höher nehmen mußten. 
Deswegen wundere ich mich über etwas ganz ande-

res: Ich habe 1984 hier im Deutschen Bundestag ge-
sagt, wir würden Mitte der 90er Jahre eine dramati-
sche Veränderung im demographischen Bereich be-
kommen und, ob es uns gefiele oder nicht, wir würden 
dann auch über eine Verlängerung der Lebenszeit 
nachdenken müssen. 

(Zuruf von der SPD: Deshalb müssen wir jetzt 
den Vorruhestand abschaffen?) 

Seit dem 1. Januar 1988 haben wir jährlich mehr 
65jährige als 15jährige. Das wird sich dramatisch ent-
wickeln: Im Jahre 2002 sind es 231 000 65jährige in 
einem Jahr mehr als 15jährige. Nun ist natürlich die 
Frage, ob ich dieser immer kleiner werdenden Schicht 
der Aktiven eine immer höhere Belastung zumuten 
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will, nur weil ich das, was 1984 richtig war, noch wei-
ter anwenden möchte. 

Wir haben 1984 — ich habe das damals auch sehr 
ausführlich dargelegt — das Vorruhestandsgesetz in 
der Hoffnung gebracht — Herr Dreßler, da muß ich 
Sie ganz scharf fixieren — , daß der § 128 AFG von der 
Großindustrie nicht mehr mißbraucht würde. In der 
Zwischenzeit gibt es nicht nur den § 128 des Arbeits-
förderungsgesetzes, um die 59jährigen mit zusätzli-
chen Leistungen in die Arbeitslosigkeit zu entlassen, 
sondern auch den § 105c für den 58jährigen, der sich 
nicht mehr arbeitslos meldet. 

Ich hatte meine großen Schwierigkeiten, beim Ach-
ten Arbeitsförderungsgesetz gegen den Bundesver-
band der Deutschen Arbeitgeber durchzusetzen, daß 
zur Berechnung des Arbeitslosengeldes zwölf Monate 
genommen werden und nicht nur drei Monate, weil 
man plötzlich gesagt hat: Dies ist eigentlich die ideal-
ste Situation, sich der Arbeitnehmer über diesen „So-
zialplan" zu entledigen. 

Herr Heyenn, auch Sie, Herr Dreßler, haben gesagt, 
die Arbeitslosenzahl sei gleich geblieben. Von der 
Zahl her gebe ich Ihnen recht; sie ist sogar um 400 000 
höher als die Zahl vom September 1982. Nur hat sich 
die Struktur gewaltig verändert. Wenn Sie heute hö-
ren — wir haben in Baden-Württemberg eine etwas 
positivere Situation — , daß Arbeitsamtsbezirke mit 
4,5 oder 5 % Arbeitslosigkeit als „leergefegter" Ar-
beitsmarkt gelten, dann müssen wir darüber nachden-
ken — was gestern die Diskussion sehr deutlich ge-
zeigt hat — , ob sich hier nicht Verbindungen ergeben. 
Wenn ich die Meldungen der Bundesanstalt für Arbeit 
für den Monat Mai nehme, kann ich bei „Arbeitslo-
senmeldung im Berichtsmonat" lesen: 76 000 ohne 
vorherige Erwerbstätigkeit. 

Wir erleben jetzt — dafür gibt es verschiedene 
Gründe — , daß sich Monat für Monat Leute beim Ar-
beitsamt melden, manche mit dem festen Wunsch, 
Arbeit zu bekommen, manche auch nicht. Es gab den 
Aufruf Ihrer Arbeitsgemeinschaft für Frauen, man 
möge sich, auch wenn man nicht unbedingt an Arbeit 
interessiert sei, arbeitslos melden. 

(Dreßler [SPD]: Das ist ja unerhört, was Sie da 
sagen!) 

— Entschuldigung, Herr Dreßler, das war ein Flug-
blatt von Ihnen im Wahlkampf 1986. 

(Dreßler [SPD]: Bitte legen Sie hier den Be-
weis vor!)  

—Entschuldigen Sie, das haben wir Ihnen hier sogar 
gezeigt. Ich gebe Ihnen das Flugblatt gerne, und ich 
hoffe dann, daß Sie die nächste Gelegenheit, wenn Sie 
einmal nicht mit Polemik und Rabulistik argumentie-
ren, sondern einen sachlichen Vortrag bringen, wahr-
nehmen, um sich hier zu entschuldigen und zu sagen: 
Ich habe das nicht gewußt. Das kann doch passie-
ren. 

Nur, sehr verehrte Damen und Herren, was wollten 
wir, die Koalition damals, mit dem Vorruhestand? Wir 
haben gefragt: Ist es sinnvoll, volkswirtschaftlich 
falsch zu handeln, den Einstieg in die Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit mit der Begründung vorzuneh-
men, dies schaffe Arbeitsplätze? Ich verhehle Ihnen  

nicht, daß das in einigen Bereichen Arbeitsplätze ge-
schaffen hat, wie z. B. im öffentlichen Dienst, in Kran-
kenhäusern etc. Nur, die Kostenwirkung diskutieren 
wir heute im Gesundheitsreformgesetz, weil die Kran-
kenkassenbeiträge gestiegen sind. Wir diskutieren 
darüber, daß wir einen Bereich der Klein- und Mittel-
betriebe haben, die plötzlich feststellen, daß sie mit 
den Belastungen nicht mehr zurechtkommen. 
Nun lassen Sie mich noch einmal die Bilanz des 

Arbeitsmarktes ansprechen: Wir haben seit 1982 
—darüber sind wir alle froh; ich meine, er ist gemein-
sam geschaffen — eine positive Bilanz von 1 250 000 
neuen Arbeitsplätzen bei Klein- und Mittelbetrie-
ben. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Was für welche?) 
— Liebe Frau Steinhauer, die Klein- und Mittelbe-
triebe, denen ich angehöre, haben nicht die positive 
Situation wie die Stahlbosse, die, wenn sie in Schwie-
rigkeiten kommen, zum Ministerpräsidenten oder 
zum Bundeskanzler gehen und sagen: Gib mir wieder 
mal Millionen, ich habe falsch gehandelt. 
Wir haben aber die negative Bilanz der Großindu-

strie, nämlich daß sie 250 000 Arbeitsplätze abgebaut 
hat. Ich habe Ihnen immer gesagt: Dort, wo Sie an die 
Kostenbelastung derer gehen, die Dienstleistungen 
erbringen, wird die Dienstleistung immer teurer wer-
den, mit dem Ergebnis: Die Schwarzarbeit wird zu-
nehmen. 

(Abg. Dreßler [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

—Herr Dreßler. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dreß-
ler, bitte. 

Dreßler (SPD): Herr Kollege Kolb, darf ich erstens 
davon ausgehen, daß Sie unseren Antrag gelesen ha-
ben, und darf ich Sie zweitens bitten, uns mitzuteilen, 
welche Gründe nach Auffassung der CDU/CSU-Frak-
tion gegen eine Verlängerung des Vorruhestandsge-
setzes auf drei Jahre bei vorherrschender Massenar-
beitslosigkeit sprechen? 

Kolb (CDU/CSU): Erstens spricht dagegen, daß die 
Auswirkungen des jetzigen Vorruhestandsgesetzes in 
der Baubranche schon bis 1993 reichen. Wenn wir das 
Gesetz noch einmal um drei Jahre verlängern, reichen 
sie bis maximal 1998. Zweitens ist exakt das eingetre-
ten, wovor ich damals schon gewarnt habe: Wir su-
chen in der Zwischenzeit Lehrlinge. In Süddeutsch-
land werden in diesem Jahr 80 000 Lehrstellen nicht 
besetzt werden können, weil keine Bewerber vorhan-
den sind. 

(Hoss [GRÜNE]: Was hat das mit dem Vorru

-

hestand zu tun?) 
—Gewaltig. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage? 

Kolb (CDU/CSU) : Ich gestatte noch eine Zwischen-
frage. Die Kollegen Reimann und Dreßler mögen ent-
scheiden, wer diese Zwischenfrage stellt. 
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Dreßler (SPD): Darf ich daraus entnehmen, Herr 
Kolb — da Sie für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
sprechen — , daß die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
die Auffassung der CDU-Sozialausschüsse in dieser 
Frage nicht teilt? 

Kolb (CDU/CSU): Exakt das ist Ihre richtige Mei-
nung. 

(Dreßler [SPD]: Danke! — Frau Steinhauer 
[SPD]: So ist das!) 

Ich habe damals einen großen Teil meiner Kollegen in 
der Mittelstandsvereinigung überzeugen müssen, daß 
der Vorruhestand für einen begrenzten Zeitraum ein 
mögliches Mittel ist, den Überhang an Lehrstellenbe-
werbern zu korrigieren. Ich habe damals gesagt — ich 
wiederhole das, was ich 1984 geäußert habe — : Wir 
werden 1988 über eine Verlängerung der Lebensar-
beitszeit reden müssen. 

Noch gestern ist angedeutet worden — ich bitte, 
auch darüber noch einmal ruhig nachzudenken —, 
daß es Langzeitarbeitslose gibt, die eine Tätigkeit 
suchen, die mit der Tätigkeit, die auf dem Arbeits-
markt angeboten wird, nicht übereinstimmt. Sie 
möchten, um diese gewünschte Tätigkeit ausführen 
zu können, vom Staat gerne Geld, aber sie möchten 
keine Kontrolle. Ich halte es schon für sehr, sehr ge-
fährlich, wenn wir glauben, daß der Staat, d. h. wir 
alle — die Arbeitnehmer, die in aktiver Beschäftigung 
sind, die Arbeitgeber — , in der Lage ist, für sämtliche 
Wünsche, die nicht in die Arbeitswelt passen, gerade-
zustehen. Da fällt mir der Spruch ein, den man Johan-
nes Hus zuschreibt: „O heilige Einfalt". Deswegen 
sind wir gefordert. 

Lassen Sie mich auch noch einmal zu der Zahl der 
Arbeitslosen und vor allem zu denen kommen, die 
Sie, Herr Dreßler, immer als stille Reserve bezeich-
nen. Da hat eine Dame in Franken — wir bleiben in 
Franken — erklärt, die Zahl der stillen Reserve habe 
sich von 1982 bis 1988 von 1,5 Millionen auf 1 Million 
verringert. Die Dame steht Ihnen viel, viel näher als 
mir. Ich bitte doch, daß wir, wenn wir in Zukunft mit 
diesen Zahlen argumentieren, das vortragen, was uns 
diese Dame richtigerweise gesagt hat. 

Lassen Sie mich noch einmal zur Bauindustrie kom-
men. Die Bauindustrie hat exakt das getan, was der 
Kollege Heyenn wollte. Sie hat das auf 75 % aufge-
stockt. Das Ergebnis war für uns eine 5 %ige Lohnko-
stensteigerung. Darauf haben wir aufmerksam ma-
chen müssen. Wir haben deswegen gesagt: Unter die-
sem Aspekt war der Vorruhestand eine Zwischenlö-
sung, aber sie ist keine Lösung, um die 90er Jahre zu 
meistern. 

Nun lassen Sie mich den zweiten vom Kollegen 
Heyenn angesprochenen Punkt ansprechen, den der 
Teilrente. Es ist vier oder fünf Wochen her, daß ich 
hier gesagt habe: Wir sollten über die Frage der Ren-
ten einmal nicht, wie es immer geschieht, unter Wahl-
kampfaspekten diskutieren. Wenn Sie heute Potenti-
alrechnungen für 1990, 1995, 2000 anstellen, müssen 
Sie schon fragen: Wie sinnvoll ist es, einer kommen-
den Generation Lasten aufzubürden, die sie wahr-
scheinlich unter heutigem Aspekt schon nicht tragen 
kann? 

Ich freue mich ja, daß es für uns alle so angenehm ist 
— einige unserer Kollegen sind in dem Alter, dem-
nächst in Rente zu gehen; ich habe das auch irgend-
wann vor — , daß wir heute Rentenerwartungszeiten 
von 15 bis 20 Jahren haben. Nur, wenn ich jetzt je-
manden mit einem Vorteil in die Rente entlasse, dann 
wirkt das noch bis 2010. Das ist ein Zeitpunkt, zu dem 
ich von anderen verlangen werde, daß sie wesentlich 
länger arbeiten oder höhere Lasten tragen. Deswe-
gen, Herr Dreßler, auch insoweit mein Angebot, darü-
ber einmal nachzudenken, wenn wir sagen: Laßt je-
den in Rente gehen, wenn er es für richtig hält und 
glaubt, daß das, was er sich erarbeitet hat, ausrei-
chend ist. Nur eines werden wir nicht tun können: 
immer später ins Berufsleben gehen und immer früher 
aus dem Berufsleben ausscheiden, dabei aber glau-
ben, daß das mit immer höheren Rentenleistungen 
möglich ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Hier liegen unsere Schwierigkeiten. Ich warne davor, 
Maßnahmen zu ergreifen, die notwendigerweise 
diese Konsequenzen haben müssen. 
Nun muß ich doch einmal an die Diskussion in die-

ser Republik erinnern — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Kolb (CDU/CSU): Ich gestatte keine Zwischenfrage 
mehr; ich habe vorhin schon zwei beantwortet. 
Ich mußte schon den Kopf schütteln darüber, wie 

die Zahlenbegriffe trotz langjähriger Mengenlehre so 
fürchterlich durcheinandergekommen sind. Da ist 
über die Steuerreform mit 40 Milliarden DM so disku-
tiert worden, als ginge die Welt unter. Dies bei einer 
Billion Lohn- und Gehaltssumme! Das heißt, das sind 
4 % der Lohn- und Gehaltssumme. Wenn morgen die 
Gewerkschaften mit einer Lohnforderung von 6 
kommen und anschließend bei 4 % abschließen, ist 
das gleiche bewegt worden wie bei einer Steuerre-
form mit 40 Milliarden DM. Nur, wir haben die Be-
griffsverwirrung so weit get rieben, daß wir meinen, 
bei 40 Milliarden DM stürzt die Welt ein, während wir 
gleichzeitig das Sozialbudget pro Jahr um 45 Milliar-
den bis fast 50 Milliarden DM erhöhen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ihre Rente zahlt doch 
auch der Steuerzahler! Sie haben doch gar 

nichts eingezahlt!) 
— Liebe Frau Unruh, ich gehe noch davon aus, daß, 
weil ich nicht so viele Ausfallzeiten wie manch ande-
rer habe, die Höhe meiner Beitragsleistung der erste 
Hauptbewertungsfaktor meiner Rente ist. Und ich for-
dere uns nur auf, dies insgesamt zu tun. Je mehr 
Arbeitszeiten und je weniger Ausfallzeiten gefordert 
werden, desto leichter kommen wir hin. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sie kriegen die Rente 
doch noch aufgestockt! — Zuruf von der 

CDU/CSU: Recht hat  er!)  
Nun lassen Sie mich auch zu dem, was der Vorru-

hestand echt gekostet hat, noch eine letzte Bemer-
kung machen. Der Vorruhestand hat für die anständi-
gen Arbeitnehmer und Arbeitgeber, die dies getan 
haben, eine Belastung pro Vorruheständler von 
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240 000 DM gebracht. — 240 000 DM! Derjenige, der 
den § 128 oder den § 105c genutzt hatte, konnte mit 
30 000 DM zu Lasten der Solidargemeinschaft eine 
viel bessere Lösung bringen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das hätten Sie doch 
ändern können! Hören Sie doch mit dem Ge-

töse auf!) 

— Liebe Frau Unruh, die Frage für Sie als Kauffrau 
sollte endlich sein, daß Sie sich vernünftiger mit Zah-
len als mit diesen nicht sehr seriösen Zwischenrufen 
beschäftigen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Die sind sehr se-
riös!) 

Deswegen muß ich hier vor allem an die Opposition 
die Frage stellen: Wie lange wollen wir folgendes 
Spiel mitmachen? Die Großindustrie entledigt sich im-
mer mehr Arbeitnehmern, weil sie sagt, den Druck, 
den wir von draußen kriegen, fangen wir durch Ratio-
nalisierung auf. Die Arbeitsplätze werden bei den 
Klein- und Mittelbetrieben geschaffen, 

(Zustimmung des Abg. Cronenberg [Arns-
berg] [FDP] — Frau Unruh [GRÜNE]: Das 
können Sie doch auch steuerlich ändern!) 

und die sollen dies im Dienstleistungsbereich weiter-
geben können. 
Deswegen sage ich für einen großen Teil meiner 

Fraktion und vor allem für den Mittelstand: Wir kön-
nen weder einer Verlängerung des Vorruhestandes 
noch einer Teilrente zustimmen, weil es der Versuch 
einer Lösung mit falschen Mitteln wäre. 

(Dreßler [SPD]: Ihr steht also nicht mehr hin-
ter Herrn Blüm!) 

— Entschuldigen Sie, lieber Herr Dreßler, es muß in 
einer Demokratie auch möglich sein, hier gemeinsam 
eine Lösung zu finden, die eben zukunftsorientiert ist 
und nicht vom nächsten Wahltermin abhängig ist. 

Dies, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wollte ich hier als einer wiederholen, der sich 1984 für 
den Vorruhestand eingesetzt hat — gegen Ihre Argu-
mentation — und der heute Ihre Argumentation ab-
lehnen muß, weil sie nicht mehr in die Zeit paßt. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dreßler [SPD]: Da klatschen die Sozialaus-

schüsse noch Beifall!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Hoss. 

Hoss (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wenn man Herrn Kolb so reden gehört hat, 
dann wird einem klar, daß er den Grundwiderspruch, 
mit dem wir es zur Zeit zu tun haben, überhaupt nicht 
begriffen hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es geht nämlich darum, daß wir es in einer Phase 
hochkonjunktureller Entwicklung — mehr ist kon-
junkturell nicht drin; darüber müssen wir uns im kla-
ren sein — mit 2,2 Millionen Arbeitslosen im Schnitt 
des Jahres 1987 zu tun hatten — dies ohne die stille 

Reserve, ohne die anderen, die sich nicht gemeldet 
haben und als Frauen zu Hause sitzen und wissen, 
wenn sie zum Arbeitsamt gehen, daß das sowieso kei-
nen Sinn hat — und daß wir ohne Umverteilung der 
vorhandenen Arbeit das Problem nicht lösen können. 
Das haben Sie nicht begriffen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie sind im wahrsten Sinne dabei, die Arbeitslosigkeit 
wegzudiskutieren, indem Sie ganze Programme und 
Kommissionen einsetzen, die an der Statistik „rumma-
chen", um die Arbeitslosenzahlen herunterzudrük-
ken. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Und mich würde es gar nicht wundern, wenn Sie am 
Ende dieses Jahres oder im nächsten Jahr sagten, wir 
sind endlich unter die Zwei-Millionen-Grenze ge-
kommen. Wenn man dann einmal genau den Lack 
wegkratzt, dann bleibt nämlich übrig, daß Sie im 
Grunde einen Betrug an den Arbeitslosen betrei-
ben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: Dann sind Sie einer der wenigen 
in Ihrer Fraktion, die echt gearbeitet ha

-

ben!) 

— Deshalb rede ich auch so, weil ich meine Erfahrun-
gen im Arbeitsleben gemacht habe. 

Wir GRÜNEN sind deshalb für den Antrag, den die 
SPD gestellt hat, die Vorruhestandsregelung nicht 
Ende dieses Jahres auslaufen zu lassen, sondern sie zu 
verlängern. 

Uns ist bekannt, daß der Vorruhestand, als er 
1983/84 eingeführt wurde, sehr umstritten war. Wir 
haben damals dagegen gestimmt. Er war ein politi-
sches Signal von Ihrer Seite und ein Gegenmodell zur 
Arbeitszeitverkürzung, die damals durch die 
IG Druck und die IG Metall als Methode der Umver-
teilung vorangetrieben wurde. Wir hatten erhebliche 
Bedenken. Wir haben die finanzielle Ausstattung da-
mals schon als dünn angesehen, und das Ergebnis 
kann auf dieser Basis nicht besser sein. 

Ihre eigene Vorgabe von damals, Herr Kolb, war 
— das kann man in den Reden von damals nachle-
sen — , daß Sie 250 000 bis 300 000 Arbeitsplätze 
schaffen wollten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Neu!) 

In Wirklichkeit haben 70 000 Arbeitslose durch die 
Vorruhestandsregelung Arbeit bekommen. Das ent-
spricht einer Erfolgsquote von 25 %. Das ist für ein 
arbeitsmarktpolitisches Konzept der Regierung ent-
schieden zu wenig. Es ist völlig ungenügend. Es ist 
aber für jeden einzelnen der 70 000 Arbeitslosen, die 
in ein Arbeitsverhältnis kommen konnten, wichtig. 
Das müssen wir sehr wohl unterscheiden. 

Man kann dieses Instrument daraufhin untersu-
chen, ob es ausreichend war. Wir sind der Meinung, 
daß es nicht gereicht hat. Sie müssen, wenn Sie eine 
andere Form finden wollen, wenigstens dafür sorgen, 
daß der vorhandene Level bei der Schaffung von Ar-
beitsplätzen für Arbeitslose erhalten bleibt. Sie strei-
chen es, ohne ein neues Instrument anzubieten. 
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Die Kommission, die Sie gebildet haben, war eine 

typische Kommission, die auf dem Höhepunkt einer 
bestimmten Bewegung ins Leben gerufen wurde. Die 
Leute draußen hatten beg riffen, daß Sie ein Instru-
ment streichen wollten, das immerhin für einige Leute 
Arbeitsplätze gebracht hat. Sie haben aber nichts 
Neues angeboten. 

Die Unruhe reichte bis in Ihre Reihen. Der Bundes-
kanzler hat mit den Worten „Wir bilden eine Kommis-
sion, die bis Mitte März etwas anderes auf den Tisch 
legen soll" die Öffentlichkeit beruhigt. Wie das bei 
den Kommissionen so ist: Der Berg kreißte, aber gebo-
ren ward noch nicht einmal ein Mäuslein. 

Das ist die Fortsetzung des Prinzips, das Sie auch 
auf anderen Gebieten praktizieren, nämlich daß Sie 
oben, bei den Bessergestellten, etwas zulegen, die 
Unteren hingegen belasten. Denjenigen, die sich in 
der Arbeitslosigkeit befinden, nehmen Sie auch noch 
das letzte Instrument, das Sie als geschlossenes Sy-
stem anzubieten haben. 

Mit leichter Hand setzen Sie Regelungen wie die 
dagegen, daß Privatflieger laut Sonderregelung keine 
Mineralölsteuer zu zahlen brauchen. Ich denke auch 
an die Regelung, daß eine Firma, der ich 25, 26 Jahre 
angehört habe — ich rede von Daimler — , eine Risi-
koabsicherung bekommen soll, wenn sie sich bei MBB 
engagiert. Das heißt, wenn sich Daimler dort enga-
giert und es danebengeht, dann wird mit dem Geld 
der Steuerzahler dieses Risiko abgesichert. Welcher 
Mittelständler — Herr Kolb, Sie zählen sich doch 
dazu — oder welcher Handwerker, welcher einfache 
Mensch bekommt das Risiko von seiner Regierung 
abgesichert, wenn etwas schiefgeht? 

(Kolb [CDU/CSU]: Wir bezahlen alles!) 

Aber die großen Firmen, die Milliardensummen li-
quide haben — Siemens oder Daimler, die dieses Jahr 
14 Milliarden DM liquide Mittel haben, die sie gar 
nicht für die Schaffung neuer Arbeitsplätze investie-
ren —, bekommen obendrauf das Risiko von dieser 
Regierung abgesichert. 

Dagegen ist klar, daß Sie mit den einzigen Instru-
menten, die Sie haben, um eine Entlastung auf dem 
Arbeitsmarkt herbeizuführen, Schiffbruch erleiden. 
Ich sehe, nachdem ich Ihre Politik einige Jahre inten-
siv beobachtet habe, drei Instrumente, die Sie anbie-
ten: 

Das erste ist der Vorruhestand. 

(Kolb [CDU/CSU]: Den haben wir be
-grenzt!) 

Dieser Vorruhestand hat nicht die gewünschten Er-
gebnisse gebracht; den wollen Sie streichen. 

Das zweite ist die Qualifizierungsoffensive und 
sind die AB-Maßnahmen. Da kommen Sie zu Ent-
scheidungen, Positionen im Sinne der Steuerreform, 
also im Sinne der Umverteilung von unten nach oben, 
zu streichen. Sie haben vom Bund auf die Bundesan-
stalt für Arbeit abgewälzt: die Förderung der Berufs-
ausbildung von benachteiligten Jugendlichen, die 
Förderungsmöglichkeiten des Bildungsbeihilfenge-
setzes für arbeitslose Jugendliche, die Sprachförde-
rung von Aussiedlern, Asylanten und Kontingent-
flüchtlingen. Und Sie streichen im Rahmen der AB

-

Maßnahmen Qualifizierungs-, Fortbildungs- und Um-
schulungsmöglichkeiten. Bei Ihnen verkommt die Ar-
beitsmarktpolitik zu einer Auseinandersetzung mit 
der Arbeitsmarktstatistik; das habe ich vorhin schon 
gesagt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD — Frau Unruh [GRÜNE]: Und 
mißbraucht werden auch noch die „Trüm

-

merfrauen" ! ) 

Das muß unter dem Strich einmal so festgehalten wer-
den. 

Und das dritte Instrument, das Sie hinsichtlich des 
Arbeitsmarktes haben, sind die „Selbstheilungskräfte 
des Marktes". Da sind Sie in einer engen Vertrautheit 
mit Ihren liberalen Verbündeten. 

Das bleibt übrig. Und das sieht dann so aus, daß der 
Kleine wirklich die Zeche zahlen muß, daß das alles an 
ihm hängenbleibt und die Oberen entsprechend gut 
wegkommen. 

Wir GRÜNEN sind für die Fortführung des Vorruhe-
standes so lange, bis man entsprechende Ersatzinstru-
mente geschaffen hat. 

Das Vorruhestandsgesetz besteht aus zwei Teilen: 
Der eine Teil ist der Rententeil. Er befaßt sich mit der 
Möglichkeit — im Sinne der Umverteilung von Arbeit 
auf alle Schultern —, auf dem Rentenwege zu versu-
chen, Leuten die Möglichkeit zu geben, früher aus 
dem Arbeitsleben herauszukommen. Und da bieten 
sich eben die Möglichkeiten über Teilrente an: sei es, 
daß man halbtags arbeitet, sei es, daß man halbwö-
chentlich oder halbmonatlich arbeitet, 

(Kolb [CDU/CSU]: Das zahlen doch wieder 
die Arbeitnehmer!) 

sei es, daß man eine Form findet, die es den Leuten 
ermöglicht, einen sanften Übergang in die Rente zu 
finden, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Freiwillig!) 

natürlich mit der Beschränkung, daß man, wenn man 
mit 60 in Rente geht, nicht den vollen Rentenanteil 
kriegen kann, den man mit 65 kriegt. 

(Reimann [SPD]: Das ist doch heute schon so! 
— Kolb [CDU/CSU]: Nicht über § 128!) 

— Das ist ja auch heute schon so. — Jemand, der fünf 
Jahre länger arbeitet, muß selbstverständlich auch 
mehr Rente kriegen. Aber die erworbenen Ansprüche 
müssen garantiert sein. 

Was Sie jetzt als Ergebnis einer anderen Kommis-
sion auf den Tisch legen, ist, daß Sie den Leuten, die 
durch eigene Entscheidung im Rahmen des flexiblen 
Rentensystems früher in Rente gehen wollen, noch 
besondere Abzüge zumuten wollen, d. h., daß Sie 
noch nicht einmal den erworbenen Rentenanspruch 
auszahlen wollen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Unmöglich!) 

Und ich finde es sehr befremdlich, daß Herr Kollege 
Dreßler von der SPD erklärt hat, daß das auch mit zu 
den Bereichen gehört, über die man reden könne. Die-
ser Teil des Vorruhestandsgesetzes müßte im Rahmen 
der Rentenreform aufgearbeitet werden und dort sei-
nen Niederschlag finden. 
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Dabei ist völlig klar, daß die Finanzierung eng mit 
einer Harmonisierung des Rentensystems insgesamt 
zusammenhängt. Das heißt nämlich auch, daß wir im 
Rentensystem einmal dazu kommen müssen, die neue 
Solidarität, die sich gegenwärtig in der großen De-
batte befindet, bei der Gestaltung des neuen Renten-
systems auch anzuwenden, indem wir diejenigen, die 
heute keine Beiträge zahlen, wie es bei den Beamten 
ist, wie es bei Teilen der Selbständigen mit selbstän-
digem Einkommen ist, zu einem solidarischen Ren-
tensystem mit heranziehen, das den Unteren, den Ge-
ringverdienern bessere Möglichkeiten gibt und für 
die Oberen zu entsprechenden Belastungen kommt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kolb [CDU/ 
CSU]: Was glauben Sie, was wir mit den 

Steuern machen?) 

Der zweite Teil des Vorruhestandsgesetzes ist der 
Arbeitsmarkt: Und da steht an erster Stelle das Instru-
ment — ich nenne die Instrumente nur ganz kurz, weil 
meine Zeit abgelaufen ist — des Überstundenab-
baues. Das ist das Instrument, das am leichtesten an-
gewandt werden kann. Die Zahl von Überstunden, die 
die Leute machen, 

(Kolb [CDU/CSU]: Wo machen die Überstun-
den?) 

führt dazu, daß 900 000 Arbeitsplätze nicht besetzt 
werden können. Diese Überstunden müssen abge-
baut werden, damit die Arbeitslosen in die Bet riebe 
reinkommen. Das zweite Instrument ist die Umvertei-
lung der Arbeit im Sinne von Arbeitszeitverkürzun-
gen. Das dritte Instrument ist, daß wir auch langfri-
stige ökologisch-soziale Programme und Projekte 
auflegen, die arbeitsintensiv sind und dazu führen, 
daß die Arbeitslosigkeit abgebaut werden kann. 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Cronenberg. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Präsident! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Wie bekannt, predi-
gen wir Liberalen, werben wir für Flexibilität. Flexibi-
lität ist notwendig: in der Wirtschaft, in der Politik. 
Dennoch war ich, mit Verlaub zu sagen, überrascht, 
mit welch wieselartiger Geschwindigkeit die Genos-
sen ihre Argumente wechseln. 

Vergessen wir nicht, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen: Frau Anke Fuchs hat früher das Vorruhe-
standsgesetz mit den Worten charakterisiert: „Sie 
werden von uns nicht erwarten, daß wir diese Mißge-
burt als einen ernsthaften Versuch werten, den Tarif-
vertragsparteien eine vernünftige Vorruhestandsre-
gelung anzubieten. " 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nun sind Sie offensichtlich Befürworter dieser „Miß-
geburt". Fürwahr eine leicht verkehrte Welt! 

Allerdings ist diese späte Einsicht, befürchte ich, 

(von der Wiesche [SPD]: Weil wir ein besse-
res Gesetz hatten, Herr Kollege Cronenberg! 

Nicht verdrehen!) 

nicht Einsicht, sondern menschlich nachvollziehbare 
taktische Überlegung, ein Stückchen Schaueffekt 
— was Ihnen ja heute morgen gelingen wird. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Heyenn? 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Präsident, weil 
ich mit der Zeit knapp bin, unter der Voraussetzung, 
daß wir das nicht allzu scharf verrechnen. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte schön. 

Heyenn (SPD): Ich bin in einem Zwischenruf ange-
sprochen worden, Herr Kollege Cronenberg. Halten 
Sie es nicht auch für unse riös, wenn Sie wider besse-
res Wissen unsere Kritik am nicht zureichenden Ent-
wurf der Koalition zum Vorruhestand aus dem Jahr 
1984 als Ablehnung des Vorruhestands insgesamt an-
sehen und dabei in Ihrer Äußerung unterschlagen, 
daß wir ein besser ausgestattetes Vorruhestandsmo-
dell alternativ dem Deutschen Bundestag vorgelegt 
hatten? 

(Beifall bei der SPD) 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Kollege 
Heyenn, für unse riös halte ich es, mir zu unterstellen, 
wider besseres Wissen hier zu sprechen oder zu han-
deln. Das weise ich zunächst mit aller Deutlichkeit 
und Entschiedenheit zurück. 
Zweitens. Ich halte das Instrument für falsch und 

werde das sogleich im Detail begründen. Aber insbe-
sondere muß man in diesem Zusammenhang doch 
wohl festhalten dürfen, daß die Bedenken, die uns 
heute zur Ablehnung veranlassen, als Fragen — weil 
nicht sicher — bei der Verabschiedung dieses Geset-
zes von mir von diesem Pult aus vorgetragen worden 
sind und damals zum Teil Ihre Zustimmung gefunden 
haben. Und dann frage ich Sie, ob Ihre in sich wider-
sprüchliche Argumentation Ihrem Anspruch auf Se-
riosität gerecht wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dreßler [SPD]: Herr Kollege Cronenberg, im

-

mer nach dem Motto: Donnerstags ist es käl

-

ter als draußen!) 
—Nein, nein, Herr Kollege Dreßler. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Die SPD wollte es nur 
anders! So habe ich das verstanden!) 

—Frau Kollegin Unruh, es wird überhaupt nicht be-
stritten, daß die SPD mehr gewollt hat. 

(Kolb [CDU/CSU]: Eine teurere Regelung!) . 
Aber, Frau Kollegin Unruh, vielleicht hilft es Ihnen ein 
wenig weiter, wenn Sie in die Vorlage der Sozialde-
mokraten schauen: Sie fordern das Haus auf, einem 
Gesetz in unveränderter Form so zuzustimmen, wie es 
damals gemacht worden ist. Das ist doch das Entschei-
dende. 

(Dreßler [SPD]: Das stimmt nicht!) 
— Kollege Dreßler, eine Zwischenfrage noch. Gut. 
Aber dann bitte ich um Verständnis, wenn ich keine 
Zwischenfrage mehr zulasse. Sonst kann ich Ihnen 
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nämlich nicht begründen, warum ich den Gesetzent-
wurf ablehne. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte schön. 

Dreßler (SPD): Herr Kollege Cronenberg, räumen 
Sie ein, daß die SPD in ihrem Entwurf in der Begrün-
dung ausdrücklich ausgewiesen hat, daß sie für jede 
Art von Verbesserung im Rahmen der Ausschußbera-
tungen, beispielsweise auf der Basis der Forderungen 
der CDU-Sozialausschüsse, bereit ist? 

(Grünbeck [FDP]: Eine geniale Zwischen

-

frage!) 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP) : Herr Kollege Dreß-
ler, es wäre das erste Mal, daß in einer Ausschußbe-
ratung sozusagen nicht die Bereitschaft bestände, 
Verbesserungsvorschläge zu diskutieren. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU) 
Derartige Selbstverständlichkeiten nützen in der Sa-
che null. 
Ich möchte nun begründen, warum wir die Vorlage 

ablehnen. Sieht man von den Kosten ab, wird zweier-
lei deutlich. Herr Kollege Dreßler, Sie rechnen selber 
nicht mit nennenswerter Inanspruchnahme eines ver-
längerten Vorruhestands. Damit haben Sie recht. 
Denn die tarifpolitische Landschaft hat sich seit 1983 
wesentlich gewandelt. Die Alternative „Vorruhestand 
oder Arbeitszeitverkürzung" ist tot. Sie wissen, ich 
halte das für falsch und bedauere das. Aber es ist ja 
nun einmal so. Die Tarifvertragsparteien haben sich 
auf diesen in meinen Augen falschen Weg begeben. 
Dieser Grund ist also, wenn Sie so wollen, weggefal-
len. 
Vergessen Sie zur Frage der Arbeitszeitverkürzung 

nicht, daß unsere Hauptkonkurrenten sehr viel mehr 
arbeiten. Ein japanischer Entwicklungsingenieur ar-
beitet bis zum Jahr 2000 dreieinhalb Jahre länger als 
der deutsche Entwicklungsingenieur, und das nicht 
zum Nutzen, sondern zum Schaden unseres Arbeits-
marktes. 
Wir leben in einem Land, in dem wir eine hervorra-

gend qualifizierte und motivierte Arbeitnehmerschaft 
haben — dank eines dualen Ausbildungssystems —, 
in dem wir Arbeitsfrieden haben — was ich dankbar 
feststelle — und in dem wir eine hervorragende Infra-
struktur — eine bessere als in allen anderen Ländern 
— haben. Aber wir leben auch in dem Land mit den 
höchsten Steuern, mit den höchsten Sozialversiche-
rungsbeiträgen 

(Zuruf von den GRÜNEN: Mit arbeitslosen 
Jugendlichen!) 

und mit den höchsten Löhnen, und all dies zusammen 
verschlechtert unsere Position. 

(Sellin [GRÜNE]: 50 % der Arbeitslosen sind 
ohne Ausbildung! — Kolb [CDU/CSU]: Das 
liegt doch nicht an uns! Das liegt an den  Leh

-rern!)  
Dieser Vorruhestand ist für die Unternehmen eine fi-
nanzielle Belastung, die Arbeitsplätze nicht schafft, 
sondern kaputtmacht. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Damit bin ich beim zweiten Punkt, bei der Kosten-
belastung der Betriebe. 

(Heyenn [SPD]: Was sagt Frau Adam

-

Schwaetzer dazu?) 
— Frau Adam-Schwaetzer hat das genauso gesagt. 
Das ist kein Grund, herumzustänkern oder zu mäkeln, 
Herr Kollege Heyenn. Die Analyse ist vom Bundesprä-
sidenten, von Frau Dr. Adam-Schwaetzer und auch 
von mir schon mehrmals in dieser deutlichen Form 
vorgetragen worden, und sie stimmt. 
Damit es klar und deutlich und unmißverständlich 

ist: — — 
(Heyenn [SPD]: Die Lohnstückkosten sind 

nicht gestiegen!) 
— Auf diesen Unsinn mit den Lohnstückkosten 
komme ich gleich auch noch! 
Ich möchte also festhalten: Erstens. Wer nicht weiß, 

daß für die mittelständischen und kleinen Unterneh-
men jeder Vorruhestandsarbeitsplatz 80 000 DM 
mehr kostet, verkennt die Situation. 
Punkt 2. Herr Kollege Heyenn, ich will Ihnen einmal 

etwas sagen: Wenn Sie über verschlechterte Rahmen-
bedingungen — auch über zu hohe Löhne und Sozial-
belastungen — alle mittelständischen und kleinen 
Dienstleistungsbetriebe wegbekommen und in die 
Schwarzarbeit jagen, sind natürlich in den paar hoch-
technisierten Bet rieben à la Mercedes usw. die Lohn-
stückkosten immer noch ausgezeichnet. Da haben wir 
die beste Lohnstückkostenbilanz; nur sind die Ar-
beitsplätze in den anderen Bereichen weg, und das 
kann nicht im Interesse der SPD und insbesondere 
nicht im Interesse der MA sein. 

(Beifall bei der FDP) 
Deswegen bitte ich doch, die Frage der Lohnstückko-
sten und die Überbelastung mit Sozialabgaben zu 
nennen, damit Klarheit herrscht. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Cro-
nenberg, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Ja, aber ich möchte 
meine Zeit für die Beendigung meiner Rede behalten, 
denn sonst sagt die SPD mir hinterher, ich hätte nicht 
begründet, warum ich ihren Entwurf ablehne. Diese 
Möglichkeit möchte ich der SPD beim besten Willen 
nicht gewähren. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit bleibt uneingeschränkt und in vollem Um-
fang erhalten. Nur verringert sich Ihre Mittagspause, 
meine Damen und Herren; aber das nehmen Sie dann 
wohl in Kauf. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Mit Verlaub, den 
Schaden tragen wir dann solidarisch. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Reimann (SPD): Herr Kollege Cronenberg, nun höre 
ich von Ihnen — Sie sind Unternehmer — wie auch 
von Herrn Kolb — ebenfalls Unternehmer — immer 
wieder das wahrscheinlich berechtigte Argument der 
Lohnnebenkosten. Jetzt frage ich Sie: Was sind denn 
eigentlich die wesentlichen Gründe für das Steigen 
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der Lohnnebenkosten? Sie nennen die Sozialversiche-
rung, die Krankenversicherung und die Arbeitslosen-
versicherung. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Und die Tarifver-
tragsparteien! 

Reimann (SPD): Möchten Sie nicht auch bestätigen, 
daß es gerade die kapitalintensiven Bet riebe sind, die 
Großunternehmen, die der Gesellschaft die Entlas-
sungen bereiten, die dann von den kleinen Bet rieben 
und vom Mittelstand in Form erhöhter Beiträge zu 
bezahlen sind, und müssen wir nicht dort etwas 
tun? 

(Zustimmung des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP) : Lieber Herr Kollege 
Reimann, diesen Ansatz zu unterschreiben fällt mir 
nicht schwer. Mich fuchst es doch bis zum Gehtnicht-
mehr, daß die kleinen und mittleren Steuern erwirt-
schaftenden Betriebe dann — auch mit Ihrer Unter-
stützung — für die Montanindustrie, für die Kohle, für 
all diese großen Industrien am laufenden Band ble-
chen müssen. Das ist doch das, was uns den großen 
Kummer macht! 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Reimann 
[SPD]: Stimmen Sie doch für unsere An

-

träge!) 

—Die lösen dieses Problem in keiner Weise. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sie haben verges

-

sen, die BASF aufzuzählen! — Heiterkeit bei 
der CDU/CSU) 

—Richtig. 

Meine Damen und Herren, nun möchte ich noch 
einmal im einzelnen begründen, warum wir den Vor-
ruhestand für falsch halten. 

Erstens. Der Vorruhestand hat arbeitsmarktpoli-
tisch nicht das gebracht, was seine Initiatoren sich 
erhofft hatten. Eine Reihe großer Gewerkschaften ha-
ben das ja auch nicht gewollt; sie sind den in meinen 
Augen problematischen Weg der Wochenarbeitszeit-
verkürzung gegangen. Das Kapitel Alternative zur 35-
Stunden-Woche ist damit erledigt. 

Zweitens. Der Vorruhestand ist insbesondere für 
kleine und mittlere Unternehmen, wie ausgeführt, zu 
teuer. 

Drittens. Die Alternative Vorruhestand oder Ar-
beitszeitverkürzung stellt sich nicht mehr. Wir müssen 
sehen — es ist vom Kollegen Kolb schon darauf hin-
gewiesen worden — , wie problematisch die 59er Re-
gelung in diesem Zusammenhang ist. Das Bundesso-
zialgericht hat diese Angelegenheit — ich meine die 
Erstattungsvorschrift — dem Bundesverfassungsge-
richt vorgelegt, um prüfen zu lassen, ob das Ganze 
überhaupt verfassungsrechtlich in Ordnung ist. 

Viertens. Die Vorruhestandsregelung war auch im 
Hinblick auf die Jugendarbeitslosigkeit konzipiert. 
Dieses Problem sollte durch den Vorruhestand ent-
schärft werden. Gott sei Dank kann man heute fest-

stellen: Eine überproportionale Jugendarbeitslosig-
keit gibt es nicht mehr. Der Grund ist weggefallen. 

(Frau Traupe [SPD]: Weil es weniger junge 
Leute gibt!) 

—Die Begründung ist ja ganz anders. Nur verstehen 
Sie: Es ist aus diesem Grund nicht mehr notwendig, 
den Vorruhestand zu verlängern. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Es sind immer noch 
welche da!) 

—Das habe ich gar nicht bestritten. 

Fünftens. Ich darf daran erinnern, daß die BfA in 
den damaligen Beratungen nachdrücklich die Be-
fürchtung geäußert hat, daß dadurch der Trend zur 
Frühverrentung weiter verstärkt wird. Eine solche 
Entwicklung können wir uns, wie wir alle wissen, auf 
Dauer nicht leisten. Denn wir müssen langfristig dazu 
kommen, daß das derzeitige problematische Verhält-
nis von Rentenlaufzeit und Beitragszeit wieder norma-
lisiert wird. Jede Verlängerung des Vorruhestands 
gibt ein falsches Signal, schafft neue Besitzstände. Ich 
kann Ihnen prophezeien: Wenn wir so handeln wür-
den, wie Sie es wollen, würden Sie nach der Verlän-
gerung hier mit den gleichen Argumenten wieder auf-
treten, um die erneute Verlängerung zu beantragen. 

Kollege Hoss hat hier mit Recht, so meine ich, fest-
gestellt, wo das Grundproblem liegt. Das leugne ich 
nicht. Die Frage ist nur, Kollege Hoss, ob wir mit die-
sen Methoden, mit der Umverteilung, die Sie als In-
strument vorschlagen, und der damit unvermeidbar 
verbundenen Verteuerung des Faktors Arbeit nicht 
mehr Schaden als Nutzen anrichten. Das Instrument 
„Verteilung" ist falsch und zu teuer. 

Ich leugne nicht, daß wir zwar nicht gerade Hoch-
konjunktur, aber eine gute Konjunktur haben. Es 
wäre unredlich, wenn man nicht sagen würde, daß die 
Problematik Arbeitslosigkeit offensichtlich kurzfristig 
allein mit einer guten Konjunktur nicht zu lösen ist. 
Aber das ist keine hinreichende Begründung, die 
Hauptursachen, die ich eben auch dargestellt habe, 
die im Preis für den Faktor Arbeit liegen, noch zu ver-
schärfen, sozusagen den Schaden zu vergrößern. Des-
wegen, Kollege Hoss, bei aller Zustimmung zu einem 
Teil der Analyse, die Sie hier getroffen haben, müssen 
wir uns doch verpflichtet fühlen, die Instrumente dar-
auf zu untersuchen, ob sie den Ansprüchen, mehr 
Arbeit für alle zu schaffen, gerecht werden. Das ist 
doch die Frage, mit der wir uns beschäftigen müs-
sen. 

Ich möchte übrigens an der Stelle auch ausdrücklich 
festhalten, daß die Idee Teilrente, Teilarbeitszeit, die 
die Freien Demokraten 1979 schon in ihren 32 Thesen 
vorgeschlagen hatten, nach wie vor und ausdrücklich 
unsere Billigung findet, wenn dies mit den notwendi-
gen versicherungsmathematischen Abschlägen er-
folgt. 

Meine Damen und Herren, es darf aber in diesem 
Zusammenhang nicht vergessen werden, daß ent-
scheidende Ursachen für die ganze Kostenbelastung 
von den Tarifvertragsparteien gesetzt werden, denn 
auch sie bestimmen in erheblichem Umfang, wie hoch 
die Personalzusatzkosten sind. Tarifverträge tragen 
beide Unterschriften, die von Gewerkschaftern und 
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Arbeitgebern, Kollege Reimann. Deswegen unter

-

streiche ich nachhaltig, daß nicht nur der Gesetzgeber 
—nicht wir alleine — über die Höhe der Personalzu-
satzkosten entscheidet. Es entscheiden ebenso die 
Gewerkschaften, die Arbeitgeberverbände, und sie 
sind ebenso in die Pflicht genommen wie dieses Par-
lament, Bedingungen zu schaffen, die den Faktor Ar-
beit nicht unerträglich verteuern. 

Die Tarifpolitik sollte mehr Rücksicht auf die Ar-
beitslosen und weniger Rücksicht auf die Arbeitbesit-
zenden nehmen. Ich habe nicht mit irgendwelcher 
Häme, sondern mit Beruhigung festgestellt, daß diese 
ernste Diskussion nun auch in den Reihen der SPD 
stattfindet. Das, was wir von hier aus seit Jahr und Tag 
predigen, hat offensichtlich zu einer parteiinternen 
Auseinandersetzung geführt, die ich nicht mit Häme 
sehe, sondern in der Hoffnung, daß etwas Vernünfti-
ges dabei herauskommt. 

(Heyenn [SPD]: Sie sind also auch gegen die 
Verlängerung des Vorruhestands!) 

—Das habe ich ja nun deutlich und, wie ich meine, 
auch überzeugend begründet. Herr Kollege Heyenn, 
statt qualifizierte arbeitswillige und -fähige Mittfünf-
ziger oder Endfünfziger in den Vorruhestand zu schik-
ken oder — wie die bet rieblichen Verhältnisse sind — 
teilweise auch zu drängen, bitte ich Sie und fordere 
Sie auf: Erleichtern Sie die Bedingungen für Arbeit, 
verbessern Sie die Möglichkeit für Arbeit, insbeson-
dere bei den kleinen und mittleren Betrieben, wo zu-
sätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden, dann die-
nen Sie den Arbeitslosen am besten. Arbeit schafft 
Arbeit; nicht Umverteilung, sondern neue Arbeit 
durch Arbeit schaffen, die Bedingungen für Arbeit 
verbessern, das ist die Alternative, statt die Leute 
frühzeitig und unter unerträglichen Kosten von der 
Arbeit abzuhalten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Parlamentarischen Staatssekretär Höpfinger. 

(Heyenn [SPD]: Herr Blüm scheint zu knei

-

fen! Die Spitze der Bewegung fehlt!) 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich 
darf mich zunächst einmal dem Kollegen Heyenn zu-
wenden. 

(Urbaniak [SPD]: Wo ist der Minister?) 

— Sie wissen doch, daß zur Zeit die Bundesrepublik 
die Präsidentschaft bei der Europäischen Gemein-
schaft innehat, und da ist er terminlich eben einge-
spannt. Ich glaube, Herr Kollege Urbaniak, das ist 
doch klar. 

(Urbaniak [SPD]: Er scheint mir mehr abge-
spannt als eingespannt zu sein!)  

—Das kommt sicher auch von der Arbeitsfülle. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das sind die Pro

-

bleme, die ihr alle verschleppt habt!) 

Aber jetzt wollen wir uns dem Thema zuwenden. 
Ich sagte, ich wollte mich gerne dem Wortbeitrag des 
Kollegen Heyenn widmen. Herr Kollege Heyenn hat 
den Eindruck erweckt, es mache der Bundesregie-
rung nichts aus, ob etwa 10 000 Arbeitslose mehr oder 
weniger da wären. Herr Kollege Heyenn, ich darf 
diese Unterstellung zurückweisen. Die Zielsetzung 
der Bundesregierung ist es, Arbeitsplätze zu schaffen. 
Wenn Sie da die Politik beurteilen und wenn Sie allein 
den Zettel in die Hand nehmen und sich die Statistik 
vom Mai 1988 ansehen, dann müssen Sie ja feststel-
len: im Vergleich zum Mai 1987 115 000 Erwerbstä-
tige mehr. Und wenn wir es von 1983 bis 1987 betrach-
ten: 700 000 Erwerbstätige mehr. Herr Kollege 
Heyenn, 700 000 Erwerbstätige mehr! Hätten wir das 
nicht, wie sähe die Arbeitslosenstatistik wirklich 
aus? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich halte es für legitim, daß die Opposition mit ihren 
Punkten überall angreift, aber dann muß man sachlich 
und ganz offen auch zugeben: Die Maßnahmen dieser 
Bundesregierung bedeuten Abbau der Arbeitslosig-
keit 

(Abg. Heyenn [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— gleich — und Mehrung der Arbeitsplätze. Es ist 
genau das, was Herr Kollege Cronenberg gesagt hat: 
Es geht um mehr Arbeitsplätze, um dem einzelnen 
wirklich die Möglichkeit eines Arbeitsplatzes zu ge-
ben. 

Bitte schön. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, wären Sie be-
reit, zuzugeben, daß wir die Zahl der Arbeitsplätze in 
der Bundesrepublik, die wir 1980 hatten, heute noch 
nicht wieder erreicht haben, und wären Sie bereit, die 
Zunahme der Beschäftigtenzahlen, die Sie hier einge-
führt haben, einmal in Relation zu den geleisteten 
Arbeitsstunden und ihrer Entwicklung in den letzten 
fünf oder acht Jahren zu setzen? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Gern, Herr Kollege 
Heyenn. Aber wenn Sie das Jahr 1980 ansprechen, 
dann darf ich Ihnen schon sagen: Gerade ab dem Jahr 
1980 war doch der Marsch in die Arbeitslosigkeit. Und 
wer trägt für diese Zeit die Verantwortung? Das darf 
ich auf Ihre Frage sagen. 
Ich möchte mich dann dem Kollegen Hoss zuwen-

den. Herr Kollege Hoss, Sie haben eine Reihe von 
Maßnahmen genannt und kritisiert. Wenn Sie die 
Qualifizierungsmaßnahmen ansprechen: Gestern ha-
ben wir im Zusammenhang mit dem Problem der 
Langzeitarbeitslosen doch einen ganzen Tag lang 
auch diese Maßnahmen diskutiert. Wir haben zwar 
eine Reihe von Vorschlägen erhalten; es hat aber auch 
eine Reihe von Wortmeldungen gegeben, die gelautet 
haben: Die Maßnahmen helfen mit, Arbeitslosigkeit 
abzubauen. Wenn 351 660 Leute in Qualifizierungs-
maßnahmen sind, dann ist die Vermittlung doch eine 
ganz andere. Wenn wir gegenüberstellen, daß die 
Hälfte der Arbeitslosen beruflich nicht genügend qua-
lifiziert ist, dann ist es doch eine Antwort der Bundes- 
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regierung und der Bundesanstalt für Arbeit und ein 
Beitrag zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
daß man den Leuten die beruflichen Fähigkeiten ver-
mittelt, damit sie auf diese Weise auf einen Arbeits-
platz vermittelt werden können. Das ist meines Erach-
tens doch eine enorm große Hilfe. 
Oder wenn wir uns die Arbeitsbeschaffungsmaß-

nahmen ansehen: Da hat es den Personenkreis getrof-
fen, über den wir gestern ausführlich diskutiert haben. 
Ich will jetzt nicht alles ansprechen, was wir geleistet 
haben. Aber daß jetzt nahezu 120 000 Leute in Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen sind und davon ein ge-
wisser Prozentsatz die Chance hat, wieder auf einen 
echten Arbeitsplatz, einen Dauerarbeitsplatz vermit-
telt zu werden, ist doch eine Hinführung zum Arbeits-
platz, und das halte ich, vom einzelnen her betrachtet, 
für auf jeden Fall positiv. 
Sie haben auch die Sprachförderung genannt. Da 

ist im Haushalt 1988 übrigens eine Besserung erfolgt. 
Zunächst gab es einmal die Verlagerung zur Bundes-
anstalt für Arbeit. Aber Sie haben ja auch im Zusam-
menhang mit der Finanzsituation gehört, daß der 
Bund hier voll in die Deckung geht. Die Ausweitung 
von acht auf zehn Monate ist meines Erachtens ein 
enormer Vorteil, weil immer mehr Spätaussiedler 
kommen, die immer weniger Deutschkenntnisse ha-
ben. Dafür können die Leute nichts; das ist die Situa-
tion. Darum muß man ihnen stärker helfen. 
Wenn die Zahl der Spätaussiedler heuer zunimmt 

— es wird angegeben, daß es etwa 150 000 sein wer-
den —, dann wird man diesem Personenkreis auch 
durch die Sprachförderung helfen, damit sie möglichst 
bald nicht nur bei uns im Lande, sondern auch an 
einem Arbeitsplatz, den die Leute brauchen, integriert 
werden können. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, gestatten Sie eine Zwischenfrage? — 
Herr  Abgeordneter Schreiner, bitte sehr. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie soeben 
die gestrige Anhörung angesprochen haben, bei der 
ja zu hören war, daß 57 % der Langzeitarbeitslosen 
keine abgeschlossene Ausbildung haben, und da Sie 
auch die Qualifizierungsbemühungen der Bundesre-
gierung angesprochen haben, frage ich Sie, ob Sie 
zustimmen können, daß wir in den letzten Wochen 
zahlreiche Signale aus der Bundesrepublik empfan-
gen haben, die da lauten, die gut ausgebildeten Qua-
lifikationsträger würden zunehmend aus dem Markt 
herausgedrängt, und zwar zugunsten von Leuten, 
merkwürdigen Gestalten, die zu Dumping-Preisen 
anbieten und bei denen die Qualität der Wissensver-
mittlung und der Vermittlung anderer Fähigkeiten in 
hohem Maße in Frage gestellt wird, also im Ergebnis 
das Bildungsangebot wie eine Ware behandelt wird, 
d. h. der zweifelhafte Billigstanbieter bekommt den 
Zuschlag, und seit Jahren bewährte Träger werden 
aus dem System herausgedrängt? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Schreiner, ich kann das nicht beurteilen; mir ist das bis  

jetzt nicht vorgetragen worden. Ich weiß nur, daß Bil-
dungsträger, die ich kenne, und die sich immer wieder 
an uns wenden, nicht hinausgedrängt, sondern enorm 
gefördert werden, weil wir wissen, was auf diesem 
Wege gerade für beruflich weniger qualifizierte Ar-
beitslose geschieht. Wir sind auf diese Mitarbeit gera-
dezu angewiesen. Aber wenn es hier konkrete Fälle 
gibt, dann bitte ich, diese einmal vorzutragen. Viel-
leicht kann man dann in dieser Hinsicht mit behilflich 
sein. Denn entscheidend ist ja hier die Bundesanstalt 
für Arbeit. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf 
mich jetzt noch einmal dem Vorruhestandsproblem 
zuwenden. Die Vorruhestandsregelung wurde 1984 
geschaffen, und sie wurde 1984 gleich zeitlich befri-
stet. Ich glaube, es war damals eine richtige Erkennt-
nis, daß man so etwas nicht auf Dauer macht. Aller-
dings muß ich sagen: Auch beim SPD-Antrag ist jetzt 
eine zeitliche Befristung — bis 1991 — angegeben. 

(Zuruf von der SPD: Es geht um die Bekämp

-

fung der Arbeitslosigkeit!) 

Wenn wir bei dieser Befristung bleiben, dann des-
halb, weil ich glaube — das ist bis jetzt noch nicht 
angesprochen worden —, 

(Heyenn [SPD]: Die Regierung ist gegen die 
Verlängerung!) 

daß man den älteren Arbeitnehmer nicht aus dem 
Arbeitsmarkt ausgrenzen darf. Auch der ältere Arbeit-
nehmer hat ein Recht auf den Arbeitsplatz. Auf die 
Berufserfahrung des älteren Arbeitnehmers kann im 
Erwerbsleben nicht verzichtet werden. Das muß man 
auch an die Adresse der Wirtschaft sagen, wo heute 
manchmal der Eindruck entsteht, über 50 oder 55 Jah-
ren geht nichts mehr. Der ältere Arbeitnehmer bringt 
Berufserfahrung, er bringt Fleiß, er bringt Betriebs-
treue und all diese Dinge mit. Diese sollten bei der 
Beschäftigung des älteren Arbeitnehmers nicht ver-
gessen werden. 

Dann darf ich darauf hinweisen, daß der Ruf nach 
Fachkräften in mehreren Regionen der Bundesrepu-
blik Deutschland sehr laut ist. Das ist ja mit dem Pro-
blem der Arbeitslosigkeit verbunden. Man darf es 
nicht nur von der Zahl her diskutieren, sondern man 
muß sagen, welche Personenkreise betroffen sind und 
wie es in den einzelnen Regionalbereichen aussieht. 
Man muß also das ganze Problem sehr differenziert 
diskutieren. 

Ich darf einen weiteren Grund angeben: Die demo-
graphische Entwicklung wird die Nachfrage nach Ar-
beitskräften noch sehr, sehr stark und sehr laut wer-
den lassen. 

Die Vorruhestandsregelung bedeutete eine Entla-
stung auf dem Arbeitsmarkt zugunsten der jungen 
Generation. Der Kollege Cronenberg hat das am 
Schluß seiner Rede noch aufgezeigt. Die Vorruhe-
standsregelung war nicht als Entlastung der Arbeits-
losigkeit des älteren Arbeitnehmers gedacht, sondern 
sie war als Generationensolidarität gedacht: Wenn 
der Ältere früher in den Ruhestand geht, nimmt dafür 
ein Jüngerer einen Arbeitsplatz ein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage der Abgeordneten Frau Unruh? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Bitte. 

Frau Unruh (GRÜNE): Sind Sie nicht meiner Mei-
nung, daß wir hier doch nicht von einer zwangsweisen 
Vorruhestandsregelung reden, sondern von einer frei-
willigen? 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Ja, sicher. Das steht 
ja auch im Gesetz. Man hat eine Quotenregelung ge-
troffen, damit keine Überforderung im Betrieb erfolgt 
— natürlich. Auch eine Zustimmung des Arbeitneh-
mers muß gegeben sein. Aber darum sagte ich ja auch, 
Frau Kollegin: Es handelt sich um eine Generationen-
solidarität: Der Ältere ist bereit, früher in den Ruhe-
stand zu gehen, damit der Jüngere eine Chance hat, 
einen Arbeitsplatz zu bekommen. 
Wenn wir uns das Zahlenbild anschauen: Gut 

130 000 ältere Arbeitnehmer sind in den Vorruhe-
stand gegangen, 75 000 jüngere Arbeitnehmer konn-
ten damit einen Arbeitsplatz erhalten. 
Dabei möchte ich folgendes hervorheben. Ich 

möchte nicht die Statistik verschönern. Aber wer über 
Arbeitslosigkeit diskutiert, muß sich immer das echte 
Zahlenbild vorhalten. Man muß schon zugeben — ich 
sage, man sollte es positiv anerkennen — : Die Ar-
beitslosigkeit unter den Jugendlichen ist merklich zu-
rückgegangen. Im Mai 1988, also in der jetzigen Ar-
beitsmarktstatistik, 4,8 %. Wir hatten schon 7 %. Das 
muß man auch sagen. Also: Merklich zurückgegan-
gen! 
Und weiter: Die Vermittlung von Jugendlichen ge-

staltet sich wesentlich einfacher. Die Dauer der Ar-
beitslosigkeit bei Jugendlichen unter 20 Jahren be-
trägt im Schnitt 4,1 Monate, die Dauerarbeitslosigkeit 
bei bis zu 25jährigen beträgt im Durchschnitt 6,1 Mo-
nate, und bei allen Arbeitslosen beträgt sie im Durch-
schnitt 13 Monate. Also, die jüngeren Leute können 
wesentlich schneller wieder vermittelt werden. Inso-
fern ist das Argument von 1984 für den Vorruhestand 
praktisch eingelöst worden durch die Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt. 
Es ist richtig, daß der ältere Arbeitnehmer von Ar-

beitslosigkeit stark betroffen ist. Dennoch ist es sinn-
voller, den älteren Arbeitnehmer nicht freizusetzen, 
sondern zu integrieren. Die Lebenserwartung des 
Menschen nimmt zu. Da darf es doch nicht sein, daß 
man im Betrieb im Alter von 50 Jahren schon zum 
alten Eisen gehört. Ich glaube, das ist eine Frage der 
Humanität. Auch unter diesem Gesichtspunkt sollte 
man es sehen. 
Die Bundesregierung hat wichtige Maßnahmen zur 

Integration der älteren Arbeitnehmer ergriffen. Ich 
nenne die Verbesserung der Lohnkostenzuschüsse, 
die Eingliederungshilfen, die Einarbeitungszuschüsse 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz. Auch der soziale 
Schutz der älteren Arbeitnehmer wurde verbessert 
durch die Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeits-
losengeldes bis zu 32 Monaten. 
Anzustreben ist ein gleitender Übergang vom Ar-

beitsleben in den Ruhestand, nicht plötzlich, von  

heute auf morgen, von der Werkbank auf die Rast-
bank. Ein gleitender Übergang könnte auch den soge-
nannten Rentenschock vermeiden. Eine stufenweise 
Herabsetzung der wöchentlichen Arbeitszeit für den 
älteren Arbeitnehmer wäre der bessere Weg zum Aus-
stieg aus dem Erwerbsleben. 
Die Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen 

haben eine Kommission eingesetzt, die alle damit im 
Zusammenhang stehenden Fragen prüft. Hier darf ich 
schon sagen: Solange ein Gremium die Arbeit nicht 
abgeschlossen hat, soll man über das Ergebnis noch 
nicht urteilen. Die Kommission ist nach wie vor tätig. 
Ich nehme an, daß die Kommission sehr bald Ergeb-
nisse der Beratungen vorlegen wird. Dabei werden 
folgende Grundsätze zu beachten sein. 
Meine Damen und Herren, ich habe die wesentli-

chen Züge genannt. Ich sehe auf der Uhr, daß die Zeit 
abgelaufen ist. Ich habe versucht, aufzuzeigen, als 
was der Vorruhestand gedacht war, welche Entwick-
lung der Arbeitsmarkt genommen hat. Von daher die 
Diskussion über das Auslaufen des Vorruhestandes! 
Ich bedanke mich für das Zuhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat die Frau Ab-
geordnete Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Herren und Damen! Mir hätte heute mor-
gen bei der Beratung ja auch etwas gefehlt, wenn 
nicht zunächst wieder die schlechte Lage der Unter-
nehmer hinsichtlich der Lohnnebenkosten vorge-
bracht worden wäre. Ich frage mich nur: Wie kommt 
es eigentlich, daß wir einen so hohen Export haben? 
Da können die Chancen doch nicht so schlecht sein. 
Wenn Sie Probleme mit der Großindustrie haben, tra-
gen Sie die doch bitte in Ihrem Wirtschaftskreis aus. 

(Beifall bei der SPD) 
Oder seien Sie für unseren Wertschöpfungsbeitrag! 
Dann wird auch etwas ausgeglichen. 
Mir hätte weiter etwas gefehlt, wenn hier nicht wie-

der die angeblich nicht arbeitswilligen Arbeitslosen 
zitiert worden wären. Wir brauchen nicht eine Stati-
stikbereinigung; Arbeitsplätze brauchen wir. 

(Beifall bei der SPD) 
Wenn ich mir die Statistik zum letzten Monatsende 
betrachte 

(Abg. Kolb [CDU/CSU] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— ich komme darauf; ich weiß, was Sie fragen wollen; 
Sie haben ja auch keine Fragen mehr zugelassen —, 
so stelle ich fest, daß diese gegenüber dem Vorjahr ein 
Plus von 50 000 aufweist. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Steinhauer, ich 
möchte Sie fragen, ob Sie generell Zwischenfragen 
zulassen oder nicht zulassen wollen. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Kolb kann fragen, 
bitte. 

Kolb (CDU/CSU): Schönen Dank, Frau Kollegin 
Steinhauer. Wie erklären Sie sich das Phänomen, daß 
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nach der Untersuchung jetzt schätzungsweise 4,5 Mil-
lionen Menschen täglich in Nebenbeschäftigung und 
nicht in vollen Arbeitsplätzen sind? 

(Zuruf von der SPD: Weil sie Zusatzverdien

-

ste brauchen!) 

Frau Steinhauer (SPD): Ja, natürlich, Herr Kolb. Da 
gibt es die verschiedensten Nebentätigkeiten. Aber 
Sie waren ja nie bereit, das im öffentlichen Dienst ein-
mal generell zu untersuchen. In dem Bereich liegt 
nämlich der größte Prozentsatz. Wir könnten einmal 
darüber reden. 

Im übrigen zeigt auch manches, daß der Lohn nicht 
ausreicht, um in verschiedenen Bereichen überhaupt 
den Lebensunterhalt zu bestreiten. 

Hinzu kommen noch die Arbeitsverträge mit klei-
nen Bezügen, für die Sie keine Versicherung wol-
len. 

Die Statistik ohne Bereinigung weist in diesem Jahr 
noch mehr Arbeitslose aus — und das, obwohl Sie an 
sich gesagt haben, die Arbeitslosenzahl gehe herun-
ter. Der Arbeitsminister — er hat ohnehin nicht mehr 
Ihr Vertrauen — hat gesagt, er wolle die Arbeitslosig-
keit unter die Millionengrenze drücken. Genau das 
Gegenteil ist der Fall. Die Massenarbeitslosigkeit 
wächst weiter. Wir haben gestern die drängenden 
Probleme der Langzeitarbeitslosigkeit noch einmal 
vorgetragen bekommen. 

Ausgerechnet in dieser Situation stimmen Sie den 
Abgesang des Vorruhestandes an und denken an Ver-
längerung der Lebensarbeitszeit, frei nach dem 
Motto: Der Mohr hat seine Schuldigkeit getan, der 
Mohr kann gehen. Die Bundesregierung und, wie ich 
heute gehört habe, auch die Fraktionen wollen das 
Vorruhestandsgesetz auslaufen lassen. Dabei war das 
eine der vernünftigsten, kostengünstigsten und auch 
humansten Formen der Lebensarbeitszeitverkür-
zung. 

(Kolb [CDU/CSU] : Vor vier Jahren!) 

— Das stimmt ja nicht. Wir wollten etwas Besseres. 

Im Vergleich zu der sogenannten 59er-Regelung, 
die von allen Arbeitnehmern und Versicherten getra-
gen werden muß, führte sie zu einer besseren Effi-
zienz in der Beschäftigungspolitik. 

Wir haben hier gehört: Bis 1987 haben 140 000 Ar-
beitnehmer diese Vorruhestandsregelung in An-
spruch genommen. Das entspricht zwar nicht den ur-
sprünglichen Erwartungen, aber es ist doch so, daß 
70 % der Berechtigten die Regelung in Anspruch ge-
nommen haben. 

Die arbeitsmarktpolitischen Effekte des Vorruhe-
standes möchte ich nicht herunterspielen. Ohne die 
Vorruhestandsgesetzgebung und ohne die Tarifver-
tragsparteien wäre die registrierte Arbeitslosigkeit 
noch höher. Hinzu kommt — das sage ich auch ange-
sichts der Ausführungen des Staatssekretärs Höpfin-
ger — , daß viele Jugendliche als Folge der Vorruhe-
standsregelung die Möglichkeit hatten, nach ihrer 
Ausbildung in ein Arbeitsverhältnis übernommen zu 
werden. 

(Andres [SPD]: Sehr richtig!) 

Das ist noch heute ein Problem. Es ist zwar nicht mehr 
ein so großes Problem, aber es ist noch ein Problem. 

Unter großem Werbeaufwand haben Sie den Vorru-
hestand hier seinerzeit propagiert und gemeint, daß 
eine ungewöhnliche Situation ungewöhnliche Maß-
nahmen erfordere. Damals wie heute haben wir ge-
sagt, daß wir für die Maßnahme sind, für alle Maßnah-
men, die neue Arbeitsplätze schaffen und den Abbau 
der Arbeitslosigkeit zum Inhalt haben. Daß diese Re-
gelung nun ausgerechnet in einer Zeit, wo uns neue 
Massenarbeitslosigkeit bedroht, beseitigt werden soll, 
sehe ich als verantwortungslos an. Das zeigt auch, daß 
Sie beschäftigungspolitisch nichts tun wollen, daß Sie 
überhaupt Beschäftigungspolitik aus fiskalischen 
Gründen ablehnen. 

Die Sozialausschüsse und die Arbeitnehmergruppe 
der CDU/CSU hatten sich mehrfach für die Fortfüh-
rung des Vorruhestandes ausgesprochen. Wo sind sie 
übrigens heute? 

(von der Wiesche [SPD]: Nur Feigenblatt für 
Sonntagsreden, sonst nichts!) 

So war es auch am Anfang, als der Bundeskanzler 
eine von der gesamten Fraktion getragene Entschei-
dung herbeigeführt hat, eine Kommission einzuset-
zen, die zusätzliche Beschäftigungmöglichkeiten prü-
fen sollte. Ich habe gehört, das Prüfen soll noch andau-
ern. Aber wenn ich die Diskussionen heute morgen 
sehe, meine ich, das Ergebnis ist sehr wohl da. CDU/ 
CSU und FDP, alle sagen: Die Vorruhestandsregelung 
wird nicht verlängert. Ich stelle fest: Der Bundesar-
beitsminister hat das Vertrauen der Regierungskoali-
tion nicht mehr. 

(Beifall des Abg. Urbaniak [SPD]) 

Er hat nämlich nach einer Zeitungsmeldung vom 
21. Mai für den Fall des Scheiterns eigenes Handeln 
angekündigt. Er will sich an die Spitze einer Bewe-
gung stellen, die die einfache Verlängerung der noch 
geltenden Vorruhestandsregelung fordert. Wo ist 
das? 

(Schreiner [SPD]: Wo ist denn der Minister? 
— von der Wiesche [SPD]: Er sucht die Bewe

-

gung!) 

Das ist wohl längst abgelehnt. 

Weiter: Die Länderarbeitsminister haben in einer 
Sitzung im September 1987 — wenn ich das richtig 
sehe, hatten Sie da noch die Mehrheit — gefordert, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Aber nicht mehr 
lange!) 

daß eine Verbesserung bei der Verlängerung der Vor-
ruhestandsregelung ausgearbeitet werden sollte. Wie 
ging es aber weiter? Ich sage: Es handelt sich hier um 
Täuschungsversuche. Frei nach Tucholsky sei ge-
sagt — : Und weiß du nicht mehr weiter, mein Sohn, so 
bilde eine Kommission. Die Koalition wurde damit zur 
Gefangenen ihrer eigenen Strategie. Bereits damals, 
als Sie den Vorruhestand mit großem Trara hier ange-
kündigt haben, war nicht Abbau der Arbeitslosigkeit 
das Ziel, sondern die Spaltung der Gewerkschaften. 
Ich erinnere: Damals war die Diskussion um die Ver-
kürzung der Wochenarbeitszeit, die Einführung der 
35-Stunden-Woche, auf dem Höhepunkt. Zwischen 
die Gewerkschaften sollte ein Keil get rieben werden: 
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auf der einen Seite die Befürworter einer Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit, auf der anderen Seite die Be-
fürworter der Lebensarbeitszeitverkürzung. 

(Kolb [CDU/CSU]: Volkswirtschaftliche Ver

-

nunft war gefragt!) 

Offenbar hat der Vorruhestand in dieser Spalterfunk-
tion ausgedient. Wir Sozialdemokraten haben das von 
vornherein nicht mitgemacht. Wir haben immer ge-
sagt: Sowohl Wochenarbeitsverkürzung als auch Vor-
ruhestandsregelung werden von uns unterstützt. Alles 
dient der Arbeitslosigkeitsbekämpfung. Dazu hat es 
noch ein Stück Humanität. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und eine Kostenexplo

-

sion!) 

Denn schauen Sie sich einmal um, gerade wenn Sie 
immer die Bauindustrie zitieren: Im Alter zwischen 55 
und 60 Jahren ist kaum ein Bauarbeiter noch voll ar-
beitsfähig. 

(Kolb [CDU/CSU]: Ich kenne sie!) 

Sie sind nämlich auf Grund der äußeren Umstände 
verbraucht. 

Der Bundeskanzler und insbesondere der Arbeits-
minister, der kürzlich das nochmals so vollmundig 
gesagt hat, müssen zur Kenntnis nehmen, daß sie ihr 
Ziel nicht erreicht haben, die Arbeitslosigkeit abzu-
bauen, auch nicht das Ziel, die Diskussion darüber, 
die Wochenarbeitszeit zu verkürzen, vom Tisch zu 
bekommen. Beides ist heute nach wie vor unverzicht-
bar. Wenn nicht beide Instrumente genutzt werden, 
bleiben die Verlierer von gestern, die Arbeitslosen, 
die Verlierer von morgen. Die arbeitnehmerfeindliche 
Politik der Bundesregierung zeigt sich einmal mehr 
daran, daß sie grünes Licht für den Vorruhestand der 
Landwirte gibt. Der Vorruhestand der übrigen Arbeit-
nehmer soll beseitigt werden. Und das ist dann Soli-
darität mit den Arbeitslosen. Ich kann nur sagen: Wel-
cher Zynismus! 

(Schreiner [SPD]: Sehr christlich!) 

Es ist schon abenteuerlich, daß die angespannte 
Finanzlage der Bundesanstalt für Arbeit als Argu-
ment gegen das Vorruhestandsgesetz ins Feld geführt 
wird. Die Nürnberger Kasse leert sich deshalb so 
schnell, weil die Koalition sie mit Finanzausgaben 
belastet hat, die an sich in den Bundeshaushalt gehö-
ren: 

(Beifall der Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

auch das, was hier erwähnt wurde, vor allem Aussied-
lerförderung, etwa Sprachförderung, Umschulung 
usw. All das haben Sie der Bundesanstalt aufgebür-
det. Das bringt die weitere Belastung der Bundesan-
stalt für Arbeit. Der Bonner Schuldenberg hat auch die 
Eigenschaft, den Vorruhestand zu begraben. Dabei 
ließe sich selbst eine nachgebesserte Vorruhestands-
regelung noch so gestalten, daß sie immer noch billi-
ger als die Finanzierung von Arbeitslosigkeit ist. 

(Kolb [CDU/CSU]: Nein, das war die teuerste 
Lösung!) 

Nicht von ungefähr hat der Präsident der Bundesan-
stalt für Arbeit immer wieder betont, daß es besser 
ist, 

(Kolb [CDU/CSU]: Für ihn, nicht für die  an
-deren!) 

den Vorruhestand zu fördern und damit das Arbeits-
losengeld für die Jüngeren einzusparen. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: Für 
Nürnberg ist das billiger!) 

Mehr als 2 Millionen Arbeitslose sind das Teuerste, 
was wir uns als Gesellschaft leisten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Schauen Sie einmal hin, 
wo die herkommen!) 

Solange es in der Bundesrepublik Massenarbeitslo-
sigkeit gibt, führt kein Weg daran vorbei, alles zu tun, 
um die Arbeitslosigkeit zu beseitigen. Dazu gehört 
auch die Verkürzung der Lebensarbeitszeit. 

(Beifall bei SPD) 

Es ist besser, für Vorruhestand und Ersatzarbeits-
plätze zu sorgen, als sich damit abzufinden, 2 Millio-
nen Arbeitslose zu haben, die eine Arbeitszeit von 
Null haben. 

Es ist schon zynisch, wenn man in der Öffentlichkeit 
argumentiert, wir hätten einen Mangel an Fach-
kräften 

(Kolb [CDU/CSU]: Und an Hilfskräften, Frau 
Kollegin!) 

und das zwinge zur Verlängerung der Lebensarbeits-
zeit. Auf diese Weise sollen doch die Versäumnisse 
der Unternehmer und der Regierung bei der Berufs-
ausbildung vertuscht werden. Dies, obwohl sich Tag 
für Tag Betriebsräte und Gewerkschaften gegen die 
Aussonderung gesundheitlich angeschlagener und 
insbesondere älterer Kolleginnen und Kollegen zur 
Wehr setzen. 

Die Bundesregierung ist am Arbeitsmarkt so tätig 
wie auf dem Warenmarkt. Der Mensch wird als Ar-
beitsware betrachtet, die je nach Bedarf einmal bis 
zum 58., ein anderes Mal bis zum 65. Lebensjahr oder 
länger zum Angebot freigegeben wird. Das geschieht 
jeweils nach dem gerade herrschenden Kalkül der 
Unternehmen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und die Tarifpartner, 
Frau Kollegin!) 

Die Bedürfnisse und Nöte von Arbeitnehmern und 
Arbeitslosen spielen dabei keine Rolle. Das ist regie-
rungsamtliche Politik, das ist die Folge der Wende. 

Für uns Sozialdemokraten sind die Sorgen der Men-
schen nicht Objekte, sondern sie sind Anlaß zum 
schnellen Handeln. Wir wollen durch die Verlänge-
rung der Geltungsdauer des Gesetzes Klarheit für die 
Tarifvertragsparteien. Diese bringt unser Gesetzent-
wurf. Wir haben aber ausdrücklich betont, daß wir 
nicht eine bloße Verlängerung wollen, sondern auch 
eine Verbesserung. Wir wollen insbesondere eine 
Verbesserung der Zuschußleistung für die Wiederbe-
setzung des Arbeitsplatzes. Ferner wollen wir eine 
generelle Einkommensteuerfreiheit für das Vorruhe-
standsgeld. 
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Durch die Verlängerung des Vorruhestandes würde 
auch die notwendige Zeit für die Erarbeitung weiter-
gehender Lösungen gewonnen. Wir müssen dafür sor-
gen, daß alle Menschen in unserer Gesellschaft die 
Möglichkeit haben, ihren Lebensunterhalt durch Ar-
beit zu verdienen. Ich denke, Herr Kolb, Sie werden 
auch noch einmal die Aussagen von gestern — insbe-
sondere die der Vertreter der beiden großen Kir-
chen — durchlesen. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Ich hoffe, daß trotz der Diskussion heute morgen in der 
Sache noch nicht das letzte Wort gesprochen ist. 

(Zuruf von der SPD: Hoffen auf Blüm, das ist 
immer schon vergeblich gewesen!) 

Insbesondere sind die CDA-Mitglieder dieses Hauses 
gefordert. Ihre Glaubwürdigkeit steht auf dem 
Spiel. 

(Zuruf von der SPD: Nein, die ist schon lange 
verlorengegangen!) 

Die Glaubwürdigkeit ist mal wieder in Frage gestellt. 
Sonntagsreden nützen da nichts; es nützt auch nichts 
zu sagen, man gehe an die Spitze der Bewegung. 
Taten sind gefragt. 

(Zuruf von der SPD: Blüm läuft hinter der 
Bewegung  her!)  

Nun wird es darauf ankommen, ob Sie den Mut ha-
ben, eine große Koalition der Vernunft für den Vorru-
hestand einzugehen und seine Verlängerung hier in 
diesem Hause praktisch mit durchzusetzen. Das ist 
auch ein Härtetest für die politische Glaubwürdigkeit 
gerade der CDA und ihrer politisch Tätigen in diesem 
Hause. 
Ich danke Ihnen für das Zuhören. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Kolb  [CDU/CSU]: Man hüte sich vor solchen 

Geschenken!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Schemken. 

(Zuruf von der SPD: Er spricht auf den Kon

-

gressen immer dafür, aber hier redet er jetzt 
dagegen!) 

Schemken (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Vorruhestand war. 
im Jahr 1984 als ein Instrument gedacht, 

(Zuruf von der SPD: Wo ist denn das an

-

dere?) 

um mit flexiblen Lösungen auf das Problem der Ar-
beitslosigkeit einzugehen. Die SPD setzte damals voll 
auf die Verkürzung der Wochenarbeitszeit. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Ist ja nicht wahr! — 
Zuruf von der SPD: Das ist unglaublich, Herr 

Kollege!) 

Die Zahl der Vorruheständler liegt bis heute bei 
120 000. Sie können gleich noch manches andere be-
legen, weil ich noch einiges nachzufragen habe. Die 
Zahl der Wiederbesetzung neuer Arbeitsplätze lag bei 
70 000. Man weiß, daß nur wenige Tarifpartner von 
diesem Gesetz Gebrauch machten. Das zeigt, daß ins-

besondere große Einzelgewerkschaften nicht bereit 
waren, diesen Weg zu gehen. Wir haben das bedau-
ert. Sie haben sich in die Front dieser Gegner einge-
reiht, sich damals sozusagen an die Spitze der Gegner 
dieses Vorruhestandsgesetzes gesetzt. Sie haben da-
mit Unsicherheit und Ablehnung in die Tarifpartner-
schaft hineingetragen. 
Es ist deshalb schwer — nehmen Sie uns das bitte 

nicht übel —, Ihnen das, was in Ihrem Gesetzentwurf 
steht, abzunehmen. Dies ist ein Stück blanker Oppor-
tunismus: damals so, heute so. 

(Heyenn [SPD]: Das ist doch völliger 
Quatsch! Sie sagen permanent die  Unwahr

-

heit!)  
Die Glaubwürdigkeit, Frau Steinhauer, steht bei Ih-
nen und nicht bei uns auf dem Spiel. 

(Heyenn [SPD]: Schämen Sie sich!) 
Vielleicht ist es ganz gut, daß ich in diesem Zusam-
menhang, da Sie mich anmahnen, daß ich mich schä-
men soll, dann doch zu diesem Flugblatt Stellung 
nehme — Herr Kolb hat dies soeben zum Ausdruck 
gebracht — : Wir sind durch Herrn Dreßler aufgefor-
dert worden, dieses Flugblatt vorzulegen. Das Flug-
blatt weist auf eine Veranstaltung vom 27. Februar 
1986 hin — ein sehr „junges" Flugblatt! — : „Frauen, 
stürmt die Arbeitsämter und meldet euch arbeitslos! " 
Eine weitere Schlagzeile: „Boxen Sie sich in die Ar-
beitslosenstatistik! " Unterstüzer: SPD-Ortsverein Bar-
singhausen, Vorstand der Jungsozialisten Barsing-
hausen und auch die GRÜNEN von Barsinghausen in 
versammelter Brüderlichkeit. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Nein, Schwesterlich

-

keit! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU 
und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Schem-
ken, wir haben jetzt drei Wünsche nach Zwischenfra-
gen. 

Schemken (CDU/CSU): Ja, bitte schön. 

Vizepräsident Stücklen: Sie genehmigen also alle 
drei Zwischenfragen? 

Schemken (CDU/CSU): Wenn es auf die Zeit nicht 
angerechnet wird, alle drei ;  dann ist es aber gut. 

(Heiterkeit) 

von der Wiesche (SPD) : Herr Kollege Schemken, 
sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich in der 
Diskussion um das Vorruhestandsgesetz 1984 für 
meine Fraktion und für mich hier von diesem Pult aus 
deutlich gemacht habe, daß die SPD sowohl die Wo-
chenarbeitszeitverkürzung als insbesondere auch den 
Vorruhestand als geeignete Mittel angesehen hat, um 
Arbeitslosigkeit zu bekämpfen? 

(Kolb [CDU/CSU]: Ihr könnt nie genug krie-
gen!) 

Schemken (CDU/CSU): Sie haben damals dieses 
Gesetz so belastet, daß es unmöglich gewesen wäre, 
es einzurichten: Sie wollten die Rente besserstellen, 
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Sie wollten die Bundesanstalt höher belasten, und 
jetzt kommen Sie erneut mit weiterer Steuerfreiheit. 

(von der Wiesche [SPD]: Das war gar nicht 
meine Frage!) 

—Ja, doch, das ist die Frage. Ich kann natürlich jetzt 
sagen: Ich bin für etwas, stelle aber solche Forderun-
gen an die Sache, daß die Durchführung unmöglich 
gemacht wird. Sie haben damals mit diesen Forderun-
gen die Sache unmöglich gemacht, und damit haben 
Sie sich gegen das Gesetz gestellt, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — von 
der Wiesche [SPD]: Das war überhaupt nicht 

meine Frage!) 
das heute von Ihnen hier zur Diskussion gestellt 
wird. 

Vizepräsident Stücklen: Zweite Zwischenfrage, 
bitte sehr, Herr Abgeordneter Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Kollege Schemken, können 
Sie sich daran erinnern, daß, als wir in der öffentlichen 
Anhörung die Experten zu Rate gezogen haben, wel-
che Gesetzesvorlage über den Vorruhestand zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit wirklich durchschla-
gend sei, fast ausschließlich geantwortet wurde, dies 
ginge nur mit der Vorlage der sozialdemokratischen 
Fraktion? Können Sie mir das bestätigen? 

Schemken (CDU/CSU): Das kann ich Ihnen im Mo-
ment nicht bestätigen. Ich kann mir nicht vorstellen, 

(Dreßler [SPD]: Immer dann, wenn es kritisch 
wird, verläßt ihn sein Gedächtnis!) 

—nein, Herr Dreßler — , daß ausnahmslos alle in der 
Anhörung Befragten dies erklärt haben sollen. 

(Dreßler [SPD]: Aber ein großer Teil, das ge

-

ben Sie zu!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zwischen-
frage der Frau Abgeordneten Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE): Sind Sie nicht meiner Mei-
nung, daß gerade dieses rosa Blättchen der SPD 
—ausnahmsweise bin ich einmal dafür, daß auch die 
GRÜNEN da mitgemacht haben — z. B. einer Mutter 
mit zwei Kindern eine Aufklärung gibt: Mutter, melde 
dich, wenn du arbeiten willst; Mutter, hüte dich aber, 
zu sagen, daß du zwei Kinder hast; denn dann sagt der 
Herr Sachbearbeiter — ich nehme an, Sie wissen 
das — : Wie bringen Sie Ihre Kinder unter? Also müß-
ten Sie es eigentlich sehr begrüßen, daß wir solche 
Aufklärungsarbeit für sehr wichtig halten. Sie sind 
doch sicher meiner Meinung, daß auch Frauen und 
Mütter durch solche Aufklärung in die bezahlte Arbeit 
hineinkommen können. 

Schemken (CDU/CSU): Ich bin mit Ihnen einer 
Meinung, daß man sich um jedes Einzelschicksal zu 
kümmern hat. Ich würde das vor Ort im Arbeitsamt für 
eine solche Mutter erledigen. Sehr wahrscheinlich 
werden Sie das auch so wie ich tun. Ich würde aber 
keine Frau dazu anhalten, zu boxen und zu stür-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was 1984 für die 80er Jahre galt, ist heute in einem 
anderen Zusammenhang zu sehen, auch im Hinblick 
auf die Situation des Arbeitsmarktes. Wir haben es 
sozusagen mit einer fortgeschriebenen Situation zu 
tun. Vielleicht sehen die Tarifpartner das auch so. Sie 
müssen sich doch einmal fragen, warum in diesem 
Jahr nicht weitere Verträge abgeschlossen werden. 
Das ist ja noch bis zum 31. Dezember 1988 möglich. 
Wieso geschieht das nicht? Anscheinend sehen die 
Tarifpartner das auch so, Und Sie haben sie ja nicht 
gerade ermuntert. Das zeigt diese Diskussion, das zei-
gen auch die letzten Zwischenfragen. 

Jungen Menschen sollte damals nachhaltig gehol-
fen werden, indem ältere Erwerbstätige den Arbeits-
platz räumten und junge Erwerbslose in die frei wer-
denden Arbeitsplätze einrückten. Das konnte nur 
durch eine bessere Qualifikation geschehen. 

Herr Hoss, Sie sind einer der ganz wenigen, die in 
der Fraktion der GRÜNEN dialogfähig sind. 

(Kolb [CDU/CSU]: Der weiß, was Arbeit 
ist!)  

Aber wenn Sie sagen, es werde zu wenig bei den 
Qualifizierungsmaßnahmen getan, dann ist das 
falsch; denn von 1984 bis heute haben wir die Zahl 
mindestens verdoppelt. 

(Hoss [GRÜNE]: Wieso wird das jetzt wieder 
gekürzt?) 

— Es wird nicht gekürzt. Es steigt sogar an. Es wird im 
Augenblick auf hohem Niveau umgeschichtet. 

Wenn wir jetzt über flexible und gleitende Lebens-
arbeitszeiten reden, müssen wir auch bereit sein, über 
Formen zu reden. Der Hauptgrund dafür, daß wir in 
dieser Frage nicht weiterkommen, ist doch der, daß 
wir uns immer wieder blockieren. 

(Andres [SPD]: Sie blockieren sich in den 
Koalitionsfraktionen! Das ist richtig!) 

—Nein, wir tun es; ich komme gleich noch darauf zu 
sprechen. — Die Unzulänglichkeit der Vorschläge zur 
Verkürzung der Arbeitszeit liegt einfach da rin, daß 
jeder für seinen Vorschlag immer einen Absolutheits-
anspruch erhebt. Wir sind nicht bereit, jenseits der 
Parteigrenzen flexibel miteinander umzugehen und 
auch flexibel zu reagieren. Das ist das Problem. 

(Schreiner [SPD]: Was heißt denn das?) 

Oft werden nur Hochrechnungen gemacht — das 
stellen wir doch fest — , die fernab jeder Wirklichkeit 
sind. Die Härte der Arbeitslosigkeit ist eben nicht von 
der Höhe der Arbeitslosenzahl abhängig, sondern von 
ihrer Dauer. Das müssen wir doch einmal sehen. Wir 
haben das doch gestern in voller Breite in der Anhö-
rung gehört. 

(Zurufe von der SPD) 

—Bitte hören Sie doch einmal zu. 

Gerade die Anhörung der Kirchen und Verbände 
gestern hat mir vieles gegeben. Das sollte nicht im 
Lärm untergehen. In der Anhörung ist viel von Soli-
darität geredet worden. Ja, dann sollten wir einmal 
solidarisch sein mit den Arbeitslosen und ihren Fami-
lien. Ich sage Ihnen: Dazu gehört der bewußte Ver-
zicht auf zusätzliches Einkommen zugunsten der Er- 
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werbslosen. Das sollte man von jedem ernsthaft for-
dern. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Aber Diätenerhö

-

hung! — Sellin [GRÜNE]: Heute abend wird 
das Einkommen der Abgeordneten erhöht!) 

Ein weiterer Punkt: Das schließt auch eine Umstel-
lung von Voll- auf Teilzeitbeschäftigung ein. Dieses 
Angebot einer flexiblen Arbeitszeit wollen wir eben-
falls in einem Paket beraten. 

Ich muß auch noch einmal sagen — damit das klar 
ist, Herr Heyenn — : Ursprünglich war an den März 
gedacht. Aber dieser Termin ist schon, als die Vorlage 
erarbeitet wurde, korrigiert worden. Wir haben da-
mals gesagt: alsbald. Es ist eine komplizierte Mate-
rie. 

(Heyenn [SPD]: Auf wann denn?) 

— Ich komme gleich noch dazu. Sie haben eine fal-
sche Vorlage. 

(Andres [SPD]: Sagen Sie einmal ein Datum! 
Kneifen Sie nicht!) 

—Ich möchte erst einmal etwas zur Sache sagen. Ich 
komme gleich noch darauf zurück. 

Überstunden könnten zugunsten auch befristeter 
Neueinstellungen abgebaut werden. Aber dann müs-
sen Sie auch einmal bereit sein, mit uns über diese 
befristeten Neueinstellungen zu sprechen. Sie dürfen 
in diesem Zusammenhang nicht immer das Argument 
der tariflichen Situation vorbringen, was sicherlich 
berechtigt ist. Darüber kann man reden. Schwarzar-
beit ist als Ausdruck — das sage ich ausdrücklich — 
nicht nur mangelnder Solidarität, sondern verfehlter 
Solidarität zu bekämpfen und zu verfolgen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Schwarzarbeit ma

-

chen am meisten die Beamten! — Kolb 
[CDU/CSU]: Woher wissen Sie das? — Frau 
Unruh [GRÜNE]: Das ist doch bekannt!) 

—Entschuldigen Sie vielmals, Frau Unruh. Wir sollten 
hier keinen Berufsstand nennen, sondern wir sollten 
alle ansprechen, die dieser schlimmen Erwerbstätig-
keit nachgehen und anderen die Möglichkeit neh-
men, Arbeitsplätze zu bekommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Nun müssen wir aber auch die finanzielle Lage der 
Sozialsysteme und auch die Belastung, 

(Dreßler [SPD]: Aha!) 

die Erhöhung der Lohnnebenkosten sehen. Herr 
Dreßler, Sie sprechen doch in diesen Tagen über die 
Rente, was ich über alle Grenzen hinweg einmal sehr 
begrüße. Wir wissen auf Grund der demographischen 
Hochrechnungen — wir wissen, daß demnächst 
114 Erwerbstätige für 112 Rentner arbeiten; im Mo-
ment sind es noch 112 Erwerbstätige für 50 Rent-
ner — , daß wir in Zukunft diese Sozialsysteme bei die-
ser demographischen Verwerfung nicht weiter bela-
sten können. 

Das gleiche gilt auch für die weitere Steigerung der 
Lohnnebenkosten wegen des Wettbewerbs, der ja 
wichtig ist, der ja durchgehalten werden will, wenn 
Arbeitsplätze gesichert sein sollen und auch Mehrung 
der Arbeitsplätze möglich gemacht werden soll. Dies  

wollen wir hier doch einmal offen und ehrlich sagen. 
Es hat doch keinen Sinn, diese Dinge einfach wegzu-
wischen. 

Die Möglichkeiten, die sich jetzt in unseren gemein-
samen Verhandlungen zwischen CDU/CSU und FDP 
bieten, sind die, daß wir über neue Rahmenbedingun-
gen sprechen möchten, daß wir einiges ausloten 
möchten. Daß dies ein komplizierter Vorgang ist, ist 
klar; denn es handelt sich ja nicht um den normalen 
Fall des Ruhestandes. Wir müssen hier in der Tat über 
weitere, auch differenziertere Wege nachdenken, 

(Heyenn [SPD]: Wie lange noch?) 

zusätzliche Möglichkeiten ausloten, prüfen, wie wir in 
der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit weiter voran-
kommen. Dies ist unser ausdrückliches Ziel. Die Er-
folge sind am Arbeitsmarkt abzulesen. Herr Staatsse-
kretär Höpfinger hat das hier soeben noch einmal 
deutlich mit Zahlen belegt. 

Dies liegt im übrigen auf der Linie von Dr. Blüm, 
von unserem Minister, auf den wir im übrigen stolz 
sind; den lassen wir auch nicht im Regen stehen. 
Wenn er etwas sagt, dann versucht er auch, es durch-
zuboxen. Vielleicht aber — das möchte ich abschlie-
ßend sagen — sollte uns der Appell der Kirchen, den 
wir gestern aus der Diskussion mitgenommen haben 
—das sage ich auch einmal ganz offen —, dem 
Schicksal der Arbeitslosigkeit nachzugehen, in den 
Beratungen, die jetzt folgen, doch zu einer gewissen 
Gemeinsamkeit zusammenführen. 

(Dreßler [SPD]: Dann fangt doch einmal da

-

mit an! — Heyenn [SPD]: Zustimmen!) 

—Herr Dreßler, es wird ja hier gesagt. Warum sagen 
Sie sofort wieder, daß der andere anfangen muß? 

(Dreßler [SPD]: Wir haben es Ihnen doch an

-

geboten, Herr Kollege! — Weiterer Zuruf von 
der SPD: Unser Antrag liegt in diesem Fall 

bereits vor!)  

Bei Gemeinsamkeit und Dialogfähigkeit werden 
beide Seiten angesprochen. Dies sollten wir bei den 
Beratungen im Sinne der Betroffenen auch wirklich zu 
erreichen versuchen. Ich glaube, wir tun damit den 
Familien, die darunter leiden, einen großen Dienst, 
und wir würden auch im Sinne der gestrigen Anhö-
rung wirklich einmal ein Zeichen setzen. 

Ich möchte mich herzlich bedanken. 

(Heyenn [SPD]: Sie wollten doch noch einen 
Termin sagen!) 

—Der Termin wird in Kürze sicherlich zu einem Ab-
schluß geführt. Wir wollen eine gründliche Beratung, 
weil es sich hier um ein sehr differenziertes Thema 
handelt. Das Geschrei am heutigen Morgen — das 
muß ich auch einmal sagen —, das der Sache nicht 
gerecht geworden ist, zeigt, daß es falsch ist, kurzat-
mig zu handeln. Wir sollten gründlich handeln und 
sollten dann zu einer guten Vorlage kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Gute Besserung, Herr 

Schemken!) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. Nach einer interfraktio- 
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nellen Vereinbarung wird der Tagesordnungspunkt 5 
nach der Mittagspause aufgerufen. 
Der Ältestenrat schlägt zu dem Tagesordnungs-

punkt, den wir eben behandelt haben, vor, den Ge-
setzentwurf den Ausschüssen zu überweisen, die in 
der Tagesordnung ausgedruckt sind. Gibt es dazu 
weitere Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann ist 
es so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir treten in die Mittags-
pause ein. Die Sitzung wird um 14 Uhr mit der Frage-
stunde fortgesetzt. 
Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 13.00 bis 14.01 Uhr) 

Vizepräsident Frau Renger: Die unterbrochene Sit-
zung ist wieder eröffnet. 
Meine Damen und Heren, ich habe Ihnen noch eine 

kurze Mitteilung zu machen. Der Tagesordnungs-
punkt 5 — Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zum Überstundenabbau — konnte heute 
vormittag nicht mehr behandelt werden. Deshalb 
schlägt der Ältestenrat vor, diesen Tagesordnungs-
punkt nach der Aktuellen Stunde und den daran an-
schließenden Abstimmungen zu den Tagesordnungs-
punkten ohne Debatte gegen 16.45 Uhr zu behandeln. 
Das Haus ist damit einverstanden? — Ich bedanke 
mich. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf. 

Fragestunde 
— Drucksache 11/2401 — 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit. Zur Beantwortung steht Herr 
Staatssekretär Stroetmann zur Verfügung. Ich rufe die 
Frage 15 des Abgeordneten Fischer (Homburg) auf: 

Wie vereinbart sich die Feststellung des Bundesministers für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und der Reaktorsi-
cherheitskommission (RSK) — laut „Saarbrücker Zeitung" vom 
19. Mai 1988 —, eine massive Bildung von Wasserstoff in deut-
schen Kernkraftwerken sei bloß hypothetisch (während genau 
dies aber in der Rausch-Studie für französische Kernkraftwerke 
vom Typ Cattenom für möglich gehalten wird), mit Bundesmi-
nister Dr. Töpfers eigener Aussage, ebenfalls laut „Saarbrücker 
Zeitung" vom 19. Mai 1988, daß der Sicherheitsstandard deut-
scher und französischer Kernkraftwerke vergleichbar sei? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Stroetmann, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr 
Abgeordneter, Bundesminister Töpfer hat in der Pres-
sekonferenz vom 18. Mai 1988 darauf hingewiesen, 
daß es sich nicht um Sicherheitsmängel oder die Be-
trachtung von Auslegungsstörfällen handelt. Viel-
mehr wird auch im Rausch-Bericht eine Wasserstoff-
explosion als hypothetisch schwerer Störfall bezeich-
net. Der Rausch-Bericht schlägt deshalb vor, die Un-
tersuchungen zu diesem Problemkreis zu intensivie-
ren. Dieses Problem stellt sich in deutschen Druck-
wasserreaktoren in vergleichbarer Weise. Die Reak-
torsicherheitskommission hat am 21. Oktober 1987 im 
Zuge der Sicherheitsüberprüfung der deutschen 
Kernkraftwerke nach Tschernobyl empfohlen, die  

entsprechenden Untersuchungen und Versuche vor-
anzutreiben. 
Da es sich — auch dies ist vom Minister in der Pres-

sekonferenz so dargelegt worden — um hypotheti-
sche Ereignisse handelt, ist die Sicherheit nicht in 
Frage gestellt. Die Aussage des Ministers über die 
unverändert fortbestehende Vergleichbarkeit der Si-
cherheit deutscher und französischer Kernkraftwerke 
bleibt daher bestehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Fischer. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, wie 
erklären Sie den Widerspruch zwischen Ihrer Antwort 
und dem, was im Rausch-Gutachten steht? Ich zitiere: 
„Die Eliminierung des Wasserstoffs, der derzeit in ei-
nigen Reaktoren eingesetzt ist, kann für 60 bis 200 Ku-
bikmeter pro Stunde erfolgen. Dies ist ungenügend. 
Aktivere Katalysatoren in Form von katalytischem 
Pulver sind sehr umstritten." 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich habe ja schon darauf hingewiesen, daß es sich um 
eine hypothetische Betrachtung handelt. In Verfolg 
einer Verbesserung der Sicherheit der Kernkraft-
werke in der Bundesrepublik Deutschland wie in 
Frankreich beziehen wir auch solche hypothetischen 
Betrachtungsweisen in die Überlegungen mit ein. 
Was Sie darstellen, ist die Ursache, nicht die Folge-
rung, die aus dem Rausch-Be richt zu ziehen ist. Der 
Rausch-Be richt hat ausdrücklich gesagt: Hier sind die 
Untersuchungen zu intensivieren. Insoweit ist dies in 
der Bundesrepublik völlig gleichlautend zu betrach-
ten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage? — 
Bitte, Herr Abgeordneter. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie uns vielleicht einmal erklären, warum SCSIN 
— das ist der Zentrale Strahlenschutzrat — empfohlen 
hat, Studien zu vergeben, die u. a. folgendes untersu-
chen sollen: Einsatz von Robotern nach einem schwe-
ren Unfall, Möglichkeit der Kühlung eines beschädig-
ten Kerns, Durchbruch einer Fundamentplatte und 
Folgen eines schweren Unfalls eines Graphitgasreak-
tors? Hat er dies getan, weil er von der Sicherheit der 
französischen Kernkraftwerke überzeugt war oder 
weil er nur hypothetisch überzeugt war? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, es 
liegt in der Natur von Sicherheitsüberlegungen, daß 
sie eben auch hypothetische Ereignisse mit in Be-
tracht zu ziehen versuchen und aus Vorsorgegründen 
auf das eigentlich Undenkbare vorbereiten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD) : Herr Staatssekretär, es tut mir leid: 
Wenn der Beg riff „hypothetisch" einen Sinn macht, 
heißt das doch wohl, daß ein solcher Störfall zwar 
nicht wahrscheinlich, aber denkbar ist. Wie kann man 
bei einer solchen Begriffsbestimmung denn die 
Schlußfolgerung ziehen, die soeben von Ihnen zitiert 
worden ist, die Herr Bundesminister Töpfer in dem 
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Sinne gezogen hat, daß die Sicherheit nicht gefährdet 
sei? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
nicht alles, was denkbar ist, hat auch eine Eintritts-
wahrscheinlichkeit. Bei dem hier beschriebenen hy-
pothetischen Ereignis müssen mehrere Voraussetzun-
gen gleichzeitig gegeben sein: Es müssen a) die An-
nahme einer mindestens schweren Kernschmelze und 
b) der Ausfall sämtlicher Sicherheitsvorkehrungen 
gegeben sein. Dies ist abstrakt zwar denkbar, aber in 
der Wahrscheinlichkeit außerordentlich gering. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 16 
des Herrn Abgeordneten Fischer (Homburg) auf: 

Bewertet Bundesminister Dr. Töpfer die Ergebnisse der 
Rausch-Studie, denen zufolge ein Unglück in der Art von 
Tschernobyl in Frankreich durchaus möglich wäre, ebenfalls als 
nur hypothetisch? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Stroetmann, Staatssekretär: Der Rausch-Bericht, 
Herr Abgeordneter, enthält keine Aussage, daß ein 
Unglück in der Art von Tschernobyl in Frankreich 
durchaus möglich wäre. Insoweit ist es richtig, daß die 
Überlegungen über eine solche Möglichkeit als hy-
pothetisch bewertet werden können. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, wie 
beurteilt die Bundesregierung denn die Forderung im 
Rausch-Bericht, die älteren Kernkraftwerke abzu-
schalten, was durch die Überkapazitäten des französi-
schen Nuklearparks möglich sei? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, es 
ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, Forderungen 
eines Berichtes, den die dafür zuständige französische 
Regierung selbst noch nicht bewertet hat, im Vorgriff 
zu bewerten. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Fischer. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß das Saarland und Gemeinden und 
Städte aus Rheinland-Pfalz und Luxemburg vor dem 
Europäischen Gerichtshof geklagt haben und ihnen 
jetzt vom Generalanwalt bestätigt worden ist, daß die 
französischen Behörden gegen Art. 37 Euratom-Ver-
trag verstoßen haben? Warum hat sich die Bundesre-
gierung nicht entschieden, dieser Klage beizutre-
ten? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich unterstelle einmal den Zusammenhang am Bei-
spiel der Tatsache, daß es sich hier um das Kernkraft-
werk Cattenom handelt. 

(Fischer [Homburg] [SPD]: So ist es!) 
Die Aussagen des Generalanwalts sind nicht das Ur-
teil des Europäischen Gerichtshofes. Das Urteil bleibt 
abzuwarten, ist in seinen einzelnen Urteilsbegrün-
dungen zu prüfen. Schon heute aber scheint erkenn-
bar zu sein, daß dies — selbst einmal unterstellt, der 
Verfahrensverstoß gegen Art. 37 Euratom-Vertrag 

läge vor — ein Verfahrensfehler ist, der die Sicherheit 
der Anlage in keiner Weise beeinträchtigt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD) : Herr Staatssekretär, wenn Sie den 
Begriff des hypothetischen Störfalls, bezogen auf die 
denkbare Explosion von Wasserstoff, als so unwahr-
scheinlich definieren, daß Sie gleichzeitig zu der poli-
tischen Schlußfolgerung kommen, die Sicherheit der 
Reaktoren sei nicht in Frage gestellt: Wie ist dann der 
Widerspruch zu erklären, daß gleichermaßen nach 
Ihren eigenen Aussagen die Reaktorsicherheitskom-
mission just diesen Fragen nachgehen soll, wenn, wie 
mehrfach von Ihnen gesagt worden ist, die Sicherheit 
nicht in Frage gestellt ist? Ist die Sicherheit dann doch 
in Frage gestellt, oder ist das eine Beschäftigungsthe-
rapie für die Reaktorsicherheitskommission? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, es 
ist weder das eine noch das andere. Ich bin mir dar-
über im klaren, daß es immer mit gewissen Schwierig-
keiten verbunden ist, in der Öffentlichkeit und an-
derswo deutlich zu machen, daß Sicherheit ein dyna-
mischer Prozeß ist. Das heißt, immer dann, wenn wir 
darüber nachdenken, wie weiterführende Sicher-
heitsmaßnahmen auf einen hohen Sicherheitsstan-
dard aufgesetzt werden, wird die Frage entstehen, ob 
es vorher unsicher war. Dies ist aber expressis verbis 
nicht der Fall. Nur, wenn wir umgekehrt verfahren 
würden, müßten wir einen Sicherheitsstandard als ein 
statisches Element betrachten, das neuen Überlegun-
gen nicht zugänglich ist. 

(Schreiner [SPD]: Alles fließt gewisser

-

maßen; alles  fließt!)  

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 17 
der Frau Abgeordneten Wollny auf: 

Für welche Behältertypen existiert eine Genehmigung zur 
Langzeitlagerung von abgebrannten Brennelementen, und zu 
welchem Zweck wurde ein TN 900 Behälter im Winter in das 
Transportbehälterlager Gorleben transportiert? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Stroetmann, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, 
eine — auf maximal 40 Jahre begrenzte — atomrecht-
liche Genehmigung zur Aufbewahrung bestrahlter 
Brennelemente aus Leichtwasserreaktoren existiert 
für nachfolgende Behälter vom Typ Castor: Castor 
I a, Castor I b, Castor I c, Castor II a. Für den Behälter-
typ TN 900 wurde eine atomrechtliche Genehmigung 
beantragt. Das Genehmigungsverfahren ist noch 
nicht abgeschlossen. Ein leerer und unbenutzter Be-
hälter vom Typ TN 900 befindet sich derzeit zur Erpro-
bung von Handhabungseinrichtungen im Brennele-
mentzwischenlager Gorleben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE) : Wer hat wann die Genehmi-
gung für den Dauerbetrieb der Behälter gegeben, und 
welchen Anforderungen mußten oder müssen die Be-
hälter im einzelnen entsprechen? 

(Fellner [CDU/CSU]: Wie heißen die, und wo 
wohnen die?) 
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Stroetmann, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, ich 
kann Ihnen im Augenblick nicht das Datum sagen, zu 
dem die Genehmigungsbescheide für die Behälter 
ausgestellt sind. Die Genehmigungsbehörde ist die 
Physikalisch-Technische Bundesanstalt. Die Behälter 
werden unter einer Vielzahl unterschiedlicher Para-
meter auf ihre Zulassung geprüft. Darunter sind — um 
die wichtigsten zu nennen — die Dichtheit, der Innen-
druck, die Auswirkungen der Temperatur der abge-
brannten Brennelemente, die Gasbildung und die 
Restfeuchte. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Wollny (GRÜNE): Kann die Bundesregierung 
bestätigen, daß beim heißen Test eines Castors vom 
Typ I a in Jülich dieser geöffnet werden mußte, um 
eine unerwartet hohe Restfeuchte im Behälter durch 
Nachtrocknen zu entfernen? 

Stroetmann, Staatssekretär: Die Bundesregierung 
kann dies bestätigen, Frau Abgeordnete, weist aber 
darauf hin, daß es sich in diesem Fall um einen tech-
nischen Fehler bei der Beladung und anschließenden 
Trocknung handelt. Die für die Beladung der Behälter 
geltenden Prüfvorschriften und Arbeitsanweisungen 
sind daraufhin neu gefaßt worden und schließen aus, 
daß ähnliches wieder vorkommt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Welche Gründe haben die Bundes-
regierung bewogen, die Betreiber der Atomkraft-
werke aufzufordern, doch endlich die Anträge zur 
Génehmigung der Reparatur von defekten Castor-
Behältern zu stellen, wie von Minister Töpfer auf der 
Jahrestagung „Kerntechnik" in Travemünde gesche-
hen, und wie erklärt sich die Bundesregierung das 
Nichthandeln der meisten Betreiber bis zum heutigen 
Tag? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich bin in dieser Frage überfragt. Ich bin gern bereit, 
Ihnen die Antwort schriftlich nachzureichen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Saibold. 

Frau Saibold (GRÜNE):: Reicht es nach Ansicht der 
Bundesregierung für die Bet riebsgenehmigung für 
das Transportbehälterlager Gorleben aus, wenn die 
einlagernden Atomkraftwerke lediglich einen Antrag 
zur Genehmigung der Reparatur und Aufnahme de-
fekter Castor-Behälter gestellt haben, oder müssen 
die diesbezüglichen Genehmigungen effektiv vorlie-
gen, bevor mit der Einlagerung begonnen werden 
kann? 

Stroetmann, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, die 
Einlagerung von befüllten Brennelementebehältern 
in das Zwischenlager Gorleben ist von der Erteilung 
sämtlicher dafür erforderlicher atomrechtlicher Vor-
aussetzungen abhängig. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Also jeder einzel

-

nen?) 

— Das Brennelementelager wird nach § 6 Atomgesetz 
grundsätzlich für die Aufnahme solcher Behälter ge-
nehmigt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Wüppesahl. 

Wüppesahl (fraktionslos): Sind weitere Tests für 
den Dauerbetrieb dieser Behälter erforderlich, und 
wann ist mit dem Abschluß und den Ergebnissen zu 
rechnen, falls weitere Tests erforderlich sind? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich habe eben darauf hingewiesen, daß es für die vier 
Castor-Behälter eine Genehmigung gibt und daß sich 
der eine Behälter TN 900, der ein Konkurrenzprodukt 
ist, noch im Genehmigungsverfahren befindet. Das 
Genehmigungsverfahren ist noch nicht abgeschlos-
sen. 

Wüppesahl (fraktionslos) : Wann ist mit den Ergeb-
nissen zu rechnen? 

Vizepräsident Frau Renger: Das ist eine zweite 
Frage, aber stellen Sie sie. 

Wüppesahl (fraktionslos) : Nein, das war die Frage. 
Sie ist nicht beantwortet worden, deswegen noch ein-
mal. 

Stroetmann, Staatssekretär: Der Behälter TN 900 
wird im Augenblick von der Bundesanstalt für Mate-
rialprüfung einer Prüfung unterzogen. Es ist nicht 
möglich, Zeiträume für den Abschluß einer Prüfung 
vorauszusagen, die mit hoher Sorgfalt zu erfolgen 
hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE): Welche Gründe haben die 
Bundesregierung bewogen, die Betreiber der Atom-
kraftwerke aufzufordern, doch endlich die Anträge 
zur Reparaturgenehmigung von defekten Castor-Be-
hältern zu stellen, wie es Minister Töpfer auf der Jah-
restagung „Kerntechnik" in Travemünde getan hat, 
und wie erklärt sich die Bundesregierung das Nicht-
handeln der meisten Betreiber bis zum heutigen 
Tag? 

Stroetmann, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, ich 
habe, wenn ich mich richtig erinnere, auf eine wort-
gleiche Frage des Herrn Abgeordneten Sellin gesagt, 
daß ich im Augenblick überfragt bin, aber gern bereit 
bin, dies nachzureichen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 18 der 
Abgeordneten Frau Wollny auf: 

Wie hoch sind die Ausfallkosten, die seit dem durch den Unfall 
am 12. Mai 1987 verursachten Stillstand am Endlagerbau Gor-
leben entstanden sind, und wer muß nach Ansicht der Bundes-
regierung für die Ausfallkosten aufkommen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Stroetmann, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, die 
Stillstandskosten am Erkundungsbergwerk Gorle-
ben belaufen sich nach Angaben der Physikalisch

-

Technischen Bundesanstalt und der Gesellschaft für 
den Bau und Betrieb von Endlagern auf rund 3,25 Mil- 
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lionen DM je Monat. Die Frage, wer für diese Ausf all
-kosten aufkommen muß, wird zur Zeit geprüft. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Wer kommt für die Kosten 
der Konzeptentwicklung für die neue Art des Schacht-
ausbaus für das Endlager auf, und hält die Bundesre-
gierung weitere Kosten und Investitionen für verant-
wortbar? 

Stroetmann, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, die 
im Zusammenhang mit der Vorbereitung eines Endla-
gers entstehenden Kosten werden gemäß der Endla-
gervorausleistungsverordnung erhoben und auch in 
diesem Falle dafür eingesetzt. 
Die Bundesregierung hat in ihrem Entsorgungsbe-

richt, den sie im Januar dem Parlament zugeleitet hat, 
darauf hingewiesen, daß sie unverändert der Auffas-
sung ist, daß Endlager in der Bundesrepublik 
Deutschland betrieben werden müssen. Sie hält an 
dieser Auffassung fest. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage, Frau Abgeordnete? — Bitte. 

Frau Wollny (GRÜNE): Wann ist mit der Fertigstel-
lung des neuen Konzepts und mit dem Weiterbau zu 
rechnen? 

Stroetmann, Staatssekretär: Die Fertigstellung des 
neuen Konzepts hängt davon ab, wie rasch die Klä-
rung der Ursachen des Schachtunglücks in Gorleben 
zu Ende gebracht werden kann. Dies bedarf einer 
sorgfältigen Prüfung. Ein Zeitrahmen dafür kann im 
Augenblick nicht angegeben werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage der 
Abgeordneten Frau Saibold, bitte. 

Frau Saibold (GRÜNE): Hält es die Bundesregie-
rung für vertretbar, daß weiterhin die beteiligten Insti-
tutionen und Firmen wie PTB und DBE, die das End-
lager betreiben und laut Gutachten der BGR für den 
Schachteinbruch im Mai 1987 verantwortlich sind und 
gegen die die Staatsanwaltschaft ermittelt, für den 
weiteren Bau und den Bet rieb des Endlagers verant-
wortlich sind? 

Stroetmann, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, das 
Gutachten der BGR hat Bundesumweltminister Töp-
fer dem Ausschuß und der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht. Er hat dabei darauf hingewiesen, daß es sich 
um ein geowissenschaftliches Gutachten handelt, das 
einer weiteren bergwissenschaftlichen Prüfung be-
darf. Ich bin heute weder in der Lage, einem staatsan-
waltschaftlichen Ermittlungsverfahren vorzugreifen, 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Darum ging es ja 
nicht!) 

noch imstande, die Ergebnisse der durchzuführenden 
Untersuchungen vorwegzunehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich bitte nur darum, 
wirklich immer den Bezug zur Frage herzustellen. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: An wen ist das 
gerichtet?) 

Bitte, Herr Abgeordneter Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Sieht sich die Bundesregierung im 
Rahmen der Neukonzeption genötigt, in diese Neu-
konzeption alternative Standorte einzubeziehen? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich darf auch hier auf den Entsorgungsbericht der 
Bundesregierung und auf die in jüngster Zeit wieder-
holten Stellungnahmen verweisen. Eine Prüfung von 
Alternativstandorten hält die Bundesregierung der-
zeit weder für nützlich noch für erforderlich. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 19 des 
Herrn Abgeordneten Pauli auf: 

Welche Gründe waren dafür maßgebend, daß das Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit in ei-
nem Schreiben an den Bundesminister der Finanzen vom 
13. Oktober 1987 die Unternehmensgruppe E rnst & Kaaf für den 
geplanten Bau des Bundesministeriums favorisierte, obwohl um 
ca. 50 Millionen DM kostengünstigere Angebote der Firmen 
„Hoch-Tief" und „Strabag" vorlagen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Stroetmann, Staatssekretär: Es trifft nicht zu, daß 
am 13. Oktober 1987 weitere Angebote für den Neu-
bau des Ministeriums vorlagen. Weitere Angebote 
von Mitbewerbern gingen vielmehr erst am 15. Okto-
ber bzw. am 20. Oktober 1987 im Bundesumweltmini-
sterium ein, als das in der Frage herangezogene 
Schreiben vom 13. Oktober bereits verschickt war. Bei 
diesen nachgereichten Angeboten handelte es sich 
allerdings im Unterschied zum Angebot der genann-
ten Unternehmensgruppe um unverbindliche Grob-
schätzungen, die weiterer Konkretisierung bedurften 
und teilweise keinen Grundstücksanteil enthielten. 
Mit Schreiben vom 13. November 1987 hat der Bun-

desumweltminister, nachdem zuvor eine erste Kon-
kretisierung erfolgt war, den Bundesbauminister und 
den Bundesfinanzminister vom Vorliegen insgesamt 
dreier Angebote unterrichtet, die unter Beteiligung 
des Bundesfinanzministers auf Arbeitsebene näher zu 
prüfen seien. Zur beabsichtigten Prüfung der drei An-
gebote kam es nicht mehr, weil sich die beteiligten 
Bundesressorts Anfang Dezember 1987 darauf ver-
ständigten, den Neubau des Ministeriums durch die 
staatliche Bauverwaltung auf einem bundeseigenen 
Grundstück errichten zu lassen. Der Weg über einen 
privaten Bauträger wurde daher nicht weiterver-
folgt. 
Es war das ausschließliche Ziel des Schreibens vom 

13. Oktober 1987, noch für den Haushalt 1988 die 
grundsätzlichen Voraussetzungen für eine vertragli-
che Bindung mit einem privaten Bauträger zu schaf-
fen. Das detaillierte Angebot der genannten Unter-
nehmensgruppe war dabei lediglich der exemplari-
sche Beleg für die grundsätzliche Gangbarkeit eines 
solchen Weges. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Pauli. 
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Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, haben Sie Kennt-
nis davon, daß der Haushaltsexperte des Bundesmini-
steriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit der Unternehmensgruppe Ernst & Kaaf in der 
Form Hilfeleistungen gegeben hat, daß er einen Ent-
wurf des schriftlichen Angebotes mehrfach überarbei-
tet hat, um für die Unternehmensgruppe Kaaf eine 
günstigere Ausgangssituation zu erreichen, und daß 
er Herrn Kaaf sogar schriftlich an dessen Privatan-
schrift unterrichtet hat, er könne nun das Angebot in 
der endgültigen und von ihm überarbeiteten Fassung 
dem Staatssekretär zuleiten? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich habe Kenntnis davon, daß bei der Vorbereitung 
eines solchen Angebotes natürlich intensive Verhand-
lungen über die einzelnen Punkte, die in einem sol-
chen Angebot Berücksichtigung finden müssen, statt-
gefunden haben. Dabei geht es insonderheit darum, 
daß dieses Angebot an dem abgesicherten Raumbe-
darfsplan des Ministeriums und den Anforderungen, 
die an einen solchen Neubau zu stellen sind, ausge-
richtet sein muß. Diese Anforderungen haben wir, so-
weit wir in Verhandlungen auch mit den übrigen Mit-
bewerbern waren, in gleicher Weise allen anderen 
Mitbewerbern zugänglich zu machen. Ein Einfluß auf 
die kalkulatorischen Kosten im einzelnen hat nicht 
stattgefunden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, wie beurteilt die 
Bundesregierung — und ich denke, da sollten Sie ein-
mal konkret werden — die um ca. 50 Millionen DM 
kostengünstigeren Angebote der Firmen Hoch-Tief 
und Strabag im Vergleich zum Angebot der Unter-
nehmensgruppe Ernst & Kaaf? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich habe schon in meiner ersten Antwort darauf hin-
gewiesen, daß mit den nachgereichten Angeboten 
— und das, was Sie im Auge haben, ist am 15. Oktober 
eingegangen — bestimmte Anteile, die hineingerech-
net werden müssen, wenn das Angebot exemplarisch 
durchformuliert sein sollte, nicht enthalten waren. So 
waren zum Beispiel hier Grundstücksanteile nicht 
enthalten. 
Im übrigen muß ein solches Angebot im anschlie-

ßenden Verfahren mit dem Bundesfinanzminister und 
dem Bauminister durchgegangen und im einzelnen 
geprüft werden. Ich darf gerne hinzufügen, daß ich in 
einer letzten Verhandlungsrunde, die mit der von Ih-
nen zitierten Unternehmensgruppe stattgefunden hat, 
die Unternehmensgruppe darauf hingewiesen habe, 
daß Mitbewerber am Markt seien, die jedenfalls nach 
erster Durchsicht deutlich günstigere Angebote hät-
ten, und daß die Wahrscheinlichkeit sehr groß sei, daß 
im Laufe des weiteren Prüfverfahrens einem anderen 
Bewerber nähergetreten werden muß. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, muß ich aus Ih-
rer Antwort schließen, daß das Vorhaben im Wege der 
Angebotseinziehung und nicht im Wege der öffentli-
chen Ausschreibung betrieben worden ist, und was  

war denn Veranlassung dafür, ein Objekt mit diesem 
Volumen abweichend von der VOB nicht öffentlich 
auszuschreiben? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, im 
Stadium der öffentlichen Ausschreibung haben wir 
uns zu diesem Zeitpunkt noch nicht befunden. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 
Ich habe versucht deutlich zu machen, daß es hier 
darum ging, im Rahmen und im Zusammenhang mit 
den laufenden Haushaltsverhandlungen — wir haben 
auch den Haushaltsausschuß darüber unterrichtet — 
die  exemplarische Möglichkeit eines Neubaus durch 
einen p rivaten Träger darzutun. Die Notwendigkeit 
für diesen Neubau dürfte im Hinblick auf die Tatsa-
che, daß der Bundesumweltminister noch heute an 
sieben Standorten in Bonn mit Entfernungen von teil-
weise über 10 Kilometer untergebracht ist, hinläng-
lich dargetan sein. Es ist unser Interesse, es war unser 
Interesse und es wird unser Interesse mit Ihrer Hilfe 
bleiben, die Arbeitsfähigkeit des Ministeriums mög-
lichst bald an einem Standort zu optimieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Ich möchte Sie fragen: Ist es be-
rechtigterweise ein sinnvolles Anliegen, den Bundes-
rechnungshof auf dieses Bauprojekt schon einmal hin-
zuweisen? 

Stroetmann, Staatssekretär: Es gehört, Herr Abge-
ordneter, zum Regelfall des Umgangs mit dem Haus-
haltsausschuß, auch mit dem Bundesrechnungshof, 
daß wir ihn möglichst frühzeitig von solchen Überle-
gungen unterrichten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE): Herr Staatssekretär, werden 
die Beamten, die den Steuerzahler dann um immerhin 
mindestens 50 Millionen DM betrogen haben, be-
straft? 

Stroetmann, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, ich 
muß die in Ihrer Frage enthaltene Unterstellung des 
Betrugs durch Mitarbeiter meines Hauses mit Deut-
lichkeit zurückweisen. Hier sind Angebote eingegan-
gen, die einer Prüfung noch zu unterziehen waren. 
Bevor es zu einer weiteren Prüfung kam, ist dieser 
Weg abgebrochen worden, weil in gemeinsamen 
Überlegungen mit dem Bundesfinanzminister und 
dem Bundesbauminister der Weg des Baus über die 
staatliche Bauverwaltung eingeschlagen worden ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE) : Ich bitte um Entschuldigung, 
Herr Staatssekretär, aber ich habe manches jetzt viel-
leicht nicht ganz beg riffen. Sie haben gesagt, Sie ha-
ben mit dieser Firma im Vorwege beraten, wie man es 
denn am besten machen solle, und haben dann ge-
sagt, Sie befanden sich noch nicht im Stadium der 
öffentlichen Ausschreibung. Jetzt würde ich wirklich 
gern einmal fragen: Ist es üblich, daß man mit einer 
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bestimmten Firma, die dann schließlich auch den Zu-
schlag bekommt, schon vor der öffentlichen Aus-
schreibung Besprechungen unternimmt, wie sie es 
denn schließlich machen soll? 

Stroetmann, Staatssekretär: Frau Abgeordnete 
Wollny, auch Ihre Frage enthält eine nicht zutreffende 
Unterstellung. Hier ist kein Zuschlag erfolgt. Der 
Deutlichkeit halber wiederhole ich noch einmal, daß 
der Neubau des Bundesumweltministeriums nicht mit 
einem privaten Bauträger durchgeführt wird, daß Ko-
sten in der vorbereitenden Überlegung für den Bund 
nicht entstanden sind und daß wir nunmehr mit der 
staatlichen Bauverwaltung den Neubau eines Mini-
steriums vorantreiben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Fischer. 

Fischer (Homburg) (SPD): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie mir einmal erklären, warum nicht von allem 
Anfang an die Bundesbauverwaltung mit eingeschal-
tet war? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
wir haben nach unkonventionellen Wegen für eine 
möglichst rasche Realisierung einer dringenden Zu-
sammenführung des Ministeriums gesucht und dar- 
über nachgedacht. Im Hinblick darauf, daß die staat-
liche Bauverwaltung bisweilen längere Fristen bei der 
Verwirklichung ihrer Vorhaben einzuhalten pflegt als 
private Bauträger, schien uns der Gedanke, mit einem 
privaten Bauträger zu bauen, vom Grundsatz her nicht 
verkehrt zu sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen im 
Rahmen Ihrer Überlegungen auch die Idee gekom-
men, die Bundesbauverwaltung dann gleich ganz ab-
zuschaffen? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
diese Frage kann ich mit einem klaren Nein beant-
worten. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 20 des 
Herrn Abgeordneten Pauli auf: 

Steht die Begünstigung der Unternehmensgruppe Ernst & 
Kaaf wie das Nachrichtenmagazin „DER SPIEGEL" mutmaßt, in 
einem Zusammenhang mit der Büroausstattung durch die Fa. 
Kaaf, wobei insbesondere die Kostenabrechnung der Büroaus-
stattung des Abteilungsleiters „Z" auffallend ist? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Stroetmann, Staatssekretär: Wie bereits in der 
Presseerklärung des Ministeriums vom 23. Mai 1988 
ausgeführt, kann von einer Begünstigung der ge-
nannten Unternehmensgruppe keine Rede sein. Ein 
Zusammenhang zwischen den Planungen für einen 
Neubau des Bundesumweltministeriums und der Be-
schaffung von Ausstattung für bestimmte Dienstzim-
mer besteht nicht. 
Der Bezug des Dienstgebäudes Kennedyallee 5 im 

Oktober 1987 machte die Einrichtung der Dienstzim-

mer des Leitungsbereichs und einiger zentraler Berei-
che erforderlich. Die Innenausstattung der Dienst-
räume des Ministers, der Parlamentarischen Staatsse-
kretäre, des beamteten Staatssekretärs sowie des Ab-
teilungsleiters Z ist nach einer Ausschreibung, an der 
sich mehrere Büroausstatter beteiligt hatten, an die 
jeweils preisgünstigsten Anbieter vergeben worden. 
Die für derartige Ausschreibungen geltenden Verga-
bevorschriften wurden in vollem Umfang eingehal-
ten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, war der Beauf-
tragte des Haushaltsreferates an dem Vorgang „Aus-
stattung des Dienstzimmers des Abteilungsleiters Z" 
beteiligt, und wenn ja, wann und in welcher Form? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
der Referatsleiter für den Haushalt war an allen Be-
schaffungen gemäß § 9 der Bundeshaushaltsordnung 
beteiligt. 

Vizepräsident Frau Renger: Ihre zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, wie viele Firmen 
sind mit welchem Ergebnis wegen der Büroausstat-
tung des Abteilungsleiters Z zwecks Einholung eines 
Angebotes angeschrieben worden, und sind Sie be-
reit, Herr Staatssekretär, zur Kenntnis zu nehmen, daß 
ich Ihre Antworten als äußerst zurückhaltend, wenn 
nicht gar blockierend bezeichne und ich Sie deshalb 
in den kommenden Fragestunden weiterhin mit die-
sem Thema befassen werde? 

Stroetmann, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, es 
haben über die Gesamtsituation der Büroausstattung 
insgesamt acht Angebote vorgelegen, die nach den 
einschlägigen Bestimmungen der Haushaltsordnung 
geprüft und bewertet worden sind und nach denen 
anschließend der Zuschlag erteilt worden ist. 
Ich bin bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß Sie 

diese Auskünfte nicht bef riedigen, und muß Ihren 
weiteren Fragen dann entgegensehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, muß ich Ihrer 
Antwort entnehmen, daß auch die Büroausstattung 
unkonventionellerweise nicht ausgeschrieben wor-
den ist, sondern wieder im Wege der schlichten Ange-
botseinziehung erledigt worden ist? 

Stroetmann, Staatssekretär: Dieses, Herr Abgeord-
neter, durften Sie meiner Antwort nicht entnehmen. 
Ich habe gerade versucht, deutlich zu machen, daß 
eine Ausschreibung — in diesem Fall eine be-
schränkte Ausschreibung — stattgefunden hat, daß 
die Angebote geprüft und bewertet worden sind und 
daß dem preisgünstigsten der Zuschlag erteilt worden 
ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage der Frau 
Abgeordneten Frau Saibold. 
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Frau Saibold (GRÜNE): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie mir sagen, ob es in diesem Fall der Büromö-
belausstattung genauso gehandhabt wurde, daß also 
vor der Ausschreibung ein schriftlicher Entwurf für 
das Angebot vorgelegen hat, der dann entsprechend 
verändert wurde, damit es für den Zuschlag richtig 
und treffend und passend gewesen ist, ähnlich wie 
beim vorhergehenden Fall? 

Stroetmann, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, 
ähnlich wie beim vorhergehenden Fall kann ich dies 
nicht bestätigen. Aber ähnlich wie beim vorhergehen-
den Fall wird mit allen Anbietern natürlich über die 
Wünsche an die Ausstattung und die Möglichkeiten 
gesprochen. Dies ist Voraussetzung für die Abgabe 
eines fundierten Angebots. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE): Herr Staatssekretär, was 
heißt „beschränkt" ? Hat es etwas damit zu tun, daß 
Sie, immer wenn es beschränkt wird, die Hand in die 
Hosentasche stecken? 

Stroetmann, Staatssekretär: Frau Abgeordnete Un-
ruh, mit meiner Hand in der Hosentasche hat die be-
schränkte Ausschreibung nichts zu tun. Aber sie hat 
etwas damit zu tun, daß man unter bestimmten Gege-
benheiten nicht eine offene Ausschreibung durchzu-
führen braucht, sondern sich auf die Auswahl einer 
Reihe von Anbietern beschränken darf. 

Vizepräsident Frau Renger: Man muß zugeben, 
Herr Staatssekretär, daß Sie sich gut aus der Affäre 
ziehen. 
Zusatzfrage, bitte schön, Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatssekretär, 
darf ich Ihnen einmal aus meiner Erfahrung aus einer 
ähnlichen Tätigkeit, wie Sie sie jetzt ausüben, eine 
Anregung in Form einer Frage geben: Wäre es nicht 
einmal erwägenswert, festzustellen, ob man nicht, 
statt die völlig überdimensionierten Angebote der so-
genannten Büroausstatterfirmen anzunehmen, die 
notwendigen Möbel einzeln auf dem Markt erwerben 
sollte, und kommen Sie damit nicht in den Kosten 
einer solchen Ausstattung mindestens auf die Hälfte, 
wenn nicht auf weniger herunter? 

Stroetmann, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, ich 
kann Ihre Anregung nur dankbar aufgreifen und darf 
in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, daß in 
meinem eigenen Dienstzimmer nicht alle Möbel vom 
gleichen gekommen sind, um die Kosten zu senken. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben auch 
einen Rabatt bekommen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. Sie haben alle Fragen beantwortet, so-
weit Sie das können. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-

nisters des Auswärtigen. 
Der Abgeordnete Gansel hat gebeten, daß seine 

Fragen 7 und 8 schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr auf. 
Die Fragen 9 und 10 des Abgeordneten Hedrich 

sowie die Fragen 11 und 12 des Abgeordneten 
Dr. Hitschler werden auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als An-
lagen abgedruckt. 

(Sellin [GRÜNE] Das ist aber schade!) 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-

nisters des Innern. Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Spranger steht zur Beantwortung zur Verfü-
gung. 
Ich rufe die Frage 21 der Abgeordneten Frau 

Dr. Hamm-Brücher auf: 
Zu welchem Ergebnis ist das Kuratorium der Bundeszentrale 

für politische Bildung in seiner Sitzung vom 5. Mai 1988 hin-
sichtlich der Beurteilung des Inhalts und des Ankaufs des Bu-
ches „Zeitgenössische Schriftsteller als Wegbereiter für Anar-
chismus und Gewalt" gekommen? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Frau Abgeordnete, nach dem Protokoll 
der Sitzung des Kuratoriums für politische Bildung 
vom 5. Mai dieses Jahres bestand Einvernehmen, in 
einer der nächsten Sitzungen noch einmal über allge-
meine Kriterien zum Bücherankauf der Bundeszen-
trale zu reden. Im übrigen weist die Bundesregierung 
darauf hin, daß die Mitglieder des Kuratoriums der 
Bundeszentrale für politische Bildung vom Präsiden-
ten des Deutschen Bundestages auf Vorschlag der 
Fraktionen des Deutschen Bundestages berufen wer-
den. Sie sieht es nicht als ihre Aufgabe an, über Ergeb-
nisse von Beratungen in parlamentarischen Gremien 
zu berichten oder sie zu bewerten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatssekretär, 
gehen Sie nicht davon aus, daß es das Recht eines 
Abgeordneten ist, wenn Sie sich hier bei der letzten 
Beantwortung auf jene Kuratoriumssitzung berufen 
und Sie ihr nicht vorgreifen wollten, nachher zu fra-
gen, was dabei herausgekommen ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das ist richtig. Aber 
da müssen Sie beispielsweise den dafür zuständigen 
Vorsitzenden des Kuratoriums oder die Mitglieder Ih-
rer Fraktion, die in diesem Kuratorium mitarbeiten, 
fragen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Wollen Sie mich 
nicht verstehen, Herr Staatssekretär, oder soll ich es 
wiederholen? Sie haben sich letztes Mal darauf beru-
fen, daß Sie einer Meinungsbildung im Kuratorium 
nicht vorgreifen wollten. Dann wird es wohl unser 
gutes Recht sein, daß Sie hier Rechenschaft über das 
ablegen, was dabei herausgekommen ist. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich habe selbstver-
ständlich auf die Entscheidung des Kuratoriums ver-
wiesen und habe Wert darauf gelegt, zu betonen, daß 
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es ein unabhängiges parlamentarisch gebildetes Gre-
mium ist, auf das die Bundesregierung keinen Einfluß 
nimmt und nehmen will und, wie ich meine, nicht 
nehmen darf. Ich stelle heute klar, daß es nicht Auf

-

gabe der Bundesregierung ist, hier über die Bera-
tungsergebnisse, die der Bundesregierung im einzel-
nen nicht bekannt sind, zu berichten oder sie zu be-
werten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, Sie sind nicht 
darum gebeten worden, irgend etwas zu bewerten, 
sondern Sie sind gefragt worden, ob die Bundesregie-
rung weiß, was in dem Kuratorium beraten worden ist 
und mit welchem Ergebnis, und ich bitte Sie, klar zu 
sagen, ob sich die Bundesregierung darum geküm-
mert hat oder nicht. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Sie haben mich ge-
beten, hier über die Diskussion in diesem Gremium zu 
berichten. Ich habe dabei zum Ausdruck gebracht, 
daß es nach unserer Auffassung nicht Aufgabe der 
Bundesregierung ist, aus diesem Gremium hier im 
Parlament zu berichten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, die Frage lautet 
doch, zu welchem Ergebnis das Kuratorium gekom-
men ist. Ich frage Sie: Wissen Sie, zu welchem Ergeb-
nis das Kuratorium gekommen ist? Falls nicht, haben 
Sie sich bemüht, in Erfahrung zu bringen, zu welchem 
Ergebnis das Kuratorium gekommen ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stieg-
ler, wenn Sie meinen ersten Satz zur Kenntnis genom-
men hätten, 

(Stiegler [SPD]: Habe ich!) 
dann hätten Sie festgestellt, daß dem Parlament laut 
Protokoll über das Ergebnis der Sitzung im Rahmen 
des nach unserer Auffassung Zulässigen berichtet 
worden ist, nämlich dergestalt, daß das Kuratorium 
nach der Diskussion zu der Ansicht gekommen ist, in 
einer der nächsten Sitzungen noch 'einmal über die 
allgemeinen Kriterien zum Bücherankauf der Bundes-
zentrale zu beraten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Lüder. 

Lüder (FDP): Herr Staatssekretär, sind Sie bereit, 
uns über die Ergebnisse der weiteren Beratungen zu 
gegebener Zeit — möglicherweise im Ausschuß — zu 
informieren, oder, wenn das nicht möglich ist, wären 
Sie bereit, die haushaltsmäßigen Konsequenzen zu 
ziehen? Sie sind ja wohl haushaltsmäßig verantwort-
lich. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lüder, 
ich glaube nicht, daß ich mich zukünftig in Wider-
spruch zu meiner heutigen Aussage setzen kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Herr Staatssekretär, begrüßen Sie 
den Ankauf des Buches „Zeitgenössische Schriftstel-
ler als Wegbereiter für Anarchismus und Gewalt" 
durch die Bundeszentrale? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Dieses Thema ha-
ben wir in einer der letzten Sitzungen hier bereits aus-
führlich diskutiert, und ich nehme Bezug auf die Stel-
lungnahmen, die ich damals abgegeben habe. 

(Sellin [GRÜNE]: Können Sie die wiederho

-

len?) 

Vizepräsident Frau Renger: Könnten Sie vielleicht 
noch ergänzen, was das für eine Stellungnahme war, 
damit wir nicht noch einmal nachfragen müssen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Präsidentin, 
sinngemäß lautete meine Antwort damals, es handle 
sich um eine Entscheidung der Bundeszentrale, die 
dann anschließend auch in dem Kuratorium diskutiert 
worden sei und die sich der Bewertung der Bundesre-
gierung entziehe. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, verstehe 
ich die Summe Ihrer Antworten so richtig, daß Sie sich 
nicht zum Pressesprecher eines Kuratoriums im Hin-
blick auf Entscheidungen des Kuratoriums machen 
wollen, wie es Mitglieder des Kuratoriums, denen ein-
zelne Damen und Herren der Fragesteller wesentlich 
näher stehen als Sie, in besserer Art und Weise ma-
chen könnten? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Diese Interpretation 
ist meinen Aussagen auch zu entnehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE): Herr Staatssekretär, meinen 
Sie nicht, daß Sie nicht einmal ja und einmal nein 
sagen können, immer wie es Ihnen paßt, und daß es 
dringend notwendig ist, daß eine Parlamentsreform 
dahin gehend kommt, daß Sie ehrlich zu antworten 
haben? 

Vizepräsident Frau Renger: Der Herr Staatssekretär 
hat hier zur Parlamentsreform keine Äußerungen zu 
machen, würde ich sagen. Entschuldigen Sie, Frau 
Kollegin. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich schließe mich 
der Frau Präsidentin vollinhaltlich an. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 22 
der Frau Abgeordneten Dr. Hamm-Brücher auf: 

Ist das genannte Buch, das vom deutschen PEN-Club als 
„rechtsextrem argumentierendes Pamphlet" eingestuft wurde, 
auch an deutschsprachige Bibliotheken im Ausland (z. B. Goe-
the-Institut, Germanistische Fakultäten etc.) verteilt worden, 
und wenn ja, wohin und in welcher Stückzahl? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Dr. Hamm-Brücher, die von der Bundeszentrale ange-
kauften Buchtitel werden in einem Publikationsver-
zeichnis in einer Auflage von 40 000 zweimal im Jahr 
veröffentlicht, das den :Mittlern aus dem Bereich der 
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politischen Bildung zur Verfügung gestellt wird. 
30 Exemplare dieses Verzeichnisses werden jeweils 
auch an die Zentrale der Goethe-Institute in München 
versandt. Aus diesem Verzeichnis können nur Einzel-
personen im Halbjahr bis zu drei Verlagspublikatio-
nen kostenlos abrufen. 
Im konkreten Fall haben zehn Einzelpersonen aus 

dem Ausland neben anderen Titeln das Buch von Ul-
samer bestellt. Die Institute im Ausland haben nicht 
die Möglichkeit, Verlagspublikationen anzufordern. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatssekre-
tär, wären Sie bereit, uns zu sagen, wer diese zehn 
Einzelpersonen gewesen sind, die das Buch ange-
kauft haben? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich kann sie jetzt 
nicht nennen. Ich weiß nicht, ob die Zentrale diese 
Adressen noch hat. Aber ich kann mich gerne darum 
bemühen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP) : Herr Staatssekre-
tär, sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß es im 
Ausland einen verheerenden Eindruck machen muß, 
wenn deutsche Literaturpreisträger in der Welt als 
Wegbereiter des Terrorismus denunziert werden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich bitte sehr um 
Verständnis; da das wieder eine Frage zur Bewertung 
dieses Buches durch die Bundesregierung ist, möchte 
ich hier bei meiner bisherigen Haltung bleiben. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Ich rufe die Frage 23 des Abgeordneten Dr. Hirsch 

auf : 
Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus den amt-

lichen Leitsätzen Nr. 4 und Nr. 5 des Bundesverwaltungsge-
richts zu seiner Entscheidung vom 15. Dezember 1987 
— BVerwG 9 C 285.86 — nämlich: 

4. § 2 AsylVfG n. F. findet nicht schon dann Anwendung, wenn 
der politisch Verfolgte ein objektiv sicheres Drittland ledig-
lich als Fluchtweg zum Erreichen der Bundesrepublik 
Deutschland benutzt. 

5. Sicherheit vor politischer Verfolgung in einem anderen Staat 
i. S. des § 2 AsylVfG n. F. setzt neben dem Schutz vor unmit-
telbarer oder mittelbarer Abschiebung in den Verfolgerstaat 
voraus, daß dem politisch Verfolgten eine Hilfestellung zur 
Überwindung der Umstände gegeben wird, die in seiner 
Person als Folgen der politischen Verfolgung dadurch ent-
standen sind, daß er seinen Heimatstaat hat verlassen müs-
sen, wie beispielsweise Heimatlosigkeit, Obdachlosigkeit, 
Mittellosigkeit, Hunger oder Krankheit? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Hirsch, die Bundesregierung hat bereits in ihrer 
Antwort vom 31. März 1988 auf die schriftliche Frage 
des Abgeordneten Wartenberg (Berlin) dargelegt, daß 
sie keine Veranlassung sieht, aus der Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichts, die § 2 des Asylver-
fahrensgesetzes ausdrücklich als verfassungskonform  

ansieht und anwendet, grundsätzliche Konsequenzen 
zu ziehen. Die Anwendung des § 2 des Asylverfah-
rensgesetzes auf den Einzelfall obliegt den insoweit 
weisungsgebundenen Entscheidern des Bundesamtes 
und den unabhängigen Gerichten der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit. Diesen ist die Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts bekannt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mit mir darin überein, daß diese Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts in einem augenfälligen 
und wesentlichen Gegensatz zu der bisherigen Praxis 
des BMI bei der Zurückweisung von Asylbewerbern 
an der Grenze und auch im Gegensatz zu der Rechts-
auffassung steht, die das BMI bisher vertreten hat? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich stimme Ihrer 
Auffassung nicht zu, weil, wie Sie wissen, infolge ei-
ner vorhergehenden Entscheidung des Verwaltungs-
gerichtshofs Kassel — der Innenminister hat im Innen-
ausschuß darüber mehrfach berichtet — das Innenmi-
nisterium seit geraumer Zeit insbesondere auch in 
Frankfurt eine Praxis anwendet, und zwar vor dem 
Erlaß dieses Urteils im Dezember, die der Rechtspre-
chung des Verwaltungsgerichts im Rahmen der Ent-
scheidung im Dezember 1987 Genüge tut und ent-
spricht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, ist es nicht 
entgegen Ihrer Antwort in Wirklichkeit so, daß der 
BMI bisher nur gesagt hat, er wolle von der von den 
hessischen Verwaltungsgerichten verworfenen 
rechtswidrigen Praxis, die er beim Flughafen Frank-
furt bis dahin geübt hat, nur in Frankfurt Abstand neh-
men und sich weiter darum bemühen, ein höchstrich-
terliches Urteil herbeizuführen, von dem er hoffte, daß 
es seine Praxis bestätige, und ist es nicht so, daß nun 
durch diese Entscheidung des Bundesverwaltungsge-
richts diese höchstrichterliche Entscheidung ergan-
gen ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Hirsch, das ist so nicht zutreffend. Denn wie Sie 
wissen, hat sich der Bundesinnenminister die Endent-
scheidung bei allen Zurückweisungen nach der Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichtshofs in Kassel vor-
behalten — so wurde auch verfahren — , so daß ge-
währleistet ist, daß keine unzulässigen Zurückwei-
sungen erfolgen. Das ist die Praxis, die mit dem Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts durchaus im Ein-
klang steht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Lüder. 

Lüder (FDP): Herr Staatssekretär, erwartet die Bun-
desregierung, daß weitere Urteile vom Bundesverwal-
tungsgericht ergehen werden, die etwas anderes er-
bringen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich bitte um Nach-
sicht. Ich hatte den zweiten Teil der Frage des Herrn 
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Abgeordneten Dr. Hirsch nicht beantwortet. Das steht 
ja im Zusammenhang mit Ihrer Frage. 
Es ist zutreffend, daß verschiedene Verfahren am 

Bundesverwaltungsgericht anhängig sind. Ich glaube, 
am 21. Juni werden hier Entscheidungen getroffen. 
Wir werden sehen, was dabei herauskommt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Wüppesahl. 

Wüppesahl (fraktionslos): Herr Staatssekretär, ist es 
nicht vielmehr so, daß sich die Bundesregierung hier 
gegen höchstrichterliche Rechtsprechung wendet 
und auch in der Praxis so handelt, obwohl seitens der 
Regierung auf diesem Gebiet nicht das Mindestmaß 
dessen an Aktivitäten an den Tag gelegt wird, was an 
den Tag zu legen wäre, wenn man sich gegen so ein 
Urteil stellt, nämlich ein neues Gesetz abzufassen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: So ist es nicht, Herr 
Abgeordneter Wüppesahl. 

(Wüppesahl [fraktionslos]: Das war gar keine 
Antwort!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das habe ich nicht in 
der Hand. 
Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 24 des Herrn Abgeordneten 

Dr. Hirsch auf: 
Hält die Bundesregierung an der Auffassung fest, die sie in 

ihrer Antwort auf die Frage 24 des Abgeordneten Wartenberg 
(Berlin), Drucksache 11/2094, vertreten hat, es handele sich um 
rechtlich bedeutungslose obiter dicta? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Dr. Hirsch, in 
der Antwort vom 31. März auf die schriftliche Frage 
des Abgeordneten Wartenberg ist nicht die Auffas-
sung vertreten worden, die Ausführungen in den bei-
den Leitsätzen seien rechtlich bedeutungslos. Die 
Bundesregierung ist aber der Ansicht, daß diese Aus-
führungen in dem der Entscheidung zugrunde liegen-
den Fall nicht von entscheidungserheblicher Bedeu-
tung waren und insoweit als obiter dicta anzusehen 
sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP) : Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
nun wiederholen, es seien obiter dicta, also Neben-
ausführungen, die nicht erheblich sind: Welche 
Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung denn 
nun daraus, daß die beiden wesentlichen Grundsätze 
u. a. daß jemand nicht an der Grenze zurückgewiesen 
werden darf, der in einem anderen Land keine Le-
bensgrundlage als Flüchtling gefunden hat, in zwei 
offiziellen Leitsätzen des Bundesverwaltungsgerichts 
als wesentlicher Inhalt der Entscheidung veröffent-
licht worden sind? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich möchte noch-
mals betonen, daß wir offensichtlich unterschiedliche 
Interpretationen des Terminus „obiter dicta" vorneh-
men. Ich habe nicht gesagt, daß das rechtlich bedeu-

tungslos sei. Wir haben vielmehr zum Ausdruck ge-
bracht, daß dieses nicht entscheidungserhebliche, er-
gänzende Rechtsausführungen sind, die natürlich 
nicht rechtlich bedeutungslos sind. Aber wie Sie auch 
der Entscheidung entnehmen können, haben die Aus-
führungen, die Sie angesprochen haben, letztendlich 
die Entscheidung nicht beeinflußt, weil dem Asylan-
trag des Antragstellers ja nicht stattgegeben worden 
ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, wollen Sie 
denn nicht verstehen, daß Sie hier nicht als eine Art 
Nach-Richter in einer Einzelfallentscheidung in An-
spruch genommen werden, sondern daß es ein we-
sentlicher neuer rechtlicher Tatbestand ist, der von 
grundsätzlicher Bedeutung ist, nämlich, daß das Bun-
desverwaltungsgericht seine bisherige Rechtspre-
chung zu dem § 2 alter Fassung gegen Erwarten des 
Bundesinnenministers nun auch auf den neuen § 2 
des Asylverfahrensgesetzes anwendet mit dem Er-
gebnis, daß die Abschiebepraxis an der Grenze nicht 
fortgesetzt werden kann? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Dr. Hirsch, ich 
darf noch einmal betonen: Das Bundesverfassungsge-
richt hat seine Entscheidung vom März 1987 insofern 
bestätigt, als es diesen § 2 ausdrücklich als verfas-
sungsgemäß bestätigt hat. Es hat ihn dann in einer 
Weise interpretiert, die gewisse Kriterien aufstellt, 
welche dann jeweils im Einzelfall rechtlich natürlich 
von Bedeutung sind. In dem konkreten Prozeßfall wa-
ren sie nicht entscheidungserheblich. Es wird zukünf-
tig in jedem Einzelfall — es sei denn, das Verwal-
tungsgericht ändert bereits am 21. Juni wieder seine 
Entscheidung und ergänzt es — für die Entscheidung 
in Zirndorf und für die Praxis an der Grenze verbind-
lich sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Lüder. 

Lüder (FDP) : Herr Staatssekretär, führen wir keinen 
Streit um die Juristerei, ob obiter dicta obiter sind oder 
nicht, aber es sind Richterworte. Ist die Bundesregie-
rung bereit, den Verwaltungen diese Richterworte als 
Hinweise darauf zur Kenntnis zu geben, was Richter-
worte sind? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich führe den Streit, 
was obiter dicta sind und wie sie von uns aus interpre-
tiert werden, nicht von mir aus. Wir haben hier offen-
sichtlich unterschiedliche Interpretationen. Ich habe 
die Auffassung der Bundesregierung mit der Maß-
gabe dargelegt, daß das, was hier in dem Urteil steht, 
für uns natürlich keineswegs rechtlich bedeutungslos 
ist, in diesem Fall jedoch entscheidungsunerheblich 
war. Selbstverständlich wird das, was das Bundesver-
waltungsgericht gesagt hat — vorausgesetzt, es hat 
Bestand —, bei den Entscheidungen der dem Bundes-
innenministerium unterstehenden Behörden und 
auch im Bundesinnenministerium selbstverständlich 
Beachtung finden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Fellner. 
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Fellner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, könnten 
Sie dem Kollegen Hirsch, der das, was er hier sozusa-
gen unwissend erfragen will, in Wirklichkeit selber 
natürlich viel genauer kennt, einmal bestätigen, daß 
diese Haltung der Bundesregierung, die Situation so-
zusagen abwartend zu beobachten, eigentlich da-
durch entstanden ist, daß wir hier im Bundestag ein 
Gesetz gemacht haben, eine mehrheitliche Entschei-
dung getroffen haben, die dazu geführt hat, daß es 
zunächst auf der Ebene unterhalb des Bundesverwal-
tungsgerichts unterschiedliche Entscheidungen ge-
geben hat, und daß es jetzt darauf ankommt, daß wir 
Klarheit bekommen, wie das Bundesverwaltungsge-
richt die Frage des § 2 letztendlich entscheidet? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Wir gehen bisher 
davon aus, daß der § 2 verfassungsgemäß ist, und ent-
sprechend ist die Praxis des Bundesinnenministeri-
ums bei der Anwendung des § 2 und den entspre-
chenden Anweisungen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Olms. 

Frau Olms (GRÜNE): Herr Staatssekretär, Sie sag-
ten in Ihrer Antwort: Diese Entscheidung ist keines-
wegs rechtlich bedeutungslos. Ziehen Sie es nach ei-
ner solchen Entscheidung, die ja ziemlich maßgeblich 
ist, in Erwägung, die Zurückweisungen auszusetzen, 
bis es eine eindeutige Stellungnahme gibt? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es gibt — das ist 
auch mehrfach im Innenausschuß berichtet worden — 
Anweisungen aus dem Juni des vergangenen Jahres. 
Nach diesen Anweisungen wird verfahren, insbeson-
dere daß außerhalb von Frankfurt jeweils nach Rück-
frage im Innenministerium entschieden wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Nachdem sich nun mehrfach der 
Kollege Fellner über Sie als Medium an den Kollegen 
Hirsch gewandt hat: Können Sie mir bestätigen, daß 
sich im Hohen Haus der Eindruck verfestigt, daß Ko-
alitionsgespräche hier zukünftig in der Form von Fra-
gestunden geführt werden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich will die Interpre-
tation der Fragestunde gerne Ihnen überlassen; wir 
interpretieren sie aus unserer Sicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Wüppesahl. 

Wüppesahl (fraktionslos): Herr Spranger, sind Sie 
meiner Auffassung, daß Sie die Abfassung des § 2 
über die bestehende Bundesregierung im Bundestag 
nicht mehrheitlich so treffen konnten, wie die derzei-
tige Praxis durch die Exekutive aussieht, weil es an-
sonsten verfassungswidrig geworden wäre, und der 
zweite Widerspruch — — 

Vizepräsident Frau Renger: Verzeihen Sie, Sie ha-
ben eine Frage. 

Wüppesahl (fraktionslos): Diese beiden Widersprü-
che gehören zur Fragestellung. 

Vizepräsident Frau Renger: Ach so, haben Sie ein 
Glück, daß ich nicht richtig zugehört habe. 

Wüppesahl (fraktionslos): Ich habe volles Vertrauen 
in Ihre Auffassungsgabe, Frau Präsidentin. — Der 
zweite Widerspruch: Können Sie mir bestätigen, daß 
Sie die jetzt ergangene Gerichtsentscheidung nach 
wie vor nicht so auf die Exekutive umzusetzen bereit 
sind, daß ein verfassungskonformes Verhalten der Be-
amten, insbesondere des BGS, vor Ort an den Einrei-
sestellen möglich ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich bin in beiden 
Dingen nicht Ihrer Auffassung. Ich bin der Auffassung 
— das Bundesverwaltungsgericht hat das in zwei Ent-
scheidungen bestätigt — , daß die jetzige Fassung des 
§ 2 verfassungsgemäß ist. Ich bin auch der begründe-
ten Auffassung — das habe ich auch darzulegen ver-
sucht — , daß die Praxis der Bundesregierung und der 
ihr unterstellten Behörden bei Anwendung des § 2 
und auch des § 9 der Verfassungslage entspricht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Richter. 

Richter (FDP): Herr Staatssekretär, haben Sie denn 
Anweisungen an die Grenzbehörden gegeben, die 
diesem Spruch entsprechen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich sagte schon vor-
hin: Wir haben bereits nach der Entscheidung des 
VGH Kassel eine Modifizierung der früheren Hand-
habung in Form einer Entschließung vom Juni 1987 
herausgegeben. Es ist modifiziert worden; es ist im 
übrigen ausführlich auch im Innenausschuß dargelegt 
worden. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Für Frankfurt oder für 
alle?) 

— Für Frankfurt speziell und mit der Auswirkung der 
Rückfrage beim BMI für die anderen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 25 
der Abgeordneten Frau Unruh auf: 

Wie hoch sind die Mindest-, Höchst- und Durchschnittsbe-
träge, die Beamte und Ruhestandsbeamte bzw. ihre Angehöri-
gen als Sterbegeld erhalten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Abgeordnete, 
ich nehme an, daß der Anlaß für Ihre Frage die Dis-
kussion über den Wegfall des Sterbegeldes der ge-
setzlichen Krankenversicherung ist. Es beträgt zur 
Zeit zur Deckung der Bestattungsaufwendungen ge-
mäß § 201 der Reichsversicherungsordnung in Ver-
bindung mit § 18 des IV. Buchs des Sozialgesetzbu-
ches mindestens 2 000 DM und höchstens 5 700 DM. 
Das Pendant zu diesem Sterbegeld ist für Beamte, 
Ruhestandsbeamte und ihre Angehörigen die Pau-
schalbeihilfe in Höhe von maximal 1 300 DM zu den 
Bestattungsaufwendungen, auf die bestimmte andere 
Sterbe- und Bestattungsgelder etc. angerechnet wer-
den, zuzüglich einer Beihilfe zu den Überführungsko-
sten. 
In der Bundesregierung wird geprüft, welche Kon-

sequenzen aus den Neuregelungen im Leistungsrecht 
der gesetzlichen Krankenversicherung für die Lei-
stungen der Beihilfe zu ziehen sind. 
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Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE): Beabsichtigt denn die Bun-
desregierung, zur Gleichstellung der Beamten mit den 
Mitgliedern der gesetzlichen Krankenversicherung 
den Sterbegeldparagraphen, § 18 des Beamtenversor-
gungsgesetzes, ersatzlos zu streichen und die Beihil-
fevorschriften zu ändern? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Sie vermischen hier 
zwei verschiedene Komplexe: Was die Beihilfe anbe-
langt, habe ich in meiner Antwort zum Ausdruck ge-
bracht, daß die Bundesregierung hier eine Neurege-
lung in Anpassung an die Regelung bei der Kranken-
versicherung erwägt. Was den § 18 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes anbelangt, ist das Ausdruck eines 
eigenen Versorgungssystems, beispielsweise nach 
den Vorschriften des Tarifrechts, des Rentenrechts, 
des Kriegsopferversorgungsrechtes und des Beamten

-

versorgungsrechtes, das hier Sterbegelder und ster-
begeldähnliche Leistungen vorsieht. Das ist von dem 
zu trennen, was in der Beihilfe und von der Kranken-
versicherung vom System her vorgesehen ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage, 
bitte, Frau Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE): Sie gestatten mir die Bemer

-

kung, daß das Volk nicht versteht, was alles zu tren-
nen ist und dann unter dem Strich herauskommt. 
Aber meine Frage: Soll denn diese Änderung — Sie 

haben sich ja irgendwo änderungswillig gezeigt — 
zum selben Zeitpunkt erfolgen, wie das Gesundheits-
reformgesetz in Kraft treten soll? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich hoffe schon, ver-
ständlich machen zu können, um welch unterschied-
liche Systeme es sich hier handelt. Man muß nur ent-
sprechend zuhören. 
Was im übrigen die Beihilfe anbelangt, sagte ich, 

daß die Bundesregierung prüft, inwieweit hier Ände-
rungen in Anlehnung an die Änderungen im Bereich 
der gesetzlichen Krankenversicherung erforderlich 
sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Herr Staatssekretär, hält es die 
Bundesregierung für richtig, daß Parlamentarier Ster-
begeld erhalten? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Sie müssen hier wie-
der trennen; ich betone das noch einmal. Das hat mit 
der Frage der Krankenversicherung und der Beihilfe 
im Sinne einer Verbindung überhaupt nichts zu tun. 
Das ist vielmehr eine Frage der Versorgungsregelun-
gen, die nicht allein Abgeordnete betreffen, sondern 
zu 90 % im Tarifrecht festgelegt sind. Das ist im Ren-
tenrecht, in der Kriegsopferversorgung, in der Beam-
tenversorgung vorgesehen. Sie wissen, daß entspre-
chend diesen Regelungen auch das Abgeordnetenge-
setz ähnliche bzw. gleiche Regelungen vorsieht. 

(Fellner [CDU/CSU]: Selbst Ihnen gönnen 
wir das Sterbegeld!) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, im 
Beamtenrechtsrahmengesetz und in anderen gesetzli-
chen Bestimmungen ist ja festgelegt, welches Sterbe-
geld im einzelnen gezahlt wird. Könnten Sie eine 
Summe nennen? Was ist das höchste Sterbegeld, das 
nach den beamtenrechtlichen Vorschriften gezahlt 
werden kann? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich bedauere sehr, 
daß wir Mindest-, Höchst- und Durchschnittsbeträge 
nicht genau fixieren können. Es gibt hier keine Fest-
beträge, da sich die Höhe des Sterbegeldes nach der 
Höhe der Bezüge richtet. Und die Bezüge sind sehr 
unterschiedlich. 

(Sellin [GRÜNE]: Allerdings, auch bei Staats

-

sekretären!) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Staatssekretär, es gibt doch 
Höchstbezüge. Insoweit muß es doch möglich sein, 
das zu fixieren. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es gibt auch Min-
destbezüge. 

Schreiner (SPD): Die Frage war, ob Sie die Höchst-
bezüge fixieren können. Da bitten wir um eine Ant-
wort. Das muß doch möglich sein. Selbst nach der 
bayerischen Mengenlehre ist das nicht ausgeschlos-
sen. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Sie wissen doch ge-
nau, daß jeder im öffentlichen Dienst eine unter-
schiedliche Einkommenssituation hat: von seinem 
Dienstalter, von dem Eintritt in den öffentlichen 
Dienst, von seiner Qualifikation, von seinem Famili-
enstand und von seinem Ortszuschlag her. 

(Schreiner [SPD]: Das ist nicht die Frage!) 
Sie können das nicht exakt fixieren. 

(Schreiner [SPD]: Aber ich trage doch nicht 
in mir selbst eine Vielzahl von verschiedenen 

Bezügen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, Sie 
können das im Augenblick nicht beantworten, jeden-
falls nicht so, wie es gewünscht wird. 

(Schreiner [SPD]: Wird es denn schriftlich 
beantwortet?) 

—Bitte, warum nicht? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich bitte Sie, Sie 
können doch nicht bei so vielen Mitgliedern im öffent-
lichen Dienst jeweils im Einzelfall festschreiben, 
was — — 

(Zurufe von der SPD) 
— Nein, Sie können weder die Mindest- noch die 
Höchst- noch die Durchschnittssätze bestimmen. Das 
ist nicht möglich. 
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Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, 
können Sie das vielleicht noch einmal prüfen? Dann 
könnten Sie dem Haus die entsprechende Mitteilung 
machen. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich bin gern bereit, 
das zu prüfen und Ihnen Informationen zugänglich zu 
machen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Hirsch, eine Zusatzfrage. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, gibt es denn 
in Ihrem Hause Bemühungen, aus dem beamtenrecht-
lichen und tarifrechtlichen Sterbegeld den Bestat-
tungskostenanteil herauszurechnen, der für einen 
Vergleich mit der Kürzung des Sterbegeldes in der 
Krankenversicherung entscheidend wäre? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: In dem Zusammen-
hang gibt es sicherlich Überlegungen. Nur muß man 
wissen, daß angesichts der versorgungsrechtlichen 
Regelung die Beihilferegelung im öffentlichen Dienst 
praktisch nicht zum Tragen kommt. Deswegen sind 
Berechnungen natürlich außerordentlich schwierig. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Lüder. 

Lüder (FDP) : Herr Staatssekretär, ist die Bundesre-
gierung bereit, uns Formulierungshilfen zu geben, da-
mit wir im Beihilferecht für den öffentlichen Dienst 
und auch für uns Parlamentarier die gleichen Kürzun-
gen bekommen, wie sie den Arbeitnehmern zugemu-
tet werden, oder müssen wir das selbst erarbeiten? 

Vizepräsident Frau Renger: Was die Parlamentarier 
betrifft, sollten wir das wohl selber machen. Oder? 

Lüder (FDP): Ich frage nach Formulierungshilfen 
zum Berechnen. Das ist meist eine Exekutivaufgabe. 
Was wir dann machen, Frau Präsidentin, werden wir 
entscheiden. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lüder, 
das BMI ist wie stets zu jedem Hilfsdienst bereit. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 
Ich rufe die Frage 26 der Abgeordneten Frau Unruh 

auf: 
Wie hoch sind die jährlichen Aufwendungen der öffentlichen 

Hand dafür? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die Sterbegelder 
werden als Teil der Beihilfe bzw. als Versorgungsbe-
züge nicht gesondert ausgewiesen. Über die jährli-
chen Aufwendungen der öffentlichen Hand kann ich 
daher keine Zahlenangaben machen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Unruh. 

Frau Unruh (GRÜNE): Herr Staatssekretär, sterben 
ist schwer. Könnten Sie sich denn Mühe geben, zu all 
den Dingen — einmal Beamtengesetz § 18, dann Bei-
hilfe Nr. x und Beihilfezusatz Nr. y — doch bitte ein-
mal einen Beamten anzusetzen, etwas sehr Gutes zu  

tun, damit wir zu einer Vergleichsebene kommen — 
das war ja auch der Wunsch etlicher Parlamentarier 
querbeet durch alle Fraktionen — und sehen, was so 
ein mittleres Begräbnis wohl kosten würde? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich habe schon dem 
Herrn Kollegen Lüder versichert, wenn hier entspre-
chende Anträge oder Wünsche kommen, sind wir 
gern bereit, es aufzugreifen. Wenn Sie es entspre-
chend formulieren, sind wir gern bereit, Ihnen ent-
sprechende Antworten zu geben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage. 

Frau Unruh (GRÜNE): Dann möchte ich meine Zu-
satzfrage dahin gehend ordnen: Alles das, was ich 
unverständlich gesagt habe — Sie haben es ja sicher-
lich verstanden — , mir dann so schriftlich zu beant-
worten. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das ist außerordent-
lich schwierig. Um nicht irgendeinen Fehler zu bege-
hen, wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie das, was Sie 
gesagt und gemeint haben, schriftlich fixieren könn-
ten. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sie können es ja im 
Protokoll nachlesen!) 

— Aber die Zusammenfassung ist für mich dann sehr 
schwierig. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Gibt es bei der Bundesregie-
rung Überlegungen für den Fall, daß die Familien von 
Sozialhilfeempfängern oder Arbeitslosen oder Rent-
nern, die nach dem Fortfall des Sterbegeldes nicht 
mehr in der Lage sind, ihre Angehörigen zu beerdi-
gen, wieder Notbegräbnisse einzuführen wie vor ein 
paar hundert Jahren? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es gibt keine sol-
chen Überlegungen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Herr Spranger, ist Ihnen bekannt 
geworden, daß die privaten Versicherungsgesell-
schaften seit der Verkündung der Gesundheitsreform 
und der Streichung des Sterbegeldes im Zuge dersel-
ben einen Reibach machen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Wenn Sie mir hier 
Informationen übermitteln, die mir bisher fehlen, bin 
ich gern zu einer entsprechenden Überprüfung be-
reit. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, da 
Sie die Frage 26 mangels Unterlagen nicht beantwor-
ten können: Wären Sie bereit, mir Unterlagen, ge-
trennt nach Besoldungsordnung A — aufsteigende 
Gehälter — und Besoldungsordnung B — feste Ge-
hälter — , darüber zur Verfügung zu stellen, wie das 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 83. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Juni 1988 	5581 

Becker (Nienberge) 

Sterbegeld für die einzelnen Besoldungsgruppen aus-
gewiesen ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Das kann ich gern 
tun. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Danke!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 27 
des Herrn Abgeordneten Dr. de With auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, durch eine Gesetzesinitiative 
sicherzustellen, daß die öffentlich-rechtlichen Rundfunk- und 
Fernsehanstalten entsprechend ihrem Auftrag auf umfassende 
Berichterstattung über alle Sportveranstaltungen kostenlos 
auch durch Übertragung von laufenden Bildern berichten kön-
nen (Kurzberichte)? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. de 
With, Gesetzesinitiativen in diesem Bereich liegen im 
Zuständigkeitsbereich der Bundesländer. Die Bun-
desregierung weist aber darauf hin, daß vor entspre-
chenden Schritten eine sorgfältige Abwägung zwi-
schen dem allgemeinen, für die öffentliche Meinungs-
bildung unerläßlichen Informationsbedürfnis der Be-
völkerung einerseits und den durch Art. 14 des 
Grundgesetzes geschützten vermögenswerten Rech-
ten des Veranstalters andererseits vorzunehmen 
wäre. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, bitte, Herr 
Abgeordneter de With. 

Dr. de With (SPD): Herr Staatssekretär, wenn ich 
Ihre Meinung auch teile, was die Kompetenz des Bun-
des anlangt: Nachdem Art. 75 des Grundgesetzes sta-
tuiert, daß dem Bund die Rahmengesetzgebung nur 
bei der Presse und beim Film obliegt, also der Rund-
funk ausgeschlossen ist, so frage ich Sie dennoch, ob 
Sie es begrüßen würden, wenn alle Länder es gesetz-
lich regelten, daß es trotz eines bestehenden Exklusiv-
vertrages den Rundfunkanstalten möglich sein muß, 
jederzeit Kurzberichte zu geben, so wie es die Länder 
Hamburg und das Saarland bereits geregelt haben. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. de 
With, es ist die grundsätzliche Frage, ob man diese 
Materie gesetzlich zu regeln versucht oder ob man der 
Ansicht ist, das könne auch vertraglich geregelt wer-
den. Die Entscheidungen von ARD, ZDF, DFB und 
RTL plus in den letzten Tagen haben gezeigt, daß in 
einer sehr schwierigen Situation vertragliche Rege-
lungen möglich sind. Ich sehe bisher nicht, daß auf 
anderen Gebieten ähnliche Regelungen oder eine 
Fortschreibung dieser Regelung zu dieser Materie 
nicht möglich sein sollten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr de 
With. 

Dr. de With (SPD): Ich darf Sie noch allgemeiner 
fragen: Würde es die Bundesregierung begrüßen, daß 
für die Rundfunkanstalten generell die Möglichkeit 
besteht, über alles Wissenswerte, auch über Sportver-
anstaltungen, kostenlos oder wenigstens ohne Hono-
rar Kurzberichte auch mit laufenden Bildern abzuge-
ben? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Wir sind uns völlig 
einig, wenn wir anzustreben versuchen, daß die öf-
fentlich-rechtlichen und die privaten Rundfunk- und 
Fernsehgesellschaften über alles, was wichtig ist, be-
richten können und auch entsprechend berichten. Das 
ist eine Frage, deren Lösung nach meiner Auffassung 
auch ohne eine gesetzliche Regelung in Ergänzung 
über das, was wir bereits jetzt gesetzlich geregelt ha-
ben, möglich erscheint. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Begrüßt die Bundesregierung, daß 
der Deutsche Fußballbund als Monopolist die Sende-
rechte vergeben darf? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich habe keinen An-
laß, jetzt den DFB als einen der Vertragspartner zu 
bewerten und zu sagen, er habe hier einen guten Ver-
trag mit den Fernseh- und Rundfunkanstalten abge-
schlossen. Daß er offensichtlich als Vertragspartner 
anerkannt worden ist, ergibt sich aus der Tatsache, 
daß nicht nur die privaten, sondern auch die öffent-
lich-rechtlichen Anstalten ihn als Vertragspartner ak-
zeptiert haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 28 
des Herrn Abgeordneten Dr. de With auf: 

Welche sonstigen Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
den Berichtsauftrag der Rundfunk- und Fernsehanstalten für 
Sportveranstaltungen nach der bisherigen Übung sicherzustel-
len, um so den bisherigen Zustand ohne Gebührenerhöhung zu 
erhalten? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat keine Möglichkeit, Einfluß darauf zu neh-
men, wie die Rundfunk- und Fernsehanstalten ihre 
Berichterstattung wahrnehmen. Sie hält dies auch 
nicht für erforderlich, sondern geht davon aus, daß die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten alle ihnen 
sich bietenden Möglichkeiten ausschöpfen werden, 
um weiterhin über alle interessierenden Sportveran-
staltungen zu berichten. Die Bundesregierung sieht 
hierbei keinen Zusammenhang mit Gebührenerhö-
hungen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter de With. 

Dr. de With (SPD): Ist die Bundesregierung nicht der 
Meinung, daß ein Wort von ihr mit dazu beitragen 
könnte, daß Auswüchse einer Kommerzialisierung in 
diesem Bereich gestoppt werden könnten, zumal am 
Ende alle Rundfunkteilnehmer dies mit ihren Gebüh-
ren zahlen müssen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es ist die Frage, ob 
man dieses Problem mit dem Stichwort „Kommerziali-
sierung" umschreiben kann. Ich erinnere daran, daß 
früher natürlich auch ARD und ZDF, als sie ein Mono-
pol hatten, Verträge mit dem DFB gegen Bezahlung 
abgeschlossen haben. Auch damals hat niemand von 
„Kommerzialisierung" gesprochen. Erst jetzt, als ein 
freier Wettbewerber auf den Markt kam, tauchte diese 
Terminologie auf. 
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Parl. Staatssekretär Spranger 

Es ist ein Markt, der sich jetzt öffnet. Hier entschei-
den die Vertragspartner, wie das Ergebnis der mögli-
chen Berichterstattung über bestimmte Ereignisse 
auszusehen hat, wobei die öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten durch Gesetz jeweils auch die 
Möglichkeit einer engen Beteiligung im Wettbewerb 
haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter de With. 

Dr. de With (SPD): Ist die Bundesregierung mit mir 
denn wenigstens der Meinung, daß auch bei einer 
freien Marktwirtschaft, wie die Vergangenheit ge-
zeigt hat, gewisse Mißbräuche entstehen und diesen 
begegnet werden muß, wie das durch gesetzgeberi-
sche Maßnahmen in der Bundesrepublik Wirklichkeit 
ist, daß aber solche Marktmißbräuche auch hier zu 
befürchten sind, nachdem wir in Erinnerung haben, 
was bei der letzten Winterolympiade gezahlt wurde, 
welche Auswirkung das sogar auf die Ausgestaltung 
hatte? Ähnliches kann auf Dauer in der Bundesrepu-
blik nicht ausgeschlossen werden. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege de 
With, Mißbräuche sind nirgendwo auszuschließen, 
auch in diesem Fall nicht. Wenn solche entstehen, die 
zur Änderung auch einer Gesetzeslage zwingen soll-
ten, wird die Bundesregierung handeln. Zur Zeit sind 
solche Mißbräuche nicht vorhanden, die ein gesetzge-
berisches Handeln notwendig machen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Sie haben gerade den freien Wett-
bewerb so beschworen. Wie beurteilen Sie denn die 
Tatsache, daß die 18 Bundesligavereine nicht jeweils 
selbständig als Wirtschaftsunternehmen mit den 
Fernsehanstalten Verträge abschließen, sondern der 
DFB als Monopolanbieter auf dem monopolistischen 
Markt auftritt? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich bitte Sie! Es ist 
doch Sache des DFB, wie er sich und seine Vertre-
tungsrechte organisiert. Es ist doch nicht Sache der 
Bundesregierung, das zu beurteilen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Baum. 

Baum (FDP): Meinen Sie nicht, Herr Staatssekretär, 
daß die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten et-
was geschickter hätten verhandeln sollen, statt sich 
hinterher wehklagend selbst in die Ecke zu stellen, 
und meinen Sie nicht, daß Fußball nun einmal — ganz 
anders als die Olympischen Spiele — eine Art Show-
busineß ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich stimme zumin-
dest hinsichtlich des ersten Teils Ihrer Frage in vollem 
Umfang mit Ihnen überein. Wir haben uns ja auch vor 
der Entscheidung entsprechend geäußert. Ich hoffe, 
daß sich diese Erfahrungen, die die „Öffentlich-Recht-
lichen" in diesem Zusammenhang machen konnten, 
in ihren zukünftigen Verhandlungen ähnlicher Art, 
auch beim Bewerben um andere Veranstaltungen und 
Berichterstattungen, positiv niederschlagen. 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Abgeordnete 
Wollny. 

Frau Wollny (GRÜNE): Hält es die Bundesregierung 
nicht vielleicht zumindest für überlegenswert, den 
einzelnen Fußballvereinen angesichts dieser horren-
den Einnahmen des Fußballbundes in Zukunft mögli-
cherweise die Gemeinnützigkeit abzusprechen, so 
daß sie Steuern bezahlen wie andere Sparten des 
Showbusineß auch? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich kann nur wieder 
empfehlen, sich in Sachen Gemeinnützigkeit sach-
kundig zu machen. Denn dann wäre bekannt, daß die 
Sportvereine in der 1. und 2. Bundesliga eben nicht 
unter das Gemeinnützigkeitsrecht fallen. 

(Baum [FDP]: Jedenfalls nicht die Profiabtei

-

lung!) 
— So ist es, ja. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. 
Die Fragen 29 und 30 der Abg. Frau Schmidt-Bott 

werden auf Wunsch der Fragestellerin schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 
Ich rufe die Frage 31 des Herrn Abgeordneten 

Stiegler auf. 
Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherige Praxis bei 

Auskunftsersuchen der Verfassungsschutzämter an Gemeinden 
aus den Paß- und Melderegistern, und was ist verwaltungsintern 
unternommen worden, um diese Auskunftsersuchen durch für 
Bund und Länder geltende Verwaltungsvorschriften auf ein-
wandfreier rechtsstaatlicher Grundlage, insbesondere unter Be-
achtung des Verhältnismäßigkeitsprinzips, abwickeln zu las-
sen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stieg-
ler, die Bundesregierung hat nur die Praxis von Aus-
kunftsersuchen des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz zu bewerten. Soweit die Frage die Praxis der 
Landesbehörden für Verfassungsschutz berührt, ist 
darauf hinzuweisen, daß es ständiger Praxis der Bun-
desregierung entspricht, zu landesinternen Vorgän-
gen nicht öffentlich Stellung zu nehmen. 
Rechtsgrundlagen für die Einsichtnahme des Bun-

desamtes für Verfassungsschutz in Personalausweis-, 
Paß- und Melderegister sind Art. 35 Abs. 1 des 
Grundgesetzes in Verbindung mit § 3 Abs. 1 und 4 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes sowie § 2 b des 
Bundespersonalausweisgesetzes, § 22 des Paßgeset-
zes und § 18 des Melderechtsrahmengesetzes in Ver-
bindung mit den Landesmeldegesetzen. Danach dür-
fen die Personalausweis-, Paß- und Meldebehörden 
dem Bundesamt für Verfassungsschutz Registerdaten 
oder andere nur unter der Voraussetzung übermitteln, 
daß der Verfassungsschutz ohne Kenntnis der Daten 
nicht in der Lage wäre, die ihm gesetzlich obliegen-
den Aufgaben zu erfüllen. Hinsichtlich des Paßrechts, 
für das dem Bund die ausschließliche Gesetzgebungs-
kompetenz zusteht, sind weitere Einzelheiten in den 
mit Zustimmung des Bundesrats erlassenen Allgemei-
nen Verwaltungsvorschriften zur Durchführung des 
Paßgesetzes vom 2. Januar 1988 geregelt. 
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Parl. Staatssekretär Spranger 

Nach Auffassung der Bundesregierung wird diese 
bundesgesetzliche Regelung in Verbindung mit den 
genannten Verwaltungsvorschriften allen rechtsstaat-
lichen Erfordernissen, zu denen auch die Beachtung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit gehört, ge-
recht. 
Hinsichtlich des Personalausweis- und Melderechts 

hat der Bund nur eine Rahmengesetzgebungskompe-
tenz, so daß die entsprechenden Verwaltungsvor-
schriften von den Ländern erlassen worden sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, gibt es denn auf 
Bundesebene Verwaltungsvorschriften, die festlegen, 
welche Kriterien die entscheidenden Beamten dieser 
Ämter beachten müssen, um die Abwägung, daß 
nämlich das Bundesamt für Verfassungsschutz ohne 
Kenntnis dieser Daten nicht in der Lage wäre, eine 
ihm obliegende Aufgabe zu erfüllen, auch sachge-
recht vorzunehmen und einer uferlosen Ausweitung 
dieser Methode, Daten zu erheben, Einhalt zu gebie-
ten? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich gehe davon aus, 
daß — wie in allen anderen Behörden auch — dienst-
liche Regelungen zur Ausfüllung dieser Gesetzes-
grundlagen existieren. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, sehen Sie sich 
in der Lage, mir diese Regelungen zur Kenntnis zu 
bringen, damit man einmal nachprüfen kann, ob sie 
den Ermächtigungsvorschriften entsprechen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich werde Ihr Anlie-
gen gerne prüfen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Wüppesahl. 

Wüppesahl (fraktionslos): Sind Sie, Herr Spranger, 
der Auffassung, daß es notwendige Richtlinien zu er-
arbeiten gilt, den betroffenen Bürgerinnen und Bür-
gern unseres Landes Mitteilung zu machen, die von 
einer Weiterleitung ihrer Daten durch die Melde- oder 
Paßämter, an welches Verfassungsschutzamt auch 
immer, betroffen sind, und gibt es solche Überlegun-
gen in Ihrem Hause, und, wenn nicht, warum nicht, 
wo doch gleichzeitig bekannt ist, daß dies von allen 
Datenschutzbeauftragten als ein dringendes Erforder-
nis dargestellt wird? 

Vizepräsident Frau Renger: Der erste Teil Ihrer 
Frage war inhaltsgleich mit der zweiten Frage von 
Herrn Stiegler, — wenn ich darauf aufmerksam ma-
chen darf. 
Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Wüppesahl, ich habe Ihnen eine Fülle von Vorschrif-
ten genannt, auf denen die Handlungsberechtigung 
der Verfassungsschutzbehörden beruht. Diese Rege-
lungen sind nicht nur umfassend, sondern auch ver-
fassungsgemäß und bedürfen nach meiner Auffas-
sung keiner Ergänzung. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 32 
des Abgeordneten Stiegler auf: 

Überwachen der Datenschutzbeauftragte und die Parlamen-
tarische Kontrollkommission die Auskunftsersuchenspraxis 
nach dem Personalausweisgesetz und dem Paßgesetz regelmä-
ßig, und welche Rechte haben die von Auskunftsersuchen be-
troffenen Bürger, über die sie betreffenden Auskunftsersuchen 
informiert zu werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Der Bundesbeauf-
tragte für den Datenschutz kontrolliert regelmäßig 
— gemäß dem Bundesdatenschutzgesetz — das Bun-
desamt für Verfassungsschutz. Dabei unterliegt auch 
die Auskunftsersuchenpraxis nach dem Personalaus-
weisgesetz und dem Paßgesetz seiner Kontrolle. 
Die Kontrolle der Landesämter für Verfassungs-

schutz obliegt den zuständigen Stellen der Länder. 
Die Unterrichtung der Parlamentarischen Kon-

trollkommission erfolgt nach dem Gesetz über die 
parlamentarische Kontrolle nachrichtendienstlicher 
Tätigkeit des Bundes vom i 1. Ap ril 1978. Danach un-
terrichtet die Bundesregierung die Parlamentarische 
Kontrollkommission regelmäßig über die allgemeine 
Tätigkeit der Nachrichtendienste des Bundes und 
über Vorgänge von besonderer Bedeutung. Hierbei ist 
aus besonderem Anlaß eine Unterrichtung über Aus-
kunftsersuchen des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz im Sinne der Fragestellung möglich. 
Die Rechte des Betroffenen ergeben sich aus § 13 

des Bundesdatenschutzgesetzes, sofern die Auskunft 
aus einer Datei erfolgt ist. Jedoch ist das Bundesamt 
für Verfassungsschutz gem. § 13 Abs. 2 nicht ver-
pflichtet, Auskunft zu erteilen. In diesen Fällen ver-
bleibt es bei der zuvor dargestellten Kontrolle durch 
den Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die 
Parlamentarische Kontrollkommission. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß nur ad hoc im Einzelfall be-
richtet wird, daß aber der Datenschutzbeauftragte 
oder der Innenminister der Kontrollkommission nicht 
generell über die Anwendung dieser neuen Vorschrif-
ten berichtet? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stieg-
ler, wir sollten erst einmal feststellen, daß wir davon 
ausgehen können, daß sich die Behörden entspre-
chend der Gesetzesgrundlage, die ich vorhin genannt 
habe, bewegen und entscheiden. Erst wenn es An-
haltspunkte gibt, daß hier vielleicht Fehler passiert 
sind, besteht im Einzelfall die Möglichkeit, im Rah-
men der Kontrollkommission nachzufragen. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben ge-
sagt, im Fall des Paßgesetzes hat der Bund die aus-
schließliche Zuständigkeit. Gibt es hier denn entspre-
chende Verwaltungsvorschriften, die sich auch an die 
Länder richten? 
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Spranger, Parl. Staatssekretär: Es gibt hier entspre-
chende Verwaltungsvorschriften. 

(Stiegler [SPD]: Würden Sie mir diese Ver

-

waltungsvorschriften zugänglich machen?) 
— Ich kann sie Ihnen vielleicht sogleich in wesentli-
chen Teilen zur Kenntnis geben. Im Gemeinsamen 
Ministerialblatt ist die Allgemeine Verwaltungsvor-
schrift vom 2. Januar 1988 zur Durchführung des Paß-
gesetzes abgedruckt. 

(Stiegler [SPD]: Ist darin zu diesem Thema 
etwas enthalten?) 

—Zu § 22 — Verarbeitung und Nutzung der Daten im 
Paßregister — sind ausführliche Anweisungen enthal-
ten. 

(Stiegler [SPD]: Okay!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Erlauben die umfassenden verwal-
tungsrechtlichen Regelungen den jeweiligen Verfas-
sungsschutzämtern auch, Zugriff auf Ergebnisse der 
Volkszählung zu nehmen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich sehe hier, Frau 
Präsidentin, zu der Frage 32 keinen Zusammen-
hang. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Wüppesahl. 

Wüppesahl (fraktionslos) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie ernstlich der Auffassung und damit womöglich in 
Übereinstimmung mit der herrschenden Meinung im 
Hause, daß die Weiterleitung von Personendaten aus 
den Paß- und Melderegistern der Gemeinden an die 
Verfassungsschutzämter — also nicht die Weiterlei-
tung irgendwelcher Verfahrensabläufe — die jeweils 
betroffenen Gemeinden noch in Übereinstimmung 
mit der Substanz der Bundesverfassungsgerichtsent-
scheidung zum Bereich des Datenschutzes bleiben 
läßt, wenn diese Gemeinden nicht verpflichtet oder 
auf Anfrage berechtigt sind, die weitergegebenen Da-
ten den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern zur 
Kenntnis zu geben — also die Tatsache, daß solche 
Daten weitergegeben wurden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die Vorgehensweise 
der Länderbehörden kann ich hier nicht bewerten. Ich 
übertrage den Sachverhalt auf den Bund und kann 
hierzu feststellen, daß es nach § 3 des Bundesverfas-
sungsschutzgesetzes Aufgabe des Verfassungsschut-
zes ist, Informationen über Bestrebungen, die gegen 
die freiheitliche demokratische Grundordnung und 
den Bestand und die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes gerichtet sind, zu sammeln und auszuwer-
ten. 
Die Mitgliedschaft in einer Bürgerinitiative gegen 

die WAA allein unterliegt nicht dem gesetzlichen Be-
obachtungsauftrag des Verfassungsschutzes, es sei 
denn, diese Bürgerinitiative würde zur Verwirkli-
chung ihrer Ziele selbst verfassungsfeindliche Aktivi-
täten entwickeln. 
Da sich nach den Erkenntnissen des Verfassungs-

schutzes in Bürgerinitiativen gegen Kernenergieanla-

gen auch Mitglieder extremistischer Organisationen 
betätigen und dort versuchen, Bürger für die Unter-
stützung verfassungsfeindlicher Aktivitäten zu ge-
winnen, ist zur Klarstellung darauf hinzuweisen, daß 
solche Bestrebungen von Extremisten selbstverständ-
lich vom Verfassungsschutz zu beobachten sind. Die 
Gründe für das Tätigwerden des Verfassungsschutzes 
in der Gemeinde Bruck sind der Bundesregierung 
weder konkret bekannt, noch sind sie von ihr zu be-
werten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, nachdem 
dargestellt worden ist, daß die Rechtsgrundlagen für 
die Tätigkeit der Verfassungsschutzbehörden wohl 
eindeutig sind, und nachdem jedem hier im Hause 
bekannt ist, daß diese Rechtsgrundlagen in den letz-
ten Jahren — auch unter Führung der SPD — nicht in 
Zweifel gezogen worden sind, bleibt nur die Frage, ob 
es tatsächlich Anhaltspunkte dafür gibt, daß es ange-
messen erscheint, daß sich die Verfassungsschutzbe-
hörden ein bestimmtes Potential des WAA-Protests 
etwas näher ansehen. Dafür gibt es ja innerhalb der 
deutschen Politik, z. B. im Verfassungsschutzbericht 
1987, konkrete Hinweise. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Fragen!) 
Können Sie dazu etwas sagen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich verweise auf 
eine Reihe von Feststellungen im Verfassungsschutz-
bericht 1987. So heißt es auf Seite 46 zum Kommuni-
stischen Bund: KB-Mitglieder wirkten auch 1987 wie-
der als Initiatoren und Organisatoren in zahlreichen 
Aktionsbündnissen u. a. der Anti-AKW-Bewegung 
mit. 
Zu den Autonomen heißt es auf Seite 53: Autonome 

schlagen dann den Bogen von den Problemen des täg-
lichen Lebens; sie sprechen vom Kampf gegen Malo-
che und Schule, u. a. im Bereich Anti-AKW. 
Was die Beteiligung der im Verfassungsschutzbe-

richt dargestellten Neuen Linken an Aktionen gegen 
die Nutzung der Kernenergie anlangt, ist auf Seite 59 
ausgeführt, daß zentrales Thema zunächst der Wider-
stand gegen den Bau der Wiederaufarbeitungsanlage 
für Kernbrennstoffe in Wackersdorf blieb; in der zwei-
ten Jahreshälfte konzentrierten sich vor allem in 
Norddeutschland viele Gruppen auf die Ausspähung 
und Behinderung von Atommülltransporten u. ä. 
Die Zitate ließen sich fortsetzen, auch und insbeson-

dere was die Anschläge und die Gewalttätigkeit von 
linksextremistischen Gruppen im Raum Wackersdorf 
bzw. gegen die WAA anlangt. 

Vizepräsident Frau Renger: Die Fragen 33 und 34 
werden auf Wunsch des Fragestellers, des Abgeord-
neten Weiss (München), schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlage abgedruckt. 

(Abg. Wüppesahl [fraktionslos] meldet sich 
zu einer Zusatzfrage) 

— Nein, es wird keine Frage mehr zugelassen. Ich 
habe Ihnen sogar schon eine Frage mehr zugestan-
den, als erlaubt gewesen wäre. 
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Vizepräsident Frau Renger 

Jetzt rufe ich Frage 35 des Abgeordneten Dr. Da-
niels (Regensburg) auf: 

War die Bundesregierung von den Aktionen des Verfassungs-
schutzes in Bruck/Oberpfalz informiert, bei denen persönliche 
Meldeunterlagen von Mitgliedern der Bürgerinitiative gegen 
die geplante Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) Wackersdorf 
fotografiert wurden, und in welcher Weise gedenkt sie dagegen 
einzuschreiten, damit sich dies nicht in anderen Städten und 
Gemeinden wiederholt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung war über die in der Frage genannten Aktionen 
nicht informiert. Im übrigen entspricht es ständiger 
Praxis der Bundesregierung, zu landesinternen Vor-
gängen nicht öffentlich Stellung zu nehmen. 
Allgemein läßt sich folgendes sagen — ich bitte sehr 

um Nachsicht, wenn ich mich wiederholen muß, aber 
die Fragen betreffen ja jeweils im Grunde denselben 
Sachverhalt — : Nach den Erkenntnissen der Verfas-
sungsschutzbehörden betätigen sich in Bürgerinitia-
tiven gegen Kernenergieanlagen auch Mitglieder ex-
tremistischer Organisationen und versuchen dort, 
Bürger für die Unterstützung verfassungsfeindlicher 
Aktivitäten zu gewinnen. Solche Bestrebungen von 
Extremisten sind vom Verfassungsschutz von Geset-
zes wegen zu beobachten; unter Beachtung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dürfen die dazu 
erforderlichen personenbezogenen Informationen 
erhoben und ausgewertet werden. 
Auf die Aktivitäten von Linksextremisten in der 

Anti-Kernkraft-Bewegung weist auch der Verfas-
sungsschutzbericht 1987 hin. Ich habe das ja schon im 
einzelnen dargelegt. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß dieser 

Personenkreis, der sich hier linksextremistisch betä-
tigt, zum Schutze der Grundwerte unserer Verfassung 
der Beobachtung durch den Verfassungsschutz unter-
liegen muß. Sie hat andererseits wiederholt erklärt, 
daß ein Engagement in einer Bürgerinitiative ohne 
extremistischen Hintergrund kein Anlaß für ein Tätig-
werden des Verfassungsschutzes ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Herr Staatsse-
kretär, wie will die Bundesregierung die vollständige 
Überwachung des Anti-WAA-Widerstandes oder von 
Bürgerinitiativen in der gesamten Republik verhin-
dern, wenn demnächst eine Gesetzesänderung die 
Amtshilfe von Meldebehörden in eine Verpflichtung 
zur Zusammenarbeit umwandeln will? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Wir wollen nicht in 
der gesamten Bundesrepublik die Beobachtung die-
ses von Ihnen so bezeichneten Widerstands behin-
dern, wir wollen ihn auch nicht einführen, sondern wir 
wollen, daß die Behörden entsprechend ihrem gesetz-
lichen Auftrag ihre Pflicht tun, und dabei unterstützen 
wir sie. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE):: Können Sie mir 
noch einmal sagen, wohin voraussichtlich die Foto-

grafien der Paßbilder der betroffenen besorgten Bür-
ger in Bruck hingelangt sind? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich habe wiederholt 
zum Ausdruck gebracht, daß die Bundesregierung 
keinen Anlaß hat, zu landesinternen Vorgängen Stel-
lung zu nehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Wenn Sie einverstan-
den sind, Herr Dr. Daniels, auf eine weitere Zusatz-
frage zu verzichten, dann kann ich noch die nächste 
Frage durch den Herrn Staatssekretär beantworten 
lassen, da die Fragestunde bereits abgelaufen ist. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Gut, dann neh-
men wir die nächste Frage. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 36 
des Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg) auf. 

Wie weit sieht die Bundesregierung den beschriebenen Vor-
fall und die Zustände in Bayern noch von denen des von Staats-
rechtlern befürchteten „Atom-Staates", bei dem persönliche 
Freiheitsrechte den Atom-Interessen des Staates untergeordnet 
werden, entfernt, und gedenkt sie, die festgestellten persönli-
chen Unterlagen von Mitgliedern der Bürgerinitiativen gegen 
die Wiederaufarbeitungsanlage (WAA) und sonstigen, dem Ver-
fassungsschutz durch seine umfassenden Aktivitäten bekannt-
gewordenen WAA-Gegnern vernichten zu lassen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die in der Frage ent-
haltenen Unterstellungen weist die Bundesregierung 
entschieden zurück. Sie lehnt es ab, zu diesen rein 
polemischen Äußerungen sachlich Stellung zu neh-
men. 
Soweit die Vernichtung persönlicher Unterlagen 

angesprochen wird, ist die Bundesregierung der fal-
sche Adressat. Es entspricht ständiger Praxis der Bun-
desregierung, zu landesinternen Vorgängen nicht öf-
fentlich Stellung zu nehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage von Herrn Daniels ist erlaubt. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE) : Die Frage der 
Verhältnismäßigkeit staatlichen Handelns spielt hier 
in diesem Zusammenhang eine große Rolle. Wie kön-
nen die Lücken im Paß- und Meldegesetz so geschlos-
sen werden, daß solchermaßen erfahrenes freies 
Schalten und Walten des Verfassungsschutzes einge-
schränkt werden kann? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich kann hier wieder 
nur bezogen auf den Bund antworten und nur ent-
schieden Ihre Unterstellung zurückweisen, daß hier 
das freie Schalten und Walten des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz vorprogrammiert sei. Ich habe vor-
hin die umfassenden Rechtsgrundlagen genannt, in 
denen sich der Verfassungsschutz zu bewegen hat, 
und wir haben keinen Anlaß anzunehmen, daß er das 
nicht tut. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Ist eine Paral-
lele zwischen den Polizeiausschreitungen durch die 
berüchtigte „Berliner Einheit" vom 10. 10. und den 
Aktionen in Bruck durch den Verfassungsschutz zu 
sehen, um den Widerstand gegen die WAA von vorn-
herein weiter zu kriminalisieren, um Menschen von 
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Dr. Daniels (Regensburg) 

ihrer Teilnahme an demokratischen Grundrechten 
abzuschrecken, weil sie entweder um ihre Gesundheit 
oder um ihre Bürgerrechte fürchten müssen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich habe keinen 
Anlaß, solche Zusammenhänge zu sehen. Im übrigen 
ist das wieder eine Frage, die Sie hier nicht an den 
Bund richten sollten. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke, die Frage-
stunde ist beendet. 
Meine Damen und Herren, die noch nicht behan-

delten Fragen werden schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich darf Ihnen eine Mitteilung machen. Der Alte-

stenrat schlägt vor, in Abweichung von der Geschäfts-
ordnung, die Frist für die Einreichung von Fragen zur 
mündlichen Beantwortung in der Tagungswoche vom 
20. bis 24. Juni 1988 wegen des gesetzlichen Feierta-
ges am 17. Juni auf Donnerstag den 16. Juni 1988, 
11.00 Uhr, vorzuverlegen. Sind Sie damit einverstan-
den? — Kein Widerspruch, dann haben wir das so 
beschlossen. 

Ich rufe nun den Zusatztagesordnungspunkt 2 
auf: 

Aktuelle Stunde 
Haltung der Bundesregierung zur möglichen 
Verlängerung des Ausnahmezustands in Süd-
afrika 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat gemäß unserer Ge-
schäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu diesem 
Thema verlangt. 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab-

geordnete Eid. 

Frau Eid (GRÜNE): Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Herren und Damen! Die GRÜNEN im Bundestag ha-
ben diese Aktuelle Stunde beantragt, weil morgen das 
südafrikanische Parlament erneut die Verlängerung 
des Ausnahmezustandes über Südafrika beschließen 
wird. Wir möchten von dieser Stelle aus die nahezu 
drei Millionen südafrikanischen Arbeiter und Arbeite-
rinnen beglückwünschen, die, dem Aufruf der beiden 
größten Gewerkschaftsdachverbände COSATU und 
NACTU folgend, in einen dreitägigen Generalstreik 
machtvoll gegen Ausnahmezustand und neue Terror-
gesetze protestiert haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Der Deutsche Bundestag sollte heute deutlich ma-

chen, daß wir diesen Generalstreik begrüßen und uns 
mit den Zielen der Streikenden solidarisieren. Diese 
Ziele sind: Der Ausnahmezustand darf nicht verlän-
gert werden, die Gesetzesvorlage zur weiteren Kne-
belung der Gewerkschaften darf nicht verabschiedet 
werden, der Gesetzentwurf zum Verbot der Auslands-
finanzierung oppositioneller Gruppen muß ersatzlos 
zurückgezogen werden. 
Wenn es stimmt, daß, wie die „FAZ" vom 7. Juni 

d. J. schreibt, sich Mitarbeiter der deutschen Botschaft 
für die Zurücknahme des Gesetzes zum Verbot der 
Auslandsfinanzierung eingesetzt haben, begrüßen 
wir GRÜNEN dies ausdrücklich. Wir betonen aber  

zugleich, daß auch die vorgesehene Neufassung die-
ses Gesetzes mit gleicher Entschiedenheit zurückge-
wiesen werden muß. 

Morgen wird nun der Ausnahmezustand in Süd-
afrika wieder um ein Jahr verlängert. Das heißt, 3 000 
Menschen, die auf Grund der Notstandsgesetze am 
heutigen Tag noch in Haft sind, werden nicht freige-
lassen. Ungefähr 1 000 von ihnen sind länger als ein 
Jahr in Haft, ohne jemals einem Richter vorgeführt 
worden zu sein. Weit über 25 000 Menschen sind seit 
Beginn des Ausnahmezustandes am 12. Juli 1986 ver-
haftet worden. Mehr als 10 000 davon sind Kinder und 
Jugendliche unter 18 Jahren, die Jüngsten sind erst 
7 Jahre alt. Eltern und Angehörige werden nicht infor-
miert; niemand weiß, wo die Verhafteten geblieben 
sind. Folter in den Polizeikasernen und Gefängnissen 
ist nicht die Ausnahme, sondern die Regel. 

Die internationale Juristenkommission, die im ver-
gangenen Jahr mehrere Wochen lang in Südafrika die 
dauernde Verletzung der Menschenrechte, darunter 
Folter an Kindern und Polizeiterror, aufgespürt hat, 
berichtet von verhafteten Jugendlichen, die so schwer 
gefoltert wurden, daß die Spuren noch neun Monate 
später deutlich sichtbar waren — ich zitiere —: 

Einem 16jährigen hatte ein Polizist mit der Faust 
das linke Auge eingeschlagen, so daß es erblindet 
war, einem anderen war kochendes Wasser über 
die Füße geschüttet, einem dritten ein Plastikring 
um die Fußzehen gelegt und angezündet worden, 
so daß der Fuß zusammenschmorte. 

Dort, wo Polizei und Militär nicht selbst direkt ge-
gen die schwarzen Apartheidgegner vorgehen, setzen 
die Behörden Schläger- und Mordbanden, soge-
nannte Vigilantentrupps ein. Die Aktionen dieser Vi-
gilanten haben in einigen Fällen, wie amnesty inter-
national berichtet, ein Ausmaß an Brutalität erreicht, 
das bisher nur von den sogenannten Todesschwadro-
nen aus Lateinamerika bekannt war. 

(Lowack [CDU/CSU]: Sprechen Sie doch 
einmal über die Halskrausenmethode!) 

Die Verlängerung des Ausnahmezustandes in Süd-
afrika bedeutet hunderttausendfaches Leid für die 
Menschen dieses Landes, bedeutet Mord und Folter, 
Angst und Not für Abermillionen. All dies ist die er-
klärte Politik der südafrikanischen Regierung. Wer 
dies hinnimmt, wer heute immer noch, wie es die Bun-
desregierung tut, behauptet, dieses menschenverach-
tende System sei reformfähig und reformbereit, wer 
sich weigert, die Regierung in Südafrika massiv unter 
Druck zu setzen, der macht sich mitschuldig an jedem 
weiteren staatlichen Terrorakt in Südafrika. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Unser Mitgefühl gehört den Tausenden von Gefan-
genen, deren Hoffnung, morgen die Gefängnisse und 
Folterzellen verlassen zu können, nicht in Erfüllung 
gehen wird; es gehört den Familienangehörigen, die 
morgen vergebens auf die Heimkehr ihrer Väter, Müt-
ter, Brüder, Schwestern und Kinder warten. Wir dür-
fen diese Menschen nicht alleine lassen. Sie brauchen 
unsere Unterstützung und Solidarität. 

Wir GRÜNE haben in den letzten Wochen verschie-
dene Sanktionsanträge eingebracht, die in der kom- 
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menden Woche in den Ausschüssen beraten werden. 
Ich bitte Sie, sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen, 
diese Anträge gemeinsam zu beschließen und jetzt 
ein deutliches Zeichen unserer Ablehnung des Apart-
heitsystems zu setzen und unsere Solidarität mit allen 
Gegnern der Apartheid zu bekunden. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dr. Hornhues. 

Dr. Hornhues (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Vor zwei Jahren 
auf dem Höhepunkt der Unruhen in Südafrika ver-
hängte die Regierung Südafrikas den Ausnahmezu-
stand. Mit aller Gewalt und mit allem, was ein Aus-
nahmezustand bedeutet, sollten Ruhe und Ordnung 
wiederhergestellt werden. Zugleich wollte man mit 
der Fortsetzung einer Politik der Reformen eine poli-
tische Befriedung des Landes erreichen. 
Vorweggegangen waren damals, 1984 beginnend, 

schwere Unruhen, die zum Teil friedlich waren, zum 
Teil in Gewalt umschlugen und die über 2 000 Tote 
forderten, zum großen Teil Opfer der brutalen Ge-
waltanwendung von Polizei und Militär, zum Teil aber 
auch Opfer eines lynchenden Mobs, der schwarze 
Kollaborateure steinigte und verbrannte. Wichtigste 
Ursache für diese Unruhen waren die fortdauernde 
Verweigerung von Grundrechten vor allem für die 
schwarze Bevölkerungsmehrheit. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, damals 

vor zwei Jahren, als die Regierung Südafrikas diese 
Entscheidung traf, gab es selbst innerhalb der südaf-
rikanischen Regierung, innerhalb des südafrikani-
schen Kabinetts und der sie tragenden nationalen Par-
tei starke Kräfte, die den eingeschlagenen Weg für 
falsch hielten und heute noch halten. Sie waren und 
sind der Auffassung, daß es auf dem von ihrer Regie-
rung eingeschlagenen Weg unmöglich sei, zu einer 
wirklichen politischen Bef riedung des Landes zu 
kommen, Sie waren und sind heute erst recht der Auf-
fassung, daß nur durch entscheidendes Entgegen-
kommen, Gespräche und Verhandlungen eine wirkli-
che politische Befriedung ihres Heimatlandes erreich-
bar sei. 
Selbst in vielen Kreisen der Regierung der herr-

schenden nationalen Partei wächst die Erkenntnis, 
daß es zu keiner wirklichen Befriedung gekommen ist 
und auch nicht kommen kann, daß es im Gegenteil mit 
wachsender Repression, dem Verbot der politischen 
Betätigung für die 18 Organisationen, dem Verbot 
von Zeitungen, der weiter verschärften Pressezensur, 
weiteren Verhaftungen und so weiter und so fort und 
mit den geplanten Gesetzen, die schon angesprochen 
worden sind, selbst für gemäßigte schwarze Führer 
immer unmöglicher wird, Verhandlungsangebote un-
ter den gegebenen Bedingungen anzunehmen. Ge-
rade zuletzt haben es die Homeland-Führer von 
QwaQwa und Lebowa abgelehnt, unter diesen Bedin-
gungen am Nationalrat teilzunehmen. 
Jede dieser Maßnahmen, die ergriffen worden sind 

oder ergriffen werden sollen, bedeutet nicht nur, daß 
man immer mehr Rechte einschränkt und beseitigt,  

sondern sie bedeutet zugleich auch das Aufbauen 
neuer Hindernisse und neuer Hürden, die erst einmal 
abgebaut werden müssen, bevor der von uns immer 
wieder geforderte und an sich auch von allen Seiten 
angestrebte Prozeß von Verhandlungen über die ge-
meinsame Zukunft Südafrikas beginnen kann. 

Wenn in diesen Tagen Gewerkschaften und Kir-
chen aus gegebenem Anlaß gegen die Fortdauer des 
Ausnahmezustandes und gegen beabsichtigte, sie be-
treffende Gesetze protestieren, dann hat dieser Pro-
test unsere Sympathie und Unterstützung. 

Insgesamt müßten an sich auch die Verantwortli-
chen in Südafrika selber erkennen, daß sie mit ihrer 
Politik in einer hoffnungslosen Sackgasse stecken. 
Die immer schärfere Repression und das Anziehen 
dieser Repressionsschraube haben trotz weiterer Re-
formschritte und weiterer Angebote zur Mitwirkung 
von Schwarzen in verschiedensten Institutionen bis in 
die Regierung hinein eben keinen konkreten Fort-
schritt gebracht. Man ist hinsichtlich des Hauptpunk-
tes der politischen Bef riedung des Landes keinen 
Schritt weitergekommen. 

Von daher fordern wir mit allem Nachdruck die 
südafrikanische Regierung auf, die Politik von Aus-
nahmezustand und Anziehen der Repressions-
schraube aufzugeben und die Voraussetzungen für 
einen umfassenden nationalen Dialog zu schaffen. 

Ich möchte an dieser Stelle den Parlamentarierin-
nen und Parlamentariern der drei Kammern in Südaf-
rika danken, die sich engagiert genau in diese Rich-
tung bemühen, selbst weit in die herrschende NP hin-
ein. Ich möchte ihnen dafür danken, daß sie sich be-
mühen, die Gesetze zum Arbeitsrecht, bezogen auf 
die Finanzen der gesellschaftlichen Gruppen aus dem 
Ausland, zu verhindern, wenigstens aber so zu gestal-
ten, daß sie keine Einschränkungen bedeuten. 

Ich möchte an die Bundesregierung appellieren, 
das, was wir wiederholt eingefordert haben, zu tun, 
nämlich stärker darauf hinzuwirken und hinzuarbei-
ten, daß endlich der Tisch für Verhandlungen über die 
Zukunft Südafrikas zum Wohle aller Menschen in 
Südafrika aufgestellt werden kann. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Verheugen. 

Verheugen (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Die südafrikani-
schen Zeitungen berichten heute, daß wohl nicht nur 
mit der Verlängerung des Ausnahmezustandes zu 
rechnen ist, sondern daß verschärfte Maßnahmen in-
nerhalb der südafrikanischen Regierung erwogen 
werden. Das ist dann die Antwort der Regierung 
Botha auf den Protest, mit dem sich die Kollegin Eid 
und der Kollege Hornhues in ihren Reden eben soli-
darisch erklärt haben. Ich kann mich für meine Frak-
tion diesen Solidaritätserklärungen nur anschließen. 
Wir stehen auf der Seite derjenigen, die alle ihnen zur 
Verfügung stehenden Mittel einsetzen, um dieses Sy- 
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stem des Unrechts und der Unterdrückung in Südaf-
rika zu überwinden. 

Es ist aber nicht nur der Ausnahmezustand, dessen 
scheußliche Auswirkungen wir hier im einzelnen 
schon oft diskutiert haben und der in meinen Augen 
auch nur ein äußeres Symptom für die Verderbtheit 
dieses ganzen Systems ist, sondern es sind zwei wei-
tere ernsthafte Probleme, die uns in den letzten Wo-
chen in allen Fraktionen beschäftigt haben, die heute 
hier angesprochen werden müssen. Im Gegensatz zur 
Berichterstattung einiger großer deutscher Zeitungen 
ist es nicht wahr, daß die südafrikanische Regierung 
das Gesetz, mit dem das Streikrecht praktisch abge-
schafft werden soll, zurückziehen will. Es ist auch 
nicht wahr, daß sie in der Substanz das Gesetz zur 
Kontrolle der ausländischen Hilfsgelder verändern 
will. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sie will das US

-

Gesetz einführen!) 

Beides ist nicht wahr. In der Substanz ist keinerlei 
Kompromißbereitschaft vorhanden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: So ist es!) 

Das heißt, daß der Druck, der bisher ausgeübt worden 
ist, nicht ausreichend war. Wir haben es begrüßt, daß 
der Herr Bundeskanzler und der Herr Außenminister 
die Delegation hochrangiger Kirchenführer aus Süd-
afrika empfangen haben und deutlich gemacht ha-
ben, daß diese Gesetze aus unserer Sicht für unan-
nehmbar gehalten werden. Aber das Erklären, das 
etwas für uns unannehmbar ist, reicht ja nicht aus, 
wenn hinterher keinerlei Reaktion erfolgt. 

Ich muß die Frage wiederholen, Herr Staatsminister 
Schäfer, die ich in der letzten Debatte schon gestellt 
habe: Was hat die Bundesregierung in der Zeit ihrer 
EG-Präsidentschaft getan, um das, was schon vor zwei 
Jahren angekündigt war, nämlich im Licht der Ent-
wicklung in Südafrika die Politik der Europäischen 
Gemeinschaft gegenüber Südafrika zu überprüfen, 
zu realisieren? Wo sind die neuen Initiativen? Wo ist 
der Druck, der von der Europäischen Gemeinschaft 
ausgeht? Daß dieser Druck hilfreich sein kann, haben 
wir ja gespürt. Es ist ja nicht so, daß Südafrika, die 
südafrikanische Regierung, völlig unabhängig ist von 
dem, was das Ausland tut. Der massive weltweite Pro-
test gegen die Hinrichtung der Sharpeville Six hat ja 
gezeigt, daß etwas bewirkt werden kann. Wir wün-
schen uns ähnlich massiven Protest bei diesen Fragen, 
um die es jetzt geht. 

Wir können noch nicht einmal erkennen, daß die 
Minimalmaßnahmen, die wir in der letzten Debatte 
vorgeschlagen haben, in Gang gesetzt werden. Ich 
sehe nichts an Verringerung des Personals der süd-
afrikanischen Botschaft in Bonn. Ich höre nichts von 
der Abberufung der europäischen Botschafter in Pre-
toria. Vom Visumzwang ist nichts zu sehen. 

Ich will Ihnen ein Beispiel aus den jüngsten Tagen 
nennen. Sie wissen ja, daß die SPD-Fraktion am Mon-
tag und Dienstag der nächsten Woche mit Vertretern 
des südafrikanischen Widerstandes eine Anhörung 
veranstaltet. Ein großer Teil derjenigen, die wir zu 
dieser Anhörung als Sachverständige hierhaben woll-
ten, kann nicht kommen, weil die südafrikanische Re-

gierung ihm den Paß verweigert. Sie können das Land 
nicht verlassen. Aber diejenigen, die aus Südafrika in 
dieses Land reisen, um hier für ihr System Propaganda 
zu machen oder um hier Kredite aufzunehmen, neue 
Geschäfte anzubahnen, die können einreisen. Da pas-
siert nicht das Geringste. 
Ich sage Ihnen noch einmal: Solange wir nicht dafür 

sorgen, daß diejenigen, die wir aus Südafrika als Gä-
ste hierhaben wollen, auch hierherkommen können, 
solange können wir es nicht hinnehmen, daß jeder 
andere einfach ohne Visum einreisen kann. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der 
FDP) 

Ich wiederhole diese Forderung sehr nachdrücklich. 
Erlauben Sie mir an die Bundesregierung gerichtet 

eine letzte Frage. Wird denn nun ein Mitglied der 
Bundesregierung noch vor Ablauf der deutschen EG

-

Präsidentschaft nach Südafrika reisen? Konkret: Wird 
Herr Blüm nun im Juni die x-mal angekündigte Reise 
antreten und diesem Protest — — 

(Schwarz  [CDU/CSU]: Immer die gleichen 
Kamellen!) 

— Lieber Herr Schwarz, ich muß hier immer die glei-
chen Kamellen bringen, weil Herr Blüm immer wieder 
sagt, er fährt, und dann sagt ein anderer, er fährt nicht. 
Wir wollen jetzt endlich wissen: Mit was kann man 
rechnen? Fährt Herr Blüm nach Südafrika? Wird er 
dort im Namen der Europäischen Gemeinschaft und 
der Bundesregierung dafür eintreten, daß der Aus-
nahmezustand aufgehoben wird und daß diese Ge-
setze, über die hier gesprochen worden ist, zurückge-
zogen werden? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Irmer. 

Irmer (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Auch meine Fraktion ist selbstverständlich, 
wie es die Sprecher der anderen Fraktionen gesagt 
haben, solidarisch mit den Unterdrückten und mit den 
Opfern. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 

Ich meine aber, daß es wenig Sinn macht, jetzt hier 
erneut in die allgemeinen Klagen einzustimmen. Wir 
haben kluge Analysen gehört. Wir haben unserer Em-
pörung und unserem Abscheu Ausdruck gegeben und 
dies immer wiederholt. 
Die Maßnahmen, die die internationale Staatenge-

meinschaft bisher ergriffen hat, sind aber leider im 
wesentlichen wirkungslos geblieben. Als wir das letz-
temal hier über Südafrika gesprochen haben, habe ich 
gefordert, daß die Europäische Gemeinschaft eine 
politische Offensive einleiten solle, um einen politi-
schen Ansatz zu finden, die Probleme des südlichen 
Afrika zu lösen. Ich möchte dies heute wiederholen, 
und ich möchte es konkretisieren: 
Ich schlage vor, daß die EG im Rahmen der Euro-

päischen Politischen Zusammenarbeit noch vor Ende 
dieses Jahres ein mit Fristen versehenes Aktionskon-
zept vorlegt. Ich möchte das einen „Zehnjahresplan 
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für Freiheit, Frieden und Gleichberechtigung im süd-
lichen Afrika" nennen. 

Das Ziel eines solchen Planes müßte es sein, späte-
stens bis zum Jahre 2000 nach einem präzisen Plan 
phasenweise, Schritt für Schritt, folgendes zu errei-
chen: die völlige Beseitigung der Apartheid, die volle 
wirtschaftliche, soziale und politische Gleichberechti-
gung aller Bevölkerungsgruppen in Südafrika, die 
Unabhängigkeit Namibias und die Sicherung der 
Frontlinienstaaten gegen Interventionen Südafrikas, 
die innere Befriedung der Frontlinienstaaten und die 
drastische Verringerung der wirtschaftlichen Abhän-
gigkeit dieser Nachbarländer von der Republik Süd-
afrika. 

Es ist doch nicht realistisch, zu verlangen, daß die-
ses alles über Nacht eintritt. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Wie lange dauert die 
Apartheid schon?) 

Auf der anderen Seite ist es auch nicht realistisch, zu 
sagen, daß man dies auf den Sankt-Nimmerleins-Tag 
verschieben könnte. Zehn Jahre, mit konkreten Fri-
sten erscheinen mir eine ausreichende, aber auch eine 
angemessene Zeit. 

Südafrika selbst muß deutlich machen, daß die stän-
digen Reformbeteuerungen auch ernst gemeint sind. 
Es muß sich verbindlich verpflichten, diesen von der 
Europäischen Gemeinschaft vorzuschlagenden Zeit-
plan einzuhalten, die Fristen strikt zu beachten. 

Ich stelle mir das ungefähr so vor — ohne daß man 
hier jetzt Einzelheiten ausbreiten könnte — , daß in 
einer ersten Phase von etwa drei Jahren die Apartheid 
des täglichen Lebens, und die soziale und wirtschaft-
liche Diskriminierung der Schwarzen beseitigt wer-
den müßten, und zwar vollständig, daß es in dieser 
ersten Phase den Schwarzen gleichzeitig ermöglicht 
wird, zunächst ihre eigenen politischen Vertreter frei 
zu wählen. In der zweiten Phase müßten dann die 
gewählten Vertreter aller Bevölkerungsgruppen 
gleichberechtigt an einem Tisch sitzen und eine Ver-
fassung für das künftige Südafrika ausarbeiten. In der 
dritten Phase von wiederum drei bis vier Jahren 
müßte dann die Vorbereitung erfolgen, damit dieser 
Verfassungstext in Verfassungswirklichkeit umge-
münzt werden könnte. Mit diesem Plan müßte eine 
massive Bildungs- und Ausbildungsoffensive für die 
schwarze Bevölkerung einhergehen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Die Hilfe der EG könnte hierbei zugesichert wer-
den. 

Ich sagte, daß über Details hier heute in der Aktu-
ellen Stunde nicht gesprochen werden kann. Aber ich 
bitte die Bundesregierung, diese Anregung aufzuneh-
men und in der EG hier initiativ zu werden. 

Auch die Republik Südafrika und ihre Regierung 
werden sich solchen Vorschlägen nicht auf Dauer ver-
schließen können. Für sie ist es nun wirklich fünf Mi-
nuten vor zwölf. Wenn sie das blutige Chaos und den 
Untergang der weißen Bevölkerung verhindern will, 
muß sie sich auf derartige ernstgemeinte Vorschläge 
einlassen, die mit dem öffentlichen Druck der Staaten-
gemeinschaft verbunden werden sollten. 

Eine Voraussetzung, elementare Vorleistung der 
südafrikanischen Regierung, damit dieser Plan oder 
etwas ähnliches für die schwarze Bevölkerungsmehr-
heit akzeptabel wäre, sind allerdings folgende 
Punkte: erstens die sofortige Aufhebung des Ausnah-
mezustands, zweitens die Wiederzulassung aller ver-
botenen Oppositionsorganisationen und drittens die 
sofortige Freilassung aller politischen Gefangenen, an 
der Spitze der nunmehr 30jährige Nelson Mandela. 

Meine Damen und Herren, wenn es für das südliche 
Afrika überhaupt noch Hoffnung geben soll, dann 
muß die Europäische Gemeinschaft hier die volle poli-
tische Verantwortung übernehmen, und zwar sofort. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Staatsminister Schäfer. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Politik 
der Bundesregierung gegenüber Südafrika habe ich 
zuletzt am 19. Mai dieses Jahres im Deutschen Bun-
destag dargelegt. Diese Politik ist Teil der Afrikapoli-
tik der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft. Auch darauf habe ich hingewiesen. Die Be-
schlüsse der 12 sind für uns maßgebend. Die Bundes-
regierung hat ferner ihre Grundsätze in den Antwor-
ten auf die Großen Anfragen von 1983 und 1986 dar-
gelegt und im Deutschen Bundestag wiederholt be-
stätigt. 

Die Lage in Südafrika wird unverändert durch Fort-
geltung des Notstandrechts bestimmt — darauf ha-
ben alle Vorredner hingewiesen — , das nach unseren 
Informationen am 14. Juni 1988 verlängert werden 
soll. Die politischen Gefangenen bleiben somit weiter 
in Haft, allen voran Nelson Mandela und Eric Molobi. 
Darüber hinaus soll durch das bestehende Verbot der 
Anti-Apartheids-Organisationen und andere Maß-
nahmen das System der Apartheid gesichert wer-
den. 

Die Politik der südafrikanischen Regierung zeigt die 
befürchteten Ergebnisse. Die unterdrückten Schwar-
zen wehren sich gegen die staatliche Unterdrückung. 
Eine Steigerung der staatlichen Gewalt ist die Folge. 
Friedliche Protestbewegungen wie der Ausstand von 
etwa zwei Millionen schwarzer Arbeitnehmer haben 
unsere Unterstützung. Sie sind Ausdruck des Wun-
sches dieser Südafrikaner, friedlich für demokratische 
Grundrechte, die ihnen vorenthalten werden, zu de-
monstrieren. Zugleich ist diese Demonstration ein Zei-
chen, daß der Versuch der südafrikanischen Regie-
rung, mit der Entscheidung vom 24. Februar dieses 
Jahres die Organisationen, die mit friedlichen Mitteln 
gegen Apartheid kämpfen, mundtot zu machen und 
dem Gewerkschaftsbund COSATU die politischen 
Rechte zu nehmen, nicht erfolgreich war. 
Wir fordern die Abschaffung der Apartheid. Sie wi-

derspricht der Menschlichkeit und unseren freiheit-
lich demokratischen Wertvorstellungen. Wir verlan-
gen von der südafrikanischen Regierung die Beseiti-
gung dieses Systems, das sie nur mit Gewalt gegen 
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den Willen der Mehrheit der Südafrikaner aufrechter-
halten kann. Wir fordern auch die Beendigung der 
Gewalt gegen Jung und Alt, Frauen und Kinder. Wir 
verlangen die Aufgabe der Homeland-Politik und der 
erneut vorgesehenen Zwangsumsiedlungen. 

Das Ziel unserer Politik heißt unverändert Beseiti-
gung der Apartheid in all ihren Formen und Auswir-
kungen. Apartheid ist nicht reformierbar. Sie muß ab-
geschafft werden. Sie bleibt eine der schlimmsten 
Menschenrechtsverletzungen. Darauf haben wir wie-
derholt hingewiesen. 

Die Bundesregierung wird auch in Zukunft alle Be-
mühungen der Anti-Apartheid-Organisationen ein-
schließlich Kirchen und Gewerkschaften, die um die 
friedliche Überwindung der Apartheid ringen, unter-
stützen. Neben den von uns ergriffenen restriktiven 
Maßnahmen, Herr Kollege Verheugen, die sicher vie-
len in diesem Hause nicht ausreichen, hat es auch eine 
ganze Reihe positiver Maßnahmen gegeben. Sie ha-
ben mich vorhin danach gefragt, inwieweit die Bun-
desregierung während ihrer EG-Präsidentschaft et-
was unternommen hätte. Sie hat es. Sie hat in Kon-
stanz sehr intensiv über diese Frage mit ihren Part-
nern diskutiert. Es ist durch eine Demarche des deut-
schen Botschafters in Südafrika auf Grund dieser Be-
ratungen in Konstanz ein sehr deutliches Zeichen für 
die Präsidentschaft gegeben worden: Sollte die süd-
afrikanische Regierung den Entwurf des Gesetzes 
weiter verfolgen, mit dem politisch unerwünschte 
Geldleistungen an Anti-Apartheid-Organisationen 
unterbunden werden sollen, so würde das einen Kern 
deutscher und europäischer Südafrikapolitik treffen, 
mit den denkbaren Folgen. Aber, Herr Kollege Ver-
heugen, Sie kennen die Lage in der Europäischen 
Gemeinschaft. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Die Bundesregie

-

rung bremst! — Baum [FDP]: Frau That

-

cher!)  

Ich habe bereits in meiner letzten Rede darauf hinge-
wiesen, daß die Bundesregierung nicht bezichtigt 
werden kann, sie verhindere ständig, daß mehr getan 
würde. 

(Sellin [GRÜNE]: Was macht denn der Gen

-

scher? — Frau Eid [GRÜNE]: Kohleimport 
zum Beispiel! — Baum [FDP]: Maggy That

-

cher!)  

Ich bitte Sie, sich auch einmal über die Stimmungs-
lage in einigen anderen europäischen Städten zu er-
kundigen. 

Wir registrieren deshalb mit großer Aufmerksam-
keit auch die Hinweise, die es neuerdings gibt, daß 
der Entwurf dieses Gesetzes in dieser Form nicht wei-
terverfolgt werden soll. Es gibt Hinweise darauf, aber 
noch keine Beweise. Ich habe das gerade sehr deut-
lich zum Ausdruck gebracht. Hierzu wäre ein klares 
Wort der Regierung Südafrikas deshalb sehr wün-
schenswert. 

Wir wollen in der Republik Südafrika den schnellen 
und friedlichen Wandel zu einer wirtschaftlichen und 
politischen Ordnung, die auf der Zustimmung aller 
Südafrikaner gebaut wird und in der alle Südafrikaner 
eine gerechte Chance zur Gestaltung ihrer Geschicke  

sehen. Dieser Wandel bedeutet Absage an Gewalt als 
Mittel der Politik. 

(V o r sitz : Vizepräsident Cronenberg) 

Es ist unser Ziel, den unerläßlichen nationalen 
Dialog zwischen allen Bevölkerungsgruppen Südafri-
kas zu fördern. Herr Kollege Irmer, wir greifen Ihre 
Vorschläge gerne auf. 

(Irmer [FDP]: Sehr lobenswert!) 

Wir sind dankbar für konstruktive Vorschläge. 

Herr KollegeVerheugen, zu Ihnen. Sie hatten in die-
sem Zusammenhang eine weitere Frage gestellt. Wir 
sind natürlich — auch nach einem Schreiben des SPD-
Fraktionsvorsitzenden — der Sache nachgegangen, 
wer möglicherweise nicht ausreisen darf, um an Ihrem 
Hearing teilzunehmen. Dazu ist zu sagen, daß jeder 
einzelne Fall von uns verfolgt wird, d. h. daß wir uns 
bemühen und daß sich ferner herausgestellt hat, daß 
eine Reihe der von Ihnen eingeladenen Gewerk-
schaftsführer bisher keinen Antrag gestellt haben soll 
— ich bitte, das auch zu überprüfen — , und zwar we-
gen des Streiks. Aber jedenfalls haben wir auch in der 
Vergangenheit — darauf darf ich hinweisen — immer 
wieder erreicht, daß Leute, die nicht hätten ausreisen 
dürfen, auf Grund massiver Inte rvention ausreisen 
durften. 

Meine Damen und Herren, wenn den Anti-Apart-
heid-Organisationen die politische Betätigung verbo-
ten bleibt, wenn ihnen nicht die Chance gegeben 
wird, im Ausland überhaupt auftreten zu dürfen, dann 
findet kein Dialog statt. Es ist töricht, wenn die süd-
afrikanische Regierung diesen Dialog zu verhindern 
sucht, weil dadurch die Atmosphäre im Lande ver-
schlechtert wird. Der Ausnahmezustand muß aufge-
hoben werden; er darf nicht verlängert werden. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Was tut die Bundesre

-

gierung?) 

Herr Kollege Irmer, es ist schlimm genug, daß Nel-
son Mandela am 18. Juli seinen 70. Geburtstag wahr-
scheinlich immer noch im Gefängnis verbringen muß, 
obwohl in den vergangenen Jahren von der südafri-
kanischen Regierung vielerlei Versprechungen ge-
macht worden sind, auch gegenüber Personen aus 
allen Fraktionen dieses Hauses. Die übrigen Vertreter 
der schwarzen Mehrheit müssen ebenfalls ihre Frei-
heit wiederfinden, um sich an der Vorbereitung und 
der Durchführung eines solchen Dialogs beteiligen zu 
können. 

Um diese Ziele zu erreichen, werden wir fortfahren, 
Herr Kollege Ehmke, gemeinsam mit unseren Part-
nern in der EG nach Mitteln und Wegen zu suchen, 
um die Regierung Südafrikas von der Notwendigkeit 
einer Änderung ihrer Politik zu überzeugen. 

Ich wiederhole, was hier wiederholt auch schon an-
gedeutet worden ist, was der Bundespräsident ange-
deutet hat: Die Regierung Südafrikas darf nicht etwa 
glauben, daß sie einen Freibrief für die Fortführung 
ihrer Politik der Apartheid hat. Dies ist die Bedeutung 
des Beschlusses des Europäischen Rates vom 27. Juni 
1986. 

Es ist heute nicht der Ort, um die Destabilisierungs-
politik Südafrikas gegenüber den Frontlinienstaaten 
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zu behandeln. Nur soviel soll gesagt sein: Diese De-
stabilisierungspolitik widerspricht der Auffassung der 
Bundesrepublik, wie sie bereits 1983 erörtert worden 
ist. Die Sicherheit und Stabilität der Frontlinienstaa-
ten ist eine ganz wichtige Voraussetzung für eine ge-
deihliche Entwicklung der ganzen Region. 

Deshalb geben wir Ländern wir Botsuana, Mosam-
bik und vor allem Angola politische Unterstützung 
gegen grenzüberschreitende Übergriffe Südafrikas. 
Wir begrüßen die Bemühungen der Vereinigten Staa-
ten, in gemeinsamen Verhandlungen mit Angola, 
Kuba und Südafrika eine regionale Lösung herbeizu-
führen, die die Implementierung von Resolution 435 
und den Abzug kubanischer wie südafrikanischer 
Truppen aus Angola zum Ziel hat. 

Es ist höchste Zeit, daß die Leiden des angolani-
schen Volkes enden und dieses große und zukunfts-
trächtige Land Frieden findet. Es ist aber ebenso not-
wendig, endlich dem namibischen Volk seine Unab-
hängigkeit zu geben. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Was tut die Bundesre

-

gierung?) 

Dies — und das ist die Auffassung aller Mitgliedstaa-
ten der Vereinten Nationen — kann nur durch die 
Implementierung der Resolution des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen erfolgen. Es gibt gelegentlich 
andere Meinungen in diesem Lande, aber ich darf 
immer wieder darauf hinweisen, daß es in den Verein-
ten Nationen keine andere Meinung zu diesem 
Thema gibt. 

(Zuruf des Abg. Lowack [CDU/CSU]) 

— Unsere Politik gegenüber Südafrika, Herr Kollege 
Lowack, und dem südlichen Afrika muß glaubwürdig 
bleiben. Das ist sie nur, wenn wir uns auch in Zukunft 
an den Wertvorstellungen unseres Grundgesetzes 
orientieren. Verantwortliche Politik muß jede Mög-
lichkeit suchen, um Stabilität und Zusammenarbeit im 
südlichen Afrika zu fördern und einen Rassenkrieg 
innerhalb der Republik vermeiden zu helfen. 

Meine Damen und Herren, wir werden uns mit die-
sem Thema sicher noch sehr häufig zu beschäftigen 
haben. Sie wissen, daß es sehr unterschiedliche Mei-
nungen über den Weg gibt, die Apartheid abzuschaf-
fen. Wir sind noch nicht am Ende mit dieser Diskus-
sion. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Holtz. 

Dr. Holtz (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Herr Staatsminister, auf jeden Fall 
tut die Bundesregierung zu wenig, wie eben ja selbst 
die FDP bestätigt hat. Zwischen Wort und Tat, klafft 
ein langer Pfad. Ihre Politik ist nicht so glaubwürdig, 
wie Sie es hier dargelegt haben. 

Zu einer glaubwürdigen Politik gehört nicht zuletzt 
die Überwindung der unerträglichen Trennung von 
Moral und Geschäft, wie sie die Bundesregierung ge-
genüber Südafrika immer noch praktiziert. Denn es  

werden weiterhin Exportgeschäfte bis zu 50 Millionen 
DM mit Hermes-Krediten abgesichert. Das muß auf-
hören, wenn Sie eine glaubwürdige Politik betreiben 
wollen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Gestern abend wurde im BBC-Fernsehen ein aus 
Südafrika herausgebrachter Film über die Mißhand-
lung von Kindern ausgestrahlt, ein erschütterndes, 
aufrüttelndes Dokument. Dort wurde gezeigt, daß 
13jährige, 12jährige, 9jährige Kinder inhaftiert wer-
den, daß sie ausgepeitscht werden, daß sie mit Elek-
troschocks gequält werden. Mit einem solchen barba-
rischen Regime — da sind wir uns hoffentlich alle ei-
nig — darf es keinerlei Kumpanei geben. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

In diesem Zusammenhang halte ich den Vorschlag 
für interessant, den die Interparlamentarische Union 
auf ihrer Konferenz im Herbst 1987 in Bangkok ange-
nommen hat. Die IPU befürwortet eine extensivere 
Auslegung der Grundsätze von Nürnberg zur Ahn-
dung und Bestrafung von Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, und zwar mit dem Ziel, ihren Anwen-
dungsbereich auch auf das Verbrechen der Apartheid 
auszudehnen — ein wichtiger Vorschlag, für dessen 
Verwirklichung sich gerade eine deutsche Regierung 
einsetzen sollte. 

Da wollte vor zwei Tagen einigen Damen und Her-
ren auf dem Festbankett, daß der Herr Bundeskanzler 
zu Ehren des indischen Ministerpräsidenten in der 
Redoute gab, der Sekt nicht mehr munden, als Rajiv 
Gandhi ein internationales Anliegen zur Sprache 
brachte, nämlich die Beendigung der Apartheid in 
Südafrika sowie die Beendigung des Kolonialismus in 
Namibia. Die Apartheid, meinte er zu Recht, könne 
nur „auf Grund der Unterstützung fortbestehen, die 
Pretoria durch seine Wirtschaftsbeziehungen nach au-
ßen erhält" . 

Kurz zuvor hatte er noch die Bundesrepublik in sei-
ner Rede als eines der einflußreichsten Länder in der 
westlichen Welt bezeichnet. Jetzt machte er deutlich, 
wozu der Einfluß auch benutzt werden soll. An den 
Bundeskanzler gewandt, fuhr er fort: „Der wirksamste 
Weg zur Untergrabung der Apartheid wären umfas-
sende, verbindliche Sanktionen gemäß Kapitel 7 der 
Charta der Vereinten Nationen. " Auf diese Weise 
könne vielleicht dem drohenden Blutbad Einhalt ge-
boten werden. 

Er setzte noch nach: „Es ist eine moralische Pflicht 
und eine praktische Notwendigkeit, die internationa-
len Bemühungen in dieser Richtung abzustimmen." 
Dem können wir uns nur anschließen. Wir fordern den 
Bundeskanzler auf, den Ratschlag der von ihm in die-
sen Tagen hoch gewürdigten größten Demokratie der 
Welt, Indien, zu beherzigen und in die Tat umzuset-
zen. 

(Beifall bei der SPD) 

Von der südafrikanischen Regierung werden ge-
setzliche Regelungen vorbereitet, die darauf hinaus-
laufen, daß die Gelder von außen „kontrolliert" wer-
den sollen — so heißt es neuerdings —, damit sie nicht 
gesetzwidrig eingesetzt werden. Hier würde dann 
eine Regierung entscheiden, was z. B. eine Kirche zu 
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tun oder zu lassen hat, und nicht mehr die Kirche 
selbst. Dies will sie nicht mit allseits geltenden Geset-
zen, sondern mit einem Sondergesetz. 

Wir erwarten von der Bundesregierung — da ver-
stecken Sie sich bitte nicht hinter der EG — schärfsten 
Protest gegen diese geplanten Regelungen. 

(Baum [FDP]: Das ist doch längst gesche

-

hen!) 

— Wir werden ja sehen, was dabei herauskommt. 
Herr Irmer hat zu Recht Kritik daran geäußert und 
gesagt, was er zukünftig erwartet. Im übrigen, meine 
ich, Herr Irmer, ist es interessant, was Sie an Maßnah-
men vorgeschlagen haben. Aber wollen wir noch zehn 
Jahre weiteres Leiden zulassen? Es ist nicht fünf vor 
zwölf, es ist zwölf Uhr. Es muß schneller gehandelt 
werden. 

Letzte Woche Freitag, am 3. Juni 1988, forderten 
Parlamentarierinnen und Parlamentarier sowie Ver-
treterinnen und Vertreter der Nichtregierungsorgani-
sationen auf einer internationalen Konferenz in Ma-
drid, die im Zusammenhang mit der Nord-Süd-Kam-
pagne des Europarats stand, übereinstimmend von 
den Mitgliedstaaten des Europarates, konkrete Maß-
nahmen zu ergreifen, um die Apartheid beenden zu 
helfen, den Opfern der Apartheid beizustehen, die 
Unterstützung für die Frontlinienstaaten zu verstär-
ken und jegliche Gesetzgebung in Südafrika zu ver-
urteilen, die die auswärtige finanzielle Unterstützung 
für die Gegner der Apartheid betrifft. Handeln Sie 
endlich in diesem Sinne! 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Geiger. 

Frau Geiger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir diskutieren in 
diesem ersten Halbjahr zum wiederholten Mal über 
Südafrika. Wir hören immer wieder die gleichen Vor-
würfe gegen die Union und gegen die Bundesregie-
rung. Aber ich möchte noch einmal klarstellen: Wir 
sind weder halbherzig noch unentschlossen, und wir 
sind auch keine Komplizen der Apartheid. Vielmehr 
wollen wir mit unserer Politik allen Menschen im süd-
lichen Afrika helfen. Wir wollen aber die Konflikte 
friedlich überwinden und Blutvergießen und Gewalt 
verhindern. 

Südafrika befindet sich derzeit in einem Über-
gangszustand, der alles andere als zufriedenstellend 
ist. Trotzdem müssen wir bei der Bef riedung des süd-
lichen Afrika den Wirklichkeitssinn einsetzen, nicht 
das Wunschdenken. Konkret bedeutet das folgen-
des: 

Südafrika muß Heimat für alle dort wohnenden Be-
völkerungsgruppen sein, für Schwarze, für Weiße, für 
Farbige und Inder. Alle müssen dort Heimatrecht ha-
ben. Die Apartheid ist ein historischer Irrweg und muß 
mit friedlichen Mitteln vollständig überwunden wer-
den. Der Prozeß dazu ist vor allem auf wirtschaftli-
chem und sozialem Gebiet eingeleitet worden. Aber 
er ist in letzter Zeit leider steckengeblieben. 

Nötig ist jetzt ein genau durchdachter Umwand-
lungsprozeß, für den zwischen den maßgeblichen 
Repräsentanten und den Bevölkerungsgruppen ein 
Fahrplan ausgearbeitet werden muß. Wir müssen dar-
auf hinwirken, daß dieser Verhandlungsprozeß nun 
endlich in Gang kommt. 

Natürlich stimmt es, daß die weiße Regierung in 
Südafrika in den vergangenen Jahrzehnten mit ihrer 
rigorosen Apartheidspolitik in eine Sackgasse geraten 
ist. Aber wichtiger, als das anzuklagen, ist es jetzt, 
denjenigen Weißen, die das eingesehen haben, dabei 
zu helfen, einen Weg in eine für alle Südafrikaner 
gerechtere Zukunft zu finden. Das kann nur durch 
Dialog geschehen, nicht durch Isolierung und Aus-
grenzung. 

Es muß ein tragfähiges Konzept gefunden werden. 
Es muß die vollen Menschenrechte aller Südafrikaner 
gewährleisten, aber auch Sicherungen für das Exi-
stenzrecht der Minderheiten vorsehen. Wer heute als 
einzigen Vorschlag die Verwirklichung des Prinzips 
„one man one vote" für Südafrika fordert, der handelt 
wirklichkeitsfern und letztlich unverantwortlich; 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Wider- 
spruch bei der SPD und den GRÜNEN) 

denn er stärkt die radikalen Geister, und der Weg für 
eine große, umfassende Lösung wird verbaut. Graf 
Lambsdorff hat den Nagel auf den Kopf getroffen, als 
er festgestellt hat: Weiße Sicherheit ist die Vorausset-
zung für schwarze Freiheit. 

Die Regierungspartei in Südafrika muß erkennen, 
daß sie politischen Wandel nicht allein bewerkstelli-
gen kann. Die Mitarbeit der maßgeblichen schwarzen 
Führer ist dabei unverzichtbar. Die südafrikanische 
Regierung muß auch endlich einsehen, daß sich kein 
schwarzer Führer von Rang an den Verhandlungs-
tisch setzen wird, solange nicht die politischen Gefan-
genen, allen voran Nelson Mandela, freigelassen und 
die verbotenen Organisationen wieder zugelassen 
werden. 

(Baum [FDP]: So ist es!) 

Ich appelliere an die südafrikanische Regierung, diese 
Voraussetzungen zu erfüllen, den Ausnahmezustand 
und die Pressezensur aufzuheben und mit den Folte-
rungen aufzuhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

An die Führer der Schwarzen appelliere ich, keine 
Politik des Alles oder Nichts zu treiben und der Ge-
walt eine klare Absage zu erteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die gebetsmühlenartig vorgetragene Forderung 
nach weiteren Wirtschaftssanktionen hilft ebenfalls 
nicht weiter. Strafsanktionen lösen keine Probleme, 
sondern verschärfen sie und schaden jenen am mei-
sten, denen sie eigentlich helfen sollten. Wir sollten 
statt dessen darüber nachdenken — und nicht ständig 
dieselben Sachen sagen —, was wir konkret dazu bei-
tragen können, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPDJ: Was macht ihr 
denn?) 

um diejenigen Kräfte zu stärken, die auf Ausgleich 
und friedlichen Wandel setzen. Mit gezielten Investi- 
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tionen in den Sparten, die bereit sind, sich zu öffnen, 
und mit Hilfsprogrammen wie die Aus- und Fortbil-
dung der unterprivilegierten Schwarzen könnten wir 
helfen. 

Deshalb hat die Union — allen voran der Bundes-
kanzler — von der Regierung in Südafrika auch mit 
Nachdruck gefordert, den Gesetzentwurf zurückzu-
ziehen, mit dem die ausländische Unterstützung von 
Oppositionsgruppen, die die Apartheid mit friedli-
chen Mitteln bekämpfen, verboten werden sollte. Die 
südafrikanische Regierung scheint hier inzwischen 
einzulenken, was ich als Zeichen der Vernunft begrü-
ßen würde. Sie muß jetzt endlich den ins Stocken 
geratenen Reformprozeß zügig vorantreiben. Vor al-
lem sollte sie die richtige Lehre aus den Vorgängen 
ziehen. Konzessionen an die unnachgiebigen und un-
einsichtigen Teile der weißen Bevölkerung führen 
nicht weiter. Notwendig ist jetzt ein Zweckbündnis 
aller reformwilligen Kräfte unter den Weißen, die den 
Mut zu einem echten Wandel aufbringen. Nur wenn 
dies rasch geschieht, gibt es noch Chancen für den 
Ausgleich und für die Versöhnung zwischen allen 
Südafrikanern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Graf von Waldburg-Zeil. 

Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Daß 
wir uns so oft über dieses Thema im Deutschen Bun-
destag unterhalten, muß ja einen Grund haben. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Weil wir es dauernd 
beantragen! — Heiterkeit) 

Ich glaube, daß abgesehen von dem sehr formalen 
Grund, den Sie hier in die Debatte geworfen haben, 
ein tieferer Grund dahintersteckt. Der schlimmste 
Rassismus, den es je auf dieser Welt gegeben hat, der 
verbrecherischste Rassismus, den es je auf dieser Welt 
gegeben hat, hat in Deutschland stattgefunden. Ich 
glaube, daß deshalb bei vielen nicht nur der Kopf, 
sondern das Herz mitspricht, wenn man von uns eine 
besondere Sensibilität in Fragen der Menschenrechte, 
der Freiheit, der Demokratie fordert. Aber, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, mich beschleicht ein 
Unbehagen in derselben Erinnerung, wenn ich daran 
denke, daß bei uns nur ein Weltkrieg in der Lage war, 
dieses Rassismussystem zu beseitigen. Ich glaube, wir 
können nichts mehr wünschen, als daß es in Südafrika 
gelingen möge, ohne Weltkrieg und ohne Bürger-
krieg die Apartheid zu beseitigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb meine ich, daß unsere besondere Erinnerung 
und unsere besondere Situation Anlaß sein sollten, 
uns mit Augenmaß, Gesprächsfähigkeit und Wirklich-
keitssinn dem Thema immer wieder anzunähern. 
Augenmaß: Wenn wir von der Notstandsgesetzge-

bung reden, die wir so gern beendet sehen würden, 
wäre es natürlich ganz falsch, wenn wir Notstandsge-
setzgebung als solche ablehnten. Die gibt es in allen 
Staaten der Welt, auch in demokratischen Staaten. 
Gefährlich wäre es, wenn wir der Theorie, daß hier 
ungerechte Gewalt mit gerechter Gegengewalt be-

antwortet wird, das Wort in dem Sinne reden würden, 
daß wir sagen, deshalb darf sich die staatliche Gewalt 
nicht mehr gegen die Gegengewalt wehren. Wir wür-
den nämlich dann denjenigen unter den „Verkramp-
ten" eigentlich Hilfestellung leisten, die sagen, es gibt 
ja nur noch diesen Weg. 

Nein, ich glaube, wir sollten die Begründung, die 
auch der Kollege Hornhues angesprochen hat, stärker 
in den Vordergrund stellen, daß die Gespräche mit 
den nun gerade friedenswilligen Schwarzen faktisch 
nicht möglich werden unter den Vorzeichen des Aus-
nahmezustandes. 

Das zweite, die Gesprächsfähigkeit: Frau Kollegin 
Eid, ich habe mich ganz besonders gefreut, daß Sie in 
Ihrem Beitrag heute ein Lob für das Auswärtige Amt 
ausgesprochen haben, weil man nicht nur Druck ge-
macht hat — der Bundespräsident, der Bundeskanz-
ler, der Außenminister, der Oppositionsführer — , son-
dern weil man einen ganz neuen Weg probiert hat, 
nämlich den, mit allen Abgeordneten, die ja das Sa-
gen haben, ins Gespräch zu kommen. Ob nun die Mel-
dung, die am Montag in der „Frankfurter" stand, rich-
tig ist oder nicht, daß das Finanzierungsgesetz weg ist, 
ist zweitrangig. Wenn es gelingt, es wegzubekom-
men, dann haben diese Gespräche ganz bestimmt ei-
nen wichtigen Anteil daran gehabt. Deshalb — meine 
ich — ist es immer wieder wichtig, gesprächsfähig zu 
bleiben. Wenn wir immer nur anklagen, immer nur 
den anderen einen Verbrecher heißen, ist es sehr 
schwierig, mit ihm nachher das Gespräch zu führen, 
das eine Veränderung bewirken kann und bewirken 
soll. 

Als letztes würde ich meinen, daß Realismus und 
Phantasie not tun. Herr Kollege Irmer, auch über Ihre 
Ausführungen habe ich mich heute deshalb beson-
ders gefreut, weil sehr viel Realismus mit dabei war. In 
der Tat, wir brauchen etwas Zeit, und wir müssen 
auch den Südafrikanern, die Reformen durchführen 
wollen, das Gefühl geben, man verlange von ihnen 
nichts Unmögliches — nicht sofort, morgen und über 
Nacht —, sondern man ist bereit, mit ihnen zu reden, 
Schritt um Schritt, mit positiver und negativer Ant-
wort, so wie die Kirchen dies ebenfalls fordern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Ganseforth. 

Frau Ganseforth (SPD): Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Das Konzept des südafrikanischen 
Terrorregimes darf nicht aufgehen. Einerseits wird 
der Ausnahmezustand verhängt. Dadurch versucht 
das Apartheidregime in Südafrika, durch Unterdrük-
kung, mit geheimpolizeilichen Methoden und Will-
kürmaßnahmen Ruhe und Ordnung zu schaffen. Dar-
über hinaus wird durch das Gesetz zur Kontrolle aus-
ländischer Finanzmittel den Bürgerrechts- und Men-
schenrechtsorganisationen, der Opposition, die mate-
rielle Basis entzogen. Das alles wird durch Presse-
zensur in der Berichterstattung über den Zustand Süd-
afrikas verheimlicht. Ergänzt wird es durch einen Pro-
pagandafeldzug der südafrikanischen Regierung. 

(Lowack [CDU/CSU]: Wo denn?) 
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Das gehört zusammen. Dadurch soll in der Bundes-
republik der Eindruck erweckt werden, es gehe vor-
wärts, wie es hier ja auch bei einigen Rednerinnen 
und Rednern angeklungen ist. 

Die wahren Verhältnisse werden verschleiert. Diese 
Taktik des südafrikanischen Gewaltregimes darf 
nicht zum Erfolg führen: einerseits den Ausnahmezu-
stand zu verhängen, andererseits durch Pressezensur 
die wahren Verhältnisse nicht offenzulegen. Wer in 
welchem Maße zu dieser Verschleierung beiträgt, will 
ich an einem Beispiel deutlich machen. 

Da flatterte mir vor kurzem ein Schreiben einer Or-
ganisation auf den Tisch, die sich „Internationale Ge-
sellschaft für Menschenrechte" nennt. Mitglieder sind 
z. B. Otto von Habsburg, Europa-Abgeordneter, oder 
Constantin Freiherr von Heereman, Bundestagsabge-
ordneter der CDU/CSU. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Anerkannte Leute!) 

— Eben; anerkannte Leute. Einige von den hier An-
wesenden hätten das auch mit unterschreiben kön-
nen. Unter der Überschrift „Südafrika und die Men-
schenrechte — auf Vertrauen setzen" — das ist wirk-
lich eine Verschleierung dessen, was in dem Text 
stand; „einen Schritt vorwärts wagen" hieß es noch — 
stand  neben anderen schlimmen Sachen, skandalösen 
Sachen — ich zitiere — : „Die Ausrufung des Ausnah-
mezustandes im Juni 1986 hat erwiesenermaßen dazu 
beigetragen, in bestimmten Regionen des Landes 
furchtbares Blutvergießen zu beenden." 

(Hinsken [CDU/CSU]: Richtig!) 

Wenn das nicht eine Handreichung im Sinne der süd-
afrikanischen Machthaber ist! 

Ich denke, das, was Frau Geiger sagte, nämlich wir 
könnten nicht fordern „one man, one vote", ist eine 
ganz schlimme Ergänzung dessen. 

(Lowack [CDU/CSU]: Vereinfachen Sie doch 
nicht! Das ist unfair von Ihnen! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

— Lesen Sie es nach! Minderheitsrechte und die For-
derung, daß jeder mit einer Stimme wählen darf, 
schließen sich nicht aus. Sie haben das gegeneinan-
dergestellt. Ist das die Haltung der Bundesregierung 
auch zum Ausnahmezustand? 

Die zweite Seite ist die Pressezensur, die Südafrika 
fast völlig aus den Medien verschwinden läßt. Immer 
wieder beginnt sich der Vorhang des Schweigens 
über den Staats- und Polizeiterror zu senken. 

Die Bundesregierung und die sie tragenden Par-
teien tun nichts. Sie kritisieren sogar immer wieder, 
daß wir keine Ruhe geben, daß wir immer wieder 
darüber sprechen. 

In der Debatte vor 14 Tagen sagte Kollege Lowack 
für die CDU/CSU, Südafrika brauche Zeit. Das fand 
ich schon skandalös. Eben wurde es wiederholt. Es 
wurde wieder gesagt: Wir brauchen etwas Zeit. 

Nein, es ist keine Zeit zu verlieren. Das Land treibt 
in eine Katastrophe, und wir dürfen nicht durch Ab-
warten und Nichthinsehen dazu beitragen und das 
dann auch noch Augenmaß nennen, wie es hier 
hieß. 

Ich appelliere auch an die Medien: Wirken Sie 
der Pressezensur entgegen, durchbrechen Sie das 
Schweigen! Wenn Sie nicht selber berichten können, 
fragen Sie diejenien, die die Verhältnisse kennen. 
Lassen Sie sich etwas einfallen! Hier ist viel zu tun. 
Öffentlichkeit ist nötig. 

Noch ein Beispiel, weil Sie vorhin die Ausführungen 
zur südafrikanischen Propaganda kritisierten. Auch 
dieses Jahr wieder hatte Südafrika auf der Messe in 
Hannover einen Stand. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Und in Berlin auf der 
ITB ! ) 

Das ist vielleicht der Wirklichkeitsinn, von dem Frau 
Geiger vorhin sprach. Dieser Stand befand sich neben 
dem Stand von Australien, als sei Südafrika ein Land 
wie jedes andere. Das ist ein Skandal. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir, Bürgerinnen und Bürger, Politikerinnen und 
Politiker, die wir diesen Stand besetzt haben, die wir 
empört waren, daß für Investitionen in Südafrika ge-
worben wird, sind nicht Störer, sondern wir sind nicht 
mehr bereit, diese Verharmlosung hinzunehmen. Wir 
wollen die nötige Öffentlichkeit schaffen. Im übrigen 
hat unsere Aktion bei vielen Besuchern, vor allen Din-
gen bei solchen aus dem Ausland, sehr viel Sympathie 
gefunden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hornhues [CDU/CSU]) 

Und das ist nötig: daß das Konzept der Südafrikaner, 
Ausnahmezustand und Schweigen darüber verhän-
gen durch Pressezensur, nicht aufgeht. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Kollege Hornhues hat am Beginn dieser 
Debatte eine sehr sorgsame Analyse von Entwicklun-
gen innerhalb und außerhalb des Parlamentes in Süd-
afrika gegeben. Es gibt Zeichen, die zu Hoffnungen 
berechtigen, die aber nicht darüber hinwegtäuschen 
dürfen, daß es eine wirkliche Besserung der Lage der 
schwarzen Bevölkerung in Südafrika nicht gibt, die 
nicht darüber hinwegtäuschen dürfen, daß mit Appel-
len, mit Worten allein in Südafrika nichts mehr be-
wegt werden wird. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ

-

NEN — Hinsken [CDU/CSU]: Es hat sich 
doch was bewegt! Spielen Sie das doch nicht 

alles runter!) 

Und, Graf Waldburg: Die Kirchen, auf die Sie sich 
beziehen, gehen mit ihrem dramatischen Appell, den 
sie an uns gerichtet haben, über diese Position weit 
hinaus und fordern ganz konkrete Maßnahmen. 

Jeder, der sich mit Südafrika beschäftigt, in Politik 
und Wirtschaft, muß sich mit dem dramatischen, ge-
meinsamen Hilferuf gerade des Südafrikanischen 
Kirchenrates und der Katholischen Bischofskonfe-
renz auseinandersetzen, in dem die freie Welt gera-
dezu angefleht wird, die weitere Verschärfung der 
Unterdrückung der schwarzen Bevölkerung nicht ta- 
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tenlos hinzunehmen. In diesen Tagen zeigt der Protest 
von Millionen Schwarzen, daß die Erbitterung über 
Willkür, politische Entrechtung und Demütigungen 
im täglichen Leben von Tag zu Tag wächst. Dabei 
muß man ja daran denken, daß jeder einzelne, der an 
diesem Generalstreik teilnimmt, unter der Herrschaft 
der Notstandsgesetze seine persönliche Freiheit und 
seine soziale Existenz riskiert. 

Niemand täusche sich darüber, daß die friedliche 
Opposition der Mehrheit gegen die Minderheit in 
Südafrika unverändert kriminalisiert und unmöglich 
gemacht wird! 

(Baum [FDP]: Sehr richtig!) 

Niemand täusche sich, daß Menschen dort getötet 
werden, weil sie einer anderen Rasse angehören und 
ihre Rechtlosigkeit nicht weiter akzeptieren wollen! 

Niemand täusche sich, daß dort schwarze und 
weiße Geistliche an Leben und Freiheit bedroht wer-
den, weil sie das Evangelium nach ihrer Überzeugung 
im Sinne der Gleichheit der Menschen verkünden 
wollen und so leben! 

Niemand täusche sich darüber, daß die Notstands-
gesetze um ein weiteres Jahr verlängert werden, mit 
denen mehrere tausend Schwarze, darunter Kinder, 
nach polizeilichem Ermessen und ohne richterliche 
Kontrolle auf unbestimmte Zeit im Gefängnis gehal-
ten werden! 

Es wird unter dem Schutz dieser Gesetze gefoltert, 
die Presse zensiert. Und es ist unverändert geplant, 
die gewerkschaftlichen Rechte in das Belieben der 
Verwaltung zu stellen. 

Das Schicksal der „Sharpeville Six" steht unverän-
dert auf Messers Schneide, nachdem Staatspräsident 
Botha jede Intervention abgelehnt hat, obwohl er nach 
Artikel 327 des Strafverfahrensrechts die gesetzliche 
Möglichkeit hat, die Wiederaufnahme des Verfahrens 
anzuordnen, und obwohl er in anderen Fällen zugun-
sten weißer Täter Strafverfahren durchaus nieder-
geschlagen hat. 

Es gibt Zeichen der Hoffnung. Dazu gehört die klare 
Haltung der europäischen Regierungen, zu sagen: 
Wenn dieses Gesetz über das Abschneiden finanziel-
ler Hilfe in Kraft tritt oder weiter verfolgt wird, dann 
betrachten wir das als einen Ang riff auf uns selber. 
Frau Geiger, die südafrikanische Regierung hat von 
diesem Gesetz keinesfalls Abstand genommen. Es 
gibt ein vorsichtiges Zögern im Parlament. Das ist 
alles, was wir dazu bisher wissen. 

Wir nehmen auch wahr, daß es im südafrikanischen 
Parlament selbst eine wachsende Unruhe gegen die 
schleichende Umwandlung der südafrikanischen Re-
publik in eine Diktatur der Sicherheitskräfte gibt, in 
der von Gesetzes wegen die Exekutive von jeder Kon-
trolle freigestellt wird. Es gibt eine wachsende Unruhe 
auch weißer Südafrikaner, daß Staat und Regierung 
ihre Legitimität verlieren. 

Es gehört für mich zu den großen Merkwürdigkei-
ten, daß viele Menschen durch dieses Land reisen, 
sich von seiner Schönheit, seiner Fassade blenden 
— auch Kollegen dieses Hauses — und sich daran hin

-dern lassen, die soziale und politische Wirklichkeit zu 
sehen, 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

und wie viele im Lande selbst lebende Unternehmer 
bewußt verdrängen, daß sie den schwankenden Bo-
den nur befestigen können, wenn sie selbst daran mit-
wirken, daß es zu einem nationalen Dialog im Land 
kommt. 

Die europäischen Staaten haben nicht nur eine Be-
wegungsfreiheit im Rahmen von Sanktionen. Natür-
lich müssen wir die Frontstaaten aus ihrer Abhängig-
keit lösen. Natürlich müssen wir durch ein Programm 
der Schulung gerade der schwarzen Bevölkerung im 
Lande selber die südafrikanische Regierung vor die 
Frage stellen, ob sie solche massiven Hilfsmaßnah-
men ablehnen will oder nicht. Da bleibt viel zu tun. 

Nur, eines ist klar: Die Zeit des unverbindlichen 
Zusehens geht für uns Europäer zu Ende, 

(Verheugen [SPD]: Sehr wahr!) 

wenn wir uns nicht selbst endgültig aus diesem Erdteil 
und aus der Dritten Welt verabschieden wollen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Olms. 

Frau Olms (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich war am Montag und Dienstag dieser 
Woche in Pretoria als Prozeßbeobachterin beim bean-
tragten Wiederaufnahmeverfahren der zum Tode 
verurteilten „Sharpeville Six". 
Der Prozeß fand genau in dem Saal statt, in dem 

bereits Nelson Mandela und viele Hunderte nicht so 
bekannte Schwarze verurteilt worden waren. 

Bei dem Richter mit Namen Human handelt es sich 
um genau den Richter, der erstinstanzlich die Todes-
urteile gegen die „Sharpeville Six" verhängt hat. Die-
ser Richter müßte also im Fall der Wiederaufnahme 
selber zugeben, beim vorherigen Verfahren ein Fehl-
urteil verhängt zu haben. 

Im Verlaufe des bisher zweitägigen Prozesses spiel-
ten die von der Verteidigung vorgebrachten Tatsa-
chen, vor allem die widerrufenen Zeugenaussagen, 
die unter Polizeifolter erpreßt wurden, eine völlig ne-
bensächliche Rolle. 

Das Gericht beschäftigte sich vor allem mit der 
Frage, ob ein Wiederaufnahmeverfahren nach süd-
afrikanischem Recht — oder besser gesagt: Un-
recht — überhaupt zulässig ist. 

Überraschend vertagte der Richter am Dienstagmit-
tag die Entscheidung auf den 13. Juni, 10 Uhr. Damit 
dauert die Ungewißheit für die Sechs weiter an. 

Bei aller internationalen Aufmerksamkeit für die 
„Sharpeville Six" sollte jedoch nicht vergessen wer-
den, daß seit Jahresbeginn bereits 66 Menschen hin-
gerichtet wurden und mehr als 260 Menschen noch 
hinge richtet werden sollen. 

Meine Damen und Herren, ich frage Sie: 
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Was muß eigentlich noch geschehen? Wie viele 
Hingerichtete, wie viele Gefolterte, wie viele Tote, vor 
allem wie viele gefolterte Kinder brauchen die Herr-
schenden hier eigentlich noch, um das Rassistenre-
gime wirksam zu bekämpfen? 
Was ist eigentlich ihre menschenrechtliche Hemm-

schwelle? 
Wie viele Menschenrechtsverletzungen, wieviel 

Staatsterror vertragen die hiesige Regierung, der 
Markt, die Firmen KWU, Siemens, Daimler-Benz, 
BMW und die Deutsche Bank? 
Meine Damen und Herren, ich fordere Sie auf: 

Wenn Sie schon nach Südafrika reisen, dann klagen 
Sie dort das Regime an! Und lassen Sie sich nicht, wie 
in Besuchsprogrammen von MdBs vorgesehen, die 
vorgeblichen Sonnenseiten zeigen oder gar von Heli-
koptern des Rassistenregimes einen Flug über Soweto 
organisieren! Machen Sie endlich Schluß mit der 
Komplizenschaft! 

(Beifall bei bei den GRÜNEN sowie des Abg. 
Irmer [FDP]) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Repnik. 

Repnik (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! 

Gewalt in Südafrika fordert Gegengewalt heraus. 
In den letzten zwei Jahren sind Gewalt und Ge-
gengewalt in Südafrika spiralenförmig eskaliert. 
Das Land ist jetzt nur noch durch Ausrufung des 
Ausnahmezustandes regierbar. Ich habe weiße 
Südafrikaner wiederholt davor gewarnt, daß der 
Zorn der Schwarzen in steigendem Maß in der 
Anwendung von Gewalt Ausdruck finden wird, 
wenn die südafrikanische Regierung gewalttätig 
auf gewalttätige Revolution eingeht. Die für die 
südafrikanische Situation charakteristische Ge-
walt beruht auf dem Zorn der Schwarzen, der mit-
tels bedeutungsvoller Reformen entschärft wer-
den kann, indem den Schwarzen soziale, politi-
sche und ökonomische Gleichberechtigung in 
dem Land ihrer Geburt eingeräumt wird. 

So der schwarze Zulu-Chef Gatsha Buthelezi vor 
etwas mehr als einem Jahr in einem — übrigens sehr 
bemerkenswerten — Vortrag, den er in Bonn gehalten 
hat. 
Es hat sich seit jener Zeit in der Republik Südafrika, 

wie wir heute schon gehört haben, nichts geändert. 
Ich teile ausdrücklich die Auffassung und die Analyse, 
die Buthelezi in Bonn vorgetragen hat. Wir alle teilen 
seine Sorgen und seine Befürchtungen hinsichtlich 
der inneren Entwicklung in diesem Land. 
Ich meine, die weiße Regierung in Südafrika wäre 

gut beraten, sich diesem friedensliebenden und auf 
friedlichen Wandel hinarbeitenden Demokraten stär-
ker zuzuwenden und seine Ratschläge ernst zu neh-
men. 

(Beifall des Abg. Dr. Pinger [CDU/CSU]) 
Der Kollege Irmer hat vorhin einige bemerkenswerte 
Vorschläge, die sachgerecht und realistisch sind, ge-
macht, Vorschläge, denen wir nähertreten sollten, 
und ich denke, auch Graf Waldburg-Zeil hat den  rich

-tigen Ton gefunden, in dem wir mit den Südafrika-
nern sprechen sollten. 
Ich möchte im Rahmen dieser Aktuellen Stunde nur 

einen Aspekt herausgreifen; auch er wurde schon an-
gesprochen. An diesem Montag sind, wenn die Inf or-
mationen aus der Presse stimmen, über zwei Millio-
nen schwarze südafrikanische Arbeitnehmer in einen 
dreitägigen Generalstreik getreten. Die Frage ist: 
Weshalb sind diese Menschen in diesen Streik getre-
ten? Sie sind deshalb in den Streik getreten, weil 
durch die Vorlage eines Gesetzentwurfes der Regie-
rung elementare gewerkschaftliche Rechte beschnit-
ten werden sollen. 
Es gibt durchaus Leute, die sehr schnell mit dem 

Argument zur Hand sind, es sei problematisch, sich 
darüber aufzuregen, daß ein politischer Streik in die-
sem Land verboten werden soll, weil ein solches Ver-
bot ja auch Bestandteil unserer Gesellschafts- und 
Rechtsordnung sei. Dem möchte ich doch entgegen-
halten, daß es natürlich einen ganz elementaren Un-
terschied gibt. Der Unterschied besteht darin, daß die 
Arbeitnehmer in der Bundesrepublik Deutschland 
über ihre Bürgerrechte verfügen, daß sie an der poli-
tischen Willens- und Meinungsbildung teilhaben kön-
nen und daß sie auch an der politischen Macht teilha-
ben können. All diese Bürgerrechte sind natürlich den 
schwarzen Arbeitnehmern in Südafrika verwehrt, und 
die einzige Chance, sich überhaupt politisch zu enga-
gieren, sich möglicherweise auch zu organisieren und 
politisch etwas zu bewirken, ist der Weg über die 
Gewerkschaften. Von daher können wir die Situation 
in unserem Lande und die in der Republik Südafrika 
nicht miteinander vergleichen. 
Ich meine — und möchte mich da auch dem Appell 

der verschiedenen Kolleginnen und Kollegen an-
schließen — : Die Regierung in Südafrika ist gut bera-
ten, diesen Gesetzentwurf zurückzuziehen, und sie ist 
übrigens auch gut beraten, die Entwicklung in den 
Gewerkschaften in Südafrika sorgfältig zu beobach-
ten. Wir stellen ja fest, daß die schwarzen Gewerk-
schaften in den vergangenen Jahren einen sehr gro-
ßen Zulauf zu verzeichnen haben, und das, was uns 
und vor allen Dingen die südafrikanische Regierung 
besorgt machen sollte, ist die Tatsache, daß diejeni-
gen gewerkschaftlichen Organisationen den stärk-
sten Zulauf haben, deren Führer sehr stark politisiert 
sind und radikale Maßnahmen vorschlagen. 
Ich meine also, daß sich die südafrikanische Regie-

rung insbesondere in diesem Bereich, im Bereich der 
gewerkschaftlichen Rechte und der Arbeitnehmer-
rechte, bewegen sollte. Sie allein hat es in der Hand, 
ob der Streit eskaliert oder ob die schwarzen Arbeit-
nehmer bereit sind, so, wie Buthelezi es gefordert hat, 
in einem friedlichen Wandel eine gerechte Gesell-
schaft mit herbeizuführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Eid [GRÜNE]: Buthelezi, das Hätschel

-

kind der CDU!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Großmann. 

Großmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das Thema „Südafrika" beschäftigt uns 
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im Deutschen Bundestag wahrlich nicht zum ersten-
mal. Im Gegenteil, die Politik des Apartheid-Regimes, 
seine Brutalität und seine Grausamkeit, die zuneh-
mende Perversion der Unterdrückungsmethoden in 
diesem Lande sind hier oft angeprangert worden, so 
auch heute. Wir haben diskutiert, Anträge formuliert 
und eingebracht, die Bundesregierung aufgefordert, 
endlich Schritte gegen die Apartheidpolitik zu unter-
nehmen. Nach der heutigen Aktuellen Stunde möchte 
ich versuchen, ein vorläufiges Fazit zu ziehen, und auf 
Gefahren hinweisen. 

Wir debattieren seit Monaten, ohne daß sich die 
Bundesregierung zu konkreten Maßnahmen durch-
ringen kann. Die Realität in Südafrika wird derzeit 
von Tag zu Tag schlechter. Unterdrückung und Grau-
samkeiten nehmen zu. Die Menschenrechtsverletzun-
gen, die wir zur Kenntnis nehmen müssen, werden 
immer häufiger und stärker, und die Schwelle zur 
Aggression in diesem Lande wird fast täglich zuse-
hends niedriger. Die südafrikanische Regierung ver-
sucht durch immer neue Repressionsmaßnahmen, Be-
richte über diese Entwicklung zu verhindern und zu 
unterdrücken. Die Bundesregierung hat Handlungen 
gegen diese Verschärfung bisher weitestgehend ver-
missen lassen. 

Ich denke, bei dieser Gelegenheit muß ich ein paar 
Worte zu den Äußerungen von Frau Geiger sagen. Ich 
meine, die Äußerungen von Frau Geiger zeigen, daß 
sie den Kern der demokratischen Selbstbestimmung 
in Südafrika in Frage stellt. 

(Frau Eid [GRÜNE]: So ist es!) 

Damit wird erneut deutlich, wo innerhalb der Koali-
tion in der Südafrika-Frage der Graben verläuft. Ich 
meine, das ist letztlich auch einer der Gründe für die 
Handlungsunfähigkeit der Bundesregierung in dieser 
so wichtigen Frage. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wer dann noch etwas weiter aufmerksam zugehört 
hat, der wird finden, daß Herr Hirsch in seinem Bei-
trag im Grunde genommen dies voll bestätigt hat, 
ohne im einzelnen auf die Äußerungen einzugehen. 

Ich glaube, daß wir zwei Probleme haben. Das eine 
ist das Problem der Glaubwürdigkeit nach außen. Die 
Glaubwürdigkeit nach außen geht verloren — das ist 
schon angesprochen worden — , weil die afrikani-
schen Staaten den Unterschied zwischen Reden und 
Handeln sehr genau registrieren, und nicht nur die 
Regierungen, sondern auch die Menschen in Afrika 
nehmen das sehr wohl und sehr genau zur Kennt-
nis. 

Das zweite Problem ist die Glaubwürdigkeit nach 
innen. Auch sie geht verloren, wenn man überlegt, 
daß viele Menschenrechtsgruppen — kirchliche Or-
ganisationen, gewerkschaftliche Gruppen und andere 
mehr — sich gegen die Apartheid richten, sich dage-
gen wenden, demonstrieren, sich für Verbesserungen 
einsetzen und daß auch diese vielen Menschen fest-
stellen müssen, daß ein Unterschied zwischen dem 
Reden und dem Handeln dieser Regierung klafft. 

Ich glaube, die Gefahr liegt darin, daß sich viele von 
der Politik abwenden, weil sie merken, daß Probleme 
nicht angefaßt, nicht gelöst werden, sondern daß nur  

geredet wird. Das wäre fürwahr ein verhängnisvoller 
Weg für unsere Demokratie. 

Der zweite Bereich: Was geschieht in dieser mona-
telangen Diskussion eigentlich mit den Gefühlen wie 
Mitleid oder Mitmenschlichkeit, Menschenwürde, 
Trauer, Solidarität? Die Liste kann man fortsetzen. 
Wie empfindsam sind wir noch? Wie steht es mit unse-
rer Betroffenheit in einer Welt, in der ein Skandal den 
anderen, ein Verbrechen das andere ablöst? 

Gerade in der Südafrika-Frage, glaube ich, dürfen 
wir diese Betroffenheit auf keinen Fall verlieren. 
Glaubwürdige Quellen in Südafrika haben noch vor 
wenigen Wochen berichtet, daß bis zu 40 % der unter 
dem Ausnahmezustand Internierten zwischen 9 und 
18 Jahre alt, d. h. Kinder und Jugendliche sind. Ich 
brauche nur wenige Beispiele zu nennen. Es ist schon 
von den vielen Organisationen gesprochen worden, 
die das Land bereist haben und die uns entsetzliche 
Berichte mitgebracht haben. 

Ich denke, wenn man drei Einzelschicksale zum 
Schluß noch nennt, dann wird das helfen, diese Betrof-
fenheit noch einmal klarzumachen, ohne die wir die 
Südafrika-Frage nie diskutieren dürfen. Es wird von 
einer Dreizehnjährigen berichtet, die weglief, als süd-
afrikanische Soldaten ins Dorf kamen. Die Soldaten 
schossen, das Mädchen ist gelähmt und sitzt im Roll-
stuhl. Ein elfjähriger Junge war zwei Monate in Haft; 
ihm wurden alle Zähne ausgeschlagen. Ein Sechzehn-
jähriger wurde geblendet; er leidet heute noch an 
Sehschwächen. 

So wie Südafrika Orangen und Kohlen immer noch 
exportiert, so exportiert Südafrika, das Apartheid-
system, immer noch Tod und Folter in die Nachbar-
länder. Ich möchte nicht, daß unsere Betroffenheit, 
unser Mitleiden, unser Gefühl für Menschenwürde, 
Menschlichkeit und Solidarität verlorengehen. 

Deshalb ist mein dringender Appell an die Bundes-
regierung: Die Zeit des nur Redens muß schleunigst 
beendet werden, um der Glaubwürdigkeit, mehr 
noch: um der Menschlichkeit willen. Die Zeit, Koali-
tionsstreitigkeiten auszutragen, ist nicht da. Handeln 
Sie! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Als letzter Redner in der 
Aktuellen Stunde hat der Abgeordnete Schwarz das 
Wort. 

Schwarz (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Meine Frau Kollegin 
Hamm-Brücher hat mich gestern Abend als Vorsit-
zende der parlamentarischen Initiative noch aufgefor-
dert, doch nicht immer nach Manuskript zu reden. Das 
erschwert es mir natürlich, morgen zitiert zu werden, 
aber es gibt mir doch vielleicht auch Gelegenheit, auf 
ein paar Bemerkungen einzugehen, die hier gefallen 
sind. 

Zunächst einmal möchte ich noch einmal voll unter-
streichen, was für die CDU/CSU-Fraktion der Kollege 
Hornhues und Frau Kollegin Geiger gesagt haben. Ich 
möchte allerdings auch einen ganz eigenen Akzent 
hineinbringen. 
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In der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" stand in 
der vergangenen Woche ein Be richt über Korea. Dort 
wurde ein Beispiel geschildert, wie ein Deutscher, als 
er nach Korea kommt, einem alten Mann, dem der 
Stock hinfällt, den Stock aufhebt. Er meint nach unse-
rem Verständnis damit etwas Gutes zu tun, aber de-
mütigt damit im Grunde nach koreanischem Ver-
ständnis den alten, schwachen Mann, weil es sich mit 
seiner Mentalität nicht verträgt. Dieses Beispiel der 
unterschiedlichen Mentalität in einem völlig anderen 
Teil der Welt wird, finde ich, in unserer Debatte über 
bestimmte kulturelle, psychologische Vorgänge in an-
deren Teilen der Welt unzureichend berücksichtigt. 
Wir legen unsere Meßlatte an, so ein bißchen nach der 
Fasson: Wer nicht so selig wird wie wir, ist eigentlich 
nicht selig. Damit werden wir in vielen Punkten der 
Debatte in anderen Regionen unserer Welt nicht ge-
recht. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Die Schmerzen sind 
beide gleich, hier und dort! — Sellin 
[GRÜNE]: Menschenrechte sind unteilbar!) 

Deshalb meine ich, daß wir ein paar Punkte sehr 
deutlich herausstreichen müssen. Ich bin mit dem Kol-
legen Verheugen in dem Unverständnis darüber 
völlig einig, daß die Südafrikaner Leuten, die wir ein-
laden, den Paß verweigern und sie nicht mit uns reden 
lassen. Ich kann der südafrikanischen Regierung nur 
raten, viel mehr Selbstbewußtsein auch im Umgang 
mit ihrer innenpolitischen Opposition zu zeigen, die 
ja nicht nur in schwarz-weiß darzustellen ist. Dort gibt 
es vielmehr auch Unterschiede bei weiß-weiß und 
schwarz-schwarz. Ich glaube, daß dies wichtig ist. 

Wenn ich ein Südafrikaner guten Willens wäre und 
die Absicht hätte, die Apartheid ganz schnell zu besei-
tigen, und manche Debatte im Deutschen Bundestag 
verfolgte, dann würde ich zunächst einmal die GRÜ-
NEN im Deutschen Bundestag nicht so ernst nehmen. 
Das wäre eine wichtige Voraussetzung für mich. Al-
lerdings würde ich als Südafrikaner guten Willens 
dann auch fragen, 

(Frau Ganseforth [SPD]: Weiß oder 
schwarz?) 

warum man sich hier im Deutschen Bundestag auf-
regt, wenn meine Frau Kollegin Geiger sagt: Wer 
heute statt dessen als einzigen Vorschlag „one man, 
one vote" für das Südafrika von morgen fordert, han-
delt wirklichkeitsfremd. — Ich würde mich als Süd-
afrikaner fragen: Warum regen die sich nicht über die 
Tatsache auf, daß wir in Afrika 28 Einparteienstaaten 
haben, wo „one man, one vote" gilt? Warum regen die 
sich nicht auf, daß wir in Afrika 11 Militärdiktaturen 
haben und dort nicht „one man, one vote" fordern? 
Wenn ich ein Südafrikaner guten Willens wäre, würde 
ich diese Fragen stellen. Ich finde, daß es mit dazuge-
hört, daß wir daran denken. 

Wenn von großer Betroffenheit über Folter in Süd-
afrika geredet wird, dann ist es richtig, daß von Betrof-
fenheit geredet wird. Aber wenn ich Südafrikaner 
guten Willens wäre, würde ich fragen: Wo ist denn die 
Betroffenheit der Europäer für die Hunderte und Tau-
sende von Menschen und Kindern im Sudan, die dort 
vor Hunger sterben? Dann würde ich mich fragen: 
Warum immer nur wir, die wir uns bemühen, Armut  

zu beseitigen, die wir — die Südafrikaner guten Wil-
lens — uns bemühen, zurechtzukommen? 

(Sellin [GRÜNE]: Langsam sehr peinlich!) 

Wir reden auf der ganzen Welt vom Dialog mit Kom-
munisten und allen möglichen. Wir müssen das Ge-
spräch auch mit den Südafrikanern suchen. Wir kön-
nen nicht mit Sanktionen helfen. Wenn wir mit denen 
in Südafrika reden und diejenigen stärken, die dort 
guten Willens sind, dann wird Apartheid überwunden 
werden und am Ende in Südafrika „one man, one 
vote" stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Damit sind wir am Ende 
der Aktuellen Stunde. 

Zunächst einmal habe ich dem Hause mitzuteilen, 
daß interfraktionell vereinbart worden ist, daß der Ta-
gesordnungspunkt 9 — die Beratung des Antrags be-
treffend Berichtspflicht zu den Erkrankungen Asthma 
und Allergie — von der Tagesordnung abgesetzt wer-
den soll. Ist das Haus mit diesem interfraktionellen 
Vorschlag einverstanden? — Widerspruch erhebt sich 
nicht. Dann darf ich dies als beschlossen feststellen. 

Wir kommen jetzt zu den Tagesordnungspunkten, 
zu denen eine Aussprache nicht vorgesehen ist. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 6 bis 8 und die 
Zusatztagesordnungspunkte 3 bis 5 auf: 

6. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum 
Zweiten Zusatzprotokoll vom 17. März 1978 
zum Europäischen Auslieferungsübereinkom-
men vom 13. Dezember 1957 
—Drucksache 11/1821 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsausschuß 

7. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum 
Zusatzprotokoll vom 17. März 1978 zum Euro-
päischen Übereinkommen vom 20. April 1959 
über die Rechtshilfe in Strafsachen 
—Drucksache 11/1822 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 

8. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Arzneimittelgesetzes 
—Drucksache 11/2357 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

ZP 3 Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Än-
derung des Bundesbesoldungsgesetzes 
—Drucksache 11/2384 — 

Überweisungsvorschlag : 

Innenausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 
Haushaltsausschuß mitberatend und gem. § 96 GO 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 83. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Juni 1988 	5599 

Vizepräsident Cronenberg 

ZP4 Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP sowie der Fraktion 
DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines 
Neunten Gesetzes zur Änderung des Kriegs-
gefangenenentschädigungsgesetzes (9. ÄndG 
KgFEG) 
—Drucksache 11/2436 — 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gem. § 96 GO 

ZP5 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Laufs, Dr. Lippold (Offenbach), Carstensen 
(Nordstrand), Fellner, Dr. Fried rich, Dr. Göh-
ner, Harries, Dr. Hoffacker, Dr. Hüsch, 
Dr. Müller, Frau Rönsch (Wiesbaden), Schmid-
bauer, Schulhoff und Genossen und der Frak-
tion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten 
Baum, Bredehorn, Dr. Hirsch, Kleinert (Hanno-
ver), Frau Dr. Segall, Frau Seiler-Albring, 
Dr. Weng (Gerlingen), Frau Würfel, Wolf-
gramm (Göttingen) und der Fraktion der FDP 
Verbesserung der Gesundheits- und Umwelt-
vorsorge im Chemikalienbereich 
—Drucksache 11/2348 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (fe-
derführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. Die Vorlage unter Zusatztagesord-
nungspunkt 4 soll jedoch nicht, wie in der Tagesord-
nung vorgesehen ist, zur Mitberatung und zur Bera-
tung gemäß § 96 unserer Geschäftsordnung an den 
Haushaltsausschuß überwiesen werden. Gibt es dazu 
anderweitige Vorschläge? — Das ist offensichtlich 
nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlos-
sen. 

Wir kommen nunmehr zu Tagesordnungs-
punkt 10: 

Beratung des Antrags des Bundesministers der 
Finanzen 
Einwilligung in die Veräußerung eines bun-
deseigenen Grundstücks in Bonn gemäß § 64 
Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung 

—Drucksache 11/2112 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestensrates: 

Haushaltsausschuß 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat beantragt, diesen 
Antrag über den Überweisungsvorschlag des Älte-
stenrates hinausgehend — es wird Überweisung an 
den Haushaltsausschuß vorgeschlagen — in Abwei-
chung von der Geschäftsordnung zur Mitberatung an 
folgende Ausschüsse zu überweisen: an den Aus-
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 
an den Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit und an den Ausschuß für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit. 

Zur Information möchte ich Sie darauf aufmerksam 
machen, daß es gemäß § 126 unserer Geschäftsord-
nung einer Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mit-
glieder bedarf, um diesen zusätzlichen Überwei-
sungsantrag zu beschließen. 

Ich lasse nunmehr über diesen Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN, in Abweichung von der Geschäftsord-
nung den Antrag an die eben genannten Ausschüsse 
zu überweisen, abstimmen. Wer für diesen Antrag der 
GRÜNEN ist, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer ist dagegen? — Enthaltungen? — Ich darf feststel-
len, daß die Zweidrittelmehrheit nicht erreicht ist. 

Somit ist die Überweisung an den Haushaltsaus-
schuß zu beschließen. Wer für die Überweisung an 
den Haushaltsausschuß ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Damit ist die Überweisung an den Haushalts-
ausschuß beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zu Tagesordnungspunkt 11: 

Beratung des Antrags des Bundesministers der 
Finanzen 
Einwilligung gemäß § 64 Abs. 2 Bundeshaus-
haltsordnung zur Veräußerung der Bundesei-
genen Wohnsiedlung in Mariental-Horst bei 
Helmstedt 

—Drucksache 11/2301 
—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Haushaltsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (unter 
Voraussetzung des § 126 GO) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll dieser 
Antrag zur federführenden Beratung an den Haus-
haltsausschuß und in Abweichung von unserer Ge-
schäftsordnung an den Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau zur Mitberatung überwie-
sen werden. Auch hier brauchen wir eine Zweidrittel-
mehrheit. Wer in Abweichung von der Geschäftsord-
nung für die Überweisung an den genannten Aus-
schuß ist, den bitte um das Handzeichen. — Wer ist 
dagegen? — Enthaltungen? — Hier ist die Zweidrittel-
mehrheit vorhanden, somit ist diese Mitberatung be-
schlossen. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 12 
auf : 

a) Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu den Protokollen vom 
25. Mai 1984 zur Änderung des Internationalen 
Übereinkommens von 1969 über die zivilrecht-
liche Haftung für Ölverschmutzungsschäden 
und zur Änderung des Internationalen Über-
einkommens von 1971 über die Errichtung ei-
nes Internationalen Fonds zur Entschädigung 
für Ölverschmutzungsschäden 

—Drucksache 11/892 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

—Drucksache 11/2145 — 
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Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Hüsch 
Schütz 

(Erste Beratung 36. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Haftung und Entschädigung 
für Ölverschmutzungsschäden durch See-
schiffe (Ölschadengesetz — OlSG) 

—Drucksache 11/1108 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

—Drucksache 11/2145 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Hüsch 
Schütz 

(Erste Beratung 58. Sitzung) 

Auch hier ist eine Aussprache nicht vorgesehen. Wir 
kommen zunächst zur Abstimmung über den Entwurf 
eines Zustimmungsgesetzes der Bundesregierung zu 
den Protokollen vom 25. Mai 1984 zur Änderung von 
Internationalen Übereinkommen über Ölverschmut-
zungsschäden. Der Ausschuß empfiehlt, den Gesetz-
entwurf unverändert anzunehmen. 

Ich rufe das Gesetz mit seinen Art. 1 bis 5, Einlei-
tung und Überschrift auf. Wer dem Gesetz als Ganzem 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. 
— Wer dagegen stimmt, den bitte ich sich nunmehr zu 
erheben. — Wer sich enthalten will, den bitte ich, sich 
zu erheben. — Dann darf ich feststellen, daß dieses 
Gesetz als Ganzes einstimmig angenommen worden 
ist. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Abstim-
mung über den von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurf eines Ölschadengesetzes. 

Ich rufe die §§ 1 bis 14, Einleitung und Überschrift 
mit den vom Ausschuß empfohlenen Änderungen auf. 
Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann darf ich 
feststellen, daß die Vorschriften in zweiter Lesung 
angenommen worden sind. 

Wir treten nunmehr in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. 

Wer dem Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Ich sehe, 
das ist einstimmig. Ich kann es mir also ersparen, zu 
fragen, ob jemand dagegen ist. Das Gesetz ist damit 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf: 

a) Beratung der Sammelübersicht 61 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

—Drucksache 11/2334 —  

b) Beratung der Sammelübersicht 62 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
—Drucksache 11/2335 — 

Wer stimmt zu? — Wer stimmt dagegen? — Wer 
enthält sich? — Bei Enthaltung der Fraktion der GRÜ-
NEN sind die Beschlußempfehlungen angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlungen des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuß) 
Anträge auf Genehmigung zur Durchführung 
eines Strafverfahrens 
—Drucksache 11/2359, 11/2360, 11/2361 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Buschbom 
Wer stimmt für die Beschlußempfehlungen des Aus-

schusses? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? 
— Damit sind die Beschlußempfehlungen einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Frak-
tion DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs ei-
nes Gesetzes zum Überstundenabbau 
—Drucksache 11/136 — 

a)  Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 
—Drucksache 11/1921 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Louven 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
—Drucksache 11/2340 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler (Amberg) 
Strube 
Zywietz 
Frau Rust 

(Erste Beratung 9. Sitzung) 
Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist eine 

Beratung von bis zu 10 Minuten je Fraktion vereinbart 
worden. Erhebt sich Widerspruch dagegen? — Das ist 
nicht der Fall. 
Dann eröffne ich die Aussprache und erteile Herrn 

Abgeordneten Sellin das Wort. 

Sellin (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir GRÜNEN haben als kurzfristig wirken-
des Instrument ein Gesetz zum Überstundenabbau 
gegen Massenarbeitslosigkeit vorgelegt. Es gibt in 
Zeiten steigender Massenarbeitslosigkeit ein Volu-
men von 1,9 Milliarden Überstunden in der Bundesre-
publik. Dies ist ein Skandal erster Ordnung. 
Die Industrie unternimmt freiwillig nichts, um das 

Volumen der bezahlten Mehrarbeitsstunden abzu-
bauen. Zirka ein Drittel aller Überstunden hat das 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung für ab-
baubar erklärt. Das entspricht einer Arbeitsplatzzahl 
von 300 000 bis 400 000; soviele Beschäftigte könnten 
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also sofort eine Beschäftigung finden. Unternehmen 
erweisen sich als unfähig, ihrer sozialpolitischen Ver-
antwortung für den Kampf gegen das soziale Elend 
Arbeitslosigkeit gerecht zu werden. Unternehmen 
setzen eiskalt das Instrument der Marktkräfte auf dem 
mit arbeitslosen Menschen vollgestopften Markt ge-
gen diese Menschen ein, um Kosten zu sparen und 
Löhne und Gehälter, längerfristig betrachtet, zu sen-
ken. 

Die Gleichsetzung von Güter- und Arbeitsmärkten, 
die Entfesselung der Marktkonkurrenz gegen Ar-
beitssuchende und noch Beschäftigte drückt sich auch 
in dem Element aus, eine gesetzliche Regelung für das 
Maß an zulässigen Überstunden zu verhindern. 

Unser Vorschlag zur Überstundenbegrenzung 
lautet: 

Erstens. Die gesetzliche wöchentliche Normalar-
beitszeit ist auf 40 Stunden zu begrenzen. Die tarifver-
traglich vereinbarte Wochenarbeitszeit unter 40 Stun-
den hat Vorrang. 

Zweitens. Überstunden über die normale Arbeits-
zeit hinaus sollen nur bis zu zwei Stunden wöchentlich 
möglich sein, und zwar nur dann, wenn unvorherge-
sehene und unaufschiebbare Arbeiten auftreten. 

Drittens. Falls Überstunden geleistet werden müs-
sen, müssen diese durch Freizeitausgleich abgegolten 
werden. 

Diese Eckdaten sind keine Knebelung der Unter-
nehmen, sondern ausschließlich die politische Ant-
wort auf das Scheitern hinsichtlich der Erwartung von 
freiwilligen Vereinbarungen zwischen Unternehmen 
und Betriebsräten. Jedem Politiker/jeder Politikerin, 
der/die sich für den Kampf gegen Massenarbeitslosig-
keit stark macht, muß klar sein, daß jede Überstunde, 
die auch noch der tariflich vereinbarten Wochenar-
beitszeitverkürzung entgegenläuft, die Beschäfti-
gungswirkung von allgemeiner Arbeitszeitverkür-
zung raubt. Arbeitnehmer/innen, die gern auf Über-
stunden verzichten wollen — das ist die große Mehr-
heit der Befragten — , sehen in dem Verzicht auf 
Mehrverdienst durch abgeleistete Überstunden einen 
sofort wirksamen Beitrag zur Neueinstellung von Ar-
beitslosen. 

Für uns GRÜNE hat im Rahmen von arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen die Umverteilung der Er-
werbsarbeit eindeutig Priorität. Diese Priorität setzt 
auf eine beschleunigte allgemeine Wochenarbeits-
zeitverkürzung über die Entwicklung der Arbeitspro-
duktivität hinaus, und dieser dürfen Überstunden 
nicht widersprechen. 

Erst wenn tarifliche Auseinandersetzungen wieder 
ein Ergebnis herbeiführen, das die bereinigte Lohn-
quote aus dem Keller der 60er Jahre herausholt und 
die Gewinnquote drückt, und dieser Umverteilungs-
erfolg für eine beschleunigte Wochenarbeitszeitver-
kürzung eingesetzt wird, sind Erfolge im Kampf ge-
gen Massenarbeitslosigkeit denkbar. Es ist schon fa-
tal, daß relevante gesellschaftliche Kräfte aus der 
Sozialdemokratie Sozialpakte mit Unternehmen 
schmieden. Herr Lafontaine und Herr Necker vom 
Bundesverband der Deutschen Indust rie sind sich dar-
über einig, daß allein ein Solidarpakt den Weg aus  

der Massenarbeitslosigkeit weist. Ich möchte diesem 
Begehren ausdrücklich widersprechen, da die Kräfte 
zwischen Unternehmen und Gewerkschaften gegen-
wärtig so verteilt sind, daß ein Solidarpakt allein dazu 
geeignet ist, Löhne weiter zu senken und Gewinne 
weiter explodieren zu lassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber Herr 
Sellin!) 

Mehr Gewinne haben die Unternehmen seit Regie-
rungsantritt der CDU eingesackt, mehr investiert ha-
ben sie deshalb in der Bundesrepublik nicht. Die Brut-
togewinne stiegen von 1983 bis 1987 um 54 %, die 
Bruttoeinkommen aus Arbeit nur um 20 %. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Sie sollten einmal in 
einen mittelständischen Betrieb hineinge

-

hen, damit Sie sehen, was dort los ist!) 

Die Zahl der Arbeitslosen stieg seit 1983 um 500 000. 
Von 168 Milliarden DM, die die Unternehmer mehr 
verdienen, wurden nur 36 Milliarden DM neu inve-
stiert. Dominiert hat der Kapitalexport in das Ausland 
durch Ankauf von Firmen und durch den Kauf von 
festverzinslichen Wertpapieren. Die Finanzspekula-
tion siegte über ökologische und soziale Investitions-
erfordernisse. Die Nordsee kippt um. Die dritte Klär-
stufe von Abwasserwerken fehlt, weil die Kommunen 
kein Geld haben. Die viel zu laschen Einleitungsge-
nehmigungen von Chemiefabriken werden nicht ge-
kündigt. Die umweltbedingte Produktkonversion 
wird nicht zugunsten unserer Lebensgrundlagen vor-
angetrieben. Politik unterwirft sich Wirtschaftslobby-
isten, anstatt gestaltende Vorgaben z. B. durch ein 
Überstundengesetz und Rahmenbedingungen zu set-
zen, die zumindest mittelfristig ökologische Interes-
sen und soziale Interessen nach mehr Beschäftigung 
miteinander kombinieren können. Ich will die Sozial-
demokratie davor warnen, mit Christdemokraten vom 
Schlage eines Lothar Späth oder eines Elmar Pieroth 
konzertierte Aktionen zu vereinbaren. Lesen Sie ab 
und zu doch einmal die ,,Bild-Zeitung". Manchmal 
rentiert es sich tatsächlich. 

(Bohl [CDU/CSU]: Lese ich jeden Morgen! 
Wüppesahl und so sind da  drin!)  

Der Mittelstandssprecher der CDU, Herr Pieroth, hat 
sich dort geäußert. Sein erster Vorschlag, bef ristete 
Verträge von 18 auf 36 Monate zu verlängern. Zwei-
tens. Arbeitslose sollen bei Aufnahme einer Arbeit 
nicht gleich den vollen Lohn bekommen, sondern nur 
60 bis 70 % des Lohnes von bereits Beschäftigten. Ba-
bysitter als Beruf, das ist anscheinend die Perspektive. 
Alle Vorschläge, die da veröffentlicht sind, laufen auf 
Lohn- und Gehaltsdrückerei hinaus. Wer in solchen 
Zeiten über Solidarpakte redet, ist verantwortlich für 
den Erdrutsch, den er zu Lasten der Einkommen von 
geringverdienenden Arbeitnehmern und Arbeitneh-
merinnen mit organisiert. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Grünbeck? 

Sellin (GRÜNE): Aber nicht zu Lasten der Rede-
zeit. 
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Vizepräsident Cronenberg: Dann, Herr Abgeordne-
ter, dürfen Sie Ihre Zwischenfrage stellen. 

Grünbeck (FDP): Herr Kollege, darf ich Sie mal fra-
gen: Hatten Sie in Ihrem Leben schon einmal etwas 
mit einer Entscheidung über Arbeitszeiteinteilung 
und mit der Genehmigung von Überstunden in einem 
mittelständischen Unternehmen zu tun? 

Sellin (GRÜNE): Ich habe sehr wohl Kenntnisse aus 
wissenschaftlichen Studien, 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP — 
Hauser  [Krefeld] [CDU/CSU]: Das ist wich

-

tig! Aus wissenschaftlichen Studien lernt 
man so was! — Bohl [CDU/CSU]: Universität 

Bremen!) 

was möglich ist und was nicht möglich ist. Es gibt Dif-
ferenzen zwischen Groß-, Mittel- und Kleinbetrieben. 
Das gestehe ich Ihnen zu. Aber das kann man in einer 
Gesetzgebung noch ausgestalten. 

Der Industriestandort Bundesrepublik hat 1987 ei-
nen Rekordaußenhandelsüberschuß erreicht, der zu 
berechtigten Angriffen aus den anderen EG-Ländern, 
den Vereinigten Staaten und der Dritten Welt geführt 
hat. Der Industriestandort Bundesrepublik erkämpfte 
trotz veränderter Währungsrelationen im ersten Quar-
tal 1988 einen Zuwachs an Auftragseingängen im Ma-
schinenbau um 21 %. Die hohe Arbeitsproduktivität 
schafft Lohnstückkosten in der Bundesrepublik, die 
geringer sind als in den Vereinigten Staaten, Japan 
und Großbritannien. Löhne machen allenfalls einen 
Anteil von 10 bis 20 % der Gesamtkosten aus. 

(Grünbeck [FDP]: Das ist völlig falsch!) 

Das bedeutet, daß die Löhne nur nachrangig dafür 
verantwortlich sind, daß die Unternehmen eventuell 
Schwierigkeiten bei ihrem Absatz bekommen. 

Mangelhaft ist die Situation, die Sie zu verantwor-
ten haben, die dadurch geprägt ist, daß die Qualifika-
tion von Arbeitslosen und auch von noch Beschäftig-
ten durch mangelhafte und fehlende Ausbildung und 
Weiterbildung nicht an neue Tätigkeitsfelder heran-
geführt wird. Diese Qualifikationslücke hat die Indu-
strie verursacht. Die Politik hat versäumt durchzuset-
zen, daß diese beseitigt wird. Hier liegen nicht erle-
digte Aufgaben der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpo-
litik, die neben der notwendigen beschleunigten Ar-
beitszeitverkürzung ergriffen werden müssen. Es ist 
korrekt, wenn Frau Adam-Schwaetzer in einer Rede 
vor dem BDI geäußert hat, daß dem Klagelied der 
Industrie über angeblich fehlende Fachkräfte mit der 
These entgegengetreten werden könne, daß dies ein 
Versäumnis der deutschen Industrie und der Mit-
gliedsfirmen des BDI sei. Berufliches Qualifizieren 
für veränderte Produktionsweisen ist wesentliche 
Aufgabe der Industrie. Die Ausbildungsquote der In-
dustrie ist nur halb so hoch, wenn nicht noch weniger, 
wie die beim Handwerk oder beim Handel. 

(Bohl [CDU/CSU]: Trinken Sie doch mal ei

-

nen Schluck Wasser!) 

Hier liegt die strukturelle Verwerfung im Arbeits-
markt begründet, deren Beseitigung ausschließlich 
die Industrie in Eigenregie in Ang riff nehmen muß. 

(Beifall des Abg. Kleinert [Marburg] 
[GRÜNE]) 

Wir sollten uns alle bemühen, einen Beitrag zu lei-
sten und jeder Frau und jedem Mann eine Lebensper-
spektive in der Gesellschaft zu eröffnen, auch da-
durch, daß wir die Qualifikationsfragen lösen. 

Ich möchte daran erinnern, daß die Behauptungen, 
die Lothar Späth und andere in die Welt setzen, daß es 
arbeitsunfähige und arbeitsunwillige Jugendliche in 
unserer Gesellschaft gebe, dazu geeignet sind, den 
Wählerzuwachs im rechtsradikalen Bereich mit zu be-
treiben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine rich

-

tige Methode!) 

Arbeitszwang durch Streichen von Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe ist der Tod von Humanität auf dem 
Arbeitsmarkt. Die Luft wird dünner, und die sozialen 
Auseinandersetzungen werden härter werden, wenn 
man den Weg der sozialen Dequalifizierung fortsetzen 
will. Heuern und Feuern sollten wir den Amerikanern 
überlassen. Die Verhältnisse sind schrecklich genug. 
Eine Arbeitsmarktstudie der Harvard-Universität hat 
ergeben, daß mittlerweile die Einkommen von 36 
derer, die einen Arbeitsplatz haben, unterhalb der 
gesetzlich festgelegten Armutsgrenze liegen. Solch 
eine Strategie sollten wir hier nicht fahren, auch nicht 
herbeireden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Machen wir auch 
nicht!) 

Erfolgreiche Strategie gegen diese Entfesselung der 
Marktkräfte auf dem Arbeitsmarkt sind kampffähige 
Gewerkschaften, die sich auch in der Lage sehen, im 
Rahmen des europäischen Binnenmarktes Mindest-
standards auf dem Arbeitsmarkt und Mindestein-
kommen durchzusetzen, die ein menschenwürdiges 
Leben für alle Menschen in der Europäischen Ge-
meinschaft eröffnen. Die Tarifvertragsqualität, die 
sich z. B. die IG Metall in der Bundesrepublik er-
kämpft hat, muß Mindeststandard für eine gewerk-
schaftliche Europapolitik sein, um die 35-Stunden-
Woche überhaupt auf die Tagesordnung im Hinblick 
auf den entstehenden Binnenmarkt zu setzen. Viel-
leicht sollten Sozialdemokraten noch einmal Keynes 
studieren, um sich zu vergewissern, wie wichtig es ist, 
daß der Arbeitsmarkt durch Tarifverträge nicht flexi-
bel im Sinne der Neoklassik auf ein Überangebot an 
Arbeitskräften reagieren darf. Es wäre der soziale und 
gemeinschaftliche Untergang. 

Unbestritten ist, daß die Einkommensverteilung un-
ter den abhängig Beschäftigten durch prozentuale 
Lohn- und Gehaltserhöhungen so ungleich geworden 
ist, daß Besserverdienende für in Zukunft zu verein-
barende Einkommenserhöhungen keinen vollen 
Lohn- und Gehaltsausgleich benötigen. Allein im öf-
fentlichen Dienst kann dieses Instrument im Rahmen 
eines Tarifvertrages greifen. In der Privatwirtschaft 
greift nur die durchgreifende Steuerprogression, die 
Sie abschaffen, oder eine Ergänzungsabgabe. Die ca. 
20 % Besserverdienenden in der Gesellschaft, wozu in 
einer großen Zahl auch Selbständige wie Herr Grün- 
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beck gehören, sind ohne Wohlstandsverlust in der 
Lage, die Einkommensumverteilung zugunsten von 
Arbeitslosen zu finanzieren. Es ist schon unchristlich 
im Sinne des Wortes, daß die Steuerreform der CDU/ 
CSU genau umgekehrt verfährt. Die oberen 20 % der 
Einkommensbezieher erhalten 56 % der Lohnsteuer-
entlastung, die unteren 20 % 1 %. 

(Andres [SPD]: Das stimmt! Ja!) 
Wer die massenhafte Arbeitslosigkeit ernsthaft be-
kämpfen will, der muß beschleunigt die Wochenar-
beitsverkürzung mit Einkommensumverteilung kom-
binieren. Solch eine Strategie läßt sich nicht im Soli-
darpakt mit der Indust rie vereinbaren, sondern nur in 
der radikalen politischen Auseinandersetzung mit 
den besserverdienenden Schichten der Bundesrepu-
blik. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Mit Ihrem schnellen 
Reden beuten Sie die Stenographen aus!) 

Diese Erkenntnis muß leider erobert werden. Sie geht 
anscheinend verloren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Warrikoff. 

Dr. Warrikoff (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nachdem die GRÜNEN zwar 
wortreich, aber immerhin ganz darauf verzichtet ha-
ben, zu ihrem eigenen Gesetzentwurf zu reden — das 
habe ich vermißt; Sie haben die ganze Welt behan-
delt, aber nicht Ihren Gesetzentwurf — , möchte ich 
mit Ihrer Genehmigung, Herr Präsident, mich doch 
mit der vorliegenden Vorlage befassen, auch wenn 
das ungewöhnlich erscheinen mag. 
Mein Thema ist, damit das nicht ganz verlorengeht, 

nicht die weltpolitische Gesamtlage und schon gar 
nicht in dialogischer Sicht, sondern der Gesetzentwurf 
der GRÜNEN zum Überstundenabbau. Auch wir, die 
CDU/CSU, sind der Ansicht, daß unnötige Überstun-
den unter allen Umständen vermieden werden soll-
ten, weil es in der Tat ein Akt der Solidarität gegenü-
ber den Arbeitslosen und Arbeitsuchenden ist, wenn 
Überstunden reduziert werden. Sie sollten auf das 
notwendige Maß zurückgebracht werden. Wir haben 
entsprechende Empfehlungen der Sozialpartner im-
mer begrüßt. 
Die Überstunden, meine Damen und Herren, haben 

zwei Gesichter. Das eine Gesicht, das man sehr ernst 
nehmen muß, ist das Gesicht des Gesundheitsschut-
zes. Dafür gibt es schon Regeln. Es gibt die alte Ar-
beitszeitordnung. Hierfür haben wir Überlegungen 
über eine Reform des Arbeitsrechts angestellt, und 
zwar mit dem Schwerpunkt des gesundheitlichen 
Schutzes der Arbeitnehmer und auch des Schutzes bei 
Sonn- und Feiertagen. Das zweite Gesicht ist das Ge-
sicht der Arbeitsbeschaffung, wenn Sie so wollen. 
Ausschließlich diesen Punkt sprechen Sie im Rahmen 
Ihres Gesetzentwurfes an. Da sind wir völlig anderer 
Ansicht. Wir halten Arbeitszeit- und Überstundenre-
gelung für ein ungeeignetes System, um Arbeits-
marktfragen zu lösen. Wir halten es für ein sehr wich-
tiges Instrument für die Frage der Gesundheit der 
Menschen im Arbeitsleben. 

Meine Damen und Herren, wir haben in unserer 
Arbeitswirklichkeit ein Übermaß an Reglementie-
rung. Wir sind meterweise eingepackt in alle mögli-
chen Vorschriften, 

(Hinksen [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Unfallvorschriften, Betriebsverfassung und alle mögli-
chen arbeitsrechtlichen Nebengesetze. 

(Andres [SPD]: Sie wollen es unreglemen

-

tiert; das wissen wir!)  

Es ist inzwischen so weit, daß man einen Mitarbeiter, 
der auf diesem Gebiet tätig ist, ausschließlich damit 
befassen kann, neu eingehende Gesetze zu lesen bzw. 
auf dem Stand dieses Übermaßes an Reglementierun-
gen zu bleiben. 

(Andres [SPD]: Sie haben es am liebsten un

-

reglementiert, Herr Warrikoff!) 

Deswegen sind wir der Ansicht, daß weitere Ein-
grenzungen der Flexibilität nicht möglich sind. Hier-
bei müssen wir auch berücksichtigen, daß es unsinnig 
ist, sämtliche Branchen über einen Kamm zu scheren. 
Es gibt nun einmal Branchen — z. B. die Gastronomie, 
z. B. den Einzelhandel — , wo es verschiedene Bela-
stungen in Abhängigkeit von der Saison gibt. Das 
gibt es übrigens auch in der Industrie. 

(Stratmann [GRÜNE]: Lesen Sie einmal un

-

seren Entwurf!) 

Wir können doch nicht in einer Zeit, wo wenig Arbeit 
da ist, 40 Stunden arbeiten und das hart durchfahren, 
wenn alle sagen, wir könnten jetzt mit 35 oder 
34 Stunden auskommen, weil einfach wenig Arbeit da 
ist, und dann hart deckeln, wenn es Wochen gibt, wo 
wirklich viel zu tun ist und alle rangehen und die Auf-
gaben bewältigen wollen. Das ist nicht im Interesse 
der Mitarbeiter. 

(Beifall des Abg. Hinsken [CDU/CSU]) 

Das wollen die auch gar nicht. Sie wollen immer, daß 
ihre Arbeitszeit auf das vernünftigste eingesetzt wird. 
Übrigens ist das auch eine Frage der Würde des Men-
schen. Ich stelle doch niemanden hin und lasse ihn 
Däumchen drehen, wenn er später keine Gelegenheit 
hat, die entsprechende Arbeit nachzuholen. 

Wir müssen mit dem wertvollsten Gut, das wir in 
unserer Volkswirtschaft und darüber hinaus haben, 
nämlich der menschlichen Arbeitskraft, sorgfältig um-
gehen. Deswegen ist die Ergreifung restriktiver Maß-
nahmen keine Methode, die wir hier anwenden soll-
ten, sondern es geht darum, daß wir mit positiven 
Maßnahmen insbesondere neue Arbeitsplätze schaf-
fen und die Hemmschwelle zur Einstellung von neuen 
Mitarbeitern abbauen. 

Ich erinnere hier an unsere Arbeitsförderungsmaß-
nahmen, die ja von der Opposition — sowohl von der 
roten als auch von der grünen — immer wieder kon-
sequent ignoriert werden. Die Tatsache, daß wir die 
Mittel dafür verdoppelt haben, wird von den Damen 
und Herren der Opposition wahrscheinlich nie zur 
Kenntnis genommen. 

Ich erinnere auch an das Beschäftigungsförde-
rungsgesetz, das von der SPD nachdrücklich ange-
griffen wurde. Ich bin der Ansicht, daß es Konfliktsi-
tuationen gibt, etwa der Art, daß ein Betrieb sieht: Im 
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nächsten Vierteljahr sind zusätzliche Aufgaben zu er-
füllen, es sind zusätzliche Arbeiten abzuwickeln. Jetzt 
hat dieser Betrieb die Wahl, das entweder durch Über-
stunden zu machen oder durch die Einstellung von 
Mitarbeitern, allerdings nur mit einem Teilzeitver-
trag. Ich sehe einen zusätzlichen Anreiz für den Ar-
beitgeber — im übrigen im Einvernehmen mit dem 
Betriebsrat —, das per Überstunden zu machen, wenn 
nicht oder kaum die Möglichkeit besteht, das mit ei-
nem Teilzeitvertrag zu machen. Insofern hat sich das 
Beschäftigungsförderungsgesetz aus unserer Sicht 
bewährt. Wir wollen ja auch dafür sorgen, daß sich die 
Dinge weiterentwickeln. 
Man sollte vor diesem Hintergrund aber nicht ver-

gessen, allen, die hier beteiligt sind — den Sozialpart-
nern, Arbeitgebern, Betriebsräten, Verwaltungsrä-
ten — , für die Erfolge zu danken, die bereits erzielt 
worden sind. Es ist ja schon eine ganze Menge ge-
schehen in bezug auf den Abbau von Überstunden. 
Die Statistiken zeigen hier ein gutes Bild. Ich selber 
würde es gern sehen, daß wir eine Methode finden, 
um das ständige Ableisten von Überstunden zu ver-
hindern. Es gibt Situationen, in denen in einer Allianz 
zwischen Betriebsräten, Arbeitnehmern und Arbeit-
gebern ganz bewußt und gezielt auf Dauer Überstun-
den geleistet werden. Ich habe Verständnis dafür, daß 
man Überstunden, die innerhalb eines Zeitraumes 
von drei Wochen einmal anfallen, einfach vergessen 
kann, aber wenn Woche für Woche, jahraus, jahrein 
Überstunden geleistet werden, dann sollte in der Tat 
ein zumindest politischer Druck auf die Betroffenen 
einsetzen, damit hier zusätzliche Arbeitsplätze besetzt 
werden. 

(Andres [SPD]: Sie müssen nur ein ordentli

-

ches Arbeitszeitgesetz machen! Dann ist das 
in Ordnung!) 

Herr Kollege von den GRÜNEN, das einzige, was 
Sie zu Ihrem eigenen Gesetzentwurf gesagt haben, 
war ja diese geradezu überwältigende Umrechnung 
der Überstunden in neue Arbeitsplätze. Meinen Sie 
denn allen Ernstes, Sie könnten eine Überstunde, die 
ein hockqualifizierter Mann, sagen wir einmal ein 
Fluglotse am Frankfurter Flughafen, leistet, mit der 
Arbeitsleistung eines anderen hochqualifizierten 
Mannes, nämlich eines Stahlkochers in Rheinhausen, 
verrechnen? Das ist doch nicht Ihr Ernst. So haben Sie 
aber gerechnet. 

(Abg. Sellin [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Bitte, stellen Sie eine Zwischenfrage, wenn Sie wol-
len. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte schön, Herr Abge-
ordneter Sellin. 

Sellin (GRÜNE) : Ich möchte Ihnen eine Frage dazu 
stellen. Die Ausbildungsquote in der Industrie über 
alle Branchen hinweg ist halb so hoch wie die von 
Handel und Handwerk, und diese Situation hat dazu 
beigetragen, daß Sie keinen „Vorrat" von qualifizier-
ten Arbeitskräften schaffen, die z. B. auch als Fluglot-
sen oder in anderen Sektoren der neuen Technolo-
gien, wo es Engpässe gibt, eingesetzt werden kön-
nen. 

Dr. Warrikoff (CDU/CSU): Ich kann Ihnen nur sa-
gen: Ihre Ausdrucksweise — Sie sagen, wir wollen 
irgendwelche Leute auf „Vorrat" ausbilden — finde 
ich auch abenteuerlich. Wir bilden Leute nicht auf 
Vorrat aus, sondern ausschließlich zu dem Zweck, daß 
sie auch eine entsprechende Tätigkeit ergreifen kön-
nen. Das ist doch selbstverständlich. 

Vizepräsident Cronenberg: Es wäre nett, wenn Sie 
Ihre Zwischenbemerkungen nächstens mindestens 
formal in die Form einer Frage kleiden könnten, Herr 
Abgeordneter. 

Dr. Warrikoff (CDU/CSU): Ich habe mir erlaubt, es 
zu einer Frage umzudeuten. 
Meine Damen und Herren, im übrigen würde das 

sehr starre Konzept, das die GRÜNEN hier vorlegen 
— Sie haben ja nur vor, bis zu zwei Überstunden wö-
chentlich, also 42 Stunden zuzulassen — , bei Kata-
strophen, Unglücksfällen o. ä. wirklich zu ernsten 
Schwierigkeiten führen. Es kommt also überhaupt 
nicht in Frage. Würden Sie einen Betrieb mit 1 000 
Beschäftigten allen Ernstes deswegen vollkommen 
stillegen, weil die Mitarbeiter der Instandsetzung 
schon ihre 42 Stunden in der betreffenden Woche ab-
geleistet haben? Das können Sie doch nicht ernsthaft 
wollen. Es gibt sowohl Mangelsituationen in bezug 
auf bestimmte Berufsrichtungen als auch in bezug auf 
bestimmte betriebliche Ausnahmezustände, in denen 
es überhaupt nicht anders geht, als durch die Ablei-
stung von Überstunden über die Schwierigkeiten hin-
wegzukommen. 
Meine Damen und Herren, zum Schluß meiner Be-

merkungen möchte ich noch ein Wort zu einem beson-
ders beliebten Thema sagen, nämlich zur wöchentli-
chen Arbeitszeit und zu dem Weg in die 35-Stunden-
Woche. Es gibt ja hier im Hause viele, die sich ganz 
engagiert für die 35-Stunden-Woche einsetzen. 

(Andres [SPD]: Im Gegensatz zu Ihnen!) 
— Es gibt da feine Unterschiede. Auch ich bin für die 
35-Stunden-Woche. Ich bin sogar für die 20-Stunden-
Woche, allerdings ohne Lohnausgleich. Wir treten 
sehr für Teilzeitarbeit ein, allerdings — ich wieder-
hole mich — ohne Lohnausgleich. 
Wenn das die Gewerkschaften gemeinsam mit den 

Arbeitgeberverbänden so hartnäckig wollen: Wer im-
mer die wöchentliche Arbeitszeit drastisch verkürzt, 
hebt natürlich die Versuchung zur Leistung von Über-
stunden an. Das ist doch ganz selbstverständlich. Des-
wegen wird die Verkürzung der wöchentlichen Ar-
beitszeit automatisch dazu führen, daß wir auch im-
mer mehr Überstunden fahren werden. 
Meine Damen und Herren, es wird Sie nicht über-

raschen, wenn ich Ihnen jetzt mitteile, daß die CDU/ 
CSU-Fraktion den Gesetzentwurf der GRÜNEN ab-
lehnt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stratmann 
[GRÜNE]: Unglaublich!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schreiner. 

Schreiner (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich bin nicht sicher, ob es sich die Kol- 
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legen von der CDU in dieser Frage nicht zu leicht 
machen. Die Diskussion um die Überstunden gewinnt 
ihre besondere dramatische Qualität vor dem Hinter-
grund von über zwei Millionen Arbeitslosen bzw., 
wenn man die stillen Reserven einrechnet, von mehr 
als drei Millionen. Das kann man nicht einfach so 
salopp wegtun. Ich werde auf die zentralen Argu-
mente einzugehen versuchen. 
Wenn die Untersuchungen, die wir unter anderem 

auch vom IAB in Nürnberg haben, richtig sind, dann 
existiert in der Tat ein Block von 1,6 bis 1,9 Milliarden 
Überstunden. Wenn man sie sehr theoretisch — das 
ist ja eingeräumt — in Vollzeitarbeitsplätze umrech-
nen würde, käme eine Summe von rund einer Mil lion 
Arbeitsplätzen heraus. Das ist eine sehr theoretische 
Berechnung, darum geht es mir nicht. 
Der entscheidende Punkt ist, daß es bei einer nen-

nenswerten Reduzierung von Mehrarbeit oder, auf 
gut deutsch: von Überstunden zu einem nennenswer-
ten Block von neuen Erwerbsarbeitsplätzen kommen 
könnte. Dies könnte ein Mosaikstein im Gefolge einer 
Strategie in Richtung Vollbeschäftigung sein. Das ist 
der entscheidende Punkt; um mehr geht es nicht. 

Vizepräsident Cronenberg: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Grünbeck? 

Schreiner (SPD): Bitte. 

Grünbeck (FDP): Herr Kollege Schreiner, würden 
Sie einmal in Ihrer Blockrechnung nicht nur die Über-
stunden, die ja geleistet und bezahlt werden, und 
zwar mit Zuschlägen, einrechnen, sondern würden 
Sie da einmal die Summe aller in der Schwarzarbeit 
geleisteten Stunden dagegenrechnen, die möglicher-
weise theoretisch ebenso eine Million neue Arbeits-
plätze ergeben könnten? 

Schreiner (SPD): Ich habe überhaupt keine Schwie-
rigkeiten mit Ihrer Frage, Herr Kollege. Das ist ja nicht 
alternativ zu sehen, sondern das kann man kumulativ 
sehen. 

(von der Wiesche [SPD]: Wer beschäftigt 
denn die Schwarzarbeiter?) 

— Meine Güte, es ist doch nicht so, als ob wir als 
Sozialdemokraten jetzt die Schwarzarbeit als Alterna-
tive feiern wollten. In welches Licht wollen Sie uns 
denn da bringen? Das ist ja etwas ganz Neues. Also, 
das war keine besonders spannende Frage. 

(Beifall bei der SPD — Grünbeck [FDP]: Das 
war keine besonders qualifizierte Antwort!) 

— Auf völlig daneben liegenden Fragen kann man 
auch keine besonders klugen Antworten geben; das 
ist eine große Schwierigkeit. Die eigentliche Kunst, 
Herr Kollege, besteht darin, kluge Fragen zu stellen. 
Kluge Antworten zu geben ist wesentlich einfacher. 

(Lachen bei der FDP) 
Der zweite Punkt: Die Zahl der Überstunden liegt, 

wenn man sie auf die Beschäftigten umrechnet, bei 
etwa 1,6 Stunden je Beschäftigten. Diese Zahl ist we-
nig aussagekräftig, da nur jeder fünfte Arbeitnehmer 
in der Bundesrepublik Überstunden ableistet. Das 
heißt, die Durchschnittsgrößen drücken das teilweise  

extrem hohe Überstundenvolumen in bestimmten Be-
trieben und Branchen überhaupt nicht aus. 
Wir haben eine Reihe von Erhebungen aus der Ar-

beitsmarktforschung, die im übrigen sagen — da wird 
es ja interessant — , daß die Überstunden weitestge-
hend kontinuierlich gefahren werden, also fester Be-
standteil der Produktions- und Arbeitsplanung in den 
Betrieben sind und im Regelfall nicht dazu dienen, 
sporadisch auftretende, nicht vorhersehbare Auf-
tragserweiterungen abzudecken. 

(Grünbeck [FDP]: Wer sagt denn so etwas?) 
— Das sind Untersuchungen des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung in Nürnberg; diese kann 
man Ihnen beibringen. 
Der zentrale Punkt dabei ist folgender: Es muß un-

terschieden werden zwischen bestimmten Formen 
von Dauermehrarbeit, die wir problemlos reduzieren 
könnten, und Überstunden als Flexibilitätsreserven, 
die auch wir als Sozialdemokraten nicht angreifen 
wollen. Das ist im übrigen der Punkt, warum wir den 
Antrag der GRÜNEN zwar nicht ablehnen, da wir die 
Grundtendenz für richtig halten, aber ihm auch nicht 
zustimmen können, weil die verbleibenden Spiel-
räume aus unserer Sicht zu eng sind. 
Wir haben in unserem eigenen Arbeitszeitgesetz-

entwurf, der ebenfalls in den parlamentarischen Bera-
tungen ist, eine Flexibilitätsreserve von zwei plus 
zwei. Das heißt, unter bestimmten Voraussetzungen 
ist eine wöchentliche Mehrarbeit von bis zu vier Stun-
den möglich. Mir ist es bislang nicht gelungen, Argu-
mente zu finden, die belegen könnten, daß bei einer 
Flexibilitätsreserve von vier Mehrarbeitsstunden in 
der Woche Betriebe nicht mehr handlungsfähig sein 
können. Das ist mir bisher trotz intensiver Studien ent-
sprechender Untersuchungen nicht gelungen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Stratmann, ich 
glaube, der Abgeordnete Schreiner ist einverstanden, 
daß Sie eine Zwischenfrage stellen. 

Schreiner (SPD): Es füllt sich aber jetzt allmählich. 
Aber wenn mir das nicht angerechnet wird. 

Vizepräsident Cronenberg: Bis jetzt habe ich das 
nicht angerechnet. Ich werde, wenn ich das tue, Sie 
vorher darauf aufmerksam machen, Herr Abgeordne-
ter Schreiner. 
Herr Abgeordneter Stratmann. 

Stratmann (GRÜNE): Ich will mich anstrengen, eine 
kluge Frage zu stellen. 

(Schreiner [SPD]: Ich will das nicht kommen

-

tieren!) 
Herr Schreiner, Sie wissen sicherlich wie wir, daß 

nach groben Schätzungen des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung zirka 65 % der geleiste-
ten Überstunden regelmäßige Überstunden sind, die 
von vornherein sowohl in der Unternehmensplanung 
als auch in der Einkommensplanung der Überstunden 
leistenden Beschäftigten enthalten sind. 

(Zuruf von der SPD: Das hat er vor zwei Mi

-

nuten gesagt!) 
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Stimmen Sie mir deswegen zu, daß ein wesentlich 
drastischerer Abbau der Überstunden notwendig ist, 
nämlich auf zwei Stunden, wobei man natürlich über 
einen unvorhergesehenen Flexibilitätsbedarf in Not-
fällen — das hat auch Herr Warrikoff angesprochen — 
in  der Ausschußberatung reden kann? 

Schreiner (SPD): Ich stimme Ihrer Ausgangsein-
schätzung zu. Das ist das, was ich vor wenigen Minu-
ten nach den Untersuchungen, die mir vorliegen, als 
eigene Einschätzung vorgetragen habe. Man kann 
nun in Ruhe darüber diskutieren, ob zwei oder zwei 
plus zwei die angemessene Antwort ist. Wir sind der 
Auffassung gewesen, die Spielräume relativ weit zu 
ziehen, um es denen ganz schwer zu machen, die 
Gegenargumente vorbringen. Man kann darüber re-
den, ob nicht in einer zweiten Phase die Spielräume 
enger gezogen werden müssen. Das ist der weiteren 
Diskussion vorbehalten. Aber ich denke, daß unsere 
Antwort sowohl eine Antwort ist im Blick auf Arbeits-
losigkeit als auch im Blick auf die notwendigen unter-
nehmerischen Spielräume, nämlich in bestimmten Si-
tuationen gewisse Flexibilitätsreserven zu haben. 

Vizepräsident Cronenberg: Nun noch eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Grünbeck. Danach 
müßte ich die Zeit allerdings anrechnen. 

Schreiner (SPD): Dann ist Schluß, dann reicht es. 

Grünbeck (FDP): Ich kann keine kluge Frage stel-
len, aber eine ganz realistische: Ist Ihnen z. B. eine 
feste unternehmerische Planung für Überstundenzah-
len im Bereich der Auslandsmonteure bekannt — ihre 
Zahl macht in der Bundesrepublik etwa 300 000 aus 
—, d. h. ist Ihnen bekannt, daß die Unternehmen, die 
mit Auslandsmonteuren arbeiten — wir sind froh, daß 
wir sie haben — , feste Größen von Überstunden ein-
planen, weil wir sonst überhaupt keine Auslandsmon-
teure mehr hätten, die wochenlang von ihren Familien 
getrennt leben müssen und den zusätzlichen Ver-
dienst von vornherein einkalkulieren? Wir hätten 
sonst gar nicht mehr genug Leute in der Auslands-
montage. 

(Reimann [SPD]: Wie viele sind das denn?) 
— 300 000. Das sollte ein Gewerkschaftler eigentlich 
wissen. 

(Reimann [SPD]: Warum?) 

Schreiner (SPD): Herr Kollege Grünbeck, mir ist 
diese Zahl bislang nicht bekannt gewesen. Aber mir 
ist darüber hinaus nicht bekannt, wieso das dort not-
wendige Maß an Überstunden — ich unterstelle ein-
mal, daß das in der Tat notwendig ist — nicht abge-
deckt werden kann durch die Regelung, die wir in 
unserem Arbeitszeitgesetzentwurf vorschlagen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist keine Ant

-

wort!)  
Die beiden zentralen Argumente, die von der poli-

tischen Rechten bislang in der Diskussion gegen eine 
Einschränkung von Mehrarbeit vorgetragen worden 
sind, lauten: Erstens. Die Tarifpartner sind originär 
zuständig für Eingrenzungen von Mehrarbeit. Ich 
will dazu eine Bemerkung machen. Bisher bestand in 
diesem Haus eigentlich ein Konsens darüber — dieser 

Konsens reichte, glaube ich, zumindest bis weit hinein 
in die CDU — , daß, was die Funktion des Arbeitsrech-
tes anbelangt, ein Spannungsverhältnis zwischen den 
gesetzlichen Schutzrechten auf der einen Seite und 
den tarifvertraglichen Vereinbarungen auf der ande-
ren Seite besteht. Die zentrale Funktion des Gesetz-
gebers in diesem Bereich besteht darin, Mindestar-
beitsbedingungen festzulegen. Das ist der zentrale 
Punkt. 

Aufbauend auf diesen Mindestarbeitsbedingungen 
im Bereich Urlaubsregelung, im Bereich Lohnfortzah-
lung, im Bereich Kündigungsschutz, im Bereich Ar-
beitszeit ist es dann natürlich den Tarifvertragspar-
teien völlig unbenommen, weitergehende und den 
spezifischen Verhältnissen der einzelnen Branchen 
Rechnung tragende Vereinbarungen zu treffen. Das 
ist das Wechselspiel zwischen staatlicher Sozial-
schutzgesetzgebung auf der einen Seite und den tarif-
vertraglichen Vereinbarungen auf der anderen 
Seite. 

Meine feste Überzeugung ist, daß dieses Wechsel-
spiel im Bereich des Arbeitszeitsektors überhaupt 
nicht mehr funktioniert, weil die staatliche Schutzge-
setzgebung von den sozialen Verhältnissen vollstän-
dig überrollt worden ist. Das will ich Ihnen in wenigen 
Sätzen belegen. Wir haben eine gesetzliche Regelar-
beitszeit in der Woche von 48 Stunden. Mir kann doch 
im Ernst keiner der hier anwesenden Damen und Her-
ren erläutern, wieso diese gesetzliche Wochenregel-
arbeitszeit von 48 Stunden angesichts der realen Ver-
hältnisse — fast 100 % aller Beschäftigten arbeiten 
40 Stunden und weniger — noch irgend etwas mit der 
sozialen Wirklichkeit zu tun haben soll. 

(Grünbeck [FDP]: Aber natürlich!) 

Das heißt, daß die soziale Schutzgesetzgebung im Be-
reich der Arbeitszeit nicht mehr funktioniert, auf Null 
ist. 

(Zuruf von der SPD) 

Das ist auch völlig klar. Wir haben ein Arbeitszeitge-
setz von 1938, ein Arbeitszeitgesetz, das in seinen 
Grundbestandteilen in der ersten Phase nach dem 
Ersten Weltkrieg entwickelt worden ist und die sozia-
len Verhältnisse der damaligen Zeit reflektiert. 

Wenn Sie nun behaupten, die Tarifparteien seien 
allein und vorneweg dafür verantwortlich, dann heißt 
dies im Ergebnis, 

(Grünbeck [FDP]: Auch! Nicht allein!) 

daß Sie das Wechselspiel zwischen staatlicher Schutz-
gesetzgebung und den Tarifparteien aufkündigen 
und die staatliche Schutzgesetzgebung auf Nu ll  brin-
gen wollen. Das würde für bestimmte Positionen ja 
auch einen Sinn machen, die seit Jahren davon reden, 
daß die Notwendigkeit der Deregulierung staatlicher 
Schutzgesetze für Arbeitnehmer massiv vorangetrie-
ben werden müßte. In einigen Teilen ist das in den 
vergangenen Jahren ja auch geschehen. 

(Zuruf von der SPD) 

Das ist der erste Punkt. 

Die Frage an die CDU-Kolleginnen und -Kollegen 
müßte sein: Gilt das eigentlich noch? Ist das noch Kon-
sens? Legen wir noch Wert auf eine staatliche Schutz- 
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gesetzgebung im Bereich Arbeitszeit? Wenn ja, wie 
müßte sie dann aussehen, wenn sie nicht zur Farce 
oder zum bloßen Alibi verkommen soll? 

Im übrigen wissen Sie genauso gut wie wir, daß die 
Betriebsräte, die in die Pflicht genommen werden sol-
len, Überstunden einzugrenzen, unter einem doppel-
ten Druck stehen, daß auf der einen Seite die Unter-
nehmensführungen auf die Betriebsräte Druck ma-
chen und daß auf der anderen Seite nicht unerhebli-
che Teile der Belegschaften die Betriebsräte unter 
Druck setzen, weil ihnen natürlich auch das Hemd, 
ein kleines bißchen mehr zu verdienen, näher ist als 
der Rock der Solidarität mit den Arbeitslosen. Also, 
das weiß jeder, daß die Betriebsräte diesen doppelten 
Druck gar nicht aushalten können, es sei denn um den 
Preis ihrer Abwahl; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na und?) 

daß auch aus diesen Gründen der ständige Hinweis 
auf die Pflicht der Betriebsräte mit der sozialen Wirk-
lichkeit so gut wie nichts gemein hat, daß es nur als 
Alibi dazu dient, den Staat aus seiner Schutzfunktion, 
uns, den Gesetzgeber, aus unserer Schutzfunktion zu 
entlassen. 

(Grünbeck [FDP]: Sie stellen den Betriebsrä

-

ten ein schlechtes Zeugnis aus!) 

Ich nenne Ihnen noch ein anderes Argument: Ge-
sundheit. Das ist in einer sehr allgemeinen Formulie-
rung angedeutet worden; ich glaube, vom Kollegen 
Warrikoff. Ich sage Ihnen: Nach den Untersuchungen 
des IAB erfolgt der Einsatz von Überstunden ergän-
zend mit anderen vom Normalarbeitstag abweichen-
den Arbeitszeiten. Beispielsweise 13 % der Samstags-
arbeiter leisten an jedem Tag Überstunden, 18 % der 
Sonntagsarbeiter und 13 % der Schichtarbeiter. Das 
heißt, hier kulminieren besondere Belastungen. Und 
es ist kein Wunder — man kann Ihnen das jedes Jahr 
erneut sagen; das ist ja gewissermaßen wie Schall und 
Rauch — , daß jeder zweite tödliche Betriebsunfall im 
Überstundensektor passiert, daß fast jeder zweite 
schwere Betriebsunfall im Überstundensektor pas-
siert. Das heißt, aus dem zwingenden unmittelbaren 
Interesse der Kollegen müßten hier vernünftige Ver-
besserungen getroffen werden. Es geht nicht nur um 
die Solidarität mit Arbeitslosen, 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

es geht auch um Solidarität mit sich selbst. 

Ich will zum zweiten Argument, das ebenso häufig 
vorgetragen worden ist, noch einige Schlußbemer-
kungen machen. Es ist gesagt worden, eine der Sinn-
gebungen des Beschäftigungsförderungsgesetzes sei 
es gewesen, durch die massive Einführung von Zeit-
verträgen die Überstunden zu kappen. Alle Zahlen, 
die wir bisher gehört haben, geben genau dieses nicht 
her. Es hat in den letzten Jahren keinen nennenswer-
ten Abbau von Überstunden durch Zeitverträge gege-
ben. Aber der Preis, den die Arbeitnehmer, die mit 
Zeitverträgen bedacht werden, zahlen, ist sehr hoch 
und für uns zu hoch. 

Ich sage Ihnen auch hier noch einmal das zentrale 
Argument. Ein Arbeitnehmer, der einen Zeitvertrag 
von drei Monaten hat, anschließend wieder arbeitslos 
wird, eine Weile später vielleicht wieder etwas Klei-

nes findet, der kann sein Leben nicht mehr planen, 
und er kann schon gar nicht das Leben einer Familie 
planen. Ein solcher Arbeitnehmer lebt buchstäblich 
von der Hand in den Mund. Das sind Arbeitsverhält-
nisse minderer, diskriminierender Qualität. 

(Sellin [GRÜNE]: Amerikanischer Qualität!) 

— Das ist amerikanisches Prinzip: heuern und feuern. 
Und das wollen wir nicht als Sozialdemokraten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Deshalb fordern wir Sie nachdrücklich auf, an Lösun-
gen mitzuwirken, die auch die Arbeitnehmer in eine 
angemessene Situation bringen. 

Sie haben heute morgen die Verlängerung der Vor-
ruhestandsregelung abgelehnt. Es wird Ihnen wenig 
nützen, hier gegen die Verringerung von Mehrarbeit 
zu polemisieren. Sie haben gestern im Sozialausschuß 
Betroffenheit gezeigt, als wir die Studie der Evangeli-
schen Kirche zur Langzeitarbeitslosigkeit angehört 
haben. 

Ich sage Ihnen zum Schluß folgendes. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Sie arbeiten doch 
auch 60 Stunden in der Woche!) 

Vizepräsident Cronenberg: Ich wäre Ihnen dank-
bar, wenn Sie diese Ihre Ankündigung wahrmachen 
würden, Herr Abgeordneter, weil Sie schon deutlich 
überzogen haben. Dabei habe ich Ihnen die Zeiten 
nicht angerechnet. 

Schreiner (SPD): Ich möchte zum Schluß nur noch 
auf den Vorwurf eingehen, ich würde 60 Stunden in 
der Woche arbeiten. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Eine Frage war das!) 

So, wie Sie mit Teilen unserer Bevölkerung umgehen, 
müßte jeder Sozialdemokrat 100 Stunden in der Wo-
che arbeiten, damit Sie möglichst schleunigst aus dem 
Amt gejagt werden! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Heinrich. 

Heinrich (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Der Gesetzentwurf der GRÜ-
NEN beschreitet wieder einmal den falschen Weg. 
Wenn ich richtig aufgepaßt habe, was der Kollege 
Schreiner gerade gesagt hat, kann er sich, wenn das 
die Politik der SPD ist, in gleichem Maße so angespro-
chen fühlen. Auch Sie beschreiten den falschen Weg: 
Mehr Reglementierung, mehr Bürokratie ist diese De-
vise. Auf diesem Weg werden wir Ihnen nicht fol-
gen. 

Wir haben heute morgen vom Kollegen Hoss, von 
Herrn Sellin, von Ihnen Rechenbeispiele gehört. Das 
erbringt den Beweis, daß Sie zwar Rechenkünstler, 
aber keine Arbeitsmarktpolitiker sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Andres  [SPD]: Das müssen Sie gerade sagen, 

Sie Arbeitsmarktpolitiker!) 

— Ich komme darauf. — Sehen Sie denn nicht den 
Unterschied zwischen einem rechnerischen Beispiel 
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und den Realitäten, wie sie draußen herrschen? Ich 
sage Ihnen: Die Solidarität mit sich selbst müssen Sie 
sich wohl vom Staat verordnen lassen, damit Sie über-
haupt in der Lage sind, die Dinge in der Zukunft rich-
tig zu meistern. 

Können wir uns einen solchen Luxus auf Dauer in 
einem gemeinsamen Markt, im internationalen Wett-
bewerb leisten? Ihr Gesetzentwurf läuft letztendlich 
auf Arbeitsplatzvernichtung hinaus. Alle wissen, daß 
mehr Flexibilität notwendig ist, wenn wir im interna-
tionalen Wettbewerb mithalten wollen. Ich erwähne 
nur den Umbau des Luxusdampfers „Queen Eliza-
beth" in Bremen. Hier wurde Arbeit geschaffen, hier 
wurde in kürzester Zeit eine Arbeit erledigt. Die Ar-
beiter in Bremen haben davon profitiert. 

(Heyenn [SPD]: So was haben wir ja auch 
täglich!) 

Selbstverständlich unterstützen wir die Bestrebun-
gen der Tarifpartner, nicht unbedingt notwendige 
Überstunden einzuschränken. Die Bet riebe und ihre 
Arbeitnehmer vor Ort müssen darüber entscheiden 
können. 

(von der Wiesche [SPD]: Sie wollen doch die 
Betriebskosten senken!) 

Es leuchtet keineswegs ein, daß man einerseits mehr 
Mitbestimmungsrechte für die Betriebsräte fordert, 
andererseits aber in jedem Fall, wo ein ausdrückliches 
Mitbestimmungsrecht besteht, nach dem Gesetzge-
ber ruft. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 
Was das Argument angeht, die Bet riebsräte seien 

machtlos dem Druck der Belegschaft oder des Arbeit-
gebers ausgesetzt, so kann ich dieses nicht akzeptie-
ren. 

Eine gesetzliche Beschränkung hilft hier nicht wei-
ter. Sie gefährdet die Flexibilität der Unternehmen 
und verringert unsere internationale Wettbewerbsfä-
higkeit. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Richtig!) 

Außerdem ist es — lassen Sie mich ein Argument 
hinzufügen — familienfeindlich. Es gibt in vielen Fa-
milien, in denen nur ein Ernährer da ist, eine ganz 
schöne Aufbesserung der Kasse, wenn hin und wieder 
eine Überstunde verdient werden kann. Auch das ist 
ein Argument, das man, glaube ich, nicht ganz über-
sehen darf. 

(Heyenn [SPD]: Sie meinen, viele Überstun

-

den sind familienfreundlich?) 
—Reden Sie mal draußen vor Ort mit den Leuten, ob 
sie das gern tun oder nicht. 

(Heyenn [SPD]: Ist dies das Familienbild der 
FDP?) 

—Ich sage: Es ist nicht das Argument, aber es ist ein 
zusätzliches Argument. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Heinrich, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Stratmann? 

Heinrich (FDP): Bitte sehr. 

Stratmann (GRÜNE): Können Sie mir Ihr Familien-
verständnis näher erläutern? Wenn ich der Logik Ihres 
Arguments von eben folge, würde das doch heißen: je 
mehr Überstunden, desto mehr Geld in der Familien-
kasse, desto länger ist in der Regel der Mann von zu 
Hause weg, desto besser die Familie. 

(Grünbeck [FDP]: Er hat nicht zugehört! — 
Heyenn [SPD]: Wessen Erfahrungen sind das 

eigentlich?) 

Heinrich (FDP): Herr Kollege Stratmann, ich weiß 
nicht, von welcher Erfahrung vor Ort Sie ausgehen 
können, 

(Stratmann [GRÜNE]: Von meiner!) 

um sich tatsächlich einmal in eine Familiensituation 
hineinzudenken, in der die Frau Mutter ist und nicht 
arbeiten kann oder will und der Vater die Möglichkeit 
eines Zuverdienstes hat. Ich lege zwar nicht den 
Schwerpunkt auf dieses Argument, aber es ist mit ein 
Argument, das ich als positiv bezeichnen möchte. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Gründe für Überstunden liegen meist in zwei 
Bereichen: Die Unternehmen scheuen vor Neueinstel-
lungen zurück, wenn sie keinen langfristigen, ausrei-
chenden Auftragsbestand haben. Bleiben nämlich die 
Anschlußaufträge aus, so können sich die Unterneh-
men von neu eingestellten Arbeitnehmern in der Re-
gel nur schwer lösen. Zum anderen ist es eine Illusion, 
zu glauben, die zur Vermeidung von Überstunden 
notwendigen qualifizierten Arbeitnehmer ließen sich 
auf dem Arbeitsmarkt so rasch finden. — Jetzt bin ich 
an dem Punkt, bei dem ich eingangs gesagt habe: Das 
ist ein bloßes Rechenexempel. — Der qualifizierte 
Schweißer kann eben nicht durch einen noch so qua-
lifizierten arbeitslosen Lehrer ersetzt werden. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Genauso ist es!) 

Gerade in den Regionen, in denen Überstunden anfal-
len, gibt es vielfach einen Mangel an geeigneten 
Fachkräften. Ich komme aus Baden-Württemberg, ich 
kann mir hier ein Urteil darüber erlauben. Viele Be-
triebe stehen dort in einer komischen Situation, näm-
lich in der, daß sie auf der einen Seite Facharbeiter 
brauchen und auf der anderen Seite diesen Mangel 
angeblich nicht mit Überstunden sollen kompensieren 
können. 

Falsch sind auch Überlegungen, Überstunden, die 
ohnehin schon teurer sind als normale Arbeitszeit, 
durch Verteuerung, beseitigen zu wollen. Denn die 
Schwarzarbeit beweist täglich, daß es mehr Arbeit 
gibt, als offiziell angeboten wird, daß sie aber zu teuer 
geworden ist. In diesem Zusammenhang, glaube ich, 
kann man auch — das ist vorhin von Herrn Dr. Warri-
koff diskutiert worden — die Schwarzarbeit als einen 
Indikator in die Diskussion mit einbeziehen. 

Für Unternehmen sind Überstunden oft die einzige 
Möglichkeit, auf Schwankungen in der Kapazitäts-
auslastung spontan zu reagieren. Wer dies verbietet, 
wer dies über Gebühr einschränkt, schafft nicht neue 
Arbeitsplätze, sondern gefährdet bestehende. Wollen 
Sie den Unternehmen wirklich nahelegen, auf lukra-
tive Aufträge zu verzichten, weil sie kaum mehr Über-
stunden fahren können? 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 83. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Juni 1988 	5609 

Heinrich 

Um es noch einmal ganz klar und deutlich zu sagen: 
Eine gesetzliche Rasenmäherregelung läßt die Viel-
falt der unterschiedlichen Belange und Interessen 
zwangsläufig unberücksichtigt. Sie wirkt kontrapro-
duktiv und entläßt auch die Tarifpartner aus ihrer Ver-
antwortung. 

(Andres [SPD]: So ein Blödsinn!) 
Hier haben wir auch gestern einige sehr deutliche 
Worte von Sachverständigen gehört, die bemängelt 
und klar zum Ausdruck gebracht haben, daß wir auf 
Grund unserer staatlichen Eingriffe die Tarifpartner in 
ihrer Zuständigkeit im letzten Jahrzehnt immer weiter 
in den Hintergrund gedrängt haben. Die Folge davon 
haben wir heute zu beklagen. 

Unser System ist zu starr geworden, unser System 
ist nicht beweglich genug. Wir wollen, daß die Tarif-
parteien ihre Aufgabe hier wieder Schritt für Schritt 
zugewiesen bekommen 

(Reimann [SPD]: Deshalb der 116!) 

und diese Aufgabe im Sinne einer weiteren und bes-
seren Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik ent-
sprechend nutzen. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Segall [FDP]) 

An ihnen, aber auch an den Betriebspartnern liegt es, 
wie dieses Problem praxisnah und leistungsgerecht 
gelöst wird. Aus dieser Verantwortung wollen wir die 
Tarifpartner auch nicht entlassen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Höpfinger. 

Höpfinger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die 
Fraktion DIE GRÜNEN hält ein neues Gesetz für er-
forderlich, weil gesamtwirtschaftlich ein hohes Über-
stundenniveau bestehe und weil angeblich von den 
Tarifvertragsparteien keine angemessenen Impulse 
zur Einschränkung der Überstunden ausgingen. 
Diese Begründung mag für manche zwar einleuch-
tend sein. Sie geht aber an unserer differenzierten 
Wirklichkeit vorbei. 
Dazu zunächst zwei Vorbemerkungen. Erstens. Es 

gibt keine einfachen Antworten auf komplexe Sach-
verhalte. 

(Andres [SPD]: Sehr richtig!) 

Zweitens. Zwischen Theo rie und Praxis bestehen oft 
erhebliche Unterschiede. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Haben Sie noch was in 
Ihrer Schatzschatulle?) 

Deshalb kurz ein Blick auf die Wirklichkeit. 

Erstens. Nach den neuesten Berechnungen des In-
stituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesanstalt für Arbeit hat sich das Gesamtvolumen 
der Überstunden 1987 im Vergleich zu 1986 noch mal 
spürbar verringert und lag mit 1,382 Milliarden Stun-
den um 7,5 % unter dem Vorjahresvolumen von da-
mals 1,494 Milliarden Stunden. Auch der Anteil der 

Überstunden am gesamten Arbeitsvolumen hat 1987 
mit 3,8 To  einen historischen Tiefstand erreicht. 

Zweitens. Diese Zahlen belegen, daß die wiederhol-
ten Aufrufe der Gewerkschaften und der Arbeitgeber-
verbände sowie der Bundesregierung Früchte getra-
gen haben. Die Verringerung der Überstunden ist 
noch höher einzuschätzen, wenn man berücksichtigt, 
daß sich in den letzten Jahren auch die Normalarbeits-
zeiten vermindert haben. So hat sich die tarifliche 
Wochenarbeitszeit von 40 Stunden im Jahr 1984 auf 
39,3 Stunden im Jahr 1987 verkürzt. Entgegen vielen 
Befürchtungen ist die Arbeitszeitverkürzung nicht 
durch mehr Überstunden aufgefangen worden. Im 
Gegenteil; Normalarbeitszeit und Überstunden sind 
zurückgegangen. Das ist ein ermutigendes Signal da-
für, daß die Tarifvertragsparteien sowie die Arbeitge-
ber und die Betriebsräte auf dem richtigen Weg 
sind. 

(Heyenn [SPD]: Und für weitere Arbeitszeit

-

verkürzung!) 

Ich will damit nicht sagen, daß das Problem der 
Überstunden schon gelöst wäre. Alle Beteiligten müs-
sen sich nachhaltig dafür einsetzen, daß die Überstun-
den noch weiter zurückgefahren und statt dessen 
Neueinstellungen vorgenommen werden, wo immer 
es möglich ist. In der derzeitigen Beschäftigungslage 
geht es nicht an, daß immer noch Unternehmen über 
längere Zeiträume hinweg kontinuierlich Überstun-
den leisten lassen und auf diese Weise bewußt Neu-
einstellungen vermeiden. 

Wir sollten uns aber darin einig sein, daß ein staat-
licher Dirigismus nach Art des von den GRÜNEN vor-
gelegten Gesetzentwurfs zum weiteren Abbau der 
Überstunden nicht taugt. Eine gesetzliche Regelung, 
die den Betrieben fast jegliche Flexibilität nimmt, ist 
Gift für unsere Wirtschaft. Sie gefährdet bestehende 
Arbeitsplätze und verhindert die Schaffung neuer Ar-
beitsplätze. 

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. 
Beckmann [FDP]) 

Wer so unbekümmert in die geltenden Tarifverträge 
eingreifen will, wie es die GRÜNEN in ihrem Gesetz-
entwurf vorschlagen, attackiert die Gewerkschaften; 
er attackiert die Arbeitnehmer und die Unternehmen. 
Das ist ein Angriff auf die Tarifautonomie, die zum 
Grundbestand unserer sozialen Errungenschaften 
zählt. Sie darf nicht leichtfertig gefährdet werden. 

Wir wissen, daß Arbeitszeit und Überstunden heute 
praktisch flächendeckend durch Tarifverträge gere-
gelt sind. Selbst Bestimmungen über das Abfeiern von 
Überstunden finden sich mittlerweile in Tarifverträ-
gen, die für rund zwei Drittel der Arbeitnehmer gel-
ten. Dabei wird übrigens nach den Tarifverträgen den 
Betrieben für Überstunden sehr viel mehr Spielraum 
gelassen, als im Gesetzentwurf der GRÜNEN vorge-
sehen ist. 

(Sellin [GRÜNE]: Das ist ja das Dilemma!) 

Vorschriften über die Zulässigkeit von Überstunden 
und über ihren Ausgleich durch Freizeit gehören in 
Tarifverträge. Denn während die Maßnahmen des 
Gesetzgebers in der Regel nur sehr begrenzt wirksam 
sein können, verfügen die Tarifvertragsparteien, die 
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Betriebsräte und die Arbeitgeber über Instrumente, 
die sehr viel feiner und besser eingesetzt werden kön-
nen. Der Gesetzgeber tendiert immer mehr zu einheit-
lichen Lösungen, um damit viele zu erreichen. Weil 
die Sozialpartner am Ort auf die Besonderheiten ein-
zelner Betriebe und Branchen eher Rücksicht neh-
men können als der Gesetzgeber, lassen sich unange-
messene Belastungen der Bet riebe vermeiden. Dabei 
soll es bleiben. Auch die GRÜNEN sollten erkennen, 
daß ein Tarifvertrag oder eine Bet riebsvereinbarung 
für den Abbau von Überstunden mehr tun als ein 
Gesetz. 
Die bisherigen Erfahrungen bestätigen, daß eine 

Lösung über die Verbindung tarifvertraglicher Ar-
beitszeitregelungen mit Betriebsvereinbarungen 
mehr für den Überstundenabbau leistet als ein Gesetz. 
Warum soll sich das Spezialisten-Problem nicht da-
durch lösen lassen, daß der Tarifvertrag generell das 
Abfeiern von Überstunden vorschreibt und dann un-
ter Vorgabe branchenspezifischer Kriterien Ausnah-
men durch Betriebsvereinbarungen — abgestimmt 
auf die einzelnen Bet riebe und auf die Art des Be-
triebs — zuläßt? 

(Günther [CDU/CSU]: Das ist das Vernünf

-

tigste!) 
Sicher leuchtet es auch ein, daß sich die Berechnung 
des Ausgleichszeitraums für das Abfeiern von Über-
stunden in saisonabhängigen Branchen anders regeln 
läßt als in Branchen mit unregelmäßigen Beschäfti-
gungsspitzen. 

(Günther [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 
Auch hier sind die Tarifverträge dem Gesetz überle-
gen. 

(Günther [CDU/CSU]: Und viel flexibler!) 
Das Gesetz als zweitbeste Lösung kommt erst dann 

in Betracht, wenn Tarifverträge und Betriebsverein-
barungen versagen. Wir werden daher die Entwick-
lung der Zahl der Überstunden weiter sehr kritisch im 
Auge behalten. Für uns gilt die Überlegung, daß auto-
nome Regelungen dem Gesetz vorzuziehen sind. Sie 
sind einfach praxisnäher, sie können rascher korri-
giert werden und entsprechen damit besser den Be-
dürfnissen der im Einzelfall Betroffenen als allgemein 
gehaltene gesetzliche Vorschriften. 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. Der Ausschuß empfiehlt, den Gesetzentwurf 
der Fraktion DIE GRÜNEN abzulehnen. 
Ich rufe die Art. 1 bis 4, Einleitung und Überschrift 

auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? — 
Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung ab-
gelehnt. Gemäß § 83 Abs. 3 unserer Geschäftsord-
nung unterbleibt die weitere Beratung. 

Ich rufe nunmehr Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

a) Erste Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Geset-
zes über Finanzhilfen des Bundes nach Arti

-

kel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes an die Län-
der Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Freie 
Hansestadt Bremen, Freie und Hansestadt 
Hamburg, Nordrhein-Westfalen und Saarland 
(Zukunftsinitiative Montanregionen — Zu-
kunftsprogramm Küste) 

—Drucksache 11/1551 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Sofortprogramm „Arbeit, Umwelt und Investi-
tionen" 

—Drucksache 11/1552 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Haushaltsausschuß 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Roth, 
Dreßler, Becker (Nienberge), Becker-Inglau, 
Dr. Böhme (Unna), Brück, Conrad, Dr. Emmer-
lich, Fischer (Homburg), Dr. Gautier, Groß-
mann, Grunenberg, Haack (Extertal), Hasen-
fratz, Heistermann, Dr. Holtz, Ibrügger, Jau-
nich, Dr. Jens, Jung (Düsseldorf), Dr. Klejd-
zinski, Koltzsch, Koschnick, Kretkowski, Len-
nartz, Lohmann (Witten), Matthäus-Maier, 
Menzel, Dr. Mertens (Bottrop), Meyer, Mün-
tefering, Niggemeier, Dr. Nöbel, Dr. Penner, 
Poß, Purps, Reschke, Reuschenbach, Schanz, 
Scherrer, Schluckebier, Schmidt (Salzgitter), 
Dr. Schmude, Schreiner, Schröer (Mülheim), 
Sieler (Amberg), Stahl (Kempen), Steinhauer, 
Stiegler, Toetemeyer, Urbaniak, Vosen, Wal-
themathe, Weiermann, Westphal, Wieczorek 
(Duisburg), Wiefelspütz, von der Wiesche, Zeit-
ler, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
Gemeinschaftsinitiative Montanregionen 

—Drucksache 11/1912 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Haushaltsausschuß 

d) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung Sechzehnter Rahmenplan der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur" 

—Drucksache 11/583 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Haushaltsausschuß 
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Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist eine 
Beratungszeit von zwei Stunden vereinbart worden. 
Ich gehe davon aus, daß sich Widerspruch nicht er-
hebt. — Es ist so beschlossen. 
Ich kann die Aussprache eröffnen. Das Wort hat der 

Abgeordnete Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich behaupte: Unserer Wirt-
schaft mangelt es seit Anfang der 80er Jahre an Dyna-
mik. Ich füge hinzu: Unserer Wirtschaftspolitik man-
gelt es an Logik. So sind die realen Anlageinvestitio-
nen bei uns von 1980 bis 1986 im Jahresdurchschnitt 
um 0,6 % zurückgegangen; in mit uns konkurrieren-
den Ländern wie den USA und Japan sind sie dage-
gen um 3 bis 4 % gestiegen. Noch schlechter sieht im 
internationalen Vergleich die Entwicklung der Ausrü-
stungsinvestitionen aus. Die Ausrüstungsinvestitio-
nen sind ein Indiz dafür, daß sich unsere Wirtschaft in 
der letzten Zeit eben nicht mehr modernisiert hat. 
Unser Produktionsapparat ist dementsprechend inef-
fektiver und unmoderner geworden. 
Ich sagte: Der Wirtschaftspolitik mangelt es an Lo-

gik. Die globale Angebotspolitik ist — das sage ich 
sehr deutlich — in unserem Lande seit 1980 betrieben 
worden, aber bisher ohne Erfolg. Die Anzahl der Ar-
beitslosen ist in diesem Lande seit 1980 beharrlich 
angestiegen, im Durchschnitt dieses Jahres auf schät-
zungsweise 2,5 Millionen — eine erschreckende Ent-
wicklung. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Das stimmt nicht 
ganz!) 

Meine Damen und Herren, was wir deshalb für not-
wendig halten, haben wir in unserem Sofortprogramm 
„Arbeit, Umwelt und Investitionen" festgelegt. Es 
geht uns, weil wir aus der Erfahrung lernen wollen, 
um eine Nachfragebelebung, um eine Belebung der 
öffentlichen Investitionen, der privaten Investitionen 
und des privaten Konsums. Hier liegen nämlich die 
Schwachstellen der Wi rtschaftspolitik und der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung in der Bundesrepu-
blik seit 1981. Diese Schwachstellen, meine Damen 
und Herren, sind politisch bedingt. 
Vor kurzem noch hat der gemeinsame Wirtschafts-

ausschuß von Senat und Repräsentantenhaus in den 
Vereinigten Staaten die Bundesrepublik erneut auf-
gefordert, verstärkt etwas zur Nachfragebelebung zu 
tun. Auch andere Industrienationen innerhalb der 
OECD haben darauf gedrängt, daß die Bundesrepu-
blik mehr tut, um die wirtschaftliche Entwicklung vor-
anzutreiben. Keiner verlangt von der Bundesregie-
rung, daß sie etwa die Rolle einer Lokomotive über-
nimmt, aber alle verlangen von ihr, daß sie die Brem-
serrolle, die sie seit Jahren innehat, endlich aufgibt. 
Wer das Bruttosozialprodukt steigern will — und ich 

füge hinzu: qualitativ, nicht quantitativ — , der muß 
vor allem an den p rivaten Verbrauch denken; denn 
etwa 55 % des BSP sind privater Verbrauch. Die Bür-
ger in unserem Land sparen zuviel. Sie haben Angst 
vor der Zukunft. Diese Entwicklung hat leider auch 
die Arbeitslosigkeit, die wir zu verzeichnen haben, 
mit bewirkt. Es ist völlig falsch, wenn diese Bundesre-
gierung erneut die Verbrauchsteuern erhöht. Dies 
schreckt die Verbraucher vor einem zusätzlichen Kon-

sum ab. Die Verbrauchsteuern dürfen nicht erhöht 
werden, das ist eine falsche Maßnahme. Es ist falsch, 
wenn diese Bundesregierung durch die Steuerreform 
vor allem die Besserverdienenden begünstigt. Wenn 
man den Konsum anregen will, dann muß man gerade 
etwas für die Schlechterverdienenden in diesem Land 
tun; 

(Hinsken [CDU/CSU]: Das tun wir doch! 
500 000 zahlen in Zukunft überhaupt keine 

Steuern mehr!) 
denn die haben eine Sparquote von Null und eine 
Konsumquote von 100 %. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Dr. Jens, der Herr 
Abgeordnete Stratmann bittet Sie um eine Zwischen-
frage. 

(Austermann [CDU/CSU]: Ach, er ist wieder 
da! Er kommt immer nur zu Zwischenfragen 

herein!)  

Dr. Jens (SPD): Wenn es mir nicht angerechnet 
wird. 

Vizepräsident Cronenberg: Nein. 

Dr. Jens (SPD): Bitte sehr. 

Stratmann (GRÜNE) : Herr Kollege Jens, was halten 
Sie von dem Vorschlag des Wirtschaftsministers Jo-
chimsen von Nordrhein-Westfalen — den ich für aus-
gesprochen gut halte — , die Mineralölsteuer anzuhe-
ben, um Energieeinspareffekte auszulösen? 

Dr. Jens (SPD): Ich kann Ihnen sagen: Unser Haupt-
ziel ist die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, und 
wenn das wirklich das Hauptziel ist, dann dürfen wir 
zur Zeit nicht an eine Erhöhung der Verbrauchsteuern 
denken. Langfristig kann man mit mir über alles re-
den, 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Langfristig sind 
wir alle tot!)  

aber im augenblicklichen Zustand, bei dieser Arbeits-
losenzahl, muß alles verhindert werden, was die Ver-
braucher zusätzlich verunsichert. Leider zielt das, was 
die Bundesregierung plant, in diese Richtung. 

(Beifall bei der SPD — Sellin [GRÜNE]: Mehr 
Autos!)  

Meine Damen und Herren, es geht uns aber in dem 
Antrag auch um die Belebung der öffentlichen und 
der privaten Investitionen. Dazu gehört für uns die 
Erhöhung der Bundesmittel für die Städtebauförde-
rung und die Dorferneuerung. Hier gibt es einen ge-
waltigen Bedarf. Diese Nachfrage hilft gleichzeitig 
übrigens auch der Bauindustrie, wenn wir sie entfa-
chen. Der Bund, die Bundespost und die Bundesbahn 
müßten die Investitionen vorziehen und soweit wie 
möglich jetzt erhöhen. 
Wenn man die privaten Investitionen beleben will, 

dann, muß ich leider sagen, ist diese Steuerpolitik die-
ser Regierung auch verfehlt. Man darf nicht die Her-
ausnahme von Gewinnen immer wieder fördern, um-
gekehrt wird ein politischer Schuh daraus. Man muß 
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dafür sorgen, daß die Gewinne wieder reinvestiert 
werden und im Betrieb bleiben und nicht etwa her-
ausgenommen werden. Das ist eine falsche Politik. 
Ein Schritt in die richtige Richtung wäre die von uns 
ebenfalls vorgeschlagene steuerfreie Investitions-
rücklage. Es mangelt eben nicht nur an Dynamik, es 
mangelt auch an wirtschaftspolitischer Logik. 

Ich höre immer wieder von den Konservativen das 
Patentrezept, die Löhne müßten herunter und die 
Lohnstruktur müsse flexibler gemacht werden. Wir 
Sozialdemokraten sind stolz darauf, daß die Löhne in 
diesem Lande so hoch sind, wie sie sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen dieses Lohnniveau erhalten. Wir wollen es 
nicht herunterbringen, sondern wir wollen nach einer 
offensiven Strategie verfahren, indem wir das Produk-
tivitätsniveau der Wirtschaft erhöhen und somit die 
Möglichkeit schaffen, auch weiterhin hohe Löhne zu 
zahlen, mehr für Soziales auszugeben und gleichzei-
tig Umweltschutz zu finanzieren. 

Meine Damen und Herren, auch das Thema Lohn-
struktur ist aus meiner Sicht verfehlt. Ich weise darauf 
hin, daß wir etwa in den 70er Jahren eine flexiblere 
Lohnstruktur als heutzutage hatten, und dennoch war 
die Arbeitslosigkeit wesentlich niedriger. Bei gleicher 
Lohnstruktur ist die Arbeitslosigkeit in den letzten 
Jahren gestiegen. Man sollte die Schuld für die zu-
sätzliche Arbeitslosigkeit doch nicht der Lohnstruktur 
zuweisen; das ist aus meiner Sicht völlig verfehlt. 
Wenn Sie immer über die mangelnde Flexibilität der 
Lohnstruktur sprechen, dann denken Sie doch viel-
leicht auch einmal an die Güterpreise auf den indu-
striellen Märkten; die sind seit eh und je ziemlich starr 
und gehen eher nach oben. 

Ich glaube, die Regionen, meine Damen und Her-
ren, über die wir hier sprechen, haben jetzt einen 
Anspruch auf finanzielle Hilfe durch diese Bundesre-
gierung. Montan- und Küstenregionen haben nach 
der Gründung der Bundesrepublik Deutschlands ent-
scheidend zum Wiederaufbau in der Bundesrepublik 
Deutschland beigetragen, 

(Hinsken [CDU/CSU]: Richtig!) 

und sie haben den Wirtschaftsaufschwung in den er-
sten Jahren eingeleitet und getragen. Sie sind jetzt in 
Schwierigkeiten gekommen, und jetzt sind andere 
Regionen auf der Seite der Gewinner. Deshalb glaube 
ich schon, diese anderen Regionen und auch der Bund 
müssen unbedingt helfen, wenn es um die Umstruk-
turierung der Montanregionen geht. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb sieht unser Antrag „Zukunftsinitiative 
Montanregionen — Zukunftsprogramm Küste" vor, 
daß der Bund im Rahmen des Art. 104 a des Grundge-
setzes Finanzhilfen in Höhe von 2,3 Milliarden DM in 
einem Zeitraum von vier Jahren zur Verfügung stellt. 
Ich sage noch einmal: Diese Forderung, die wir hier 
fixiert haben, ist mehr als berechtigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen auch erkennen, daß die regionale Wirt-
schaftsspolitik von der Dynamik in der Wirtschaft ins-
gesamt abhängig ist. Wenn es uns gelingt, die wirt-

schaftliche Dynamik zu erhöhen, dann brauchen wir 
nicht so viel regionale Strukturpolitik. Aber ange-
sichts der Situation, daß es kaum wirtschaftliche Dy-
namik in diesem Lande gibt, ist ein Mehr an regiona-
ler Politik dringend erforderlich. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Wohl 
wahr!) 

Es ist ein Fehler, wenn z. B. die steuerfreie regionale 
Investitionsrücklage jetzt von Ihnen im Rahmen der 
Steuerreform abgeschafft wird; ein absoluter Fehler. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Das ist nicht wahr! 
Wir führen sie ein und gestalten sie flexi

-

bel!) 

— Die steuerfreie Investitionsrücklage wird im Rah-
men der Steuerreform abgeschafft! 

(Hinsken [CDU/CSU]: Ich werde Ihnen 
nachher in meiner Rede etwas anderes sa

-

gen!) 

Sicher ist es notwendig, an vielen Orten ein wirt-
schaftsfreundlicheres Klima zu schaffen; das gebe ich 
gerne zu. Aber wichtiger als die Psychologie ist aus 
meiner Sicht die materielle Basis. Der Bundeswirt-
schaftsminister muß jetzt in Brüssel dafür sorgen, daß 
die deutsche Stahlproduktion in dieser Höhe gesi-
chert bleibt. Weitere, zusätzliche Wettbewerbsverzer-
rungen zu Lasten der deutschen Stahlindustrie wären 
unerträglich. 

(Beifall bei der SPD) 

Zusätzliche Subventionen — es tut mir leid: auch an 
Finsider in Italien — kann es nicht geben und müssen 
deshalb bei den anstehenden Verhandlungen von 
Herrn Bangemann abgelehnt werden. Eine Verlänge-
rung des Produktionsquotensystems in Brüssel — sei 
es auch nur in den besonders sensiblen Kategorien II 
und III — ist aus unserer Sicht dringend notwendig. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, Sie 
gestatten eine Zwischenfrage von Dr. Lammert? 

Dr. Jens (SPD): Wir Sozialdemokraten sind davon 
überzeugt: Stahl und Kohle haben in der Bundesrepu-
blik eine Zukunft, und zwar im Ruhrgebiet und in 
allen anderen Regionen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte schön, Herr 
Dr. Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Kollege Jens, ich 
wollte mich nur einmal vergewissern, ob ich Sie rich-
tig verstanden habe, daß der Wirtschaftsminister in 
Brüssel nach Auffassung der SPD nicht nur Produkti-
onsquoten, sondern jetzt auch die heute von der deut-
schen Stahlindustrie produzierten Mengen sicherstel-
len müsse. Wenn ja, wie soll er das anstellen? 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Durch Richtli-
nien — Heiterkeit bei der FDP) 

Dr. Jens (SPD): Herr Kollege Lammert, ich habe 
davon gesprochen, daß die Quoten, die festgelegt 
sind, verlängert werden müssen, und das ist die rich- 
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Menge, die zur Zeit kurzfristig produziert wird. Aber 
ansonsten geht es darum, daß die Quoten insbeson-
dere in den Kategorien II und III festgeschrieben und 
für mindestens drei Jahre gesichert werden. 

Meine Damen und Herren, es ist ein großer Irrtum, 
wenn die Konservativen immer wieder glauben, wir 
könnten unsere Strukturprobleme durch neue Ar-
beitsplätze etwa im Dienstleistungsbereich schaffen. 
Das ist aus meiner Sicht falsch. Wir brauchen in der 
Bundesrepublik Deutschland, um 60 Millionen Men-
schen einigermaßen gut zu versorgen, eine industri-
elle Basis. Ich will aus unserem Antrag „Gemein-
schaftsinitiative Montanregionen" nur drei Bereiche 
hervorheben, die mir besonders wichtig erscheinen, 
um dies zu erreichen. 

Verstärkt notwendig sind in Zukunft: erstens die 
Sanierung von Altlasten und eine weitere Verbesse-
rung des Umweltschutzes, zweitens die finanzielle 
Förderung von Innovationen und neuen Technologien 
und drittens eine zukunftsorientierte Qualifikation 
der Arbeitnehmer. Nur wenn wir verstärkt in diesen 
wichtigen Feldern Mittel gewähren und aktiv werden, 
werden wir, glaube ich, die weltwirtschaftlichen Her-
ausforderungen in der Bundesrepublik meistern kön-
nen. 

Zum Schluß noch ein Wort zur Ordnungspolitik des 
Wirtschaftsministers, der leider heute nicht hier sein 
kann. Ich muß sagen: Das, was der Bundeswirtschafts-
minister im Bereich der Fusion zur Zeit versucht, näm-
lich eine Mammutfusion zwischen Mercedes Benz 
und MBB, macht mich sehr böse und sehr besorgt. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Mich nicht, weil da

-

durch die Arbeitsplätze bei MBB gesichert 
werden!) 

Man will offenbar die Altlasten für den Airbus dem 
Bund aufbürden und das Wechselkursrisiko ebenfalls 
auf Dauer beim Bund belassen. 

Es ergibt aus meiner Sicht jedoch überhaupt keinen 
Sinn, wenn man versucht, die großen Produzenten im 
Rüstungsbereich, Dornier und MBB, noch zusammen-
zuschmelzen. Dann ist der Bund von einem Monopo-
listen abhängig. Was ergibt es eigentlich für einen 
Sinn, wenn der Bundeswirtschaftsminister so etwas 
versucht und praktiziert? 

Ich vermisse leider auch den Protest derjenigen, die 
sich sonst so gerne als Marktwirtschaftler rühmen. Ich 
habe meine Bedenken, ob die Unternehmensleitung 
von Mercedes Benz allzuviel auf Zusagen von Herrn 
Bangemann geben kann. 

Vor wenigen Tagen forderte der Bundeswirtschafts-
minister im „Handelsblatt" , das unproduktive Lamen-
tieren über Standortnachteile müsse nun endlich auf-
hören. Ich habe noch sehr gut in Erinnerung, daß er 
selber im Januar dieses Jahres einen Artikel in der 
„Wirtschaftswoche" geschrieben hat, in dem er sich 
über den schlechten Industriestandort Bundesrepu-
blik Deutschland ausgelassen hat. 

Die Wirtschaftspolitik dieser Bundesregierung wird 
in der Tat immer unglaubwürdiger, wie mir scheint. 

(Frau Dr. Niehuis [SPD]: Sehr richtig!) 

Die Bürgerinnen und Bürger in unserem Lande spü-
ren, daß der Wind mittlerweise aus einer anderen 
Richtung weht. Es ist an der Zeit, daß das Ruder in der 
Wirtschafts-, Struktur- und Ordnungspolitik im Inter-
esse aller Menschen in unserem Lande in eine neue, 
zukunftsweisende Richtung umgelegt wird. 

(Müntefering [SPD]: Es ist Zeit, daß Herr 
Bangemann abgeht!) 

Es mangelt eben — ich wiederhole mich — nicht nur 
an wirtschaftlicher Dynamik; es mangelt auch an wirt-
schaftspolitischer Logik. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich habe mich 
zunächst bei Koalition und Opposition zu bedanken. 
Herr Austermann hat mich freundlicherweise, weil ich 
wegen des Verschiebens der Debatte in eine zeitliche 
Bedrängnis geraten bin, jetzt hier vorgelassen, und 
Herr Jens und Herr Stratmann haben mir Verständnis 
dafür bekundet, daß ich nach dieser Rede leider sehr 
schnell verschwinden muß. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Das ist 
schade!) 

— Das kann doch nicht sein. Ist das wahr und ernst 
gemeint? Vielen Dank. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Sie können 
doch unsere Gegenargumente gar nicht 
mehr hören! Oder sind Sie auf diese nicht 

gespannt?) 

Meine Damen und Herren, 

Es kann im wirtschaftlichen und sozialen Bereich 
derzeit keine wichtigere Aufgabe geben, als die 
Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, durch neues 
Wirtschaftswachstum wieder mehr Beschäfti-
gung und auch eine allmähliche Lösung der öf-
fentlichen Finanzierungsprobleme zu ermögli-
chen und damit schließlich alle Bürger am wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Fortschritt 
teilnehmen zu lassen. 

— dies ist ein wörtliches Zitat. 

Wir haben seit 1982 wieder ein dauerhaftes Wirt-
schaftswachstum erreicht, jetzt im sechsten aufeinan-
derfolgenden Jahr. Neue Arbeitsplätze und mehr Be-
schäftigung sind geschaffen. Bei der Konsolidierung 
der öffentlichen Finanzen hat es spürbare Fortschritte 
gegeben, vielleicht sogar zu viele. Die verbesserte 
Haushaltssituation hat dem Finanzminister wenig 
Freude gebracht; sie hat eine Flut von neuen Ausga-
benwünschen, vor allem im Sozialbereich ausgelöst, 
denen die Koalition — ich nehme dabei niemanden 
aus — nicht von Anfang an entschieden genug Wider-
stand entgegengesetzt hat. 

In der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit steht die 
durchgreifende Wende aber noch aus. Stimmt deshalb 
die Richtung unsrer Politik nicht? Wir brauchen keine 
neue Wende. Ich sage das mit allem Nachdruck, weil 
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das eingangs angeführte Zitat am Schluß meines 
Wendepapiers aus dem September 1982 steht. 

(Müntefering [SPD]: Meinen Sie, es reicht 
schon, wenn der Bangemann geht?) 

Die Richtung unserer Politik stimmt. Manchmal 
wäre mehr Nachdruck nötig und wünschenswert ge-
wesen. Die Steuerreform ist aller Kritik zum Trotz 
eine beachtliche Leistung. Mit einer Steuerentlastung 
von netto 50 Milliarden DM kann sich die Bundesre-
publik auch in Toronto sehr wohl sehen lassen. 

Ich habe Ihnen gestern schon im Ausschuß gesagt, 
Herr Jens: Es gibt keinen sozialdemokratischen steu-
erpolitischen Vorschlag, vor allem aus der Zeit vor der 
Bundestagswahl, der annähernd ein solches Entla-
stungsvolumen in den unteren Einkommensberei-
chen bedeutet hätte, wie wir es jetzt beschlossen ha-
ben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Tatsächlich, meine Damen und Herren — das müssen 
wir an unsere Adresse sagen —, streiten wir uns mit 
Eifer und Ausdauer über Jahreswagenrabatte von 
drei oder fünf Prozent, wobei dann — welch Wunder 
— wahrscheinlich ein Kompromiß von vier Prozent 
herauskommt, was erst recht niemanden zufrieden-
stellt. Über solchen recht kleinlichen Streitereien geht 
die große Linie verloren. 

(Sellin [GRÜNE]: Über das Flugbenzin 
auch!) 

Die Koalition braucht keine andere Politik, aber sie 
muß ihre Politik anders umsetzen. Mit Sicherheit wä-
ren Konjunktur- und Beschäftigungsprogramme im 
Stil der 70er Jahre nicht der richtige Weg. Der SPD

-

Vorschlag für ein Sofortprogramm ist noch ganz die-
sen Uraltkategorien verhaftet. Ein Rückfall in diesen 
Programmaktionismus wäre ein schwerer wirtschafts-
politischer Fehler. Das kommt für uns nicht in Frage. 
Im übrigen ist ja selbst in der SPD die Diskussion über 
diesen Ladenhüter längst hinweggegangen. Auch 
dort wird — wie man gestern in der Zeitung lesen 
konnte — über eine Angebotspolitik der SPD nachge-
dacht — noch besser wäre einfach: Angebotspolitik. 
Auch wer kein besonderer Verehrer von Herrn Lafon-
taine ist, kann ihm ein Verdienst sicherlich nicht strei-
tig machen: Er hat die wirtschaftspolitische Diskus-
sion in der SPD vom toten Punkt weggebracht. 

(Sellin [GRÜNE]: Wo wird sie landen? Das ist 
die Frage!) 

In der Wirtschafts- und Finanzpolitik hatte die SPD 
den Anschluß verloren. Vielleicht ändert sich dies 
jetzt. Ich sage dies ohne jede Häme: Eine Regierung 
ist meistens um so besser, je besser die Opposition 
ist. 

Das Thema privater Verbrauch wird von Ihnen, 
Herr Jens, wirklich gebetsmühlenartig wiederholt. 
Gestern nach der Wirtschaftsausschußsitzung saß ich 
im Auto: OECD und DIW bestätigen beide, daß der 
private Verbrauch der Träger der Konjunktur 1987 
und 1988 in der Bundesrepublik ist. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Der Über

-

zeugung sind wir auch!) 

Dies ist nun wirklich nicht zu bestreiten. 

Meine Damen und Herren, es gibt aber in der Wirt-
schaftspolitik keine Knopfdruckautomatik. Man kann 
nicht mit Finanzhilfen, Subventionen und mehr Geld 
allein schwerwiegende strukturelle Probleme in ein-
zelnen Branchen und Regionen lösen. Der Staat setzt 
immer nur die Rahmenbedingungen, ausgefüllt wer-
den sie durch die Unternehmen 

(Zuruf von der SPD: Oder er setzt sie 
nicht!) 

und im Bereich des Arbeitsmarktes durch die Ent-
scheidungen der Tarifvertragsparteien. 
Gerade hier liegt bei uns vieles im argen. Man-

gelnde Flexibilität, starre Reglementierungen, stures 
Festhalten an Besitzständen sind die Kennzeichen ei-
ner Tarifpolitik, wie sie vor allem von den großen 
Gewerkschaften und den Arbeitgeberverbänden be-
trieben wird. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Ich dachte, 
Sie sprächen über Betriebspolitik!) 

Die meisten Tarifverträge sind allein an den Interes-
sen der Arbeit Besitzenden ausgerichtet, die Belange 
derer, die Arbeit suchen, bleiben unberücksichtigt. 
Herr Jens, wenn man in unserem Lande nach kon-

servativen Kräften sucht, stellt man fest, das sind nicht 
Bundesregierung und Koalition. Steuerreform, Ge-
sundheitsreform, Rentenreform, Postreform, Laden-
schlußnovelle sind nur einige Beispiele für eine um-
fassende Reformpolitik im Bereich der Wirtschafts-, 
Finanz- und Sozialpolitik. Wirklich konservativ ist 
eine Tarifpolitik, die den tiefgreifenden Strukturwan-
del in Wirtschaft und Gesellschaft nicht zur Kenntnis 
nimmt, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
die an den althergebrachten Zielen Lohnerhöhung 
und Arbeitszeitverkürzung ohne Rücksicht auf die Ar-
beitslosen festhält und sich der Notwendigkeit einer 
stärkeren Differenzierung nach Regionen, Branchen 
und persönlicher Leistung verschließt. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt er wieder 
mit den Ladenhütern! — Abg. Dr. Sperling 
[SPD] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Lassen Sie mich den 
Gedanken zu Ende führen. 
Als mir vor drei Tagen in Moskau ein Mitglied des 

Politbüros der KPdSU sagte, es muß Schluß sein mit 
der Gleichmacherei, habe ich an deutsche Tarifpolitik 
und ihre Sockellohnerhöhungen gedacht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Abgeordneter? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Wenn mir das nicht auf 
die Zeit angerechnet wird, Herr Präsident! 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Abgeord-
neter Sperling. 
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Dr. Sperling (SPD): Herr Lambsdorff, hätten Sie die 
Güte, die „Zeit" des heutigen Tages zu lesen, um das, 
was dort an Mär vom Einheitstopf der einheitlichen 
Löhne und Tarifverträge beschrieben wird, in der Tat 
einmal zur Kenntnis zu nehmen und zu begreifen, daß 
Sie zur Zeit hier ein Märchenerzähler sind? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Verehrter Herr Kollege, 
das einzige, was mich kränkt, ist nicht die Behaup-
tung, daß Sie mich einen Märchenerzähler nennen, 
sondern daß Sie mich am Donnerstag abend um 
18 Uhr noch auffordern, die „Zeit" und den Artikel 
von Frau Martens zu lesen. Das habe ich selbstver-
ständlich längst getan. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Aber die 
Argumente haben Sie nicht zur Kenntnis ge

-

nommen!) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 

kenne aus meiner eigenen Erfahrung im Aufsichtsrat 
ein Unternehmen, das in einer Region mit hoher Ar-
beitslosigkeit Arbeitsplätze schaffen könnte und 
möchte, sofern flexiblere Arbeitszeiten unter Ein-
schluß des Samstags eingeführt werden könnten. Alle 
Versuche sind hier am hartnäckigen Widerstand der 
IG Metall gescheitert. Das Unternehmen schafft trotz-
dem 190 neue Arbeitsplätze, aber nicht in der Bundes-
republik, sondern in Großbritannien. 
Dieses Beispiel, meine Damen und Herren, zeigt 

aber auch und gleichzeitig: Der Industriestandort 
Bundesrepublik ist gut. Die Voraussetzungen bei uns 
sind günstig. Die Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Unternehmen auf den Weltmärkten ist aktuell 
nicht ernsthaft bedroht. Aber es ist doch eine ebenso 
unbestreitbare Tatsache, daß immer mehr Unterneh-
men bei Investitionsentscheidungen ins Ausland aus-
weichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider wahr!) 
Dort sind gerade die Bedingungen günstiger, die in 
die Zukunft orientiert sind: Flexibilität, Dynamik, von 
der Sie gesprochen haben, Herr Jens, unternehmeri-
sche Entscheidungsfreiheit, aber auch die Belastun-
gen der Unternehmen mit Steuern und sozialen Abga-
ben. Sicherlich sind es nicht 2 Millionen Arbeits-
plätze, die bereits ins Ausland abgewandert sind. 
Aber jeder einzelne Arbeitsplatz, der auf diese Weise 
verlorengeht, ist zuviel, solange es bei uns noch mehr 
als 2 Millionen Arbeitslose gibt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Stratmann? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Bitte. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Strat-
mann. 

Stratmann (GRÜNE): Herr Lambsdorff, täusche ich 
mich, oder ist jüngst aus der Führungsspitze Ihrer Par-
tei und Fraktion, von Frau Adam-Schwaetzer, deutli-
che Kritik an dem neumodischen Gerede von der Be-
nachteiligung des Industriestandortes Bundesrepu-
blik vor der Bundesvereinigung der Deutschen Indu-
strie geübt worden? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Ich weiß nicht, ob Sie 
die Rede gehört oder gelesen haben. Ich habe sie 
gelesen. Sie steht sicherlich auch Ihnen zur Verfü-
gung. Das, was dort inhaltlich gesagt worden ist, fin-
det meine Zustimmung. Ich habe hier gerade gesagt, 
daß der Industriestandort Bundesrepublik in vielen 
Bereichen wettbewerbsfähig und nach wie vor ein 
guter Standort ist, daß wir aber die auf Investitionsent-
scheidungen beruhende Abwanderung ins Ausland 
wohl nicht übersehen können und uns fragen müssen: 
Warum geschieht das, obwohl der Investitionsstandort 
grundsätzlich in Ordnung ist? Wir müssen uns doch an 
den Ergebnissen orientieren und nicht an dem, was 
wir als Landschaft für Investitionen erkennen und 
vielleicht für zufriedenstellend halten. Leider teilen 
diese Zufriedenheit nicht diejenigen, auf deren Ent-
scheidungen es ankommt. Herr Stratmann, Sie und 
ich, wir investieren nämlich nicht. 

Meine Damen und Herren, in der Bundesrepublik 
ist die Kluft zwischen den prosperierenden Regionen 
und solchen mit schwerwiegenden strukturellen Pro-
blemen größer geworden. Die Gefahr, daß der innere 
Zusammenhalt unseres Staatswesens hierdurch auf 
Dauer Schaden leidet, wächst. Diese Entwicklung, die 
nicht unbedingt mit einem Süd-Nord-Gefälle gleich-
zusetzen ist, kann nicht ungestraft hingenommen 
werden. Niemand, keine Bundes- und keine Landes-
regierung, hat die politische Verantwortung dafür, 
daß sich in bestimmten Regionen konzentriert ein 
Strukturwandel vollzieht wie der, der z. B. die Mon-
tanregionen vor große Probleme stellt. Aber daß die 
Anpassung an den notwendigen Strukturwandel bei 
uns nur schleppende Fortschritte macht, daß die Bun-
desrepublik in dieser Hinsicht international ins Hin-
tertreffen gerät, dafür muß sehr wohl nach den Ursa-
chen geforscht werden. 

Andere Länder stehen vor den gleichen Problemen. 
Aber sie werden sehr viel besser und schneller damit 
fertig. Die Art und Weise, wie die japanischen Unter-
nehmen der Werftindustrie, des Stahlbaus, der Petro-
chemie die alten Anlagen stillgelegt und sich auf neue 
Produktionen umgestellt haben, ist sicherlich nicht 
ohne weiteres bei uns nachzuahmen. Tatsache ist 
aber auch, daß der Strukturwandel dort bei vergleich-
baren Ausgangsbedingungen inzwischen sehr viel er-
folgreicher bewältigt worden ist als bei uns. In den 
USA, in England und in vielen anderen Ländern ist es 
ähnlich. 

Worin die wirklichen Ursachen der regionalen Un-
gleichgewichte zu suchen sind, hat Professor Siebe rt , 
demnächst Präsident des Rheinisch-Westfälischen In-
stituts für Wirtschaftsforschung, vor kurzem an einem 
plastischen Beispiel sehr deutlich gemacht. Wenn es 
bei uns — was natürlich nur eine theoretische Vorstel-
lung sein kann — eine norddeutsche Hansamark und 
einen süddeutschen — lassen Sie mich das mal so 
nennen — Späth-Strauß-Batzen als eigenständige 
Währungen gäbe, wenn die Wechselkurse zwischen 
Leer und Ludwigsburg frei schwanken könnten, wür-
den sich die strukturellen Verschiebungen über Auf- 
und Abwertung der Nord- bzw. Südmark ausglei-
chen. — Selbstverständlich, meine Damen und Her-
ren, ist dieser Weg in der Bundesrepublik verschlos-
sen. Aber wegen einheitlich starrer Tarifverträge 
kann der Norden die mangelnde Wettbewerbsfähig- 
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keit seiner Industriestrukturen auch nicht durch nied-
rigere flexible Löhne wettmachen. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Wo gibt es 
denn einheitliche Tarifstrukturen?) 

Warum, meine Damen und Herren, können nicht we-
nigstens die in Neumünster im Vergleich zu Stuttgart 
niedrigeren Bodenpreise und die daraus folgenden 
niedrigeren Mieten ihren Niederschlag in den Tarif-
löhnen finden? 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: In den 
realen Löhnen tun sie es doch schon!) 

In den USA haben die wirtschaftlich benachteilig-
ten Gebiete des Südens und des Westens inzwischen 
voll den Anschluß gefunden. Zumindest in der An-
fangsphase haben dabei die niedrigen Arbeitskosten 
eine wichtige Rolle gespielt. In der Bundesrepublik 
fehlt diese Flexibilität des Arbeitsmarktes. Die Anpas-
sung erfolgt statt dessen über eine geringere Produk-
tion, damit über einen Rückgang der Beschäftigung, 
also über Arbeitslosigkeit. Das ist das Ergebnis dieser 
Strukturverhältnisse. 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Sperling? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Nein, ich will jetzt nicht 
mehr. Ich will das jetzt zu Ende bringen. 

Die Anpassungslast, meine Damen und Herren, ver-
lagert sich dorthin, wo Gesetze und starre Tarifver-
träge nichts ausrichten können. Die Arbeitnehmer fin-
den im Norden nicht mehr genügend rentable Ar-
beitsplätze. Sie werden arbeitslos. Daran werden Sie 
nichts ändern, wenn Sie diese Unflexibilität nicht be-
seitigen, durch keine staatliche Zuwendung. Keine 
noch so gute Wirtschaftspolitik — ich will gar nicht 
behaupten, daß unsere völlig fehlerfrei sei; wer 
könnte das schon von sich behaupten — 

(Müntefering [SPD]: Es gibt ja Bangemann! 
Ist doch klar!) 

kann solche Fehlentwicklungen, die auf falscher So-
zial-, vor allem Arbeitsmarktpolitik beruhen, ausglei-
chen. Über dieses Dilemma, Herr Jens, kommt auch 
die regionale Wirtschaftsförderung des Bundes nicht 
hinweg. Die Milliarden, die Sie und auch andere for-
dern, die in die benachteiligten Gebiete fließen, ha-
ben dort Arbeitsplätze geschaffen und gesichert. Daß 
läßt sich einigermaßen sicher nachweisen. Aber sie 
können die Gebiete nicht insgesamt wettbewerbsfä-
higer machen. Und darauf käme es an. 

Deswegen ist auch Herr Albrecht mit seiner Initia-
tive nicht auf dem richtigen Weg. Wenn die Sozialla-
sten, die aus der höheren Arbeitslosigkeit des Nor-
dens resultieren, teilweise auf den Bund übertragen 
werden, verschafft das den benachteiligten Ländern 
natürlich vorübergehend eine Entlastung. Aber das 
alles kuriert nur an den Symptomen. Es beseitigt nicht 
die Ursachen. Ich habe den Eindruck, daß das bei 
unserem Koalitionspartner inzwischen ebenso gese-
hen wird. Der Weg über die Sozialhilfe ist übrigens 
auch deshalb falsch, weil die Entscheidung über die 
Ausgaben nicht von der Kostenträgerschaft getrennt  

werden darf. Über fremdes Geld läßt sich immer leicht 
befinden. 

(Dr. Sperling [SPD]: Allerdings! — Dr. Weng 
[Gerlingen] [FDP]: Allerdings! — Frau 
Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Über fremde 

Löhne auch!) 

Worauf es jetzt ankommt, ist nicht, Arbeitslosigkeit 
zu finanzieren, sondern Arbeitslosigkeit zu verhin-
dern und zu beseitigen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dazu bedarf es konsequenter Marktöffnung, des Ab-
baus von wettbewerbshemmenden Reglementierun-
gen und der Anpassung an die gewandelten Struktu-
ren auf internationalen Märkten. 

(von der Wiesche [SPD]: Was heißt denn 
das?) 

Einer solchen Politik der schrittweisen Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen haftet in der Tat nichts 
Spektakuläres an. Sie muß gegen vielfältige Wider-
stände und gegen Beharrungstendenzen mühsam 
durchgesetzt werden. Wer aber die Zukunftsperspek-
tiven wirklich verbessern will, der muß diesen Weg 
beschreiten. Eine erfolgversprechende Alterna tive zu 
diesem Weg gibt es nach allen Erfahrungen, die wir 
gemacht haben, nicht. 

Ich bedanke mich für Ihr Zuhören. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Stratmann. 

Stratmann (GRÜNE): Liebe Mitbürgerinnen und 
liebe Mitbürger! Ich möchte meine Ausführungen, die 
sich wesentlich auf das Instrument der Gemein-
schaftsaufgabe regionale Wirtschaftsförderung und 
auf die SPD-Initiativen beziehen, die heute zur De-
batte stehen, mit ein paar thesenhaften Vorbemer-
kungen einleiten. 

Erstens. Die verfehlte Politik auf Bundesebene und 
Landesebene, egal, welcher Parteizugehörigkeit die 
jeweiligen Landesregierungen sind, verschärft die 
Krisenauswirkungen, wie sie aus notwendigen 
Marktanpassungen hervorgehen, verschärft die Kri-
senauswirkungen in den Krisenregionen. 

Beispiel: Die Initiativen, die die SPD vorschlägt, 
etwa mit dem Programm Gemeinschaftsinitiative 
Montanregionen und Zukunftsinitiative Montanre-
gionen, muß sich natürlich der Tatsache stellen, daß 
der Abbau von hunderttausend Arbeitsplätzen allein 
im Ruhrgebiet im engeren Montanbereich, also bei 
Kohle und Stahl, und dann induziert durch die Folge-
wirkung in der Zulieferindustrie mit Zustimmung und 
in Mitverantwortung von Bundes- und Landesregie-
rung geschieht: in der Kohlerunde und in der Stahl-
runde. Damit sind Sie mit Ihrer Politik mitverantwort-
lich dafür, daß die Krise diese Ausmaße annimmt. 

(Müntefering [SPD]: Schwachsinn! — Frau 
Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Das ist wirk lich 
nicht sehr einfallsreich, Kollege Strat

-

mann!) 
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— Ob es einfallsreich ist, steht hier überhaupt nicht 
zur Debatte. Die Frage ist, ob es richtig ist. 
Was die Bundesregierung bet rifft: Die Krise in den 

von Strukturproblemen gebeutelten Regionen wird 
durch die Auswirkungen der Steuerreform, Schwä-
chung der kommunalen Finanzen und damit Schwä-
chung ihrer Investitionsfähigkeit, verschärft; sie wird 
weiter dadurch verschärft, daß die Finanzausstattung 
der Gemeinschaftsaufgabe regionale Wirtschaftsför-
derung durch die geplante Streichung des Investi-
tionszulagengesetzes ebenfalls ausgehöhlt wird. 
Zweite Vorbemerkung. Das Instrument der Ge-

meinschaftsaufgabe, das in dem Be richt der Bundes-
regierung darüber zur Debatte steht, ist von vornher-
ein relativ unwirksam, wenn man es mit dem Problem-
druck in den Regionen konfrontiert, die zu fördern 
sind. 
Im Jahre 1987 ist die Gemeinschaftsaufgabe mit 

über 1,5 Milliarden DM ausgestattet. Während einer-
seits das Investitionszulagengesetz gestrichen wird, 
wird dies teilweise über eine Anhebung der GA-Zu-
schüsse kompensiert. Unter dem Strich werden selbst 
diese 1,5 Milliarden DM noch um weitere ca. 30 % 
gekürzt, also um ca. 350 Millionen DM. Das heißt: Mit 
einem solchen Instrument der regionalen Wirtschafts-
förderung können Sie den Problemen in den Krisen-
regionen auch nicht annähernd gerecht werden. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Das sagen 
Sie doch dauernd!) 

— Freuen Sie sich doch, wenn wir einmal übereinstim-
men. Kein Widerspruch. 
Dritte These. Was die drei verschiedenen SPD-In-

itiativen, die hier zur Debatte stehen, anbetrifft, so 
müssen Sie sich der Tatsache stellen, daß die staatli-
chen Zuschüsse und Investitionsförderungsmaßnah-
men, die Sie hier fordern, zum Teil geringer sind als 
die von Ihren Landesregierungen mitverursachten 
Krisenbelastungen, also z. B. die von Ihrer Landesre-
gierung in Nordrhein-Westfalen im Ruhrgebiet mitzu-
verantwortenden Kahlschläge bei Kohle und Stahl. 

(von der Wiesche [SPD]: Totaler Blödsinn!) 
Deswegen sind auch die drei Initiativen, die Sie vor-
schlagen, im wesentlichen eine inszenierte Öffent-
lichkeitstäuschung und eine Politik des Sich-Durch-
wurstelns. 
Das möchte ich an den folgenden konkreten Bei-

spielen deutlich machen. 

(Abg. Grünbeck [FDP] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie zwischendurch eine Zwischenfrage? 

Stratmann (GRÜNE): Gerne, aber lieber, wenn ich 
die konkreten Dinge genannt habe. 

Vizepräsident Westphal: Also danach? 

Stratmann (GRÜNE) : Ja. 

Vizepräsident Westphal: Melden Sie sich bitte noch 
einmal, Herr Grünbeck. 

Stratmann (GRÜNE): Konkret: Sie führen ja am 
Ende Ihres Antrags „Arbeit, Umwelt und Investitio-
nen" aus, daß Sie insgesamt 23 Milliarden DM an 
Bundesmitteln zur Investitionsförderung mobilisieren 
wollen. Allerdings müssen Sie diese Bundesmittel 
über den Haushalt finanzieren, d. h. vorher durch 
Steuerabschöpfung. Was wir daran kritisieren, ist, daß 
Sie diesen Weg der Umwegfinanzierung über den 
Haushalt gehen, statt unmittelbar bei den Unterneh-
men, die beispielsweise für Umweltbelastungen ver-
antwortlich sind, die finanzielle Verantwortung einzu-
fordern, beispielsweise durch verursacherbezogene 
Abgaben, durch — was den Energiebereich anbe-
trifft — Primärenergiesteuer. Deswegen haben wir 
den Eindruck, daß Sie der Konfrontation mit den Ver-
ursachern von Krisen und von Umweltzerstörungen 
ausweichen. 

(Müntefering [SPD]: Der Eindruck täuscht! 
— Dr. Jens [SPD]: Kennen Sie die TA Luft 

nicht?) 

— Die TA Luft kenne ich sehr gut, aber wir sprechen 
hier nicht über die TA Luft, sondern über Ihre drei auf 
die Krisenregionen bezogenen Anträge; nur darüber 
spreche ich gerade. 

Zur zweiten konkreten Sache. Sie betreiben eine 
Strukturpolitik aus der Pose heraus, daß Sie sich von 
vornherein der Verfügungsmacht des Kapitals unter-
werfen. Konkretes Beispiel: In Ihrer „Gemeinschafts-
initiative Montanregionen" fordern Sie — das unter-
stützen wir — mit der IG Metall Beschäftigungsge-
sellschaften innerhalb der Stahlkonzerne, um den 
Strukturwandel in der Stahlindustrie selbst zu beför-
dern. Sie treten aber als Bittsteller an die Konzerne 
heran und schreiben an anderer Stelle, daß Sie ledig-
lich die Montanmitbestimmung, die Ende dieses Jah-
res ausläuft, auf Dauer sichern wollen. Die Geschichte 
der Montanmitbestimmung in diesem und im letzten 
Jahr zeigt — sowohl bei Rheinhausen als auch in Hat-
tingen, Henrichshütte — eindeutig, daß sie völlig ver-
sagt hat, wenn man sich an Belegschaftsinteressen 
orientiert. 

Da kommt ein neutraler Mann — Walter Scheel — 
und spricht dann mit 11 : 10 Kapitalseite gegen Arbeit-
nehmerseite das Aus über wesentliche Teile der Hen-
richshütte. Das ist die Montanmitbestimmung. Glei-
ches haben wir gerade bei Rheinhausen erlebt. Mit 
dem neutralen Mann, Professor Krelle, sind die Ar-
beitnehmerseite und das Interesse der Belegschaft 
ausgehebelt worden. Und dann wollen Sie dieses 
völlig untaugliche Instrument, um Arbeitnehmer- und 
Gewerkschaftsinteressen durchzusetzen, auf Dauer 
sichern. Wie wollen Sie mit diesem völlig untaugli-
chen Instrument Beschäftigungsgesellschaften kon-
zernintern durchsetzen, und zwar gegen Manage-
mentinteressen und gegen Kapitalinteressen der 
Stahlkonzerne, die ja überhaupt kein Interesse haben, 
diesem Vorschlag zu folgen, wie die Geschichte des 
Rheinhausen-Konflikts zeigt? 

Deswegen meine Kritik: Sie betreiben Ihre Struk-
turpolitik aus einer Bittstellerpose, indem Sie sich der 
Kapitalseite von vornherein unterwerfen. 

Dritter Kritikpunkt. Sie sprechen in Ihren drei Initia-
tiven von der notwendigen ökologischen Erneuerung 
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sowohl der Montanregion als auch der Küstenre-
gion. 

(Müntefering [SPD]: Der Stratmann haut auf 
den Putz!) 

Sie betreiben diese ökologische Erneuerung aller-
dings nur als — — 

(Müntefering [SPD]: Er spielt mit den Mus

-

keln, die er nicht hat! — Weitere Zurufe von 
der SPD) 

—Aber setzen Sie sich doch mit den Argumenten aus-
einander statt mit irgendwelchen inhaltslosen Zwi-
schenrufen. 

(Müntefering [SPD]: Ich habe ja aufmerksam 
zugehört! Alles Luftblasen!) 

— Schön. Dann sagen Sie doch gleich konkret — das 
Mikrophon steht Ihnen ja zur Verfügung — etwas zu 
der Kritik, daß Ihre sogenannte ökologische Erneue-
rung nichts als eine Vorleistung für weitere Umwelt-
zerstörung in den Montanregionen, in den Krisenre-
gionen ist. 

Sie fordern z. B. in Ihrem Antrag „Gemeinschaftsin-
itiative Montanregionen" im Interesse des Kohleer-
haltes eine Reduzierung der Kernenergienutzung. 
Was machen Ihre Genossen vor Ort in den Montanre-
gionen, für die Sie hier großartige Anträge formulie-
ren? Die SPD-Kommunen bei VEW haben gerade, vor 
wenigen Monaten, in Ihrer Verantwortung das Atom-
kraftwerk Lingen II in Bet rieb genommen, was derzeit 
von 30 % Nutzung auf 100 % Nutzung hochgefahren 
wird. Gleichzeitig wagen Sie es, hier einen Antrag zu 
stellen, daß die Kernenergienutzung reduziert wer-
den soll. 

Das gleiche Trauerspiel erleben wir beim Hochtem-
peraturreaktor in Nordrhein-Westfalen, wo die Kern-
energienutzung nicht reduziert wird, sondern wo 
noch in diesem Jahr mit 28,5 Millionen DM Landes-
mitteln der Ausbau dieser Reaktorlinie gefördert wird. 
Also das Gegenteil von dem, was Sie hier beantragen, 
findet bei Ihnen in der praktischen Politik statt. 

(Dr. Jens [SPD]: Verträge müssen eingehal

-

ten  werden!)  

—Wieso „Verträge müssen eingehalten werden"? Sie 
bestimmen wesentlich die Politik über Ihre SPD-Kom-
munen und über den Kapitalanteil bei VEW; Sie be-
stimmen wesentlich die Unternehmenspolitik. 

Ein letztes Beispiel zum wahren Gesicht der soge-
nannten ökologischen Erneuerung: Sie versuchen ge-
rade mit den Bundesmitteln, die Sie hier beantragen, 
Nordrhein-Westfalen und das Ruhrgebiet mit soge-
nannten Entsorgungs- und Bodensanierungszentren 
zu überziehen. Wenn wir uns die Techniken anguk-
ken — das haben wir in Bochum, in Castrop-Rauxel 
und anderswo genau gemacht — , stellen wir fest: Die 
Techniken sind so unausgereift, so hanebüchen, daß 
dann z. B. Sondermüll mit Beton vermischt wird und 
dann auf Hausmülldeponien — z. B. in Bochum-Korn-
harpen — , die überhaupt nicht für Sondermüll vorge-
sehen sind, deponiert wird. Dabei kommt nichts ande-

res heraus, als daß Sie aus dem bestehenden Müll 
Neulasten schaffen, statt Altlasten zu sanieren. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Deswegen sind 
die GRÜNEN so behilflich bei der Auswei

-

tung von Sondermülldeponien!) 

— Wir werden alles andere tun, als Ihnen bei der Aus-
weitung von neuen Sondermülldeponien behilflich zu 
sein, weil das Ruhrgebiet derzeit — täglich und jähr-
lich — 40 % des industriellen Sondermülls in der ge-
samten Bundesrepublik produziert. Eine wirkliche Po-
litik des ökologischen Umbaus oder der ökologischen 
Erneuerung muß an Müllvermeidung, an der Förde-
rung von Produktionsinnovationen und Verfahrens-
innovationen ansetzen, statt Sondermüllstandorte 
auszuweisen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Unsere Alternative in fünf Punkten: Erstens. Um 
eine Alternative in den Krisenregionen — an der Kü-
ste, im Ruhrgebiet und im Saarland — durchzusetzen, 
brauchen wir eine Stärkung der kommunalen Finan-
zen. Das erfordert einen Verzicht auf die geplante 
Steuerreform der Bundesregierung, das erfordert den 
Verzicht auf die Streichung der Investitionszulage, 
und das erfordert die vollständige Übernahme der 
Sozialhilfekosten durch den Bund. 

Vizepräsident Westphal: Lassen Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Grünbeck zu? — Bitte schön, 
Herr Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Kollege Stratmann, könnten 
Sie mir ein einziges konkretes Investitionsprojekt in 
den Krisenregionen nennen, das am Geld gescheitert 
ist? 

Stratmann (GRÜNE): Am Geld gescheitert ist? — 
Können Sie mir den Sinn Ihrer Frage erklären? 

Grünbeck (FDP): Sie haben gerade über Geld gere-
det. Sie sprachen von kommunaler Finanzkraft und 
sagten, sie müsse gestärkt werden. Können Sie mir 
denn ein konkretes Investitionsprojekt in Krisenregio-
nen nennen, das etwa am Geldmangel gescheitert 
wäre? 

Stratmann (GRÜNE): Es ist am Geldmangel ge-
scheitert, kombiniert — wenn ich von Nordrhein-
Westfalen und vom Ruhrgebiet spreche — mit man-
gelndem politischen Willen der SPD-Landesregierung 
und der SPD-Kommunen. Nehmen wir den Ausbau 
des Kohleheizkraftwerk- und Fernwärmeausbaupro-
gramms: Es ist einerseits gescheitert, weil das ent-
sprechende Bundes- und Landesprogramm ausläuft. 
Aber es ist auch gescheitert, weil der politische Wille 
zur Inanspruchnahme solcher Gelder gefehlt hat. Das 
muß man der Wahrheit halber natürlich dazusagen. 

Zweite konkrete Maßnahme: Wir wollen für das 
Ruhrgebiet, für die Montanregion, einen Umbau in 
Richtung Ökogebiet Ruhrgebiet haben. Dabei muß 
man ganz deutlich sagen: Bei einem solchen Umbau 
liegt die Zukunftsperspektive im wesentlichen jen-
seits von Kohle und Stahl, also nicht in der Konservie-
rung von bestehenden Strukturen, sondern im we-
sentlichen jenseits von Kohle und Stahl. 
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Dafür ist allerdings eine ganz wesentliche Voraus-

setzung, daß jetzt bei der auf der Tagesordnung ste-
henden Neudebatte der Montanmitbestimmung diese 
nicht konserviert wird, wie Sie das wollen, sondern 
ausgebaut wird. Wir müssen von der paritätischen 
Mitbestimmung zur Überparität der Arbeitnehmer 
kommen. Es muß gesetzlich gesichert werden, daß 
gegen den Willen und gegen die Interessen der Beleg-
schaft nichts mehr in den Unternehmen läuft. Überpa-
rität! 

(Abg. Dr. Lammert [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Lammert, lassen Sie mich noch folgendes sa-
gen: Natürlich müssen wir auch in der Unternehmens-
verfassung in den Montanunternehmen garantieren, 
daß Umweltinteressen institutionalisiert sind. Deshalb 
möchte ich als Diskussionsvorschlag in die Debatte 
bringen, daß man entsprechend der Institution des 
Arbeitsdirektors im Unternehmensvorstand einen 
Umweltdirektor vorsieht, 

(Zuruf von der SPD: Das muß aber ein GRÜ-
NER sein!) 

der so eingesetzt wird, daß er sowohl von der Kapital-
als auch von der Arbeitsseite unabhängig ist, bei-
spielsweise von Gewerbeaufsichtsämtern eingesetzt 
wird, ein voll gleichberechtigtes Mitglied im Vorstand 
ist mit Vetorechten bei Verletzung fundamentaler 
Umweltinteressen. 

Vizepräsident Westphal: Sie gestatten eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Lammert? — Bitte 
schön, Herr Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Kollege Stratmann, 
ich hatte eigentlich erwartet, daß Sie nach Ihrer Kritik 
vorhin an der Funktion der Neutralen im Rahmen der 
Montan-Mitbestimmung den Vorschlag machen wür-
den, daß die Funktion des Neutralen vom jeweiligen 
wirtschaftspolitischen Sprecher der GRÜNEN wahr-
zunehmen sei. Aber nachdem Sie gerade den weiter-
gehenden Vorschlag gemacht haben, an Stelle einer 
paritätischen eine überparitätische Mitbestimmung 
einzuführen, würde ich von Ihnen doch gerne wissen: 
Wie hoch schätzen Sie die Wahrscheinlichkeit ein, daß 
der von Ihnen gerade lebhaft beschworene Struktur-
wandel zu einer Zukunft des Ruhrgebietes jenseits 
von Kohle und Stahl unter solchen institutionellen 
Voraussetzungen zustande kommen könnte? 

Stratmann (GRÜNE): Wenn bei einem Konzern wie 
Thyssen, der im Ruhrgebiet jährlich allein 1 Milliarde 
DM investiert — nehmen wir diesen Konzern einmal 
als Beispiel — , die Belegschaft und das von ihr ge-
wählte Management die Entscheidung über strate-
gisch angelegten Strukturwandel, Produktdiversifi-
zierung, Aufbau von ganz neuen Produktalternativen 
hätte 

(Zuruf von der SPD: Welche denn?) 

— im Ruhrgebiet; gleich — , dann wäre es nicht mög-
lich, daß bei Krupp, bei Mannesmann und Thyssen 
solche Arbeitsplatzeinbrüche gegen die Interessen 
der Belegschaft organisiert würden, wie wir es in 

Rheinhausen erlebt haben, in Oberhausen und in Hat-
tingen erleben. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Dann gäbe es die Un

-

ternehmen gar nicht mehr! — Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: Das war doch keine Ant

-

wort auf die Frage!) 

— Das war meine Antwort in meinem Sinne. 

Wenn Sie mich fragen, wie wir uns den Struktur-
wandel in Richtung einer Ökoregion vorstellen, ein 
Beispiel mit Finanzierung: Wenn wir im wesentlichen 
in der langfristigen Perspektive über den Montanbe-
reich, auch über den Kohlebereich hinaus müssen, 
heißt das Aufbau von Energiealternativen — arbeits-
intensiv — in der Kohleregion selber. Dafür braucht 
man Geld. Das Geld kommt dadurch herein, daß wir 
eine Primärenergiesteuer auf alle fossilen Energieträ-
ger vorschlagen. Durch das Mittelaufkommen werden 
wir die Entwicklung und Markteinführung von Ener-
giealternativen im Ruhrgebiet fördern, die, wie jeder 
Fachmann weiß, arbeitsplatzintensiver sind als die 
sehr kapitalintensive Kohleindustrie und AKW-Indu-
strie, d. h. es werden wesentlich mehr Arbeitsplätze 
geschaffen. Das ist ein Beispiel dafür, welche Alterna-
tiven wir wollen und wie wir das gleichzeitig finanzie-
ren können. 

Drittes Beispiel: Perspektive im wesentlichen jen-
seits von Kohle und Stahl. Wir müssen gerade in den 
Krisenregionen eine Perspektive in dem Ausbau des 
Kultur- und Freizeitsektors sehen. Wenn es richtig ist, 
daß wir die Arbeitsplatzsituation durch eine radikale 
Arbeitszeitverkürzung verbessern wollen, müssen wir 
uns politisch viel stärker als bisher — das sage ich 
auch an die Adresse der GRÜNEN — mit Freizeit-
politik und Kulturpolitik beschäftigen. Das muß aller-
dings jenseits einer Kommerzialisierung dieses Sek-
tors erfolgen. Dafür ist eine stärkere Mittelausstattung 
dieses Sektors erforderlich, d. h. die Basisinitiativen 
im kulturellen und im Freizeitsektor müssen gestärkt 
werden. 

Das vierte konkrete Beispiel bezieht sich auf die 
Küste. Gerade in der Küstenregion wäre einerseits 
durch den sofortigen Ausstieg aus der Atomenergie, 
d. h. die Stillegung der vielen Atomanlagen in Schles-
wig-Holstein und Niedersachsen, und andererseits 
durch den gleichzeitig stattfindenden intensiven Ein-
stieg in die Windenergie die Möglichkeit gegeben, 
dort sowohl Energiealternativen aufzubauen als auch 
sinnvolle Arbeitsplätze zu schaffen. Dort könnte auf 
schon bestehende Initiativen von Bet rieben zurück-
gegriffen werden — ich denke an die Arbeitnehmer

-

Fabrik in Bremen — , und durch die Nutzung von Pro-
duktions- und Werkzeugkapazitäten auf den Werften 
könnten bestehende Arbeitsplätze und bestehende 
Produktionsanlagen auch zum Aufbau von umwelt-
freundlichen Produktionsalternativen genutzt wer-
den. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Sie 
müssen zum Schluß kommen. Ihre Redezeit ist abge-
laufen. 

Stratmann (GRÜNE): Ein letzter Punkt. 
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Vizepräsident Westphal: Nein, das geht nicht mehr. 
Einen Satz würde ich Ihnen noch gestatten. 

(Grünbeck [FDP]: Auch das ist schon zu 
viel!) 

Stratmann (GRÜNE): Dann danke ich Ihnen, insbe-
sondere dem Kollegen Grünbeck, für die Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Austermann. 

Austermann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Bürger erwarten von der heu-
tigen Debatte eine Antwort auf die Frage, worin sich 
die Konzepte der einzelnen Parteien unterscheiden, 
wenn es darum geht, im Strukturbereich etwas mehr 
zu tun, vor allem auch für die nördlichen Länder. 

Man muß feststellen, daß sich meine beiden Vorred-
ner im wesentlichen über eine ökologische Erneue-
rung ausgelassen haben. Meine beiden Vorredner zur 
Linken unterschieden sich lediglich in der Art und 
Weise, in der sie Planwirtschaft zum Durchbruch ver-
helfen wollen. Das Programm „Arbeit und Umwelt", 
daß Herr Stratmann hier angeboten hat und das die 
SPD anbietet, ist das übliche Beschäftigungspro-
gramm, das mehr Verschuldung, mehr Zinsen bedeu-
tet; es hebelt das Verursacherprinzip aus, drosselt die 
private Verantwortung, Marktmechanismen werden 
beseitigt; jeder weiß, daß in allen Ländern, in denen 
Planwirtschaft funktioniert, die Umwelt zugrunde 
geht. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: O Gott!) 
Jetzt ist die Frage: Was hat diese Bundesregierung 

bisher im Bereich der Strukturpolitik für die nördli-
chen Länder getan? 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Das ist 
wirklich die Frage!) 

Seit Ende der 70er Jahre gibt es z. B. Bemühungen, 
die Struktur der Küstenländer zu verbessern. Diese 
Wünsche sind damals nicht auf die Gegenliebe vor 
allem des Bundesfinanzministers Matthöfer gestoßen. 
Es gibt reihenweise B riefe, in denen er das abgelehnt 
hat, was vom Norden gefordert wurde. Erst nach dem 
Regierungswechsel 1982 gab es eine spürbare Ver-
stärkung bei den Gemeinschaftsaufgaben, gab es ein 
Hilfsprogramm für die Werften, für Ersatzarbeits-
plätze, eine neue Wettbewerbshilfe und eine aktive 
Arbeitsmarktpolitik, die dank der Hilfe unserer 
Freunde, die für Arbeitsmarktpolitik zuständig sind, 
in den letzten Tagen noch einmal um 210 Millionen 
DM für Fortbildung und Umschulung aufgestockt 
worden ist. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Und was 
war das Ergebnis im Norden?) 

Speziell die Gemeinschaftsaufgaben, die das eigentli-
che Instrument für die Hilfen für bestimmte gemein-
same Bemühungen von Bund und Ländern darstellen, 
wurden wesentlich erhöht. Der vorgelegte Regie-
rungsbericht ist ein eindrucksvoller Beleg dafür. 

Da gab es z. B. Hilfen für die Saar, da gab es Hilfen 
für die Küstenländer, für das Ruhrgebiet im Länderfi-

nanzausgleich und das neue Programm der Kreditan-
stalt für Wiederaufbau, das allein ein Volumen von 
15 Milliarden DM hat. Wir setzen uns für einen weite-
ren Ausbau dieser Instrumente zur Hilfe der struktur-
schwachen Länder nach Art. 91 und nach Art. 104 a 
Abs. 4 des Grundgesetzes ein, weil wir wissen, daß 
bisher noch nicht Ausreichendes passiert ist. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Aber erst, 
nachdem Ihnen Albrecht die Daumenschrau

-

ben angesetzt hat!) 

Trotzdem dürfen diese Bemühungen nicht übersehen 
werden. 

Was in diesen Ländern unterentwickelt ist, ist nicht 
so sehr die Zahl der öffentlichen Investitionen, auf die 
Sie ja gerade abheben — aber auch im Bereich der 
öffentlichen Investitionen gibt es sicherlich ein Süd-
Nord-Gefälle —; sie machen nur einen Teil der Ge-
samtinvestitionen aus. Es fehlt in vielen Bereichen an 
strukturellem Wandel, an wissenschaftlichen Einrich-
tungen, die den technologischen Fortschritt und damit 
neue Arbeitsplätze ermöglichen. 

Eine Initiative, die den strukturschwachen Ländern 
helfen will, müßte also fragen: Wie sieht es mit dem 
Leistungsstand der Unternehmen in der Summe in 
diesen Ländern aus, mit der Innovationskraft, der 
wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-
men? Was wird für Forschung ausgegeben? Welche 
wissenschaftlichen Einrichtungen mit Transfercha-
rakter sind ausbaufähig? Die nächste Frage — die 
dürfte für Sie besonders interessant sein — wäre: Was 
tut die jeweilige Landesregierung, um die Eigendyna-
mik der Wirtschaft zu unterstützen? Da gibt es in der 
Tat beträchtliche Unterschiede in den einzelnen Bun-
desländern. Das Motto muß also lauten: Hilf dir selbst, 
dann hilft der Bund. 

Die SPD weist mit ihren Anträgen in die falsche 
Richtung ;  abgesehen davon, daß sie unbezahlbar 
sind. Ich habe das einmal durchgerechnet — Sie of-
fensichtlich nicht — : Das KfW-Programm kostet 
300 Millionen DM, die Investitionszulage 1 Milliarde 
DM, das sogenannte Zukunftsprogramm 2,35 Milliar-
den DM, die Bundesmittel für Städtebau betragen 
2,5 Milliarden DM — die sind übrigens bei Ihnen im 
Jahre 1982 ganz kläglich gewesen — , die öffentlichen 
Investitionen von Bund, Post und Bahn — die Post gibt 
in diesem Jahr so viel für Investitionen aus wie noch 
nie — kosten zusätzlich 2,5 Milliarden DM; die hö-
here Arbeitslosenhilfe soll die Gemeinden angeblich 
von Sozialhilfe entlasten, was 3 Milliarden DM kostet. 
Das ist ein Gesamtprogramm der SPD für ein Jahr in 
der Größenordnung von 13,8 Milliarden DM. Das ist 
nicht finanziert. Man könnte zusammenfassend zu Ih-
rem Programm sagen: Keine neue Idee, keine Finan-
zierung. 

Aber selbst wenn man die SPD-Anträge unterstützt, 
muß man fragen, wie es denn in der Realität aussieht. 
Und das ist für mich ein ganz wichtiger Punkt, und 
zwar gerade für mich als Abgeordneten, der aus 
Schleswig-Holstein kommt und der sich nun fragt, 
was wird sich denn möglicherweise in der Politik än-
dern. Dort, wo das Geld vom Bund angeboten wird, 
wird es oft aus ideologischen oder aus vordergründi-
gen Umweltschutzgründen nicht ausgeschöpft. Ich 
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nenne das Stichwort Straßenbau; da wurden Mittel 
aus Nordrhein-Westfalen zurückgegeb en,  weil man 
nicht in der Lage war, rechtzeitig zu planen, oder weil 
man nicht wollte. 

(Müntefering [SPD]: Unsinn! Das ist schlicht- 
weg falsch!) 

Beispielhafte Infrastruktureinrichtungen — Elbque-
rung, Flughafenanbindung Fuhlsbüttel — kommen 
nicht voran. Technischer Wandel wird beargwöhnt. 
Großprojekte werden durch lange Genehmigungs-
verfahren behindert. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Mit der Ma-
schinenpistole können Sie Investitionen 

auch nicht durchsetzen!) 

Das Küstenprogramm des DGB setzt mit der Forde-
rung nach mehr Steuern, nach mehr Staat, nach mehr 
Einflußnahme auf die Wirtschaft die Investitionsbe-
reitschaft aufs Spiel. Der Aussteigerkurs in der Ener-
giepolitik fördert nicht gerade das Vertrauen der Wirt-
schaft in günstige Energiepreise. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Meinen Sie 
den FDP-Parteitagsbeschluß?) 

Ich glaube, dies alles gehört mit zur Realität, zu dem, 
was Situation in unserem Land ist, was unterschiedli-
che Situation in den einzelnen Bundesländern ist. 

Erfolgreiche Wirtschaftspolitik für mehr Arbeits-
plätze besteht vor allem in besseren Rahmenbedin-
gungen, nicht aber in staatlicher Beschäftigungswirt-
schaft. 

(Zuruf des Abg. Müntefering [SPD]) 

Sie besteht in größerer Flexibilität, in den Tarifverein-
barungen z. B. auch beim Abbau von Überstunden; 
das haben wir vorhin diskutiert. Arbeitslosigkeit ist 
das Spiegelbild von nicht rentablen Arbeitsplätzen. 

(Wissmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir wollen den Strukturwandel auch im Norden 
ermöglichen, wenn die Länder mitmachen. Dies zeigt 
der Bericht über die Gemeinschaftsaufgabe zur Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur und 
dies zeigt auch unsere bisherige Politik. Unsere 
Schwerpunkte zielen darauf ab, die Investitionsbedin-
gungen für Unternehmen weiter zu verbessern, durch 
das Instrument der regionalen Wirtschaftsförderung 
Arbeitsplätze dort zu schaffen, wo die Menschen woh-
nen, die Forschungs- und Entwicklungsinfrastruktur 
beschleunigt auszubauen, eine leistungsfähige Ver-
kehrsanbindung zu gewährleisten, um Randlagen zu 
beenden, den strukturschwachen Räumen stärker als 
früher durch eine bevorzugte Förderung Entwick-
lungschancen zu eröffnen und eine stärkere Differen-
zierung in der Tarifpolitik sowie eine flankierende 
Arbeitsmarktpolitik vorzusehen — dies alles, was bei 
der Union wichtig ist, bei konsequenter Begrenzung 
staatlicher Ausgaben. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Unsere Politik entzündet kein Strohfeuer mit Lang-
zeitbrandschäden. Sie schafft längerfristig Erfolge 
über mehr wirtschaftliche Dynamik. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Seit 1983 ist 
die Zahl der Bürger in der Bundesrepublik, die Arbeit  

haben, um 700 000 von 25,3 Millionen auf knapp 
26 Millionen gestiegen. Es haben also heute mehr 
Bürger in der Bundesrepublik Arbeit als 1982, auch im 
Norden. Weniger Jugendliche sind ohne Arbeit, weni-
ger Kurzarbeiter sind zu verzeichnen, Lehrstellen 
werden knapp. Da sich aber die Erwerbsbevölkerung 
in der Zeit seit 1982 praktisch auch um 700 000 erhöht 
hat, liegen die Arbeitslosenzahlen immer noch auf 
dem Niveau der Zeit nach dem Regierungswechsel: 
2,14 Millionen im Mai 1983 zu 2,14 Millionen in die-
sem Mai. 
Mittelfristig hat bei der anderen Bevölkerungsent-

wicklung, die abzusehen ist, unsere Politik noch stär-
ker sichtbare Erfolge bei den Arbeitslosenzahlen auch 
im Norden, wenn die SPD von ihrer alten wirtschafts-
feindlichen Politik Abstand nimmt und mehr Dynamik 
zuläßt. 
Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft, Herr von Wartenberg. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Aber lang

-

samer bitte!) 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Jens, in einer Debatte, 
die auf Ihren Antrag hin die Bereitschaft zum Struk-
turwandel in bestimmten Regionen wecken soll, ha-
ben Sie nichts weiter als düstere Gemälde für die 
Gegenwart und für die Zukunft gezeichnet. Sie haben 
die Fakten nicht erkennen lassen: Wir haben den 
höchsten Stand der Beschäftigten seit 1982, 

(Sellin [GRÜNE]: Die meisten Arbeitslosen 
seit 1982!) 

trotz der starken Jahrgänge, die aus den Schulen 
kommen und auf den Arbeitsmarkt drücken, 

(Hinsken [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 
trotz des veränderten Verhaltens der Frauen; wir ha-
ben die höchste Erwerbsquote bei den Frauen seit 
Bestehen der Statistik. Wir haben festzustellen, daß 
alle Konjunkturforschungsinstitute einschließlich der 
internationalen Organisationen ihre Prognosen für 
das laufende Jahr nach oben korrigieren. Wir haben 
die höchsten realen Einkommen, die jemals in 
Deutschland verdient wurden, und wir haben die 
höchsten Exportüberschüsse. So schlimm und so 
schlecht kann es also nicht aussehen. 
Ich komme zum Strukturwandel. In der Montan- 

und Werftindustrie ist, das haben wir zu konstatieren 
— das ist der Gegenstand unserer heutigen De-
batte — , ein tiefgreifender Prozeß festzustellen, der 
für die Betroffenen und für die Regionen oft mit Op-
fern verbunden ist. Hier ist Hilfe zur sozialen Abfede

- rung  und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze in den 
betroffenen Regionen notwendig. Die Bundesregie-
rung hat hier konsequent und erfolgreich gehan-
delt. 
Im Zentrum der Bemühungen, meine Damen und 

Herren, muß dabei die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
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stehen. Der notwendige Strukturwandel kann nicht 
verhindert werden. Niemand kann die Stahlstandorte 
garantieren, wie es der Antrag der SPD-Fraktion wie-
derum suggeriert, wenn er auch von einem Erhalt der 
Stahlstandorte „im Kern" spricht, was immer das hei-
ßen mag. 
Lassen Sie mich zuerst einige Anmerkungen zu 

Kohle und Stahl machen. Es ist erfreulich, daß es der 
Stahlindustrie derzeit deutlich besser geht als noch 
vor einigen Monaten. Eine gute Stahlkonjunktur löst 
aber natürlich nicht alle Strukturprobleme beim Stahl. 
Immer noch gibt es in Europa Kapazitätsüberhänge. 
Die Stahlnachfrage ist tendenziell weiter rückläufig. 
Es ist die Aufgabe der Unternehmen, die notwendigen 
Anpassungsentscheidungen zu treffen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Müntefering? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Bitte sehr. 

Müntefering (SPD): Zum Bereich Stahl: Sind Sie 
bereit, das Wort des Bundeskanzlers von der Montan-
konferenz einzulösen, entweder auf der Sitzung des 
Ministerrats oder spätestens auf dem EG-Gipfel dafür 
einzutreten, daß die Quoten über den 30. Juni 1988 
hinaus verlängert werden, zumindest die Katego-
rien 2 und 3? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Herr Kollege, die Bundes-
regierung steht zu dem Ergebnis des EG-Ministerrats 
vom 22. Dezember letzten Jahres, wonach das Quo-
tensystem für wichtige Flachprodukte und schwere 
Profile verlängert werden soll, wenn bis zum 10. Juni, 
d. h. bis morgen, verbindliche Zusagen der Stahlindu-
strie über bestimmte Kapazitätsstillegungen vorlie-
gen. Der Ministerrat wird sich am 24. Juni mit dieser 
Frage befassen. Die Bundesregierung verfolgt diese 
Linie, obwohl der Auffassung der EG-Kommission, 
daß die rechtlichen Voraussetzungen für eine Verlän-
gerung des Quotensystems angesichts der guten 
Stahlkonjunktur nicht mehr vorliegen, kaum wider-
sprochen werden kann. 
Die Bundesregierung wird sich zusammen mit der 

EG-Kommission weiterhin nachdrücklich dafür ein-
setzen und darauf achten, daß der Subventionskodex 
eingehalten wird. Und lassen Sie mich hinzufügen: 
Die derzeit insgesamt deutlich verbesserte Lage der 
deutschen Stahlindustrie bestätigt ja auch die wirt-
schaftspolitische Grundhaltung der Bundesregierung, 
kein staatlich verordnetes Strukturkonzept vorzuge-
ben. 

Vizepräsident Westphal: Ich muß Sie noch einmal 
unterbrechen, Herr Staatssekretär. Sind Sie bereit, 
eine Frage des Herrn Abgeordneten Jens zu beant-
worten? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Bitte sehr. 

Dr. Jens (SPD): Würden Sie denn zugeben, daß die 
augenblicklich günstige Lage in der Stahlindustrie  

wirklich nur ganz kurzfristig ist und daß Sonderfakto-
ren, die überhaupt nicht zu übersehen sind, dazu bei-
getragen haben, daß diese günstige Situation gege-
ben ist, und daß deshalb die immanente Krise langfri-
stig sehr wohl vorhanden ist? 

(Grünbeck [FDP]: Das hat er doch gesagt!) 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Herr Kollege Jens, ich 
habe gerade zum Ausdruck gebracht, daß ich mich 
über die aktuell gute Lage in der Stahlindustrie freue, 
die wir beide vor wenigen Monaten nicht erwartet 
haben. Insoweit gehe ich auch davon aus, daß wir 
beide nicht in der Lage sind, die Prognose auch nur für 
ein halbes Jahr zu geben. Aber ich habe zum Aus-
druck gebracht: Tendenziell haben wir in Europa 
Überkapazitäten in der Stahlindustrie, deshalb sind 
wir zum Handeln aufgefordert. 

(Grünbeck [FDP]: So ist es!) 

Wir haben, meine Damen und Herren, aktiv dazu 
beigetragen, den Anpassungsprozeß zu flankieren. 
Ich erinnere an die Strukturanpassungshilfen und die 
20%ige Investitionszulage bis Ende 1985. Ich erinnere 
an die Stahlkrisenmaßnahmen der Europäischen Ge-
meinschaft, und ich erinnere an die umfangreiche so-
ziale Absicherung des Anpassungsprozesses. Der 
Bund hat dafür auch im letzten Jahr erneut 300 Mil-
lionen DM zugesagt. Die Stahlländer beteiligen sich 
zusätzlich mit 150 Millionen DM. Im Gegenzug dazu 
haben sich die Stahlunternehmen verpflichtet, auf die 
im Rahmen der notwendigen Strukturanpassungs-
maßnahmen ursprünglich vorgesehenen betriebsbe-
dingten Kündigungen zu verzichten. Wir als Bundes-
regierung gehen davon aus, daß die Frankfurter Ver-
einbarung eingehalten wird. 

Meine Damen und Herren, auch für Schiffbau und 
Schiffahrt hat die Bundesregierung eine Reihe von 
flankierenden Maßnahmen ergriffen. Die 1987 einge-
führte und bis 1990 bef ristete Wettbewerbshilfe soll 
die Bemühungen der deutschen Werften, ihre Be-
triebsstrukturen durch Rationalisierung und Kapazi-
tätsanpassung zu verbessern, flankieren und ihnen 
helfen, ihren hohen Leistungsstand beim Bau hoch-
wertiger Schiffe zu behaupten. 

Inzwischen hat sich der Auftragsbestand der Werf-
ten auch deutlich verbessert, auch wenn es Ausla-
stungsprobleme bei einigen kleineren Werften gibt, 
insbesondere auf Grund der drastisch geschrumpften 
Inlandsnachfrage nach Küstenmotorschiffen. Hier 
sollte nach unserem Eindruck einmal die Mittelvertei-
lung innerhalb der betroffenen Länder überprüft wer

-

den. 
Daneben wird weiterhin die traditionelle Werfthilfe 

eingesetzt, über deren Verlängerung — wenn auch 
mit einem den verringerten Kapazitäten angepaßten 
Volumen — im Rahmen der Haushaltsverhandlungen 
gesprochen wird. 
Auch der Kohlebergbau befindet sich in einem lan-

gen, schwierigen Anpassungsprozeß. Wir wissen, was 
das für die Betroffenen heißt. Wir wissen auch, wie 
schwer und gefährlich diese Arbeit manchmal ist. 

Ich möchte an dieser Stelle auch im Namen von 
Minister Bangemann nochmals unser tief empfunde- 
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nes Beileid gegenüber den Angehörigen der verun-
glückten Bergleute auf der Zeche Stolzenbach in Bor-
ken zum Ausdruck bringen und den Verletzten rasche 
Genesung wünschen. Dank und Anerkennung ge-
bühren auch den Rettungsmannschaften für ihren un-
ermüdlichen Einsatz. 

Die Kohlepolitik der Bundesregierung ist klar: Sie 
steht voll und unverändert zu den Beschlüssen der 
Kohlerunde vom 11. Dezember des vergangenen 
Jahres. Beschlossen wurde eine Anpassung von 13 bis 
15 Millionen Tonnen Steinkohle bis 1995; sie wird 
sozialverträglich durchgeführt. Und seien wir uns des-
sen bewußt: Dies bedeutet erhebliche zusätzliche Ko-
sten für den Bundeshaushalt. Die Bundesregierung 
hat hierfür — trotz der angespannten Haushalts-
lage — Vorsorge getroffen. 

Die Bundesregierung steht auch zu dem Verstro-
mungsvertrag. Wir sind derzeit mitten in Verhandlun-
gen mit Elektrizitätswirtschaft und Kohlebergbau. Wir 
streben dabei unverändert eine Lösung an, die einer-
seits das Mengengerüst sichert, andererseits die Bela-
stungen für die Verbraucher in vertretbaren Grenzen 
hält. 

Nur die aktive Bewältigung des Strukturwandels 
und die Erschließung neuer Wachstums- und Beschäf-
tigungsfelder schaffen zukunftsträchtige und damit 
sichere Arbeitsplätze. Das geschieht nicht von allein. 
Hier müssen alle Beteiligten an einem Strick ziehen: 
für mehr Ersatzarbeitsplätze. Das gilt vor allem für die 
betroffenen Regionen selber. Die Kräfte vor Ort müs-
sen mobilisiert werden. Die Verbesserung der Infra-
struktur und die Möglichkeit neuer Arbeitsplätze 
kann man nicht am grünen Tisch entscheiden. Wie die 
Wirtschaft Duisburgs verbessert werden kann, weiß 
man in Duisburg am besten. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Durch eine bessere 
Landesregierung!) 

Ich weise auch an dieser Stelle noch einmal auf die 
Verantwortung der Tarifpartner hin. Wenn sie auf die 
regionalen Probleme keine Rücksicht nehmen, kann 
dies ein Hemmnis für neue Investitionen sein. Wenn 
ein Unternehmer im Ruhrgebiet höhere Löhne als in 
Süddeutschland zahlen muß, muß das doch Konse-
quenzen haben, ob uns das paßt oder nicht. 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeordne-
ten Hillerich? 

Dr. von Wartenberg, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Nein; danke. Ich möchte 
fortfahren. 

Aber zur Bewältigung des Strukturwandels konkret 
am Ort gehört auch, daß den Menschen die Wahrheit 
nicht verschwiegen wird. Politische Forderungen 
nach dem Erhalt alter Strukturen, die den Menschen 
eine sichere Zukunft vorgaukeln, sind doch nicht ge-
eignet, für eine Aufbruchstimmung zu sorgen, in der 
die Herausforderung durch den Strukturwandel an-
genommen wird. Ich meine, Rheinhausen ist hierfür 
ein trauriges Beispiel. Es wäre sicher besser gewesen,  

wenn alle Politiker den Arbeitern der Hütte rechtzei-
tig die Wahrheit gesagt hätten. 

(Beckmann [FDP]: Sehr wahr!) 

Die Bundesregierung sieht es als eine zentrale Auf-
gabe an, den Strukturwandel zu erleichtern und re-
gional zu flankieren. Es ist ein großer Erfolg, wenn mit 
Hilfe der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" viele Regionen An-
schluß an die Entwicklung gefunden haben. Jetzt gilt 
es, verstärkt die Schaffung neuer Arbeitsplätze in den 
altindustriellen Regionen, besonders in den Kohle-
und den Stahlregionen, voranzutreiben. 

Die Montankonferenz des Bundeskanzlers vom Fe-
bruar dieses Jahres ist ein Meilenstein auf diesem 
sicher schwierigen und langwierigen Weg. Entschei-
dend ist vor allem die positive Signalwirkung dieser 
Konferenz. 

Das Kernstück der Beschlüsse der Montankonfe-
renz ist ein zusätzliches Sonderprogramm für Mon-
tanregionen in Höhe von 1 Milliarde DM. Es ist am 
14. April vom Bund und von den Ländern im Pla-
nungsausschuß beschlossen worden. Davon entfallen 
auf das Ruhrgebiet 800 Millionen. Zusammen mit den 
vom Bund vorher beschlossenen Hilfen stehen der 
Montanregion somit rund 1,5 Milliarden DM zur Ver-
fügung. 

Darüber hinaus ist es Minister Bangemann — der 
heute in Brüssel ist — gelungen, das EG-Programm 
für Stahlstandorte gegen den Widerstand der EG

-

Kommission bereits im Februar dieses Jahres im EG

-

Ministerrat durchzusetzen. Das Programm ist damit 
auch für deutsche Stahlstandorte wirksam. Ein be-
achtlicher Teil der Gesamtmittel von 300 Millionen 
ECU steht für diese Standorte zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze zur Verfügung. 

Vergessen Sie bitte auch nicht, daß die Wirksamkeit 
dieses Programms in den Regionen nur dadurch ver-
stärkt werden kann, daß der Bund, wie in der Mon-
tankonferenz beschlossen, auch seinen Eigenanteil an 
den EG-Rückflüssen an die Bundesländer direkt wei-
terleiten wird. 

Um den Gemeinden mit vergleichsweise hoher Ar-
beitslosigkeit zu helfen, wurden vor wenigen Tagen 
zusätzliche Kreditpräferenzen im KFW-Gemeinde-
programm für diese Gemeinden beschlossen. Hiervon 
profitieren sowohl Montanregionen und Werftstand-
orte als auch traditionelle Problemregionen des länd-
lichen Raums. 

Dann kommen die abgestimmten Maßnahmen aus 
den verschiedenen Bereichen von Wirtschaft, Ver-
kehr, Post, Umwelt, Technologie hinzu. Sie könnten 
und sollten zu einer neuen Aufbruchstimmung im 
Ruhrgebiet führen. 

Ich begrüße es deshalb sehr, wenn die Beteiligten 
hier weiter vorangehen, und fordere sie dazu auf. Es 
gibt für mich keinen Zweifel: Das Ruhrgebiet hat gute 
Chancen, 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: So ist es!) 

die es nur wahrnehmen muß. Das gleiche gilt für Os

-

nabrück, für die Saar und für die mittlere Oberpfalz. 
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Das in der Montankonferenz beschlossene Pro-
gramm wird zügig umgesetzt. Die Bundesregierung 
und das Land Nordrhein-Westfalen überwachen ge-
meinsam die Umsetzung. Ich glaube, wir sind hier auf 
dem richtigen Weg. Ich denke auch, daß die Men-
schen im Ruhrgebiet dies wissen und dies akzeptie-
ren. Die SPD-Fraktion sollte deshalb mitziehen. For-
derungen nach mehr Geld vom Bund führen nicht 
weiter. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

An Geld fehlt es nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Notwendig ist die konsequente Umsetzung des Be-
schlossenen. Notwendig ist eine positive, die Attrakti-
vität der Montanstandorte erhöhende Wirtschaftspoli-
tik, z. B. durch Abbau des verbreiteten Eindrucks, 
Nordrhein-Westfalen sei technologiefeindlich. 

Meine Damen und Herren, ein Punkt ist bei den 
Maßnahmen für die Regionen wichtig: Die Hilfen des 
Bundes können nur Hilfen zur Selbsthilfe sein. Sie 
müssen von den betroffenen Regionen und Ländern 
als Bausteine in ein umfassendes Umstrukturierungs-
konzept eingebaut werden. 

(Abg. Sellin [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Nein, ich möchte keine Zwischenfrage zulassen. 

(Sellin [GRÜNE]: Lebendiges Parlament!) 

Dabei sind Kommunen, örtliche Wirtschaft, Verbände 
und Gewerkschaften ebenso gefordert wie etwa örtli-
che Forschungs- und Berufsbildungseinrichtungen. 

Ein solches Gesamtkonzept muß vor allem von fol-
genden Aktionsfeldern ausgehen: Zunächst von einer 
aktiven Bodenpolitik. Dazu gehört die Ausweisung 
von genügend Industrie- und Gewerbefläche auch 
durch eine Wiedernutzbarmachung von brachliegen-
den alten Flächen. 

Dazu gehört die Verbesserung der beruflichen Qua-
lifikationen. Dazu gehört die Erleichterung von Unter-
nehmensgründungen durch spezielle Beratungsange-
bote und entsprechende Anstrengungen der örtlichen 
Behörden. Dazu gehört die Beschleunigung des Tech-
nologietransfers durch verstärkte Zusammenarbeit 
zwischen örtlicher Wirtschaft und Hochschulen und 
durch die Einrichtung und den Ausbau der Technolo-
gieberatung bei den Kammern und den Wirtschafts-
förderungsgesellschaften. Dazu gehört die Verbesse-
rung insbesondere der wirtschaftsnahen Infrastruktur. 
Dazu gehört die Verbesserung der Wohnortattraktivi-
tät durch zusätzliche Anstrengungen etwa bei Nah-
erholung, Städtesanierung und Kulturangeboten. 
Dazu gehört auch — last but not least — die Beseiti-
gung von bürokratischen Hindernissen. 

Meine Damen und Herren, nur die Akzeptanz des 
notwendigen Strukturwandels und nur die Bereit-
schaft aller, aktiv an der Umstrukturierung der betrof-
fenen Regionen mitzuarbeiten, kann den regional-
wirtschaftlichen Erfolg sicherstellen. Wir sollten diese 
Herausforderungen annehmen, die Ärmel hochkrem-
peln und den Weg gemeinsam gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Skarpelis-Sperk. 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk (SPD): Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Diese Debatte ist bisher schon 
etwas eigenartig verlaufen. Ich hatte gedacht, wir 
würden uns über die regionalen Probleme unterhal-
ten. Wir haben hier aber — mit Ausnahme der des 
Kollegen Wartenberg — treffliche Reden über viele 
andere Dinge als über die regionalen Probleme und 
über die Instrumente zur Lösung dieser Probleme ge-
hört. 
Herr Lambsdorff hat ausgiebig über die Tarifpolitik 

und die Inflexibilität der Löhne geredet. Er hat wieder 
einmal — wie immer bei der FDP — dafür gesorgt, daß 
der Schwarze Peter bei den Gewerkschaften landet. 
Er hat schön sein Manuskript vorgelesen. 

(Grünbeck [FDP]: Er hat das nicht gesagt!) 

— Aber natürlich hat er das getan, indem er wieder 
einmal auf die Inflexibilitäten hingewiesen hat. Herr 
Grünbeck, es ist ja, jedenfalls wenn man keine Instru-
mente anzubieten hat und nichts Konkretes zur Sache 
sagen kann, eine praktische Methode, wieder einmal 
den alten Hut der Tariflohndifferenzierung vorzutra-
gen. Das hat er übrigens, als er Wirtschaftsminister 
war, in diesem Hause und im Wirtschaftsausschuß 
Gott sei Dank nicht erzählt, weil er dann nämlich die 
eigenen Gutachten, die er selbst damals in Auftrag 
gegeben hat, um die Ohren geschlagen bekommen 
hätte. Es ist doch so, daß in allen Strukturberichten 
aller wesentlichen wirtschaftswissenschaftlichen In-
stitute steht, daß es erstens immerhin — leider hat 
Herr Lambsdorff ja keine Zwischenfrage zugelas-
sen — so etwas wie einen Unterschied zwischen den 
Tariflöhnen und den tatsächlichen Löhnen gibt, daß 
sich zweitens die Unterschiede in den Lohnhöhen 
zwischen den Sektoren außerordentlich erhöht und 
nicht erniedrigt haben, und sie sind mittlerweile ent-
scheidender als manche regionalen Differenzierun-
gen, und daß drittens die wirtschaftswissenschaftli-
chen Institute darauf hingewiesen haben — dies tun 
sie alle paar Jahre regelmäßig wieder — , daß sie mit 
dieser Art von niedrigeren Lohnkosten nichts anderes 
betreiben als eine Subventionierung und damit eine 
Erhaltung gewisser Branchen und daß dies keine wirt-
schaftspolitisch besonders sinnvolle Maßnahme ist. 

Herr Staatssekretär, Sie reden von Dynamik und 
von allem was erhalten werden muß. Das ist auch rich-
tig, aber was Sie machen, ist nichts anderes, als diesen 
Betrieben einen zusätzlichen Rentabilitätsbonus zu 
geben und zu sagen, die Arbeitnehmer sollen mit 
niedrigen Löhnen dies akzeptieren. Dies hilft in der 
Sache nicht weiter. Alle wirtschaftswissenschaftlichen 
Institute erzählen Ihnen dies — in amtlichen Berich-
ten abgedruckt — immer wieder und erneut, und die 
Antwort ist, daß Herr Lambsdorff und andere dies mit 
Gebetsmühlenhaftigkeit wieder bringen, obwohl sie 
wissen, daß im Grunde genommen erstens die Unter-
schiede jetzt schon gewaltig sind und daß dies zwei-
tens, den Bet rieben in den Regionen überhaupt nicht 
hilft. Dies sind à la longue Erhaltungssubventionen, 
und die sind auf Dauer nicht nützlich. 
Ich hatte gehofft, wir würden uns heute einmal kon-

kreter — Herr Staatssekretär Wartenberg hat dies we- 
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nigstens etwas getan — über die Gemeinschaftsauf-
gabe „regionale Wirtschaftsförderung" unterhalten. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Geben Sie mal etwas 
Vernünftiges vor!) 

— Aber Herr Hinsken, ich gebe doch immer etwas 
Vernünftiges vor. Im Unterausschuß haben wir schon 
so häufig einmütig, ja manchmal sogar einstimmig 
unsere Vorschläge gemacht, daß ich mich über Ihren 
Zwischenruf wundere. Ich komme gleich auf die Sa-
che, die bei Herrn Stoltenberg nicht durchgesetzt wer-
den konnte, nämlich auf die Investitionszulage, deren 
Beibehaltung wir im Wirtschaftsausschuß, im Unter-
ausschuß „regionale Wirtschaftsförderung", einmütig 
unterstützt haben. 

Aber es ist doch eigentlich viel schlimmer: Die Tat-
sache, daß hier jeder von der Regierungsseite über 
ganz andere Dinge, ganz andere Instrumente geredet 
hat, verrät doch im Grunde genommen nur eines: daß 
hier in den Parlamenten — — 

(Austermann [CDU/CSU]: Worüber reden 
Sie denn eigentlich? — Zuruf des Abg. Hins

-

ken [CDU/CSU]) 

—Herrgott, die Herren üben wieder einmal ihr Tradi-
tionsinstrument des Zwischenrufs. 

(Austermann [CDU/CSU]: Sie haben Ihre 
drei Anträge bisher nicht ein einziges Mal 

begründet!) 

— Entschuldigen Sie, Sie lesen im D-Zug-Tempo Ihr 
Referat herunter, und da hat man Sie nicht mit dau-
ernden Zwischenrufen gestört. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Das war wenigstens 
zur Sache! — Austermann [CDU/CSU]: Was 

ist denn mit den drei Anträgen?) 

—Wie wäre es denn, wenn Sie mich einmal zu Wort 
kommen ließen, und dann hören Sie mal vier Minuten 
zu. Das wird Sie hoffentlich nicht überfordern. 

(Austermann [CDU/CSU]: Das ist eine reich

-

liche Zumutung! — Zuruf von der SPD: Es ist 
eine Zumutung, am Anfang einer solchen 
Auseinandersetzung solche Zurufe zu hö

-

ren!) 

—Vielleicht kann der Kollege Austermann in der Tat 
einmal in einer wirtschaftspolitischen Debatte zuhö-
ren. In seiner Debatte hat man jedenfalls nicht viele 
Möglichkeiten für Zwischenrufe gehabt, weil dies in 
einem solchen Eiltempo heruntergeredet war, daß 
man nicht einmal die Worte vernehmen konnte. 

Wir haben leider nur ein Problem gehabt. Wenn ich 
mir einmal die ersten zwölf Seiten dieses 17. Rahmen-
planes, den die Bundesregierung vorgelegt hat, 
durchlese, dann kann ich nur zu dem Schluß kommen, 
daß der 17. Rahmenplan eher den Informationsgehalt 
und die politische Zündkraft eines Kommuniqués des 
Politbüros der KPdSU vor Gorbatschows Zeiten ge-
habt hat, so inhaltsleer und oberflächlich ist über die 
Probleme hinwegformuliert. 

Man muß in der Tat schon sehr eingeweiht sein und 
viele Hintergrundinformationen aus den Ländermini-
sterien haben, um aus diesem Be richt wenigstens ein 
paar Informationen über das herauszuhören, was zu-

nehmend die Menschen hier bei uns beunruhigt: Das 
ist das immer deutlichere Auseinanderfallen der Re-
publik in prosperierende Gebiete auf der einen und 
strukturschwache ländliche sowie altindustrielle Re-
gionen auf der anderen Seite. 

Im Jahreswirtschaftsbericht 1988 — das ist immer-
hin schon ein Fortschritt, Herr Wartenberg — haben 
Sie über diese Probleme ja noch nicht einmal gespro-
chen. Dafür aber wird nun in einer Weise im 17. Rah-
menplan verharmlost, die nach den heftigen Ausein-
andersetzungen zwischen Finanzminister Stolten-
berg, den CDU-Ministerpräsidenten und den Herren 
Späth und Strauß noch etwas verblüfft. 

Nun habe ich ja Verständnis dafür, daß Herr Ban-
gemann nicht schreiben wird, daß die globale Wirt-
schafts- und Finanzpolitik zu katastrophalen Arbeits-
losenzahlen in den strukturschwachen ländlichen Ge-
bieten mit ihrer immer überdurchschnittlichen Ar-
beitslosigkeit geführt hat. Ich habe auch Verständnis 
dafür, daß Sie die Zukunftsaussichten der Problemre-
gionen in den altindustriellen Räumen mit ihrer Kon-
zentration auf Stahl, Schiffbau und Kohle — Herr 
Staatssekretär, Sie haben die Probleme in der Textil-
und Schuhindustrie heute gar nicht einmal erwähnt — , 
die sich immer mehr verdüstern, nicht so deutlich 
darstellen. Statt dessen hat der Herr Staatssekretär 
heute ein optimistisches Bild verbreitet. Man möchte 
fast annehmen, die Arbeitslosenzahlen in Leer hätten 
sich halbiert, oder in Niederbayern in der Oberpfalz 
stünden Massen von Arbeitsplätzen offen und was 
haben Sie gesagt? — , die Bewerber um Ausbildungs-
plätze würden sogar knapp. Für die Problemregionen, 
die wir hier in dem Unterausschuß zu behandeln ha-
ben, können wir ein derartig günstiges Bild leider 
nicht abgeben. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Das stimmt aber 
nicht!) 

Die arbeitsplatzvernichtenden Wirkungen des 
Strukturwandels, lieber Herr Staatssekretär, haben 
Sie überhaupt nicht beziffert, und das verstehe ich ja 
auch, weil Sie gar keinen Anlaß bieten wollen, einmal 
hart an den Fakten zu diskutieren. 

Dann stehen beschönigende Sätze in dem Bericht 
wie: 

Die veränderte gesamtwirtschaftliche Lage er-
schwert auch die Erreichung regionalpolitischer 
Ziele. 

Und: 

Auch wenn sich für die nahe Zukunft die gesamt-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der regio-
nalen Strukturpolitik nicht mit hinreichender Si-
cherheit angeben lassen, so zeichnen sich doch 
einige neue Schwierigkeiten für die Lösung re-
gionalpolitischer Probleme ab . . . 

Herr von Wartenberg, da war der Be richt ein bißchen 
ehrlicher als Ihre optimistische Erklärung heute. 

(Grünbeck [FDP]: Das war realistisch, das 
war nicht optimistisch, was der Staatssekre

-

tär gesagt hat!)  

— Was steht denn dann in dem Bericht? Ist das die 
realistische Einschätzung der FDP, und die CDU ist 
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dann optimistisch? Ist das eine neue interessante Ko-
alitionsvariante, die Sie uns vorführen? Ich meine, 
man trifft Sie auch sonst häufiger streitend vor. Viel-
leicht trägt jetzt der Staatssekretär den Regierungsbe-
richt nicht mehr mit. Das wäre immerhin eine interes-
sante Information. 

(Grünbeck [FDP]: Der war sehr realistisch!) 

Dann steht auch noch darin — wörtlich — , daß „die 
Ansiedlung neuer und die Erweiterung vorhandener 
Betriebe schwieriger geworden" sei. Wie verträgt sich 
das mit Ihrer Erklärung hier? Und daß der „regionale 
Wettbewerb um gewerbliche Investitionen" sich „ver-
schärft" hat, na ja, diese Informationen kennt nicht 
nur jeder Kommunalpolitiker, sondern jeder Zeitungs-
leser, der immerhin spätestens alle halbe Jahre den 
Streit der Ministerpräsidenten um die Ansiedlung ir-
gendwelcher Großbetriebe mitverfolgt. 

Aber es steht, was deutlicher und ehrlicher ist, auch 
darin: 

... durch die verstärkte Arbeitsplatznachfrage 
auch außerhalb der Fördergebiete hat sich 
gleichzeitig die Dezentralisierungsbereitschaft 
der Indust rie verringert. Die regionale Struktur-
politik 

— sagen Sie — 

dürfte es daher in Zukunft schwerer haben, eine 
ausgewogenere regionale Verteilung der Investi-
tionstätigkeit zu bewirken. 

Wohl wahr! Das ist die etwas verschlüsselte Mittei-
lung, daß es erstens mittlerweile auch in den soge-
nannten prosperierenden Gebieten genügend Ar-
beitslosigkeit gibt, so daß sich die Bet riebe gar nicht 
mehr in den sogenannten altindustrialisierten und 
strukturschwachen ländlichen Regionen nach Ar-
beitskräften umsehen müssen, und daß es zweitens 
immer geringere Einwirkungsmöglichkeiten für die 
traditionelle Regionalpolitik gibt, d. h. für die Rah-
mensetzungspolitik, die der Herr Lambsdorff hier im-
mer so predigt. 

Nach dieser faktischen Bankrotterklärung Ihrer Po-
litik fragt man sich nun: Was ist Ihnen denn an neuen 
Instrumenten eingefallen? Was schlägt diese Bundes-
regierung tatsächlich vor? Und da steht da rin: 

Für die regionale Strukturpolitik geht es heute 
mehr als früher darum, attraktive Bedingungen 
für potentielle Investoren in den Fördergebieten 
zu bieten. 

Oh, das ist eine interessante Mitteilung, da könnte 
man sagen: Gibt es jetzt den neuen Koalitionskrach? 
Sieht der Herr Bangemann tatsächlich neue regionale 
Förderinstrumente vor? 

Wenn wir morgen sehen, wie der Finanzausschuß 
im D-Zug-Tempo die Steuerreform beraten wird, 
dann möchte ich nur daran erinnern, daß Sie genau 
hier ein ganz schönes Päckchen regionalpolitischer 
Lasten verteilt hatten. Ich erinnere hier nur einmal 
kurz an die Absenkung der Förderintensität, vor allem 
aber an den Ausfall der Mittel, der durch die Abschaf-
fung der regionalen Investitionszulage entsteht. Al-
lein die letzte Maßnahme kostet die Problemgebiete 
über eine Milliarde DM pro Jahr. 

Jetzt verweisen Sie bitte nicht auf die Zuschüsse im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe, die der Herr 
Austermann so eifrig hier verlesen hat. Die wurden 
zwar um 500 Millionen DM aufgestockt, aber da sie 
von den Unternehmern zu versteuern waren, wird die 
Kürzung nur zu einem Viertel kompensiert. Netto ver-
lieren die Problemregionen etwa 750 Millionen DM. 

Nein, davon ist nicht die Rede, statt dessen folgt der 
Satz: 

Dabei müssen die besonderen Vorteile der För-
dergebiete (landwirtschaftliche Reize, Wohn-
und Freizeitwert, günstige Bedingungen für den 
Fremdenverkehr etc.) noch stärker in den Dienst 
der regionalen Strukturpolitik gestellt werden. 

Das ist praktisch: Sie senken die kurz- und mittelfri-
stige Kapitalrentabilität fast aller Neu- und Erweite-
rungsinvestitionen in den Problemregionen deutlich 
ab, fordern dann attraktive Bedingungen für poten-
tielle Investoren und kommen mit dem Vorschlag, die 
Regionen sollten sich halt ihrer besonderen Reize be-
sinnen und sich besser darstellen. 

Wissen Sie, was das ist? Das ist PR statt Politik; das 
ist Werbung statt Wirtschaftspolitik. Es ist kein Wun-
der, daß Sie deswegen neue Ideen von den Regionen 
verlangen, statt ihnen realistische Hilfsangebote zu 
machen. Ihnen mußten neue Ideen von den Ländern, 
von den Ministerpräsidenten aufgezwungen werden, 
deren Finanzlage durch Ihre Globalpolitik und durch 
Ihren Lastenverschiebebahnhof in der Steuerpolitik 
sehr schwer angeschlagen wurde. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Also, von Herrn Rau 
ist nichts Vernünftiges gekommen!) 

Deswegen unterstützen doch auch wir Sozialdemo-
kraten den Antrag der Bundesländer auf Sonderzu-
schüsse und Finanzhilfen. Aber wir wissen auch, daß 
diese Maßnahmen nur das Zuwerfen eines Rettungs-
rings an einen Schwimmer sind, dem Sie vorher mit 
Ihrer Steuerreform und mit Ihren Maßnahmen ein 
paar Bleikugeln an die Füße gebunden haben. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

— Das ist doch wahr. Schauen Sie sich doch an, wie 
Sie die kommunalen Säckel vorher geplündert haben. 
Schauen Sie sich doch einmal an, was Ihre Steuerän-
derungen für die Länderfinanzen bedeutet haben. 

(Austermann [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
nicht! Sie haben doch keine Ahnung!) 

Wenn Sie grundsätzlich etwas an den Regionalkri-
sen ändern wollen, muß mehr geschehen. Die Bun-
desregierung muß endlich die Massenarbeitslosigkeit 
wirksam bekämpfen und eine Expansion der Binnen-
nachfrage einleiten, und sie muß endlich auch eine 
vernünftige, vorausschauende Strukturpolitik ma-
chen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Sie haben bisher 
nichts zu den SPD-Anträgen gesagt!) 

Leider beginnt jetzt meine Zeit abzulaufen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Wer sagt „lei

-

der"?) 
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Ich hätte mich mit einem wirklich innigen Vergnügen 
noch mit den Vorschlägen von Herrn Lothar Späth 
befaßt, 

(Hinsken [CDU/CSU]: Das waren gute Sa-
chen! Es kommt darauf an, mit welchem Vor

-

schlag!) 

der ja immerhin einige vernünftige Sachen angeboten 
hat. Aber diese habe ich leider hier und heute von der 
CDU und von der FDP nicht gehört, so daß ich Ihnen 
nicht zu dem gratulieren kann, was ich eigentlich am 
Schluß meiner Rede vorhatte. Ich wollte Ihnen näm-
lich Glückauf zu einer neuen Nachdenklichkeit in der 
Wirtschafts- und Regionalpolitik auf der rechten Seite 
des Hauses wünschen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Ich dachte, jetzt 
kommt was zu den drei Anträgen!) 

Aber statt ein paar neuer Ideen kommen nur die alten 
optimistischen Erklärungen und Ihre PR-Politik. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! So ganz neu, verehrte 
Frau Kollegin, ist das ja auch nicht, was Sie uns heute 
mit Ihren Anträgen auf den Tisch gelegt haben. Das 
sind ja ebenfalls, wie Graf Lambsdorff vorhin richtig 
gesagt hat, schon Ladenhüter der älteren Bauart. 
Auch Sie könnten vielleicht einmal innerhalb Ihres 
Kreises der Wirtschaftspolitiker eine neue Nachdenk-
lichkeit anregen, um dann zu neuen und vernünftigen 
Vorschlägen zu kommen. 
Das einzig Neue, was ich bei Ihren Anträgen gese-

hen habe, ist das Wort „Investitionen". Das gilt dann 
als Hinzufügung zu Ihrem Sofortprogramm „Arbeit 
und Umwelt". Ich will anerkennen, daß das aus unse-
rer Sicht immerhin ein gewisser Fortschritt ist. Aber 
ich glaube, es ist nicht ausreichend, um der SPD den 
gewünschten Anschein wirtschaftspolitischer Kompe-
tenz zu verleihen, die wir seit vielen Jahren dort ver-
missen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie gehen im übrigen, meine Damen und Herren 
von der Opposition, von einer falschen Diagnose der 
gesamtwirtschaftlichen Lage aus. Sie stellen zudem 
dann daraufhin noch eine falsche Prognose, und Sie 
geben auch eine falsche Therapie. Wie es wirklich 
aussieht, hat der Staatssekretär von Wartenberg eben 
im einzelnen dargestellt. Auch für die kommenden 
Jahre, meine ich, sind unsere Aussichten nicht ungün-
stig. 
Das ist nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß die 

Bundesregierung durch entschlossenes wirtschaftspo-
litisches Handeln im Inland wie auch auf internationa-
ler Ebene dazu beigetragen hat, daß sich die wirt-
schaftliche Entwicklung weltweit im positiven Bereich 
bewegt. Ich will als Erinnerungsstütze gerne noch ein-
mal einige dieser Aktionsfelder hier aufzeigen. 

Erstens. Die internationalen Abreden im Rahmen 
der OECD und auf dem Weltwirtschaftsgipfel drän-

gen die Vereinigten Staaten zum Abbau ihrer Defi-
zite. Das ist eines unserer Hauptprobleme. 

Zweitens. Mit der bereits in zwei Stufen vollzoge-
nen Steuerreform hat die Bundesregierung erheblich 
zur Stärkung der Wachstumskräfte, insbesondere der 
Konsumnachfrage, beigetragen. 

(Frau Skarpelis-Sperk [SPD]: Die Lage wird 
besser, und die Zahl der Arbeitslosen nimmt 

zu!)  

Wir spüren ja diesen positiven Effekt schon in diesem 
Jahr. 

Drittens. Die Realisierung des europäischen Bin-
nenmarktes 1992 wird weitere Impulse zur Verstär-
kung des Wachstums im größten supranationalen 
Verbrauchermarkt der Welt geben. 

Viertens. Die weitere Öffnung des japanischen 
Marktes kommt trotz immer noch vorhandener großer 
Hindernisse p rima voran. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Das ist ein 
Witz! Die Öffnung des japanischen 

Marktes!) 

Fünftens. Ich glaube auch, daß die maßgeblich von 
der Bundesregierung initiierte neue GATT-Runde die 
neu aufkommenden protektionistischen Tendenzen 
im Welthandel bekämpfen wird. 

Sechstens meine ich, daß eine abgestimmte und 
koordinierte Währungspolitik bruchartige und damit 
schädliche Entwicklungen an den Währungsmärkten 
hat vermeiden helfen können. 

Meine Damen und Herren, mit der bisherigen Steu-
erentlastung, der Steuerstrukturreform 1990 und mit 
weiteren Fortschritten zur Verbesserung der Unter-
nehmensbesteuerung werden wir in den 90er Jahren 
die Voraussetzungen für gesunde und wirtschaftliche 
Entwicklung neuer Arbeitsplätze und Investitionen 
weiter verbessern. Aber auch bei öffentlichen Investi-
tionen, der Städtebauförderung und insbesondere bei 
der Infrastruktur und beim Umweltschutz tun wir das 
Gebotene, wie Sie allzugut wissen. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Ausgerech

-

net bei den öffentlichen Investitionen!) 

Wir setzen dabei allerdings nicht allein auf staatliche 
Vorsorge und Programme, sondern wir wollen durch 
eine mittelfristig orientierte Umweltpolitik auch die 
private Wirtschaft wieder in den Stand setzen, durch 
Investitionen weitere Verbesserungen der Umweltsi-
tuation umzusetzen. 

Die Bundesregierung jedenfalls — so meine ich — 
hat  in der Wirtschaftspolitik keine Vollzugsdefizite 
aufzuweisen. 

(Koschnick [SPD]: Das ist keine Leistung!) 

Sie stützt Konsum und Investitionsgüterkonjunktur 
durch die richtigen und steuerpolitisch abgewogenen 
Maßnahmen. Sie tut an den Problemstandorten über 
die Gemeinschaftsaufgabe das Richtige zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze, Frau Kollegin, 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Das ist 
wirklich ein Witz!)  
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und sie ergreift konkrete Maßnahmen in der Städte-
bauförderung, in der Verkehrspolitik, im Postbereich, 
Maßnahmen, die die Standortqualität der Bundesre-
publik Deutschland weiter verbessern, und sie hat 
schließlich über das KfW-Programm öffentliche Inve-
stitionen gerade im Bereich des Umweltschutzes wie-
der verstärkt angeregt. 

Welches Fazit darf ich ziehen? Ich sage: Wir setzen 
in der Regierungskoalition um, was wirtschaftspoli-
tisch vernünftig ist; die unausgegorenen Vorschläge 
überlassen wir gern weiterhin der Opposition. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Stratmann 	[GRÜNE]: 	Halleluja! 	— 
Koschnick [SPD]: Mensch, du warst schon 

mal so gut!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Hinsken. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Also ernst

-

haft! Nach diesem Witz muß etwas Ernsthaf

-

tes kommen!) 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wenn ich rekapitu-
liere, was unsere ansonsten charmante Kollegin, Frau 
Skarpelis-Sperk, heute an schulmeisterlichen Tönen 
von sich gegeben hat, dann möchte ich eingangs 
gleich feststellen: Es war ein bißchen überzogen. Man 
muß daran erinnern, daß wir zu vier verschiedenen 
Themen sprechen, die alle im wirtschaftlichen Zusam-
menhang zu sehen sind. Wenn nicht jeder unserer 
Kollegen zu regionalpolitischen Fragen gesprochen 
hat, speziell zum 16. Rahmenplan, dann ist das damit 
zu begründen, daß eben auch die anderen Themen 
angesprochen werden mußten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, zeigs ihr!) 

Deshalb möchte ich mich bei meinen Vorrednern 
herzlich bedanken, die die Probleme aus ihrer Sicht 
heraus gesehen so hervorragend und treffend wie Kol-
lege Austermann dargestellt haben. Insgesamt 
möchte ich auch Ihnen, verehrter Herr Staatssekretär 
von Wartenberg, beipflichten mit Ihrer richtungwei-
senden Rede, weil Sie nicht nur auf die Vergangenheit 
geblendet haben, sondern auch das eine oder andere 
ansprachen, wie es in Zukunft auf die einzelnen Re-
gionen bezogen weitergehen soll. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Das ist zu 
dick aufgetragen!) 

Nun, meine Damen und Herren, es liegt ja ein Ent-
schließungsantrag der SPD zu dieser Debatte vor. Ich 
bedauere, daß bislang niemand von den SPD-Kolle-
gen auf diesen Entschließungsantrag eingegangen 
ist. Deshalb möchte ich aus unserer Sicht dazu im ein-
zelnen Stellung nehmen. 

Erstens. Das Investitionszulagengesetz läuft nicht 
zum 1. Januar 1990 aus, sondern mit Wirkung vom 
1. Januar 1991. 

Zweitens. Dieser Antrag enthält kein Wort von der 
Aufstockung der GA-Mittel um 500 Millionen DM. Es  

wird auch nicht erwähnt, daß das Instrument der steu-
erstundenden Investitionsrücklage 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Das steht 
doch heute gar nicht zur Debatte! — Das ist 

doch ausgesetzt!) 

— ich bitte Sie, jetzt ganz besonders aufzupassen — 
insbesondere im Zonenrandgebiet verbessert wird. 

Drittens. Das Auslaufen ist sicherlich kein Grund 
zur Freude, aber im Gesamtzusammenhang mit der 
Steuerreform und den damit verbundenen Entlastun-
gen auch für die Wirtschaft im Zonenrandgebiet erfor-
derlich. 

Viertens. Die Aufstockung der GA-Mittel bietet die 
Möglichkeit der Effizienzsteigerung, d. h. Mitnah-
meeffekte, die es bisher sicherlich gab, werden in 
Zukunft ausgeschlossen. Schließlich erhielten allein 
im Jahre 1986 fünf Betriebe von insgesamt ca. 1 800 
Förderfällen 55 % des Fördervolumens. Zudem sollen 
von den GA-Mitteln 45 % dem Zonenrandgebiet zu-
gute kommen und selbstverständlich als Vorwegab-
zug zur Verfügung gestellt werden. 

Ich meine, daß vor diesem Hintergrund auch die 
Zonenrandpolitiker und die Politiker, die aus struktur-
schwachen Räumen kommen, mit diesen Maßnahmen 
durchaus einverstanden sein können. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Mit 750 
Millionen DM weniger?) 

Ich möchte mich an dieser Stelle herzlich bei Herrn 
Staatssekretär Dr. Voss bedanken, der für die Fläche 
immer das notwendige Verständnis gezeigt hat, so 
daß nicht das Platz gegriffen hat, was ursprünglich 
beabsichtigt war. 

(Koschnick [SPD]: Herr Kollege, Sie waren 
früher wirklich viel besser! Lassen Sie es 

doch sein!) 

Meine Damen und Herren, in der deutschen Regio-
nalförderung haben sich in den vergangenen Jahren 
mit der Weiterentwicklung des Förderinstrumentari-
ums, der Neuabgrenzung der Fördergebiete und der 
Überprüfung des Schwerpunktorteprinzips in der Ge-
meinschaftsaufgabe weitreichende Veränderungen 
ergeben. Zusätzlich zu nennen sind die umfangrei-
chen Beihilfeprüfverfahren der EG-Kommission, die 
das Ziel haben, drastische Einschränkungen zu errei-
chen, aber auch die unsinnige Initiative Hamburgs, 
die der EG-Kommission weitere Munition gegen die 
Zonenrandförderung liefert, die bekanntlich in erster 
Linie auf deutschlandpolitischen Erwägungen basiert. 
Ich bedaure, daß Sie, Frau Skarpelis-Sperk, die Sie 
sonst viel regionalpolitischen Sachverstand einbrin-
gen, dieses scheinbar nicht erkannt und deshalb nicht 
angesprochen haben. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Ich habe 
750 Millionen DM weniger angeführt! Das 

übersehen Sie!) 

Insbesondere aber ist Regionalpolitik, meine Damen 
und Herren, doch mehr als ein Vehikel kurzfristiger 
konjunktur- und arbeitsmarktpolitischer Maßnah-
men. Sie darf nicht durch Sektoralpolitik ausgehöhlt 
werden. 
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Die Zusammensetzung der Förderkulisse innerhalb 
der Gemeinschaftsaufgabe beruht schließlich auf be-
stimmten Kriterien. Diese fünf Abgrenzungsindikato-
ren als Kriterien für die Zusammensetzung der För-
derkulisse sollen dem Ausgleich der Chancen struk-
turschwacher, peripher gelegener Räume dienen. Die 
in letzter Zeit aufgelegten Sonderprogramme ver-
schieben tendenziell den Präferenzvorsprung dieser 
benachteiligten Gebiete, weil der Faktor Arbeitslosig-
keit zu sehr ins Zentrum gerückt wird. 

Zum Beispiel wird zu wenig die gute Infrastruktur 
der Montanregionen berücksichtigt. Ich pflichte dem 
Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-Westfa-
len, Herrn Rau, bei, der gestern ausführte, daß allein 
im Umkreis von 200 km von Düsseldorf 44 Millionen 
Menschen wohnen und diese Region daher EG-weit 
als bester Standort betrachtet werden muß. So die 
Aussage des Ministerpräsidenten, Ihres Parteikolle-
gen Rau. 

(Müntefering [SPD]: Genossen!) 

Die Feststellung von Rau, meine Damen und Her-
ren, allein nützt natürlich nichts. Solche Chancen 
müssen genutzt werden, wenn sie genutzt werden 
können. Und sie können genutzt werden, aber wahr-
scheinlich nicht mit der sozialdemokratisch geführten 
Regierung des Landes Nordrhein-Westfalen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wichtig ist, daß man sich wieder mehr auf das ei-
gentliche Ziel der Regionalpolitik besinnt. Es lautet: 
Verringerung der wirtschaftlichen Ungleichgewichte 
durch Hilfe zur Selbsthilfe zwischen den hochentwik-
kelten und den schwach strukturierten Räumen in der 
Bundesrepublik. 

In diesem Zusammenhang muß natürlich auch 
sichergestellt werden, daß der zu errichtende Freiha-
fen an der Donau in Deggendorf zumindest nicht 
schlechter gefördert wird als der in Duisburg. 

Die Gemeinschaftsaufgabe, meine Damen und Her-
ren, hat sich bewährt. Das geförderte Volumen ge-
werblicher Investitionen von 1972 bis 1986 beträgt 
rund 157 Milliarden 2,2 Millionen Arbeitsplätze wur-
den hierdurch gefördert. Untersuchungen beweisen, 
daß die Wirtschaftsentwicklung in den Fördergebie-
ten günstiger ist als anderswo. 

Wo liegen nun die Schwerpunkte der Zukunft, nach 
denen Sie, Frau Kollegin, gefragt haben? 

Erstens. Die EG-Kommission muß wissen — das 
müssen wir alle ihr klarmachen —, daß unsere Kom-
promißfähigkeit erschöpft ist. Eine weitere Gebietsre-
duzierung sowie anderweitige Beschränkungen wie 
die Verringerungen der Förderhöchstsätze sind nicht 
mehr hinnehmbar. 

Zweitens. Bund und Länder müssen weiterhin aus-
reichende Gestaltungsmöglichkeiten behalten. 

Drittens. Sonderprogramme dürfen nicht zuneh-
mend den Präferenzvorsprung der anderen Regionen 
nivellieren oder verwässern. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Weiß das 
alles der Herr Schmidhuber?) 

Viertens. Das Förderinstrumentarium muß weiter-
entwickelt und die starre Handhabung des Schwer-

punktorteprinzips aufgelockert werden, weil es ent-
wicklungsfähige Standorte diskriminiert. 

Vizepräsident Westphal: Herr — — 

Hinsken (CDU/CSU): Lassen Sie mich zusammen-
fassend feststellen — vielleicht darf ich das noch sa-
gen, Herr Präsident — — 

Vizepräsident Westphal: Einen Satz, ja. 

Hinsken (CDU/CSU): Wenn wir uns auf diese Vor-
aussetzungen und Ziele besinnen, sehe ich gute 
Chancen für eine erfolgreiche Politik zugunsten der 
strukturschwachen peripher gelegenen Räume. Auf 
jeden Fall ist hier sicherzustellen, daß die dringend 
benötigten Präferenzvorteile von Bestand sind. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, nun — — 

Hinsken (CDU/CSU): Eine andere Politik für diese 
Räume, auch im Hinblick auf die sich verschärfende 
Randlage 

(Müntefering [SPD]: Das ist ein langer Satz, 
den er da macht!) 

durch den beabsichtigten EG-Binnenmarkt, würde 
unübersehbare Risiken in sich bergen. 

(Beifall des Abg. Stratmann [GRÜNE]) 

Ich bedanke mich, Herr Präsident, daß ich diesen 
letzten Satz, der für die Regionalpolitik wichtig ist, am 
Schluß noch sagen durfte. 

(Stratmann [GRÜNE]: Deswegen danken wir 
Ihnen auch!) 

Vizepräsident Westphal: Sie sprechen jetzt gerade 
noch einen. Das verlängert die Redezeit nochmals. 

Hinsken (CDU/CSU): Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeod-
nete Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Hinsken, Sie haben mit einem 
Bedingungssatz eingeleitet: „Wenn man sich be-
sinnt, ... " Aber nichts in der Vergangenheit spricht 
dafür, daß diese Besinnung stattfinden wird. 

Ich darf mich zunächst einmal bei allen, die anwe

-

send sind, dafür bedanken, daß sie noch da sind. 
Meine Absicht ist immer, zu den Anwesenden zu spre-
chen und nicht zu den Abwesenden. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Ehr

-
lich? — Austermann [CDU/CSU]: Das wer

- den immer weniger!)  

Leider wird diese gute Absicht auch noch dadurch 
zuschanden, daß sich einer der wichtigsten, zu denen 
ich etwas sagen wollte, in die Abwesenheit begeben 
hat: Herr Lambsdorff nämlich. 

(Zuruf des Abg. Grünbeck [FDP]) 
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— Er ist weggelaufen, natürlich. Er hat das so wun-
derschön gemacht. Er hat uns den Redetext vorher 
durch den Pressedienst frei Haus geliefert, 

(Frau Seiler-Albring [FDP]: Na bitte!) 

so daß wir sehen konnten, was er sagen würde. In dem 
Redetext ist fast alles richtig, bis auf die beiden Buch-
staben, jeweils mit einem Pünktchen gefolgt: u. a. 
Denn der Pressedienst hat mitgeteilt, er würde „u. a. " 
etwas sagen. Aber wer seine Rede verfolgt hat, wird 
feststellen müssen: Das war Hochstapelei. Anderes 
hat er gar nicht gesagt als das, was hier drinsteht. 
Insofern ist dieser Prediger von Flexibilität in der Tat 
zu bewundern. Denn er hatte nicht einmal die Flexi-
bilität, seinen Redetext zu ändern, seit er den Artikel 
von Erika Martens gelesen hat. Er hat doch wortwört-
lich vorgetragen, was er mutmaßlich vorher alles auf-
geschrieben hatte. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Dieser Beitrag er

-

öffnet wirklich neue Perspektiven!) 

Das ist in der Tat für das Predigen von Flexibilität kein 
gutes Vorbild. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das müssen Sie gleich 
nochmals erklären!) 

Nun könnte man natürlich fragen: Warum redet und 
argumentiert der Herr Lambsdorff so, daß das heute in 
der „Zeit" stehende Urteil, die Mär von der fehlenden 
Flexibilität, das Märchen nämlich, in der Tat gerecht-
fertigt ist? Man könnte ja auch erwarten, daß Herr 
Lambsdorff auf Strukturberichterstattung der Institute 
eingehen würde, die von dem, was der Sachverstän-
digenrat zum Thema Lohnflexibilität sagt — — 

(Bohl [CDU/CSU]: Lambsdorff geht nicht 
ein!) 

— Das werden Sie vielleicht doch noch erleben müs-
sen: daß er eingeht. Vielleicht gehen Sie sogar mit ihm 
ein, was ich natürlich dem deutschen Volk wünschen 
würde. 

(Grünbeck [FDP]: Übernehmen Sie sich 
nicht, Herr Sperling! — Carstensen [Nord

-

strand] [CDU/CSU]: Das ist unerhört, was Sie 
da dem deutschen Volk wünschen!) 

— Aber Sie behaupten doch, Herr Lambsdorff könnte 
eingehen. Sonst hätten Sie sich nicht so ausgedrückt. 
Diese Wortverdrehung haben Sie zu verantworten. 

Wenn Herr Lambsdorff so argumentiert, wie er es 
hier getan hat, dann hat er nicht zur Kenntnis genom-
men, was in der — vom Wirtschaftsministe rium be-
zahlten — Strukturberichterstattung der Institute 
über die unterschiedlichen Löhne und Lohnhöhen in 
den Regionen und in den Branchen steht. Dort steht 
auch, daß seit 1970 die Unterschiede größer und nicht 
kleiner geworden sind. 

Da er sich gern am Ruhrgebiet festmacht, der Herr 
Lambsdorff, sollte man vielleicht auch sagen, daß es 
lohnt nachzulesen, was leider noch nicht die Bundes-
regierung erforscht hat, aber was in den Berichten 
auch nachzulesen ist, nämlich daß das Ruhrgebiet 
eine bestimmte Branchenmischung hat. In keiner der 
im Ruhrgebiet enthaltenen Branchen, die im Bundes-
durchschnitt Hochlohnbranchen sind, ist das Ruhrge-
biet mit seinen Bet rieben in den Löhnen führend, son-

dern die Lohnführerschaft liegt eindeutig in anderen 
Räumen als dem Ruhrgebiet. Wenn es danach ginge, 
dürfte nicht in Stuttgart und nicht in Frankfurt und 
nicht in München investiert werden, dann müßte man 
wegen der Lohndifferenz zum Ruhrgebiet in bestimm-
ten Branchen ins Ruhrgebiet gehen. Es ist nicht die 
Lohnhöhe im Ruhrgebiet, die als Investitionshinder-
nis wirkt. Aber es ist die Märchenerzählerei, die man, 
aus welchen Gründen auch immer, auf Ihrer Seite 
braucht, die ständig zu der Wiederholung von fal-
schen Argumenten führt. 

(Grünbeck [FDP]: Hat Lambsdorff gar nicht 
behauptet!) 

— Doch. Herr Grünbeck, lesen Sie seinen Text nach, 
dann werden Sie es haben. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Sel-
lin? — Bitte, Herr Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Ist Ihnen bekannt, Herr Sperling, 
daß in dem hochsubventionierten Bereich der Flug-
zeugindustrie von MBB, wo der berühmte Airbus von 
Herrn Strauß produziert wird und wo 45 000 DM pro 
Arbeitsplatz pro Jahr an Subventionen fließen, höhere 
Löhne als im Ruhrgebiet gezahlt werden? 

Dr. Sperling (SPD): In der Tat, Herr Strauß benutzt 
die Investitionshilfen oder Subventionen, um Löhne 
zahlen zu lassen, die von Herrn Lambsdorff hier heftig 
kritisiert werden. Nun mag man ja etwas dafür übrig 
haben, daß die Arbeiter hohe Löhne verdienen, wenn 
man Aufsichtsratsvorsitzender oder Vorstands- oder 
Gewerkschaftskollege in dem Bet rieb ist — ich bin 
auch für hohe Löhne — , aber wenn man so kritisiert, 
dann müßte doch eigentlich der Herr Lambsdorff dem 
Herrn Strauß wegen der Nutzung von Subventionen, 
die dort hingeflossen sind, längst ins Gesicht gesprun-
gen sein. Deswegen ist eigentlich das Reden in diesem 
Feld, meine Damen und Herren von der Regierungs-
koalition und von der Regierung, keineswegs eine 
saubere Auseinandersetzung mit den Tatsachen, son-
dern der Versuch, aus welchen Gründen auch immer 
schwarzweißzumalen, statt nach den sachlich berech-
tigten Grautönen zu schauen. 

Zweiter Bereich, in dem Sie dasselbe machen: Sie 
haben uns hier erzählt, die Steuerreformpolitik wirke 
eigentlich beschäftigungswirksam. Mit dem Beschäf-
tigungsvolumen werde es besser werden, wenn das 
Entlastungsvolumen von 50 Milliarden DM erreicht 
sei. Das, was Sie da machen, halte ich nun auch nicht 
für ehrlich. Die 50 Milliarden DM an Entlastung, die 
Sie da zusammenzählen, kommen aus sehr unter-
schiedlichen Paketbestandteilen, deren Präzisierung 
Sie jeweils dann vorgenommen haben, wenn wieder 
einmal eine Wahl vorbei war. Und nun, nachdem die 
Wahlen dieses Jahres gelaufen sind, erfahren wir ja 
den Gesamtzusammenhang, in dem die Steuerreform 
eigentlich steht: Es stehen nämlich Steuererhöhun-
gen bei Verbrauchsteuern bevor, eine Erhöhung der 
Sozialabgaben, der Arbeitslosenbeiträge und der So-
zialversicherungsbeiträge, steht bevor. Wenn man die 
Steuer- und Abgabenlast, die Sie insgesamt in einem 
realen Zusammenhang bewegen, berücksichtigt, 
dann reden Sie bitte nicht losgelöst von den 50 Milli- 
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arden DM, die Sie wirklich nicht loslösen können von 
den Belastungen in Milliardenhöhe, die Sie gleichzei-
tig schon wieder ins Auge fassen und der Bevölkerung 
zur Minderung ihrer Konsumfähigkeit aufwälzen wol-
len, 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ-
NEN) 

denn dies ist der tatsächliche Vorgang. Daher rührt 
doch auch Ihre hausgemachte Kritik. Die Steuerre-
form wird Ihnen in dem Moment schon wieder von 
eigenem Mund kaputtgeredet. Stoltenberg muß sich 
auch schon anhören, er habe mit seiner Verbrauch-
steuererhöhung eigentlich schon wieder den Propa-
gandaeffekt der Steuerreform zunichte gemacht. Das-
selbe ist doch geschehen, als man jetzt mit der Ankün-
digung der Erhöhung der Beiträge zur Arbeitslosen-
versicherung und zur Sozialversicherung, zur Renten-
versicherung die Katze aus dem Sack ließ. Die Selbst-
beteiligung im Gesundheitssektor ist doch auch nichts 
anderes als eine Einschränkung der Konsumfähigkeit 
der Bevölkerung und damit der Stütze, die Sie dau-
ernd für sich reklamieren, nämlich der Stütze der In-
landskonjunktur. Herr Wartenberg und auch Herr 
Voss, der Sie nach mir reden, es besteht kein Grund 
dazu, die Horizonte rosa anzumalen. 

Was liegt tatsächlich vor, seit Sie regieren? 

(Hinsken [CDU/CSU]: Eine hervorragende 
Politik! ) 

Wir haben, was Beschäftigungspolitik angeht, ein De-
fizit in der Wirkung. Daß gut geredet worden ist, 
wohlmeinend gelegentlich, stimmt, aber was die Wir-
kung Ihres Handelns angeht, hat Beschäftigungspoli-
tik nicht stattgefunden. 

Was wir in der Regionalpolitik sehen, dürfte man 
vielleicht so umschreiben: Seit Sie regieren, ist von 
Rheinhausen bis zur Maxhütte die Menge der Kata-
strophenregionen gewachsen. Dort, wo es Struktur-
probleme gibt, sind die Probleme größer geworden, 
und dort, wo es vorher keine so deutlichen gab, sind 
sie auch größer geworden, und die Menge der struk-
turell problematischen Krisenregionen ist gewachsen. 
Dies gilt für alle Stahlstandorte, und es gilt — trotz der 
etwas verbesserten Lage in bezug auf die Auslands-
aufträge — auch im Küstenbereich, denn inzwischen 
haben auch Werften zugemacht. Beschäftigungsein-
bußen in Krisenregionen haben also stattgefunden. 

(Abg. Grünbeck [FDP] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Nein, er soll erst einmal ordentlich lesen. Ich kenne 
seine Lesefähigkeit. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Richtig. Dann werde ich mich nachher mit Ihnen 
unterhalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ein Lehrer, 
der nicht mal Fragen zuläßt! — Grünbeck 
[FDP]: Es steht nämlich nicht drin, was Sie 

behauptet haben!)  

Wenn man umschreiben will, was Sie in der Regio-
nalpolitik gemacht haben, dann muß man feststellen: 
Die Blößen Ihrer Regionalpolitik sind ständig gewach-
sen, seit Sie regieren. Was machen Sie mit Ihren Maß-

nahmen? Sie tun so, als müßte man in Japan eine 
Anleihe machen und mit einer Bonsai-Technik die 
Feigenblätter schaffen, mit denen Sie Ihre gewachse-
nen Blößen verdecken wollen. Dies ist Ihr Blößenver-
deckungsprogramm. 

(Heiterkeit — Bohl [CDU/CSU]: Was sind 
denn gewachsene Blößen?) 

— Das, was Sie immer schamhaft verstecken wollen, 
lieber Kollege. — Das, was in der Regionalpolitik tat-
sächlich geschehen ist, führt dazu, daß Sie sich hier 
nach Redaktionsschluß zwar vergnügen, daß Sie sich 
aber in den Regionen, wo die Arbeitslosigkeit, seit Sie 
regieren, tatsächlich gewachsen ist, eigentlich nicht 
mehr sehen lassen dürfen. 

Nun will  ich noch etwas Hartes hinzufügen: Ich 
habe volles Verständnis dafür, daß Herr Bangemann 
angesichts dieser Situation seinen Stuhl tauschen 
möchte. Ich wünsche dem Nachfolger von Herrn Ban-
gemann, daß er die Reißzwecken, die Herr Bange-
mann auf dem jetzigen Stuhl hinterläßt, auch alle brav 
aussitzen darf. Aber ich hoffe, daß diese Reißzwecken 
dazu dienen, daß er in der Tat etwas für die Beschäf-
tigungspolitik und für die Regionalpolitik tut und da-
für sorgt, daß die wachsende Krisenstimmung in man-
chen Regionen, die ja in den sozialen Folgen teuer 
wird, von dieser Bundesregierung tatsächlich be-
kämpft wird. 

Der Hinweis von Frau Skarpelis-Sperk, daß man bei 
Herrn Späth zuhören könne, weil da einiges an Nach-
denklichkeit komme, ist ja richtig. Aber man muß 
dann doch auch sehen, daß es der Herr Späth war, der 
in Rastatt Subventionen gibt, die regionalpolitisch 
völlig am falschen Ort sind. Wenn man dann die Fi-
nanzverteilungspolitik betrachtet, muß man sich in 
der Tat fragen, ob nicht die finanziell starken Regio-
nen alles „kaputtkonkurrieren", was man mit Bundes-
regionalpolitik macht. 

(Grünbeck [FDP]: Aber der Aufsichtsrat 
Steinkühler hat zugestimmt!) 

Wenn Sie das Investitionszulagengesetz streichen, 
wird damit die Konkurrenzfähigkeit einer vom Bund 
betriebenen Regionalpolitik gegenüber dem, was fi-
nanzstarke Länder und Gemeinden machen, noch 
einmal geschwächt. Denn selbst wenn Sie ein Stück 
weit an anderer Stelle aufstocken, wird dieses Auf-
stocken zu wenig bewirken, um die Minderung, die 
für die Region bei Streichung des Investitionszulagen-
gesetzes entsteht, aufzuheben. 

Wir müßten von Ihnen eigentlich folgendes erwar-
ten: Sie müssen begreifen, daß weitere Ballung in 
zweierlei Hinsicht teuer kommt — deswegen ist ak-
tive Regionalpolitik gefragt — : Weitere Ballung be-
deutet unweigerlich weitere ökologische Schäden in 
den Ballungsräumen. Gleichzeitig werden Sie die Ko-
sten in den sich entleerenden Regionen nicht los, weil 
die Infrastrukturkosten dieselben bleiben. 

Angesagt ist eine Regionalpolitik, die den Ballungs-
wirkungen, die zur Zeit immer noch munter eintreten 
und von Herrn Späth sogar noch angeheizt werden, 
entgegenwirkt. 
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Für diese Frage gibt es zwar den Anschein neuer 
Nachdenklichkeit, aber leider nicht bei denen, die 
bisher hier von diesem Pult geredet haben. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Lippold. 

Dr. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
SPD hat heute zu ihrem Sofortprogramm „Arbeit, Um-
welt und Investitionen" und dem damit verbundenen 
Sondervermögen „Arbeit und Umwelt" nahezu nichts 
gesagt. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Dann sind 
Sie zu spät gekommen!) 

Man kann das verstehen: Das ist die Wertung der SPD 
über dieses Programm; der Ausdruck „Ladenhüter" 
ist hier mehr als angebracht. Es trifft auch inhaltlich 
nicht zu, und dazu sage ich Ihnen jetzt etwas. 
Sie gehen, wenn man es genau liest, von zwei 

Grundannahmen aus: erstens von einer krisenhaften 
Entwicklung der Wirtschaft und zweitens von einer 
sich ständig noch verschärfenden Umweltkrise. 
Lassen Sie mich etwas zum ersten sagen: Von einer 

krisenhaften Entwicklung der Wirtschaft kann wohl 
nicht gesprochen werden: Der Verbrauch nimmt zu. 
Der nicht mehr anwesende Herr Jens liest überhaupt 
keine Berichte von Forschungsinstituten und Sachver-
ständigen, denn sonst würde er wissen, daß seine 
These, daß hier eine Schwäche liegt, wohl das Absur-
deste ist, was hier in der letzten Zeit in der wissen-
schaftlichen, in der sachverständigen, in der wirt-
schaftlichen Diskussion vorgetragen worden ist. 

Wir können sehen, daß auch von den Auftragsein-
gängen her, die um mehrere Prozentpunkte über den 
vergleichbaren Raten des Vorjahres liegen, deutlich 
wird, daß in absehbarer Zeit die konjunkturelle Situa-
tion stabil sein wird. Ich halte das für positiv; und 
wenn dies positiv ist, soll man das auch ausdrücken. 
Darüber hinaus zeigt die Zuwachsrate des Brutto-

sozialproduktes im ersten Quartal, daß die Annahme, 
daß wir in diesem Jahr einen zweiprozentigen Zu-
wachs erreichen werden, mehr als begründet ist. Ihre 
Kritik — von Januar bis März vorgetragen, heute 
keine Abstriche gemacht — ist völlig unbegründet. 
Wenn die konjunkturelle Situation so aussieht, soll-

ten wir uns mit den entscheidenden Fragen auseinan-
dersetzen. Das sind die Grundsatzfragen, das sind die 
Rahmenbedingungen, mit denen wir uns mit Blick auf 
die Zukunft auseinandersetzen müssen. Wir müssen 
uns z. B. fragen, warum Investitionen von Ausländern 
nicht in der Bundesrepublik stattfinden. In ersten 
Schritten hat die Bundesregierung jetzt strukturent-
scheidende Vorhaben in Ang riff genommen: die Steu-
erreform, die Kostendämpfung im Gesundheitswesen 
und auch die Poststrukturreform. Das ist wichtig, da-
mit wir die Zukunft des Wirtschaftsstandortes, des 
Industriestandortes Bundesrepublik sichern. 
Wir werden das fortsetzen, weil das nur erste 

Schritte sein können. Wir werden das in der nächsten 

Legislaturperiode fortsetzen mit einer Reform der Un-
ternehmensbesteuerung, mit einer Politik, die mehr 
Flexibilisierung bringt, mit einer Politik des Stopps 
der Lohnzuwachskosten und auch mit einer konse-
quenten Politik der Deregulierung. Nur so können wir 
sicherstellen, daß diese positive Entwicklung bleibt. 
Die Sozialdemokraten tun genau das Gegenteil. 

Wenn man Ihren schüchternen Versuch, einen Ge-
genentwurf zur Steuerreform vorzulegen, betrachtet, 
merkt man ganz deutlich, daß Sie Ihr Heil in den alten 
sozialistischen Rezepten suchen. Sie sehen eine 
mehrstellige Milliardenbelastung der Unternehmen 
und der Wirtschaft vor. Davon können Sie sich doch 
nichts versprechen. Das wird weder die Rahmenbe-
dingungen verbessern noch die Neigung von Aus-
ländern zu Investitionen in der Bundesrepublik stär-
ken. Damit wird auch nicht das Problem der Arbeits-
plätze gelöst, die Sie ja ansonsten in den Vordergrund 
stellen. Insofern also falsche Grundannahme, falsche 
Politik. 
Zweite Grundannahme der SPD: ständig sich ver-

schärfende Umweltkrise. Auch das stimmt nicht. Wir 
haben z. B. die Schadstoffbelastung gestoppt. Wir ha-
ben ganz deutliche Erfolge bei der Abkopplung von 
Wirtschaftswachstum und Umweltschädigung erzielt. 
Wir brauchten früher mehr Energie als heute für ein 
mittlerweile um 30 % gewachsenes Bruttosozialpro-
dukt. Wir können nachweisen, daß sowohl in der Luft 
wie auch im Wasser die Schadstoffbelastung von der 
Spitze her gesehen abgenommen hat. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Und der Wald geht 
weiter kaputt!) 

Auch für diesen Punkt gilt: Ihre Analyse ist nicht zu-
treffend. 
Das ist einer konsequenten Umweltpolitik der Bun-

desregierung zu verdanken. Dazu gehört eine ganze 
Reihe von Gesetzesvorhaben, von der Novellierung 
der TA Luft über die Novellierung des Wasserhaus-
haltsgesetzes bis hin zum umweltfreundlichen Auto. 

(Stratmann [GRÜNE]: Sie Doktor Witz

-

bold!)  
Wir werden diese Politik fortsetzen. Die TA Abfall 

wird novelliert. Die Störfallverordnung ist gerade no-
velliert worden. Wir werden das Naturschutzgesetz 
völlig neu überarbeiten. Wir werden das Haftungs-
recht neu gestalten. Sie sehen also, wir betreiben akti-
ven Umweltschutz, etwas, was in Ihren Ausführungen 
nicht vorkam. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Sel-
lin? — Bitte schön, Herr Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Wie erklären Sie sich denn, daß die 
Abfallmengen von giftigen Schadstoffen, von ver-
schiedensten Schwermetallen, chlorierten Kohlen-
wasserstoffen, die in die Nordsee geleitet werden, 
zunehmen und die Nordsee bereits umgekippt ist? 

Dr. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Erstens ist die 
Nordsee noch nicht umgekippt. Jeder Fachmann wird 
Ihnen das bestätigen. Zweitens können wir nachwei-
sen, daß wir — nehmen Sie z. B. den Rhein, auf den 
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wir den meisten Einfluß haben — die Schwermetall-
belastungen durch Kupfer, Blei, Cadmium — um nur 
einige zu nennen — in den letzten Jahren um minde-
stens 50 % gesenkt haben. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wir haben natürlich auf unsere Oberlieger keinen 
Einfluß. Das ist bedauerlich. Deshalb sind wir jetzt mit 
den Oberliegern, mit der DDR, mit der CSRR, in Ver-
handlungen, um dort eine ähnlich günstige Situation 
herzustellen. Das macht die Bundesregierung. Aber 
Sie können uns nicht etwas anlasten, was nicht in 
unserem Einflußbereich liegt. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Ich darf ganz kurz darauf hinweisen, daß in dem Vor-
schlag der SPD — Sofortprogramm — natürlich auch 
davon ausgegangen wird, daß das Verursacherprin-
zip, das Sie sonst in den Vordergrund stellen, durch 
das Gemeinlastprinzip ersetzt wird. Das führt zu einer 
Fehlsteuerung von Ressourcen. Das führt zu völlig fal-
schen Ansatzpunkten. Das bestätigt Ihnen auch der 
Sachverständigenrat. Ich will darauf gar nicht im ein-
zelnen eingehen. 

Was wir brauchen, ist integrierter Umweltschutz, 
sind neue Produkte, die umweltschonend sind, neue 
Produktionsverfahren, die schadstoffvermeidend sind. 
Das geht aber nur, wenn wir eine investitionsfreund-
liche, wenn wir eine innovationsfreundliche Politik 
betreiben. Sie tun genau das Gegenteil. Ich sage es 
noch einmal: Wenn man Ihren Programmentwurf 
liest, findet man zweistellige Milliardenbelastungen 
der Wirtschaft, findet man ganz einfach zusätzliche 
Belastungen. 

Das gilt übrigens auch für Ihr Programm „Arbeit 
und Umwelt". Das ist ja das Schöne: In dem ursprüng-
lichen Entwurf stand noch, daß es durch Steuern, 
durch Energieabgaben finanziert werden soll. Die Ge-
werkschaften haben das kritisiert. Jetzt haben Sie 
überhaupt keinen Finanzierungsvorschlag mehr. Un-
solide sind Sie also auch noch. Auf Einzelpunkte will 
ich gar nicht eingehen. 

Das heißt also: Wenn wir wirklich eine vorsor-
gende Umweltpolitik betreiben, eine Vermeidung von 
Schadstoffen erreichen wollen, dann kann das nur 
über eine innovationsfreundliche Politik geschehen. 
Sie wollen genau das Gegenteil. Deshalb ist der An-
satz, wie er hier von Ihnen vorgestellt wird, nicht nur 
alt, sondern in der Tendenz verfehlt. Manchmal kann 
Altes gut sein; hier kann man das nicht sagen. Dies 
gehört wirklich abgelegt, gehört unter die alten La-
denhüter. Sie sollten es beim besten Willen nicht mehr 
aufwärmen. Sie haben es ja heute kaum noch er-
wähnt. Belassen Sie es dabei. Wir sollten es von der 
Tagesordnung nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Lammert. 

(Stratmann [GRÜNE]: Wieso zwei CDU- 
Leute hintereinander? — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Na und! — Stratmann [GRÜNE]: Sind 
Sie süchtig? Soviel haben Sie doch gar nicht 

zu sagen!) 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In dieser immerhin zweistündi-
gen Debatte haben die sozialdemokratischen Kolle-
gen über vielerlei geredet — bis hin zu wachsenden 
Blößen, mit deren Entdeckung der Kollege Sperling 
den Deutschen Bundestag erfreut hat. 

(Bohl [CDU/CSU]: Überrascht hat!) 

Aber Sie haben über die eigenen Anträge, um derent-
willen diese Debatte angesetzt war, nahezu kein Wort 
verloren. Dafür muß es Gründe geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stratmann 
[GRÜNE]: Sehr wahr!) 

In ihrem Antrag „Gemeinschaftsinitiative Montanre-
gionen" entdeckt die SPD bemerkenswerterweise mit 
Datum 1. März 1988 die seit Jahren bestehenden gra-
vierenden Strukturprobleme in den Montanregionen 
und kommt zu der in vielfacher Hinsicht beachtlichen 
Erkenntnis, daß ein nachhaltiger Schaden für die ge-
samte deutsche Volkswirtschaft nur dann abgewen-
det werden könne, wenn — ich zitiere — „die Bundes-
regierung die Begleitung des Strukturwandels bei 
Kohle und Stahl und eine Zukunftsperspektiven bie-
tende Politik für die Montanregionen als gesamtpoli-
tische, nationale Aufgabe begreift und entsprechend 
handelt. " 

Völlig richtig! Aber diese Erkenntnis, meine verehr-
ten Kollegen von der SPD, kommt reichlich spät, und 
die daraus abgeleiteten Forderungen an die Bundes-
regierung sind inzwischen längst überholt. 

Keine Bundesregierung zuvor hat auch nur annä-
hernd vergleichbare Mittel in Milliardenhöhe zur 
Förderung des Strukturwandels in den Montanin-
dustrien zur Verfügung gestellt wie die Regierung 
Helmut Kohl und hat dabei die eingeforderte Solida-
rität anderer Bundesländer und der ganzen Republik 
nicht rheto risch, sondern praktisch in Anspruch ge-
nommen. Mit der vom Bundeskanzler vor wenigen 
Monaten durchgeführten Ruhrgebietskonferenz hat 
die CDU, hat diese Bundesregierung die Initia tive zu 
einer solchen gemeinsamen Kraftanstrengung von 
Politik und Wirtschaft zur Erneuerung und Wieder-
herstellung der wirtschaftlichen Leistungskraft des 
Ruhrgebiets ergriffen und damit deutliche Signale für 
die Zukunft des Ruhrgebiets gesetzt. 

Helmut Kohl hat in der Tat die Lösung der an Rhein 
und Ruhr entstandenen Probleme als nationale Auf-
gabe begriffen. Er hat sich dabei die Freiheit heraus-
genommen, diese von seinen Vorgängern nicht wahr-
genommene Erkenntnis in die Tat umzusetzen, 

(Zuruf von der SPD: Das glauben Sie doch 
selbst nicht!) 

bevor die SPD ihn sieben Tage nach Durchführung 
dieser Konferenz in einem Antrag dazu öffentlich auf-
forderte. Er hat praktische Konsequenzen aus der Er-
kenntnis gezogen, daß die Zukunft dieser nach wie 
vor größten Industrieregion der Bundesrepublik nicht 
an der erklärten Hilflosigkeit der eigentlich zuständi-
gen nordrhein-westfälischen Landesregierung schei-
tern darf. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Nun ist es sicher wahr, daß mit einer solchen Konfe

-

renz und auch mit den Ergebnissen, die dort verein- 
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bart worden sind, die Probleme nicht über Nacht erle-
digt sind. Dabei finde ich es schon auffällig, daß we-
nige Wochen nach dieser Konferenz zum Teil die glei-
chen Leute, die am Abend der Konferenz von beacht-
lichen Maßnahmen und wichtigen Schritten zur Revi-
talisierung der Regionen gesprochen haben, nun den 
Eindruck zu erwecken versuchen, als habe eine Ver-
einbarung dieser Maßnahmen überhaupt nie stattge-
funden. 

(Müntefering [SPD]: Wer behauptet das?) 

Wir alle sind nun an einer schnellen und unbürokrati-
schen Umsetzung der Ergebnisse interessiert, um die 
sich im übrigen ja für die Bundesregierung der Chef 
des Bundeskanzleramtes und für die nordrhein-west-
fälische Landesregierung der Leiter der Staatskanzlei 
bemühen, die im übrigen entgegen manchen Presse-
verlautbarungen noch vor wenigen Tagen in einer 
gemeinsamen Erklärung — in einer gemeinsamen Er-
klärung! — festgehalten haben, daß man mit der Um-
setzung dieser Konferenzergebnisse zügig voran-
komme. Wie immer, wenn Bundes-, Landes- und 
Kommunalverwaltungen miteinander verhandeln, ist 
zunächst die Produktion von Korrespondenzpapieren 
noch eindrucksvoller als die Produktion konkreter 
Maßnahmen. Das ist wohl war. Erstaunlich finde ich 
allerdings die plötzliche Ungeduld der sozialdemo-
kratischen Oberbürgermeister und der Landesregie-
rung in Nordrhein-Westfalen, die seit der Kanzler-
runde wöchentlich lamentieren, 

(Müntefering [SPD]: Das ist doch gar nicht 
wahr!) 

die Bonner Hilfen kämen erstens zu spät und reichten 
zweitens nicht aus. 

(Zuruf von der SPD: Wer denn?) 

— Stapelweise können wir die entsprechenden Pres-
seerklärungen des nordrhein-westfälischen Wirt-
schaftsministers Jochimsen, aber auch des heute lei-
der nicht anwesenden Kollegen Reuschenbach, den 
ich in dieser Debatte gern gehört hätte, vorlegen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wo ist der eigentlich?) 

Diese famosen Sozialdemokraten hatten 13 Jahre 
lang in Bonn die Möglichkeit, rechtzeitig und ausrei-
chend genau das für das Ruhrgebiet und die Bewälti-
gung der Strukturprobleme in den Montanindustrien 
zu tun, was sie jetzt lautstark für notwendig erklä-
ren. 

(Austermann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

13 Jahre lang hat sich in Bonn für das Ruhrgebiet 
und für die Montanregion überhaupt nichts bewegt. 
Wer 13 Jahre lang keine besondere Eilbedürftigkeit 
gesehen hat, obwohl er in Bonn, in Düsseldorf und vor 
Ort jede politische Möglichkeit zum Handeln gehabt 
hätte, der hat jede Legitimation verwirkt, ganze drei 
Monate nach der Ruhrgebietskonferenz des Bundes-
kanzlers andere zu größerer Eile anzutreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eines ist allerdings auch wahr — das will ich zum 
Schluß gern festhalten; der Kollege Wartenberg hat 
vorhin zu Recht darauf hingewiesen — : 

(Müntefering [SPD]: Sie waren schon mal so

-

lider! — Gerstein [CDU/CSU]: Das ist ganz 
korrekt!) 

Es ist nicht wahr, Herr Kollege Müntefering, daß das 
Ruhrgebiet in erster Linie unter mangelnder Förde-
rung litte. 

Die Wahrheit ist: Diese Region leidet unter man-
gelnder Phantasie. Sie leidet auch unter mangelnder 
regionaler Kooperation, und sie leidet unter einer 
geradezu notorischen Vernachlässigung der kleine-
ren und der mittleren Betriebe, in denen auch im 
Ruhrgebiet die überwiegende Mehrzahl aller Arbeit-
nehmer beschäftigt sind, obwohl sich sozialdemokra-
tisch orientierte Politik noch immer an den großen 
Tankern orientiert, mit denen der Strukturwandel si-
cher nicht und schon gar nicht in dem notwendigen 
Tempo herbeizuführen ist. 

Hier muß der Wechsel, die Veränderung im Denken 
anfangen, wenn praktische Hilfsmaßnahmen, die hier 
in Bonn vereinbart worden sind, auch wirklich einen 
praktischen Niederschlag finden sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen, Herr Dr. Voss. 

Dr. Voss, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Aus der Sicht des Bundesministers der Finanzen 
kann dem vorliegenden Gesetzentwurf der Fraktion 
der SPD nicht zugestimmt werden. Der Entwurf soll 
den Bund in den Jahren 1988 bis 1991 mit zusätzlichen 
Ausgaben von insgesamt 2,3 Milliarden DM belasten. 
Diesen Betrag, für dessen Finanzierung im übrigen 
ein Deckungsvorschlag fehlt, hat die Opposition nicht 
einmal in ihre aktuellen Berechnungen zur Lage des 
Bundeshaushalts aufgenommen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Sperling [SPD]) 

— Herr Kollege Sperling, Sie veröffentlichen ja lau-
fend Horrorzahlen über die Zukunft des Bundeshaus-
halts, und in diese Horrorzahlen haben Sie das noch 
nicht einmal mit aufgenommen. Das zeigt eigentlich, 
daß Sie Ihren eigenen Antrag nicht sehr positiv be-
werten. 

(Austermann [CDU/CSU]: Mit Recht!) 

Ohne Refinanzierungsmöglichkeit kann der Bund 
zusätzliche Ausgaben in dieser Größenordnung nicht 
leisten. Der Bund hat nämlich in den letzten Jahren 
stets eine länder- und gemeindefreundliche Finanz-
politik betrieben. Dies führte zu einer massiven Um-
verteilung zu Lasten des Bundes. Hierfür nur einige 
Beispiele: Finanzhilfen nach Art. 104 a Abs. 4 des 
Grundgesetzes für das Saarland in den Jahren 1985 
bis 1987 in Höhe von 300 Millionen DM; Finanzhilfen 
an die norddeutschen Küstenländer von insgesamt 
ebenfalls 300 Millionen DM in den Jahren 1987 und 
1988; das Entgegenkommen des Bundes bei der Neu-
regelung des Länderfinanzausgleichs durch Erhö-
hung der Ergänzungszuweisungen auf 2 v. H. des 
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Umsatzsteueraufkommens bis 1993 mit einem Ge-
samtvolumen von rund 3,4 Milliarden DM. 

Hinzu kommen die bereits erwähnten 500 Millio-
nen DM, die der Bund auf der Ruhrgebietskonferenz 
zugesagt hat. Nach der Billigung durch den Planungs-
ausschuß der Gemeinschaftsaufgabe regionale Wirt-
schaftsförderung im Ap ril wird jetzt mit dem Nach-
tragshaushalt die rechtliche Grundlage hierfür ge-
schaffen. 

Diese Leistungen erfolgen, obwohl der Bund seit 
Jahren rückläufige Steueranteile zu verkraften hat. 
Der Bundesanteil am Steueraufkommen ist von 1982 
bis 1988 um 3 Prozentpunkte von 48,4 v. H. auf 
45,3 v. H. gesunken, während andererseits die Fi-
nanzkraft der Länder zugenommen hat. 

Die Kreditfinanzierungsquote des Bundes lag trotz 
seiner Ausgabendisziplin und seiner Konsolidie-
rungspolitik seit 1982 stets deutlich höher als die der 
Länder und Gemeinden. Für 1987 sind es beim Bund 
10,2 v. H., bei Ländern und Gemeinden 6 v. H. 

Das Instrument der Finanzhilfe nach Art. 104 a 
Abs. 4 des Grundgesetzes stellt eine Ausnahmerege-
lung dar. Sie kann daher nicht als Dauerregelung ein-
gesetzt werden. Hinzu kommt, daß es sich bei einigen 
der vorgeschlagenen Maßnahmen, z. B. insbesondere 
der Förderung von zukunftsorientierten Qualifikatio-
nen der Arbeitnehmer, nicht um Sachinvestitionen 
handelt, Herr Kollege Sperling, so daß im Hinblick auf 
die Förderfähigkeit mittels Finanzhilfen im Sinne von 
Art. 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes Bedenken beste-
hen. Starke verfassungsrechtliche Bedenken beste-
hen auch hinsichtlich der Förderung von Altlasten-
sanierungen sowie Maßnahmen zur Verbesserung 
der Umweltsituation. 

Die Bundesregierung ist aber auch nach der Neure-
gelung des Finanzausgleichs bereit, gemeinsam mit 
den Ländern zu prüfen, wie eine ausgeglichenere 
Struktur zwischen den Regionen erreicht werden 
kann. Dabei muß natürlich die Prüfung von Hilfen 
Vorrang haben, die mit unserer finanzverfassungs-
rechtlichen Ordnung in Einklang stehen. Die Bundes-
regierung bemüht sich um einvernehmliche Regelun-
gen. Sie beachtet dabei den föderativen Gleichheits-
grundsatz, nach dem die Länder gleichen Status besit-
zen und gleichberechtigt nebeneinanderstehen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
wir sind am Ende dieser Aussprache. Ich schließe 
diese. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlagen an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu über-
weisen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? — Das 
ist nicht der Fall. Dann sind die Überweisungen so 
beschlossen. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Hensel und der Fraktion DIE GRÜNEN  

Vollzug des Abfallgesetzes (Neue PET-Ein-
wegflasche) 

— Drucksache 11/1927 (neu) 

—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Der Ältestenrat hat für die Beratung dieses Tages-
ordnungspunktes einen Beitrag bis zu zehn Minuten 
für jede Fraktion vereinbart. — Ich sehe dazu keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Saibold. 

Frau Saibold (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Es geht bei 
diesem Antrag speziell um die Einwegflasche aus dem 
PET-Material. 

Ich möchte zu Beginn noch einmal darauf hinwei-
sen, daß ich es sehr erstaunlich finde, daß wir für die-
sen Problemkreis hier zehnminütige Redebeiträge lei-
sten können, während wir zu dem nachfolgenden Ta-
gesordnungspunkt, bei dem es um die Diätenerhö-
hung geht, lediglich fünf Minuten reden können. Soll 
das jetzt auch von einem ökologisch geprägten Um-
weltbewußtsein hier im Bundestag zeugen, oder soll 
da vielleicht der Skandal der Selbstbedienung aus der 
Staatskasse wieder einmal vertuscht werden? 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist doch einvernehm

-

lich vereinbart! Was regen Sie sich da auf? — 
Stratmann [GRÜNE]: Aber nicht mit uns! — 

Bohl [CDU/CSU]: Natürlich!) 

— Trotzdem bleibt diese Tatsache verwirrend. Ich 
würde mich ja freuen, wenn ich recht hätte, daß sie 
von Umweltbewußtsein zeugt. 

Meine Damen und Herren, seit kurzem hat die 
Firma Coca-Cola mit dem Vertrieb einer neuen Ein-
wegflasche aus dem Zungenbrechermaterial Poly-
ethylenterephthalat, kurz PET genannt, begonnen. 
Seit Bekanntwerden dieses Vorhabens sind vor allem 
Kommunalpolitiker und ökologisch orientierte Ver-
brauchervertreter und -vertreterinnen aufgeschreckt, 
befürchten sie doch dadurch zu Recht eine weitere 
Zunahme des Müllberges. 

Die Einführung der neuen 1,5-Liter-PET-Einweg-
flasche, die von dem Essener Konzern bewußt den 
irreführenden Namen Recyclingflasche erhalten hat, 
stellt den massivsten Angriff auf das Mehrwegsystem 
für Getränkeflaschen dar. Mit einer ausgeklügelten 
Marketingstrategie wird versucht, diese Flasche im 
Markt zu etablieren, um auf mittlere Sicht die bisher 
noch vertriebene 1-Liter-Mehrwegglasflasche zu er-
setzen und gleichzeitig noch den Umsatz auszuwei-
ten. Glauben Sie wirklich, daß Coca-Cola einen solch 
immensen Investitions- und Werbeaufwand betreiben 
würde, wenn durch die PET-Einwegflasche lediglich 
die firmeneigene Glas-Einwegflasche mit einem Um-
satzanteil von nur 4 % ersetzt werden soll, wie der 
Essener Konzern es behauptet? 

Völlig unglaubwürdig werden solche Behauptun-
gen, wenn man einmal hinter die Kulissen blickt. Da 
kann man schnell feststellen, daß 1986 — just zum 
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Inkrafttreten der 4. Novelle des Abfallgesetzes — eine 
ganz im Trend der Zeit liegende „Arbeitsgemein-
schaft Verpackung und Umwelt" begründet wurde, 
an der u. a. große bundesdeutsche Handelsketten be-
teiligt sind, z. B. der Aldi-Konzern. Und genau diese 
Arbeitsgemeinschaft hat den Anstoß zur Gründung 
einer „PET-Recycling GmbH" gegeben, an der wie-
derum Coca-Cola mit einem Drittel beteiligt ist. 

Es liegt auf der Hand, meine Damen und Herren, 
daß der Essener Konzern keinen Alleingang macht, 
sondern sein jüngstes Produkt in Abstimmung mit den 
Handelsketten durchpowert. Genau diese Handels-
ketten — z. B. ALDI — bieten bereits heute aus-
schließlich Einwegprodukte an oder verfolgen das 
Ziel, Mehrweggebinde aus ihrem Angebot zu verban-
nen. Dadurch soll das — aus rein betriebswirtschaftli-
cher Sicht — arbeitsaufwendige und personalinten-
sive Entgegennehmen und Ordnen des Leergutes ent-
fallen, wodurch Arbeitsplätze eingespart und Kosten 
gesenkt werden können. Die Zechen allerdings zah-
len am Ende der Verbraucher und die Verbraucherin 
und natürlich wieder einmal die Umwelt. 

Nun gibt es aber seit Jahren massive Kritik an der 
weiteren Verbreitung von Einwegprodukten, weil 
sich einfach nicht mehr verheimlichen läßt, daß wir 
alle bald im Müll ersticken. Die Kommunen wissen 
sowieso schon nicht mehr ein und aus mit den Müll-
bergen. Im Vorfeld der Diskussion um das neue Ab-
fallgesetz gab es denn auch eine ganze Reihe von 
Initiativen, nicht zuletzt von meiner Partei, den GRÜ-
NEN, die schärfere Auflagen, z. B. Zwangspfand oder 
Verpackungssteuer, gegen abfallbelastende Verpak-
kungen und Einwegprodukte gefordert haben. Groß 
tönte der damals zuständige Innenminister Zimmer-
mann, daß der beste Abfall der sei, der erst gar nicht 
entsteht, 

(Frau Nickels [GRÜNE] und Dr. Knabe 
[GRÜNE]: Da hat er recht gehabt! — Bohl 
[CDU/CSU]: Wenn er recht hat, hat er 

recht!) 

um nach solchen vollmundigen Ankündigungen wie 
so oft in die Knie zu gehen, als insbesondere die Firma 
ALDI Druck ausübte. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Typisch Zimmer- 
mann!)  

Die ach so beliebten freiwilligen Absprachen mit der 
Industrie sollten das Abfallaufkommen dämpfen. Was 
davon zu halten ist, wissen mittlerweile beinahe jeder 
Bürger und jede Bürgerin in diesem Land: nämlich 
nichts. 

Die hoffnungslose Lage der Kommunen wird viel-
leicht auch daran erkennbar, daß zum Beispiel der 
CSU-Landrat von Passau an mich als GRÜNE Bundes-
tagsabgeordnete schreibt, ich möge mich dafür ein-
setzen, daß die Bundesregierung hier endlich handelt, 
weil die Kommunen nicht mehr wissen, wohin mit 
dem Müll. Das bedeutet gerade in Niederbayern eini-
ges. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das gibt ja ein Parteiaus

-

schlußverfahren! ) 

— Nein, Sie sehen nur, wie groß die Not ist. 

In einem Papier des Umweltbundesamtes wurde 
schon 1985 dargelegt, daß zur Senkung des Müllauf-
kommens und zur Rettung des Mehrwegsystems dra-
stische und rechtzeitige Maßnahmen ergriffen wer-
den müssen. Prognostiziert wurde damals, daß bei 
halbherzigen staatlichen Maßnahmen oder gar bei 
freiwilligen Absprachen die Wirtschaft diese durch 
den Ausbau von Recyclingsystemen umgehen würde, 
außerdem, daß eine starke Zunahme von PET-Ein-
wegflaschen zu erwarten sei. 

Heute, 1988, ist diese Prognose bereits Wirklichkeit 
geworden. Denn die Firma Coca-Cola hat sich ja et-
was Besonderes einfallen lassen. Ein Sammel- und 
Recyclingsystem für gebrauchte PET-Flaschen wird 
gleich mitgeliefert. Das magische Wort „Recycling" 
wird dabei benutzt, um den Verbraucherinnen und 
den Kommunalpolitikern Sand in die Augen zu 
streuen. Umweltminister Töpfer betätigt sich als 
Obersandstreuer, indem er von Zwangspfand und 
Flaschenrücknahme immer noch nur redet. Er tut 
nämlich nichts. 

Töpfer ermöglicht durch dieses zögerliche Verhal-
ten den Dolchstoß für das Mehrwegsystem. Denn 
seine Vorstellungen sind nicht durchsetzbar, weil das 
Einsammeln dieser PET-Flaschen nach dem Willen 
von Coca-Cola mittels Containern und anderer Behäl-
ter und nicht im Geschäft erfolgen soll. Das steht alles 
in den firmeneigenen Unterlagen und müßte längst 
bekannt sein. 

Coca-Cola rechnet übrigens nur mit einem Rücklauf 
von 65 bis 70 % nach einer fünfjährigen Einführungs-
zeit. Das heißt, der Rest der Flaschen geht auf die 
Mülldeponie. Es ist bekannt, daß die PET-Flasche 
praktisch nicht verrottet. Auch alle anderen Produkte 
aus wiederaufbereiteten PET-Flaschen kommen über 
kurz oder lang auf den Müll, wo sie dann ebenfalls 
nicht verrotten. Das ist hier alles mitangelegt. 

Es handelt sich hier jedoch nicht nur um ein Abfall-
problem. Es geht vielmehr um das Kunststück, wie die 
Bundesregierung den Interessen der Wirtschaft nach-
kommen und das Ganze noch als Erfolg für den Um-
weltschutz verkaufen kann. Coca-Cola hat nämlich 
nur eine Pressure-Group-Funktion übernommen. 
Vorteile erwartet sich von dieser Aktion die chemi-
sche Industrie, die den Markt für PET-Verpackungs-
material aller Art nach amerikanischem Vorbild aus-
bauen will. Die Handelsketten wollen unbedingt ihre 
Einwegverpackungen beibehalten, wie ALDI, oder 
endlich das ökologisch sinnvolle Mehrwegsystem kip-
pen. Die Lobby der chemischen Industrie, der Han-
delsfirmen und von Coca-Cola ist allemal größer als 
die Lobby der Glasindustrie oder gar der kleinen 
Brauereien. Von der Lobby der Natur will ich hier gar 
nicht sprechen. 

(V o r s i t z : Vizepräsident Frau Renger) 

Wenn dann z. B. Graf Lambsdorff in diesem Zusam-
menhang wieder einmal den „freien Markt" vertei-
digt und behauptet, die Auswirkungen auf die Glas-
industrie seien kein Grund, hier einzugreifen oder 
Einfluß zu nehmen, dann soll es dies gefälligst auch 
beim Airbus praktizieren! 

(Baum [FDP]: Keine Sorge, wir greifen schon 
ein!) 
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—Ich verlasse mich ganz auf Sie, Herr Baum. 

(Baum [FDP]: In diesem Falle können Sie 
das!) 

— Falls man es nicht gemerkt hat: Das war ironisch 
gemeint. 
Meine Damen und Herren, das ganze Vorgehen ist 

aber auch ein Frontalangriff auf das wachsende Um-
weltbewußtsein der Verbraucherschaft. Durch die 
psychologisch ausgeklügelte Werbung soll das Stre-
ben nach Bequemlichkeit der großen und kleinen Fla-
schenkinder in unserer Nation die Oberhand gewin-
nen. Durch das propagierte Einsammeln oder auch 
durch ein gewisses Zwangspfand in der Anfangszeit 
soll das ökologische Gewissen ja wieder beruhigt wer-
den. Man tut ja quasi etwas für den Umweltschutz! 
Dabei wird aus den eingeschmolzenen PET-Flaschen 
nur immer mehr Plastikramsch produziert, der unsere 
Umwelt schädigt. 
Das Schlimmste an dieser ganzen Angelegenheit 

ist, daß der angeblich so viel Glaubwürdigkeit aus-
strahlende Umweltminister diese Machenschaften in-
direkt unterstützt. Das Image von Herrn Minister Töp-
fer schwindet rasant, nicht nur durch die Vorgänge im 
Atombereich oder durch das Robbensterben. Machen 
Sie nur so weiter, Herr Töpfer! 
Die PET-Flasche ist der Prüfstein für alle Parteien in 

diesem Hause: An der Zustimmung oder der Ableh-
nung unseres Antrages wird ganz eindeutig klar, wer 
tatsächlich für eine Verringerung der Müllberge ist 
und wer nicht. 
Uns ist dabei ganz klar, daß nicht die PET-Einweg-

flasche das alleinige Übel ist, sondern daß auch in 
anderen Bereichen drastische Schritte notwendig 
sind, um die Abfallvermeidung ein Stück weiter vor-
anzubringen. Mit einem Verbot der PET -Einwegfla-
sche könnte aber ein deutliches Signal gesetzt wer-
den, das zeigt, daß verbraucherfeindliche und um-
weltfeindliche Produkte in diesem Lande nicht länger 
geduldet werden. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Das wäre auch nö-
tig!) 

Bis dahin fordere ich allerdings die Verbraucher und 
Verbraucherinnen auf, diese Flasche einfach nicht zu 
kaufen. Das ist die wirksamste Sprache, die die Wirt-
schaft hier bei uns versteht. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Friedrich ,  

Dr. Friedrich (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Vorrednerin Frau 
Saibold hat hier, bezogen auf den Müll allgemein, von 
einer hoffnungslosen Lage gesprochen. Ich würde da-
vor warnen, die Situation so undifferenziert zu kom-
mentieren. Wir sind uns darüber einig, daß wir in wei-
ten Teilen der Bundesrepublik Deutschland beim 
Sondermüll einen allgemeinen Notstand ausrufen 
müssen. Beim Hausmüll und bei hausmüllähnlichen 
Gewerbeabfällen ist das nicht der Fall. Ich habe mir 
mehrfach noch einmal die letzten verfügbaren Stati-

stiken angesehen und festgestellt, daß hier erfreuli-
cherweise eine sinkende Tendenz in Erscheinung 
tritt. 

(Zuruf der Abg. Frau Nickels [GRÜNE]) 
—Trotzdem — Frau Kollegin, ich will hier nicht ver-
harmlosen — drücken die Müllberge uns allen schwer 
auf den Magen, nicht nur den Landräten und den 
Oberbürgermeistern, sondern auch uns Abgeordne-
ten. Die bisherige Praxis, den größten Teil des Mülls 
unbehandelt einfach abzulagern, hat sich als Schein-
lösung erwiesen und hat uns ein Folgeproblem be-
schert, nämlich die Altlast. Müllverbrennungsanlagen 
sind politisch nur noch mit einem Kraftakt durchzuset-
zen. Vorhandene Deponien laufen voll. Neue Stand-
orte lassen sich kaum mehr finden, und ich muß hin-
zufügen: Wir möchten gar nicht, daß im Bundesgebiet 
noch allzu viele Deponien ausgewiesen werden müs-
sen. 
Deshalb waren wir alle uns bei der letzten Abfall-

debatte eigentlich darüber einig — und haben das in 
Anträgen zum Ausdruck gebracht — , daß die Bundes-
regierung die neuen Instrumente des § 14 des Abfall-
gesetzes anwenden soll. 

(Sellin [GRÜNE]: Sie macht es nur nicht!) 
— Herr Kollege, wir wissen seit dieser Debatte am 
14. Januar aber auch, daß die Bundesregierung nicht 
nur seit Monaten oder Jahren mit den beteiligten Krei-
sen über Ziele verhandelt, sondern auch die Absicht 
hat, die erste Verordnung zu erlassen. Anlaß ist die 
1,5-Liter-PET-Einwegkunststoffflasche. 

(Zuruf von der SPD: Wann soll denn die Ver

-

ordnung erlassen werden?) 
— Ich komme nachher schon noch darauf! 

(Zuruf von der SPD: Na hoffentlich!) 
Vorgesehen ist, daß diese Kunststoffflaschen vom 
Handel zurückgenommen werden müssen, und es 
wird eine Verwertung — und zwar außerhalb der all-
gemeinen Abfallentsorgung — vorgesehen. 
Bei der letzten Debatte haben wir alle dies eigent-

lich gemeinsam begrüßt, und ich meine, es ist wirklich 
wichtig, daß wir der Industrie und dem Handel immer 
wieder zwei Dinge deutlich machen: 
Erstens. Wir suchen mit Ihnen die Zusammenarbeit, 

und wir sind froh, wenn wir uns auf Ziele bei der 
Abfallvermeidung und der Abfallwiederverwertung 
einigen können. Wenn sich aber herausstellt, daß Ein-
zelinteressen notwendige Fortschritte blockieren, 
dann wollen wir auch einseitig vorgehen und hoheit-
lich handeln. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Sellin? 

Sellin (GRÜNE): Wie hoch erwarten Sie die Recy-
cling-Quote, also Rücklauf der Flaschen, wenn ein 
Pfand erhoben wird, und wie niedrig wird die Rück-
laufquote aus verschiedensten Gründen des Verbau-
cherverhaltens sein? 

Dr. Friedrich (CDU/CSU): Herr Kollege, ich bin kein 
Hellseher. Ich bin der Überzeugung, daß die Angaben 
der Firma Coca-Cola, daß ohne Pfand eine hohe Rück- 
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führquote erreichbar ist, unrealistisch ist. Wir glau-
ben, daß man das erhöhen kann auf eine Größenord-
nung von hoffentlich 60 bis 80 %. Ich werde Ihnen 
nachher noch im Detail begründen, warum der andere 
Weg, den Sie als Alternative zum Pfandsystem vor-
schlagen, nämlich ein generelles Verbot dieses Kunst-
stoffes, aus unserer Sicht abzulehnen ist. Darauf 
komme ich noch, ich versichere Ihnen das. 

(Sellin [GRÜNE]: 40 (Y0 auf den Müll!) 

Der Versuch, die PET-Einwegflasche auf dem 
Markt durchzusetzen, hat wahrscheinlich uns alle ent-
täuscht, weil damit eine Absprache, die elf Jahre lang 
gehalten hat, aufgekündigt wurde. Der Versuch hat 
uns auch alarmiert, weil wir vorhersehen, daß die Ein-
weg-Kunststoffflasche nicht nur Einweg-Glasflaschen 
ersetzen wird, sondern daß auch abfallvermeidende 
Mehrwegsysteme destabilisiert werden. 

Der Verband Deutscher Mineralbrunnen hat es un-
serer Fraktion Ende letzten Jahres schriftlich gege-
ben: Er hat in einem Schreiben darauf hingewiesen, 
daß z. B. bei Mineralwasser die Erwartungen, daß die 
Mehrweganteile bei 90 % bleiben können, in den 
nächsten Jahren nicht unrealistisch sind. In dem 
Schreiben wurde aber auch aufgezeigt, daß dafür die 
vorhandenen Rahmenbedingungen beibehalten wer-
den müssen; und unter Rahmenbedingungen versteht 
man, daß nicht neue Verpackungstypen eingeführt 
werden, wie uns das jetzt bevorsteht. 

In den anderen Ländern der Europäischen Gemein-
schaft — ich komme noch auf Ihren Antrag — können 
wir sehen, wozu das führt, dort hat der Anteil an 
Kunststoffflaschen inzwischen 30 % erreicht, und 
diese Kunststoffflaschen werden kaum recyclet, sie 
werden fast überwiegend über den allgemeinen Ab-
fall entsorgt. Nur in der Bundesrepublik konnten sich 
bisher beachtliche Mehrwegsysteme einigermaßen 
halten. Wir sehen darin ein umweltpolitisches Kapital, 
das wir auch gegen die Absatzstrategie einer bekann-
ten Markenfirma verteidigen werden. 

Der Bundesminister Töpfer, Frau Saibold, hat nicht 
nur irgend etwas angekündigt, er wird auch handeln. 
In der Demokratie dauert dies übrigens ein bißchen. 
Am 22. Juni wird sich nach unseren Informationen das 
Bundeskabinett endgültig mit der Verordnung bef as-
sen und sie beschließen. Die Verordnung sieht vor: 
erstens eine Rücknahmepflicht. Zweitens. Die Rück-
gabequote soll durch ein Pfand in der Größenordnung 
von 50 Pf. erhöht werden. Drittens. Die Wiederver-
wertung außerhalb der allgemeinen Abfallentsor-
gung wird vorgeschrieben. Vom Bundesrat, der zu-
stimmen muß, wissen wir ohnehin, daß er mit großer 
Sorge beobachtet, daß der Verpackungsmüll inzwi-
schen 50 % des Hausmülls ausmacht. Er wird also 
sicher zustimmen. 

Bei der Erstfassung, und jetzt komme ich zu dem 
Antrag der GRÜNEN, gingen Sie, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von den GRÜNEN, noch ein Risiko ein, 
nämlich daß man Sie dahin gehend mißversteht, daß 
Sie den Bundesumweltminister Töpfer bei seinem ent-
schiedenen Handeln unterstützen wollen. Sie haben 
offensichtlich eine Gefahr gesehen, daß wir den ei-
gentlichen Beschlußtext hier einvernehmlich verab

-

schieden, und das scheint für Sie etwas Schreckliches  

zu sein. Deshalb haben Sie etwas nachgeschoben, 
was als Möglichkeit im alten Antrag nur in der Be-
gründung einmal erwähnt war, nämlich die Forde-
rung, die PET-Flasche zu verbieten. Sie wollen damit 
— das können wir sagen — wieder an der Spitze der 
Bewegung stehen. Wir werden Ihnen in diesem Punkt 
aber nicht mehr folgen, weil wir glauben, daß Sie mit 
diesem Antrag nicht an der Spitze des Fortschritts ste-
hen. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Frau Nickels 
[GRÜNE]: Gucken Sie mal die Nordsee an! 

Dann wissen Sie, wo Sie stehen!) 

Wir glauben — das ist eine ordnungspolitische Be-
gründung — , daß nicht der Staat in der Lage ist, opti-
mal im Detail zu regeln, wie man Abfall am besten 
vermeiden kann. In einem freiheitlich verfaßten Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystem sollte sich der Staat 
darauf beschränken, Ziele vorzugeben. Darüber, wie 
diese Ziele erreicht werden können, sollte in Eigen-
verantwortung die Wirtschaft und immer wieder auch 
der Konsument entscheiden. 

(Sellin [GRÜNE]: Umwelt verschmutzen!) 

Nur dadurch ist gewährleistet, daß für Innovation der 
erforderliche Spielraum bleibt. 

Daß Getränke heute überwiegend in Glasflaschen 
angeboten werden, wollen auch wir im Interesse un-
serer Umwelt nicht für alle Zeiten festschreiben. Wir 
sind nicht generell dagegen, daß z. B. Glasflaschen 
durch Kunststoffflaschen ersetzt werden. Diese haben 
doch einige unübersehbare Vorteile. Man hat uns vor-
gerechnet, daß mit der PET-Flasche — — 

(Sellin [GRÜNE]: Die Lobby!) 

— Die Frage ist doch, ob es stimmt, und nicht, von 
wem die Rechnung stammt. Wir sind alle in der Lage, 
die Rechnungen zu überprüfen. Wenn sie stimmen, 
dann müssen wir das in unsere Überlegungen einbe-
ziehen. — Man hat uns vorgerechnet — das ist meines 
Erachtens richtig — , daß 50 % mehr Produkte mit 90 % 
weniger Verpackung verkauft werden können. Man 
hat uns Vergleiche bezüglich des Energieverbrauchs 
und der Wasserbelastung vorgelegt — ich würde das 
nicht ohne weiteres als reine Firmenpropaganda ab-
tun — : Die Kunststoffflasche ist — da brauche ich gar 
kein Spezialist zu sein — anders als Glas bruchsicher, 
sie ist gesundheitlich unbedenklich, läßt sich ohne viel 
Lärm abfüllen und reduziert das zu transportierende 
Gewicht. — Gegen was wir etwas haben — das ist der 
Punkt — ist, daß die PET-Einwegflasche Mehrwegfla-
schensysteme verdrängen soll. Dies ist das, bei dem 
wir einschreiten wollen. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage der Frau Abgeordneten Saibold? 

Dr. Friedrich (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Frau Saibold (GRÜNE): Herr Friedrich, ist Ihnen 
bekannt, daß in einer Stellungnahme des Umweltbun-
desamtes die Angaben stehen, daß für die PET-Fla-
sche bei der Produktion und Wiederverarbeitung 
fünfmal mehr Energie draufgeht als bei der Beibehal-
tung des Mehrwegsystems? 
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Dr. Friedrich (CDU/CSU): Frau Kollegin Saibold, ich 
habe es jetzt nicht hier oben, aber ich bin bereit, es 
Ihnen nachher zu geben. Ich kenne ein Protokoll einer 
Sachverständigenanhörung durch das Umweltmini-
sterium. Dort haben die Sachverständigen offensicht-
lich übereinstimmend festgehalten, daß die PET

-

Mehrwegflasche der Glas-Mehrwegflasche ökolo-
gisch eindeutig überlegen ist. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Herr Friedrich, es 
geht doch um die Einwegflasche! Bitte, ver

-

mischen Sie doch nicht dauernd die Beg riffe! 
Es geht hier nur um die Einwegflasche, und 

da sieht es anders aus!) 

— Frau Kollegin Saibold, ich bin in der Lage, Ihre 
Anträge zu lesen. Ich habe sie nicht hier oben, aber 
bitte lesen Sie noch einmal nach! Sie beantragen, die 
„PET-Flasche" zu verbieten, und nicht, die „PET-Ein-
wegflasche" zu verbieten. Bitte lesen Sie Ihren Antrag 
noch einmal durch! 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Was ist 
denn Mehrweg bei PET? Das müssen Sie 

auch schon einmal erläutern!) 

Ich darf hier noch einmal festhalten: Wir haben 
nichts gegen Kunststoffflaschen ganz generell, wir 
haben nur etwas dagegen, daß Einwegflaschen Mehr-
wegsysteme verdrängen. Wir erwarten uns von der 
Verordnung der Bundesregierung — das ist unser 
Ziel —, daß die offensichtlich schon existierende PET

-

Mehrwegflasche nicht nur in einem Raum im Rhein-
land getestet wird, sondern daß sie anstelle der Ein-
wegflasche generell eingeführt wird. 

Am GRÜNEN-Antrag stört mich übrigens auch 
noch ein weiteres: daß Sie ausgerechnet bei einem 
bestimmten Kunststoff mit Ihrem Verbot ansetzen 
wollen. Ich sehe auch nicht ansatzweise eine Begrün-
dung dafür, weshalb andere Kunststoffflaschen, z. B. 
aus Polyethylen oder aus PVC umweltpolitisch unpro-
blematisch sein sollen. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Weil die PET-
Flasche erst frisch eingeführt wird!)  

Meines Erachtens würde das von den GRÜNEN gefor-
derte Verbot nur eines Kunststoffes und laut Ihres 
Antrags unabhängig davon, ob Einweg oder Mehr-
weg, schon wegen der Verletzung des Gleichheitssat-
zes von den Gerichten sehr schnell beerdigt wer-
den. 

Mit der geplanten ersten Verordnung nach § 14 
Abs. 2 des Abfallgesetzes wollen wir belegen, daß die 
neugeschaffenen Instrumente in der Praxis tatsächlich 
greifen. Wir sind an echten Erfolgen interessiert, und 
wir können die dann ja eines Tages überprüfen. Bei 
einem Verbot, das nur darauf hinausläuft, daß sich der 
Bund juristisch blamiert und ökologisch teilweise ein 
Eigentor schießt, machen wir nicht mit. 

Vielen Dank. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Sie können nicht 
einmal lesen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Dr. Hartenstein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Der vorliegende Antrag 
will, daß die neue Welle der Kunststoffeinwegfla-
schen, die jetzt auf den Markt brandet, abgestoppt 
wird; damit hat der Antrag recht. Er will dies aller-
dings durch ein schlichtes Verbot tun; damit hat er 
nicht recht. Denn über die Tatsache, daß wir uns als 
Bundesrepublik im EG-Verbund befinden, kann man 
nicht so einfach hinweggehen. Ich denke, daß ist ein 
Faktum, das wir im Auge behalten müssen. 

Es bleibt also die Frage: Gibt es nationale Instru-
mente, um die unerwünschte Aufblähung der Müll-
berge durch die neue PET-Riesenflasche zu verhin-
dern? Antwort: bislang keine; totale Fehlanzeige. 

Jetzt rächt es sich, meine Damen und Herren von 
den Koalitionsfraktionen, daß die Mehrheit dieses 
Hauses vor zwei Jahren eben leider ein lahmes Ab-
fallgesetz verabschiedet hat. Damals schwor der neu 
installierte Umweltminister Wallmann zusammen mit 
den Sprechern der Koalition einen Rütlischwur, man 
wolle mit diesem Gesetz den Weg für Abfallvermei-
dung  und Abfallverminderung ebnen; es solle vor al-
lem der ausufernden Verpackungsflut zuleibe gerückt 
werden; es solle speziell im Getränkebereich alles 
unternommen werden, um das bewährte umwelt-
freundliche Mehrwegsystem zu stabilisieren. 

Jetzt bekommen Sie die Quittung dafür. Die Indu-
strie respektiert nicht hohle Worte, sondern sie tut das, 
was in ihr Kalkül paßt. 

Wenn man sich heute in der Abfallandschaft um-
schaut, dann sieht man eben, daß diese großblumigen 
und großvolumigen Absichtserklärungen keinen Pfif-
ferling wert sind. Die Gemeinden stehen, lieber Kol-
lege Friedrich, wirklich spätestens Anfang der 90er 
Jahre vor überfüllten Deponien. Von einem durch-
greifenden Vermeidungskonzept ist überhaupt keine 
Rede. Das sollten wir nicht beschönigen. 

Es spricht nicht für die Handlungsfähigkeit der Bun-
desregierung, daß zwei Jahre nach Verabschiedung 
des Gesetzes noch keine einzige Rechtsverordnung 
zu § 14 vorliegt, keine einzige. 

(Beifall der Abg. Frau Nickels [GRÜNE]) 

Es spricht ebenfalls nicht für die Qualität des Geset-
zes, daß bis heute Unklarheit darüber herrscht, ob der 
Minister überhaupt befugt ist, eine Verordnung zur 
Beschränkung der Einwegverpackungen zu erlassen. 
Denn nach dem Gesetzeswortlaut muß er mit der In-
dustrie Zielvorgaben zur Vermeidung und Verringe-
rung der Abfallmengen aushandeln, und er darf erst 
dann zupacken, wenn dabei keine bef riedigenden Er-
gebnisse erreicht werden. 

(Baum [FDP]: Das macht er doch jetzt!) 

Es gibt kein Wort darüber, bis wann Ergebnisse vor-
liegen müssen, und kein Wort darüber, welche Min-
destverringerungsmengen erreicht werden müssen. 

Gewiß, Herr Kollege Baum, der Bundesumweltmi-
nister hat, wenngleich nach langer Bedenkzeit, im 
Falle der Kunststoffflaschen inzwischen Zielvorga-
ben auf den Tisch gelegt. Das war im Herbst letzten 
Jahres. Sie besagen: 50 Pfennig Pflichtpfand, Rück-
nahmepflicht, Wiederbefüllung, Gewährleistung, daß 
innerhalb von zwei Jahren 80 % der Flaschen dem 
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Materialrecycling zugeführt werden sollen. Das ist 
immerhin kein schlechter Anlauf; das will ich aus-
drücklich sagen. 

Aber der betroffene Großkonzern schert sich nicht 
um diese Zielvorgaben. Er sagte schlicht: Nein, wir 
akzeptieren nicht. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Daraufhin hat Minister Töpfer seinen Verordnungs-
entwurf aus der Tasche gezogen, sozusagen als Knüp-
pel aus dem Sack. Aber die Wirkung war doch gleich 
Null. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Denn der Konzern hat im Frühjahr dieses Jahres be-
gonnen, großflächig die Einführung der 1,5 1 PET-Ein-
wegflasche in Ang riff zu nehmen. Ich finde, daß dieser 
Vorgang symptomatisch ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Denn er beweist, daß die Wirtschaft den Verord-
nungsknüppel überhaupt nicht ernst nimmt. Sie weiß 
genau, daß die Gesetzesgrundlage pflaumenweich 
ist, mit anderen Worten: daß sie einfach zu schwach 
ist. 

Man wird ja sehen, Herr Kollege Friedrich, ob sich 
dies bis zum 22. Juni — Sie haben einen Kabinetts-
beschluß angekündigt — noch ändert; ich fürchte 
nein. 

Der § 14 Abs. 2 ist in seiner heutigen Fassung nicht 
tragfähig. Denn damit kann man dem Ansturm der 
Kunststoffeinwegverpackungen keinen Damm entge-
gensetzen. Für uns lautet die Konsequenz aus dieser 
Tatsache: Das Abfallgesetz muß novelliert werden, 
und zwar schleunigst. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Fraktion hat dafür einen eigenen Antrag vor-
gelegt. Wir fordern die Festlegung der  Abfallvermei-
dung  als oberste Priorität, die Streichung der verwäs-
serten Passagen des § 14 und die Neufassung, die ein-
deutige Kennzeichnungspflicht für Einweg und 
Mehrweg, damit der Verbraucher nicht getäuscht 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn das ist bei den jetzigen Methoden nicht nur zu 
befürchten, sondern das liegt klar auf der Hand. Wir 
fordern weiterhin die Erhebung einer Einwegabgabe, 
gestaffelt nach der Umweltverträglichkeit der ver-
wendeten Materialien. 

Wenn dies erfolgt, dann hat der Verbraucher auch 
die Freiheit, auszuwählen und sich für das umwelt-
freundliche Mehrwegsystem oder für das teurere und 
umweltschädliche Einwegsystem zu entscheiden. Es 
macht aber keinen Sinn, liebe Kollegin Frau Saibold, 
allein bei der PET-Flasche ansetzen zu wollen. Es geht 
um das Problem der Einwegbehälter generell, denn 
mittlerweile sind immerhin allein bei Bier und Mine-
ralwässern und Erfrischungsgetränken über 8 Milliar-
den Stück auf dem Markt. 80 % davon landen jährlich 
auf unseren Deponien. Wir können es doch nicht wol-
len, daß auf dem Getränkesektor — ich will es einmal 
so nennen — amerikanische Zustände eintreten. In 
den USA werden bereits heute 90 % aller Getränke in 

Einwegbehältern, vornehmlich in Dosen, auf den 
Markt gebracht, der Mehrweganteil ist inzwischen 
auf kümmerliche 10 % abgesunken. Wenn es einmal 
soweit ist, meine liebe Kolleginnen und Kollegen, 
dann ist die Entwicklung irreversibel. 

(Beifall bei der SPD — Sellin [GRÜNE]: Das 
ist sie bereits jetzt!) 

Dann ist überhaupt nichts mehr zu machen. In diesem 
Stadium ist der Konzentrationsprozeß zu weit fortge-
schritten, die mittelständische Getränkewirtschaft 
einschließlich des Fachhandels ist verschwunden, die 
dezentralen Versorgungssysteme sind aufgelöst mit 
allen Folgen für Angebotsvielfalt, für fehlenden Wett-
bewerb, Verlust von Arbeitsplätzen. Das ließe sich 
ganz genau belegen, ja, ganz genau berechnen. 

Übrigens sind auch in der Bundesrepublik schon 
heute vier große Konzerne da, die bei Erfrischungs-
getränken einen Marktanteil von nicht weniger als 
85 % erobert haben. Wenn das keine Konzentration 
ist, weiß ich nicht mehr, wie man das nennen soll. Eine 
einzige Firma füllt bereits 65 % aller Getränkedosen 
ab. Wenn dieser Prozeß nicht gebremst wird, können 
wir ihn, wenn man noch einige Zeit vergehen läßt, 
auch mit den besten Verordnungen nicht mehr auf-
halten, denn das Vordringen der Einwegflaschen be-
schleunigt ihn von Tag zu Tag. 

Bei der Debatte über den Abfallbericht im Januar 
des Jahres hat ein Sprecher der Regierungsfraktionen, 
der Kollege Schmidbauer, gesagt, 

(Zuruf von der SPD: Wo ist er denn?) 

jetzt müsse ein Signal gesetzt werden. Er hat dabei 
gerade von der bevorstehenden — wie er es vornehm 
genannt hat — großvolumigen Kunststoffflasche ge-
redet. Er meinte übrigens bedeutungsvoll, das Koope-
rationsprinzip dürfe nicht überstrapaziert werden. Er 
sagte wörtlich: 

Es kommt der Punkt, 

— Herr Staatssekretär Grüner — 

wo wir beweisen müssen, daß hier keine zahnlo-
sen Tiger operieren. 

Der Punkt ist da, meine Damen und Herren von der 
Regierung. Handeln Sie! Solange Sie an der ideolo-
giebefrachteten Vorstellung festhalten, es müsse par-
tout alles auf freiwilliger Basis ausgehandelt werden, 
marschieren Sie pfeilgerade auf den Müllnotstand 
zu, und Sie lassen die Gemeinden hoffnungslos im 
Stich. 

Daß Produzenten und Handel betriebswirtschaftlich 
rechnen und durch Rationalisierung Kosten einsparen 
wollen, kann man ihnen im Prinzip nicht einmal übel 
nehmen. Es darf aber doch nicht so sein, daß die Ent-
sorgungskosten einfach auf die Allgemeinheit über-
gewälzt werden. Dann nämlich haben Kommunen 
und Verbraucher letztlich die Zeche zu bezahlen 
— das sind wir alle — mit höheren Beseitigungsko-
sten, mit größeren Umweltschäden und nicht zuletzt 
auch mit höheren Preisen. Sie können es drehen und 
wenden, wie Sie wollen: Die ökologischen Kosten 
kommen immer wieder auf uns zurück. Deshalb ist es 
ein Gebot auch der ökonomischen Vernunft, jetzt ei-
nen Riegel vorzuschieben. 
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Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Baum. 

Baum (FDP): Frau Präsident! 
(Frau Nickels [GRÜNE]: Präsidentin!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich muß 
sagen, die Kritik verwundert mich etwas, Frau Har-
tenstein, denn zum erstenmal wird jetzt der Para-
graph 14 des Abfallgesetzes angewandt. Ich gebe 
gern zu, daß auch wir darauf gewartet haben. Jetzt ist 
die erste Verordnung da. Nun kann man sich mit die-
ser Verordnung auseinandersetzen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wo ist denn die 
Verordnung?) 

Zunächst einmal muß aber festgestellt werden, daß 
die Zielvorgabe — das, was Sie hier immer wieder 
kritisieren, die Überlegungen, die die Regierung an-
stellt, um sich selber einmal ein Ziel zu formulieren — 
den  Umweltminister nicht daran gehindert hat, eine 
Verordnung zumindest anzukündigen. Wir haben 
eben gehört, Herr Schäfer, daß Sie vor der Sommer-
pause — Herr Grüner wird dazu gleich etwas sagen — 
ins  Kabinett kommen soll. 
Ich bin der Meinung, daß der Umweltminister hier 

Unterstützung verdient. Er hat die Unterstützung mei-
ner Fraktion. Wir stehen hinter dieser Absicht, alles zu 
tun, um das Mehrwegsystem nicht weiter zurückzu-
drängen. Wir brauchen das Mehrwegsystem aus ver-
schiedenen Gründen. Einige sind hier schon aufge-
zeigt worden. Ein wichtiger Grund ist, daß es in Zu-
kunft eben doch schwierig ist, Deponieraum zu fin-
den. Wir haben ein Ansteigen der Abfallmengen. Das 
Abfallproblem wird uns in den nächsten Jahren er-
heblich beschäftigen. Wir dürfen nicht zulassen, daß 
hier eine Volumensteigerung wie in anderen Ländern 
stattfindet. Wir müssen uns gegen die Strategie großer 
internationaler Konzerne wehren — es ist nicht allein 
Coca-Cola, andere werden folgen — , nun auch unser 
Land mit der Einwegkunststoffflasche zu überzie-
hen. 

(Reuter [SPD]: Das Land hat schon genug 
Flaschen!) 

Das würde auch zu einer weiteren Konzentration 
bei der Getränkeherstellung und beim Getränkehan-
del führen. Ich führe hier auch ein mittelstandspoliti-
sches, ein Wettbewerbsargument ein, obwohl es nicht 
unmittelbar in diesen Zusammenhang des Umwelt-
schutzes gehört. 
Ein Sachverständiger hat ausgeführt: Die Folgen 

einer Untätigkeit der Regierung seien abzusehen, 
wenn die Regierung untätig bliebe. Die PET-Anteils-
menge würde sich entsprechend den Entwicklungen 
in Frankreich und in Großbritannien auch im Bundes-
gebiet rapide erhöhen. Damit einher ginge eine Redu-
zierung von Glas- und Weißblechverpackungen, also 
eine Reduzierung des Umsatzes in Branchen, die sich 
ohnehin nicht in der Sonne der Konjunktur befinden. 
Demgegenüber stiege der Umsatz der kunststoff-
erzeugenden Industrie und damit von Großunterneh-
men merklich an. 

Ich möchte also, daß wir diesem Trend entgegen-
wirken. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wie?) 

Nun fragt sich: Was ist das geeignete Mittel? Ist das, 
was die Bundesregierung macht — in den Zielsetzun-
gen sind wir ja einig — , geeignet? 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Dann wollen wir et

-

was von Ihnen hören, Herr Baum!) 

— Ja, Herr Kollege Stahl, ich sage: Dies sollte die 
Bundesregierung jetzt tun. Ich weiß nicht genau, wel-
che Wirkung die Bepfandung haben wird. Ich weiß 
nicht genau, welche Wirkung die wichtige Forderung 
der Bundesregierung hat, daß gewährleistet werden 
muß, daß eine Verwertung außerhalb der Abfallent-
sorgung gesichert wird. Hier gibt es gewisse Erfah-
rungen. Die Sachverständigen im Ministerium haben 
sich darüber ausgelassen. Ich möchte, daß durch diese 
Maßnahme bewirkt wird, daß wir hier einen Riegel 
vorschieben, daß die Kunststoffflasche als Einwegfla-
sche möglicherweise überhaupt nicht die Regel wird, 
sondern daß man, wenn überhaupt, zu der wiederbe-
füllbaren Flasche kommt. Ich möchte also, daß wir 
hier wirklich einen Beitrag zum Mehrwegsystem lei-
sten. 

(Reuter [SPD]: Wir brauchen ein Ministerium 
für Flaschen!) 

— Bitte, was haben Sie eben so treffend ausgeführt, 
Herr Kollege? Sie kommen ja angeregt von einer Dis-
kussion, an der auch ich teilgenommen haben, die 
allerdings auf einem höheren Niveau stattgefunden 
hat. Das muß ich sagen. 

(Reuter [SPD]: Es liegt aber nicht an uns, 
Herr Kollege, daß das Niveau hier sinkt!) 

Ich meine, daß der Umweltminister hier unsere Un-
terstützung verdient. 

Ich möchte festhalten, daß freiwillige Vereinbarun-
gen eben nicht zum Zuge gekommen sind. Wir kön-
nen uns ein Ansteigen der Abfallberge nicht leisten, 

(Lennartz [SPD]: Richtig!) 

und wir möchten, daß sich die Entwicklung auf dem 
Getränkesektor nicht weiter zuungunsten des Mehr-
wegsystems verändert. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Bla, bla, bla!) 

— Bitte, das ist doch kein Stil der Auseinanderset-
zung, Frau Kollegin. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Es sind immer die 
gleichen Sätze!) 

Hier ist zum erstenmal eine Verordnung auf dem 
Tisch. Setzen Sie sich doch mit der auseinander! Sie 
fordern immer das einfache Mittel Verbot. Damit ist 
für Sie der Fall erledigt. Haben Sie einmal darüber 
nachgedacht, wie die Europäische Gemeinschaft dar-
auf reagieren könnte? Sie konfrontieren uns im Aus-
schuß immer mit Ihren Maximalforderungen. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Echauffieren Sie 
sich nicht so, Herr Baum!) 
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Wenn wir sagen: Das geht europäisch nicht, sitzen Sie 
da, nehmen das zur Kenntnis und wiederholen Ihre 
Forderungen beim nächsten Mal. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das sind halt Fun- 
dis!) 

Sie müssen doch zur Kenntnis nehmen, daß wir auf 
einen europäischen Binnenmarkt hinsteuern. Sie 
können hier national doch nicht tun, was Sie wollen. 
Die Bundesregierung muß diese Verordnung euro-
päisch notifizieren. Sonst laufen wir auf wie bei 

(Zuruf des Abg. Schäfer [Offenburg] [SPD]) 
den Kraftfahrzeugen. — So ist es, Herr Schäfer. Sie 
wissen es besser. Kommen Sie hier herauf und sagen 
Sie, daß es nicht so ist, begründen Sie das. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sofort!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Baum, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage von Herrn Sellin? 

Baum (FDP): Bitte. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte. 

Sellin (GRÜNE): Das Europa-Argument erschlägt 
jede Norm, wenn man solche Einzelfragen sieht. Ich 
möchte Sie fragen: Geht der föderalistische Gedanke 
zwischen Ländern, Bund und Europa unter? 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist eine 
schwere Frage!) 

Baum (FDP): Der föderalistische Gedanke ist natür-
lich auch durch die größere Einheit Europa berührt. Es 
ist ganz eindeutig, daß die Länder genauso wie wir in 
diesem Hause Kompetenzen abgeben und wie es die 
Bundesregierung auch tun muß. 

(Sellin [GRÜNE]: Und das wollen Sie so?) 
— Das ist die Entwicklung zu einem gemeinsamen 
Europa. Warum haben sich die Bundesländer in Brüs-
sel Büros eingerichtet? Weil sie diese Entwicklung 
sehen. Man kann nicht einerseits einen gemeinsamen 
Markt wollen und alle seine Vorteile nutzen und an-
dererseits auf alten nationalen Rechten beharren. Das 
geht nicht. Wir gehen auf einen gemeinsamen Bin-
nenmarkt im Jahre 1992 zu. Es kann nicht so sein, daß 
an deutschen Vorschlägen oder am deutschen Wesen 
Europa genesen muß. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Schäfer 
[Offenburg] [SPD]) 

Wir müssen uns an den europäischen Befindlichkeiten 
orientieren. Wir sollen ja kämpfen. Ich unterstütze den 
Umweltminister, daß er für unsere Ziele kämpft. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Mit Worten kämp

-

fen Sie, Herr Baum!) 
Aber Sie tun so, als seien Sie auf einer Insel, wo Sie 
alles alleine machen können. Das geht leider oder 
Gott sei Dank nicht. Wir sind in diesem Kontext der 
Europäischen Gemeinschaft. Ich sehe in der Bepfan-
dung von Kunststoffflaschen einen ersten wichtigen 
Schritt zur Ausfüllung des Abfallgesetzes. Ich erhoffe 
mir, Herr Staatssekretär, daß weitere Maßnahmen auf 
den verschiedenen Sektoren folgen. 

Es ist nicht die Aufgabe des Parlaments, sondern es 
ist jetzt die Aufgabe der Regierung, § 14, und zwar in 
beiden Absätzen, im Abs. 1, was die Schadstoffver-
meidung angeht, und im Abs. 2, was die Mengen-
problematik angeht, auszufüllen. Wir sehen hier ei-
nen ersten Schritt. Wir hoffen, daß die Verordnung 
möglichst bald verabschiedet wird. Wir werden genau 
beobachten, welche Wirkung sie hat. Wenn die ge-
wünschte Wirkung nicht eintritt, werden wir uns wei-
tere Maßnahmen überlegen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Herr Grüner. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Frau 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine Her-
ren! Es ist hier schon von Herrn Dr. F riedrich und von 
Herrn Baum darauf hingewiesen worden, daß der 
Bundesumweltminister eine Verordnung vorlegen 
wird — voraussichtlich im Juli werden wir damit im 
Kabinett sein — , deren Inhalt die Einführung von 
Rücknahme-, Verwertungs- und Pfandpflichten dar-
stellt, und zwar für Kunststoffflaschen, für Getränke-
verpackungen aus Kunststoff. Anlaß für diese Verord-
nung ist die Absicht von Coca-Cola — die hier disku-
tiert worden ist — , mit einer Einweggetränkeverpak-
kung auf den Markt zu gehen. Es ist richtig, daß damit 
das Einvernehmen, das hergestellt worden ist und 
über viele Jahre gehalten hat, nämlich das Mehrweg-
system in der Bundesrepublik aus abfallwirtschaftli-
chen Gründen zu stabilisieren, gestört worden ist. Es 
ist sicher nicht zu weit gegriffen, wenn man sagt, daß 
diese Kooperationsbereitschaft gegeben gewesen 
wäre, wenn nicht eine zentrale Marketing-Strategie 
der Mutter in den USA weltweit eine Absatzstrategie 
mit Einwegkunststoffflaschen propagierte, der sich 
die Zentrale in Essen nicht entziehen konnte. 
Es ist kein Anlaß, darüber in Wehklagen auszubre-

chen, sondern wir sind entschlossen, den ökologi-
schen Rahmen zu ziehen, unter dem abfallwirtschaft-
liche Gesichtspunke hier Vorrang erhalten müssen. 
Das Ziel der Pfandregelung, die wir vorsehen, ist auf 
der einen Seite, die Rücknahmegarantie durch dieses 
Pfand zu sichern. Wir erwarten uns davon einen Rück-
lauf von 80 %. Das kann man nicht mit Sicherheit vor-
aussagen. Das ist aber die Erwartung. Es ist durchaus 
auch denkbar, daß die von uns durchgeführte Maß-
nahme dazu beitragen kann, daß die beteiligten 
Kreise, insbesondere Coca-Cola, aber auch andere, 
die mit Einwegkunststoffflaschen operieren, das 
Thema Wiederbefüllbarkeit, die ein Ziel ist, mit noch 
größerem Nachdruck angreifen. 

(Baum [FDP]: Sehr gut!) 
Es kann auch wirtschaftlich sein, angesichts eines vor-
gesehenen Pfandes von 50 Pf gleich wieder auf die 
Wiederbefüllbarkeit abzuheben. 

(Abg. Frau Saibold [GRÜNE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 83. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Juni 1988 	5643 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Bitte sehr. 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Abgeordnete Sai-
bold. 

Saibold (GRÜNE): Herr Staatssekretär, Ihnen sind 
doch die Pläne von Coca-Cola bekannt, diese Fla-
schen über Container wieder einzusammeln. Könnten 
Sie mir bitte erklären, wie dann das Pfand zurückge-
zahlt werden soll? Soll ein Automat an den Container 
angebracht werden, der immer 50 Pf ausspuckt, oder 
wie soll das überhaupt gehen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Die 
Organisation der Rücknahme ist durchaus unabhän-
gig von der Tatsache, daß mit der Erhebung eines 
Pflichtpfands eine Verteuerung verbunden ist, daß ein 
Anreiz zur Rückgabe gegeben ist, zunächst beim Ver-
braucher, aber natürlich auch beim Händler, und zwar 
ein durchaus wirtschaftlich sinnvoller Anreiz, und daß 
mit einem solchen Lenkungsinstrument nach unserer 
Erwartung die volkswirtschaftlich sinnvollsten Lösun-
gen für die Abfallvermeidung eingeleitet werden. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Warum machen 
Sie keine Abgabe?) 

—Die Abgabe ist nach dem Abfallgesetz nicht mög-
lich. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Warum ändern 
Sie das Gesetz nicht?) 

Was zu diskutieren ist und was bei uns auch überlegt 
wird: Wir könnten natürlich nach dem Abfallgesetz 
—das hat uns der Deutsche Bundestag an die Hand 
gegeben — eine Einwegverpackung untersagen; wir 
könnten eine Wiederbefüllbarkeit vorschreiben. Das 
wäre aber angesichts der Tatsache, daß wir alle Ein-
wegverpackungen erfassen müssen, ein sehr viel wei-
tergehender Eingriff, der selbstverständlich 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Problematisch 
ist! Dem würde ich zustimmen!) 

problematisch ist. Es ist ein Instrument — ich betone 
das — , das uns trotzdem zur Verfügung steht. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Aber die Ein-
wegabgabe! Das Gesetz ändern!) 

—Die haben wir im Gesetz nicht als eine Möglichkeit. 
Aber ich meine auch, wir sollten jetzt nicht über ein-
zelne Elemente diskutieren. Mit dieser Verordnung 
—wenn sie vom Kabinett verabschiedet ist — wird 
eine Notifizierung — — 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Warum sagen Sie 
nichts zu der Frage?) 

— Ich habe die Frage beantwortet. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Nein, haben Sie 
nicht!) 

—Das ist jedenfalls mein Urteil. 

(Abg. Frau Saibold [GRÜNE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Bitte 
sehr. 

Frau Saibold (GRÜNE): Wie soll die Pfandrückgabe 
an die Verbraucher und Verbraucherinnen erfolgen, 
wenn die Erfassung der Flasche mittels Container er-
folgen soll? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: 
Wenn es je eine Container-Rücknahme geben würde, 
dann würde diese Container-Rücknahme zur Voraus-
setzung haben, daß der Verbraucher dort diese 50 Pf 
automatisch zurückbekommt, sonst würde das unse-
rer Verordnung nicht entsprechen. Aber ich vermute, 
daß es ganz andere, sinnvollere und weniger kostspie-
lige Wege geben wird, die nach unserer Verordnung 
allerdings in der Verpflichtung des Produzenten und 
des Händlers und nicht in der Verpflichtung des Staa-
tes liegen. 
Wir wollen mit dieser Verordnung gleichzeitig eine 

Verordnung zur Kennzeichnung von Getränkever-
packungen auf den Weg bringen, denn das ist ja auch 
ein übereinstimmendes Ziel. Mit der Getränkekenn-
zeichnung wird dem Verbraucher gleichzeitig ein ein-
deutiger Hinweis gegeben, um ein sinnvolles, abfall-
wirtschaftlich richtiges Verhalten zu initiieren. Wir 
werden zugleich mit dem Entwurf der Verordnung zur 
Kennzeichnung von Getränkeverpackungen auch 
Zielfestlegungen für den gesamten Bereich der Ge-
tränkeverpackungen vorlegen, um in diesem Bereich 
ein abgeschlossenes Konzept zu verwirklichen. 

(Abg. Sellin [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

—Ich möchte keine weiteren Fragen mehr beantwor-
ten. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Jetzt wird es kri

-

tisch!) 
—Nein, es wird nicht kritisch, aber die Zeit schreitet 
fort. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Wir haben ganz viel 
Zeit!)  

Ich möchte sehr deutlich sagen, daß sich herausge-
stellt hat, daß die Bemühungen, in dieser Frage zu 
einer freiwilligen Vereinbarung zu kommen — das 
wäre uns lieber gewesen — , erfolglos waren, daß die 
Interessengegensätze auch zwischen den einzelnen 
Betroffenen zu groß waren. Ich verbinde damit gar 
nicht eine Kritik, sondern treffe eine Feststellung, die 
in der unterschiedlichen Interessenlage der an diesem 
Markt Beteiligten begründet liegt. Gerade für diese 
Fälle hat ja der Gesetzgeber der Bundesregierung ein 
entsprechendes Instrumenta rium an die Hand gege-
ben. 
Ich möchte deutlich machen, daß mit dieser Diskus-

sion, aber auch mit dieser Verordnung ein ganz klares 
Zeichen für den Gesamtbereich unserer Indust rie, 
aber natürlich insbesondere für den Bereich der Ge-
tränkeindustrie gesetzt wird, daß wir auf das Mehr-
wegsystem setzen, daß wir aber jeder Entwicklung, 
dieses Mehrwegsystem aus betriebswirtschaftlichen 
Gründen zu unterlaufen — aus der Sicht einer Firma 
mag das im Einzelfall bet riebswirtschaftlich durchaus 
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berechtigt sein —, entgegentreten werden. Auf diese 
Art und Weise wird auch durch eine solche Verord-
nung sichergestellt, daß nicht Investitionen und Über-
legungen in eine solche Richtung angestellt wer-
den. 

Damit hat diese Verordnung nach unserer Einschät-
zung eine sehr viel weitergehende ordnungspolitische 
Wirkung, weil für jeden etwaigen Investor klar ist, daß 
wir den Bemühungen, das Abfallvolumen weiter aus-
zuweiten und die Kosten dieses Abfallvolumens auf 
eine Vielzahl von Verbrauchern abzuwälzen, entge-
gentreten werden. Es ist das entscheidende Ziel unse-
rer Umweltpolitik, dafür zu sorgen, daß die Kosten des 
Abfalls von denen kalkuliert und von denen in ihre 
Produktionsstrategie einbezogen werden, die die 
Verursacher dieses Abfalls sind — seien das die Pro-
duzenten, seien das die Händler oder sei es der kau-
fende Verbraucher. Das ist die Zielsetzung, die mit 
dieser Verordnung verfolgt wird. 

Sie wird sicher einen Beitrag dazu leisten, wenn wir 
sie erfolgreich bei der Europäischen Gemeinschaft, 
die uns ja in ihrer EG-Getränkerichtlinie zu solchen 
Maßnahmen generell aufgefordert hat, notifizieren. 
Sie hat sich allerdings vorbehalten, derartige Maß-
nahmen auf die Vereinbarkeit mit dem Verbot nicht 
tarifärer Handelshemmnisse in der Europäischen Ge-
meinschaft zu überprüfen. Diese Notifizierung muß 
erfolgen. Sie ist auch Voraussetzung für den endgül-
tigen Erfolg dieser Verordnung, von der wir hoffen, 
daß sie das notwendige Zeichen setzen wird, daß wir 
unsere marktwirtschaftliche Ordnung zielgerichtet zu 
einer ökologischen Marktwirtschaft in allen Berei-
chen ausbauen, in denen das offensichtlich notwendig 
ist. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Wir werden noch 
eine Kleine Anfrage stellen! Die Rede, die Sie 

gehalten haben, war interessant!) 

Ich betone noch einmal: Wir wollen uns das wert-
volle Kapital eines funktionierenden Mehrwegsy-
stems, das es nur noch in ganz wenigen Industrielän-
dern gibt, nicht zerstören lassen. Wir sind entschlos-
sen, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. Der 
Deutsche Bundestag hat uns dafür die Mittel an die 
Hand gegeben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, den Antrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN zur federführenden Beratung 
an den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit sowie zur Mitberatung an den Ausschuß 
für Wirtschaft zu überweisen. Erhebt sich dagegen 
Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 17 sowie den 
heute morgen aufgesetzten Zusatzpunkt auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines Neunten Gesetzes zur Änderung 
des Abgeordnetengesetzes und des Siebenten 

Gesetzes zur Änderung des Europaabgeordne-
tengesetzes 

—Drucksache 11/2420 
—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung (federführend) 
Haushaltsausschuß mitberatend und gem. § 96 GO 

ZP Beratung des Antrags der Fraktion DIE GRÜ-
NEN „Verzicht auf Diätenerhöhung — statt 
dessen Förderung von Arbeitsloseninitiati-
ven" 

—Drucksache 11/2439 — 

Interfraktionell ist eine gemeinsame Beratung die-
ser Tagesordnungspunkte sowie ein Beitrag bis zu 
fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. 
Erhebt sich dagegen Widerspruch? — Das ist nicht der 
Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Becker (Nienberge). 

Becker (Nienberge) (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen! Liebe Kollegen! Wir haben heute in er-
ster Lesung die neunte Änderung des Abgeordneten-
gesetzes zu beraten, das wir nach langen Vorberatun-
gen im Jahre 1976 und 1977 in diesem Hause verab-
schiedet haben. 

Es ging damals um eine völlige Neustrukturierung 
des Standes, der Situation und auch der Bezahlung, 
der Vergütung, der Entschädigungen, die Abgeord-
nete im Deutschen Bundestag erhalten sollen. 

Ich will dazu noch ein paar Vorbemerkungen ma-
chen, weil ich meine, daß es in den Zusammenhang 
mit dem gehört, was wir heute abend hier zu behan-
deln haben. 

Nachdem wir damals diese neue Grundlage gefun-
den hatten, wo wir versucht haben, die unterschied-
lichsten Verhältnisse — Einkommensverhältnisse, 
aber auch persönliche Verhältnisse — derjenigen, die 
Mitglieder im Deutschen Bundestag waren, auf eine 
gemeinsame neue Grundlage zu stellen, haben wir 
sieben Jahre lang an dieser Situation überhaupt nichts 
geändert. Wir haben vielmehr gesagt: In dieser Zeit 
kann sich alles das konsolidieren, was wir im Jahre 
1976/77 beraten und in einem Gesetz festgelegt ha-
ben. 

Nun konnten die damaligen Bezüge — 7 500 DM 
Bezüge und 4 000 DM Entschädigung — der Abge-
ordneten natürlich nicht für alle Zeit festgeschrieben 
werden. Das war schon damals jedem klar. Daß man 
sieben Jahre mit einer Änderung dieses Gesetzes ge-
wartet hat, zeigt, daß sich in diesem Bundestag all 
diejenigen, die Verantwortung getragen haben, auch 
gegenüber den Einkommensentwicklungen in der 
Bundesrepulbik in allen möglichen Bereichen sehr 
maßvoll und zurückhaltend verhalten haben. 

Im Jahre 1983 haben wir überlegt, wie wir denn die 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages an der all-
gemeinen Einkommensentwicklung in diesem Lande 
teilhaben lassen können. Es war nicht ganz einfach, 
eine Formel zu finden. Wir meinen, diese Formel muß 
so aussehen, daß wir zur Grundlage der Anpassung an 
die Einkommensentwicklung den Durchschnitt der 
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Anhebung aller Bezüge in der Bundesrepublik neh-
men, angefangen bei der Verbesserung derjenigen, 
die als Arbeitslose Arbeitslosenhilfe oder Arbeitslo-
senunterstützung beziehen, bei denjenigen, die Sozi-
alfürsorge beziehen, und geendet bei denjenigen, die 
als Manager bei uns in der Wirtschaft tätig sind, sowie 
unter Berücksichtigung aller Tarifabschlüsse. 

Diese Formel haben wir gefunden, indem wir ge-
sagt haben: Wir wollen diesen Querschnitt jährlich 
festlegen und uns durch den Präsidenten des Deut-
schen Bundestages nach § 30 des Abgeordnetenge-
setzes einen Vorschlag machen lassen, wie wir in 
eigener Zuständigkeit — und das hat das Verfas-
sungsgericht festgelegt: daß niemand anders als wir 
selbst dies festlegen können — unsere Einkommen 
für die folgende Zeit, für das jeweils folgende Jahr 
anpassen. Das geschieht jetzt seit 1983 regelmäßig 
und geschieht auch in diesem Jahr. 

Der Präsident hat uns ordnungsgemäß und sachge-
recht seinen Be richt Ende Mai vorgelegt. In diesem 
Bericht wird empfohlen, die Abgeordnetenbezüge um 
3,25 % und die Pauschale um 1,5 % anzuheben. Wir 
haben diesen Bericht in den Fraktionen entgegenge-
nommen und geprüft und uns nach vielen Diskussio-
nen entschlossen, ihn zur Grundlage eines gemeinsa-
men Gesetzentwurfs zu machen. Wir haben diesen 
gemeinsamen Gesetzentwurf, der die von mir er-
wähnten Daten — 3,25 % und 1,5 % — enthält, jetzt 
eingebracht. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, das ist ja keine 
Geschichte gewesen, um die sich niemand geküm-
mert hat. Im Vorfeld hat es viele Diskussionen gege-
ben, einmal darüber, ob es nicht besser wäre, die 
Bezüge der Abgeordneten z. B. an die Bezüge der 
Minister zu koppeln, einen bestimmten Prozentsatz, 
z. B. 50 %, festzulegen, und ob es denn eigentlich ge-
rechtfertigt ist, daß breite Schichten der Gesellschaft 
ein 13. Monatsgehalt beziehen, Abgeordnete des 
Bundestages das aber nicht erhalten. 

(Stratmann [GRÜNE]: Wollen Sie das auch 
noch haben? — Bohl [CDU/CSU]: Warum ei

-

gentlich nicht? — Pfuhl [SPD]: Ihr kassiert 
das in Hessen doch auch!) 

— Herr Kollege Stratmann, ich darf Ihnen mit Bezug 
auf den Zwischenruf des Kollegen Pfuhl sagen: Es gibt 
zwei Landtage, in denen die Bezüge der Abgeordne-
ten dreizehnmal gezahlt werden. Auch GRÜNE-Ab-
geordnete erhalten natürlich diese 13 Bezüge. 

Auf der anderen Seite hat es — auch das will ich 
noch einmal ausdrücklich hervorheben — eine De-
batte gegeben, in der es um die Frage gegangen ist: 
Soll man erneut aussetzen? Diese erneute Ausset-
zung, also keine Anhebung der Bezüge, hätte aber 
möglicherweise eine Spirale zur Folge, die wie 1977 
zu längerfristigen Konsequenzen führen müßte. Des-
wegen ist in den verschiedenen Fraktionen des Bun-
destages diskutiert worden. 

Ich sage für die SPD-Fraktion: Wir haben in einer 
mehrstündigen Diskussion darüber geredet, Kollege 
Stratmann, ob wir in diesem Jahr auf die Anhebung 
verzichten und ob es überhaupt gerecht wäre, wenn 
man das machen würde; denn die Differenz zwischen 
den Einkommen von Abgeordneten aus ihren Bezü-

gen hier und aus anderen Bezügen ist unterschiedlich, 
teilweise riesengroß. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Sie nagen doch 
nicht am Hungertod!) 

— Davon spricht doch überhaupt keiner. Wir haben 
nur gefragt, ob die Relationen stimmen und ob das 
dann noch gerecht wäre. 

Nachdem auch in unserer Fraktion das vorgeschla-
gen worden ist, was Sie hier heute vertreten wollen, ist 
nach sorgfältigem Abwägen von der Mehrheit der 
Fraktion gesagt worden: Nein, wir wollen den Weg 
der Freiwilligkeit gehen; wir wollen uns nicht festna-
geln und über undifferenzierte Wege diese Beträge in 
einer Summe irgendwo für unterschiedliche und si-
cherlich gute Zwecke zur Verfügung stellen in dem 
Augenblick, wo Massenarbeitslosigkeit bekämpft 
werden muß. Das war ja unsere Intention, und das war 
die Diskussion in der Fraktion. 

(Stratmann [GRÜNE]: Davon ist aber nicht 
viel übriggeblieben!) 

Wir haben uns für den freiwilligen Weg entschieden, 
und deswegen stimmen wir hier zu. Wir empfehlen 
allen denjenigen im gesamten Parlament, die sich mit 
dieser Frage in diesem Sinne beschäftigt haben, ihre 
Eigeninitiative einzeln oder in Gruppen wirksam wer-
den zu lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das war das, war wir uns bei dieser Debatte überlegt 
haben. 

Ich kann jetzt nur sagen: Wir werden diesen Gesetz-
entwurf und Ihren Antrag in den Ausschußberatun-
gen noch einmal gründlich prüfen und alle Argu-
mente gegeneinander abwägen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Das ist gut!) 

Dann werden wir uns in zweiter und dritter Lesung 
wieder über die Fragen unterhalten, mit denen wir 
uns hier jetzt auseinandergesetzt haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Bohl. 

Bohl (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Zunächst möchte ich na-
mens meiner Fraktion dem Herrn Bundestagspräsi-
denten herzlich für den Bericht danken, den er ge-
mäß § 30 des Abgeordnetengesetzes fristgemäß am 
26. Mai vorgelegt hat. Die vorgesehenen und empfoh-
lenen Anhebungen sind vom Kollegen Becker hier 
schon zutreffend wiedergegeben worden. Ich meine 
aber, daß ich doch noch einmal darauf hinweisen 
sollte, daß der Präsident des Deutschen Bundestages 
auch in seinem diesjährigen Bericht zu dem Ergebnis 
kommt, daß unter Berücksichtigung der Anpassungen 
in den Jahren 1983 bis 1987, die ja erfolgt sind, immer 
noch ein beachtlicher Abstand zur allgemeinen Ein-
kommensentwicklung seit 1977 besteht. Dieser Ab- 
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stand ist auf den hier schon erwähnten Umstand zu-
rückzuführen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Mir kommen ja die 
Tränen, Herr Bohl!) 

— Herr Stratmann, Debatten sind keine Sache des 
Kehlkopfes, 

(Stratmann [GRÜNE]: Mir kommen trotzdem 
die Tränen!) 

sondern der intellektuellen Auseinandersetzung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stratmann 
[GRÜNE]: Das müssen Sie gerade sagen! — 
Zuruf von der FDP: Herr Stratmann, Sie re

-

den doch gleich noch! Da können Sie doch 
alles sagen!) 

Deshalb wäre ich Ihnen herzlich dankbar: Wenn Sie 
nachher reden werden, werde ich Ihnen zuhören, und 
schreien Sie hier nicht so herum. 

Während die tariflichen Löhne und Gehälter der 
Arbeitnehmer von 1977 bis 1987 um durchschnittlich 
41,3 % gestiegen sind, wurden die Abgeordnetenent-
schädigungen im selben Zeitraum um 16,4 % angeho-
ben. Das ist eine Zahl, die für sich spricht und die, 
glaube ich, jeder angemessen werten wird. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Und wie ist es 
netto?) 

Wir meinen deshalb, daß — — Nichts netto! Von 7 500 
DM bis zu unserer heutigen Aufwandsentschädigung 
ist es eine Steigerung von 16,4 %, 

(Stratmann [GRÜNE]: Macht über 1 500 
DM!) 

und die sonstigen Erhöhungen betrugen 41 %. Das ist 
doch ein Punkt, den Sie auch nachrechnen können. 
Da brauchen Sie sich doch nicht aufzuregen. Wenn 
Sie das stört, kann ich es nicht ändern. Also, der Vor-
schlag des Präsidenten, die Kostenpauschale um 
1,5 % und die Entschädigung um 3,25 % zu erhöhen, 
scheint mir auch angesichts der Anhebungen im Tarif-
bereich und im Rentenbereich maßvoll und angemes-
sen zu sein. 

Ich meine, auch im Vergleich zu den Länderparla-
menten sind wir durchaus maßvoll verfahren. Ich 
sagte schon, daß wir eine Steigerung um 16,4 % ha-
ben. Bis auf zwei Länder sind eigentlich alle anderen 
Bundesländer in den Steigerungen erheblich höher 
gegangen. Nur zwei — wie gesagt — haben geringere 
Steigerungen. Es ist auch richtig — das sagte der Kol-
lege Becker schon —, daß auch zwei Länder inzwi-
schen eine dreizehnte Monatsentschädigung haben, 
während es bei uns zwölf sind. 

Ich glaube, daß hier auch zu Recht darauf hingewie-
sen wurde, daß Maßstab für unsere Entscheidung die 
Kriterien sein sollen und müssen, die das Bundesver-
fassungsgericht herausgearbeitet hat und wonach die 
Abgeordneten durch die Belastung des Mandats, die 
Verantwortung, die wir übernommen haben und die 
sich aus der Position des Abgeordneten im Verfas-
sungsgefüge ergibt, eine angemessene und die Unab-
hängigkeit sichernde Entschädigung brauchen. Ich 
bin jetzt 17 Jahre Abgeordneter, zunächst im Landtag, 
jetzt im Bundestag, und ich habe eigentlich die Erfah-

rung gemacht, daß sich, wenn man mit den Menschen 
draußen vernünftig und sachgerecht über das redet, 
was wir tun, sogar sehr viel Verständnis für unsere 
Entscheidungen zeigt. 
Es ist nämlich keine Insider-Information mehr, daß 

heutzutage Bürgermeister und Oberkreisdirektoren 
zum Teil erheblich mehr bekommen. Das ist beim letz-
tenmal schon vertieft worden. Ich habe dieser Tage 
vom DGB die neue Besoldungstabelle bekommen und 
festgestellt, daß ein Bürgermeister, der in der Besol-
dungsgruppe B 2 ist — das ist bei mir in Hessen die 
Bürgermeisterposition in einer Gemeinde mit 20 000 
Einwohnern — , 

(Stratmann [GRÜNE]: Sie triefen vor Sozial

-

neid!) 
der z. B. drei Kinder hat, zusammen mit dem Ortszu-
schlag höher liegt als wir Abgeordneten. 
Das ist der Sachverhalt, den ich hier durchaus fest-

stellen muß. Ich glaube, diese Insider-Information 
sollten wir auch nicht für uns behalten. 
Meine Damen und Herren, ich möchte abschlie-

ßend sagen: Die Entschädigung, die wir hier festset-
zen, ist für den Abgeordneten kein Selbstzweck. Sie 
ist auch für diesen Bundestag kein Selbstzweck, son-
dern die Voraussetzung für ein funktionierendes und 
gut arbeitendes Parlament 

(Zuruf der Abg. Frau Saibold [GRÜNE]) 

— das haben Sie mir doch eben so über den Tisch 
zugerufen —, in einem demokratischen Gemeinwe-
sen. Ich bin ganz sicher, daß den Bürgerinnen und 
Bürgern, den Wahlberechtigten in der Bundesrepu-
blik Deutschland die es bei vernünftiger Darstellung 
und nicht dem Wecken von Neidgefühlen die Sache 
durchaus wert ist. 
In diesem Sinne gehen wir davon aus, daß wir in den 

Ausschüssen gute Beratungen haben und eine ent-
sprechende Beschlußfassung noch vor der Sommer-
pause hier im Deutschen Bundestag in dritter Lesung 
herbeiführen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Stratmann. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Jetzt kommt der 
große Schaumschläger!) 

Stratmann (GRÜNE): Liebe Mitbürgerinnen! Liebe 
Mitbürger! Was hat der Deutsche Bundestag mit dem 
Bundesverband der Arbeitgeber gemeinsam? — Die 
Abkürzung BDA; denn mit der geplanten Diätenerhö-
hung drohen die antragstellenden Fraktionen von 
CDU/CSU, FDP und SPD zu einem Bundesverband 
der Abkassierer zu degenerieren. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN — Becker 
[Nienberge] [SPD]: Ach, du lieber Gott! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU und der 

SPD) 
Die geplante Diätenerhöhung ist sozial zynisch. Wir 

GRÜNEN lehnen sie deswegen ab. Wir beantragen 
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statt dessen, die 4,6 Millionen DM, die 1988 und 1989 
zur Finanzierung allein der Diätenerhöhung und der 
Erhöhung der Aufwandsentschädigung vorgesehen 
sind, umzuwidmen zur Förderung der Arbeitslosen-
initiativen und der Arbeitslosenzentren in der Bun-
desrepublik. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Das haben Sie 
aus dem Antrag der SPD-Gruppe abge

-

schrieben!) 

Vor wenigen Wochen war die bundesdeutsche Öf-
fentlichkeit beschäftigt mit der öffentlichkeitswirksa-
men Auseinandersetzung über die Frage: Arbeitszeit-
verkürzung bei vollem Lohnausgleich oder ohne 
vollen Lohnausgleich. Insbesondere die Regierungs-
fraktionen haben damals lauthals an die Lohn- und 
Gehaltsempfänger appelliert, in Solidarität mit den 
Erwerbslosen doch Lohnverzicht in Kauf zu nehmen. 
Teile der Sozialdemokratie haben das ebenfalls ge-
tan. 

Man stellt fest, daß die Vorschläge sozial zynisch 
sind, wenn man sich ansieht, um welche Diätenerhö-
hung es überhaupt geht. Die Einkommen der Bundes-
tagsabgeordneten liegen im außertariflichen Bereich, 
d. h. sie liegen in einer Höhe, bei der die Gewerk-
schaften gar nicht mehr verhandeln, weil die Einkom-
men so hoch sind. Die Diäten liegen heute bei 8 729 
DM brutto pro Monat und sollen auf 9 013 DM pro 
Monat erhöht werden, d. h. um 284 DM pro Monat. 
Hinzu kommt die Aufwandsentschädigung — steuer-
frei — von heute 5 078 DM pro Monat. Sie soll erhöht 
werden auf 5 155 DM pro Monat. Die Erhöhung der 
Diäten und der Aufwandsentschädigung zusammen 
macht insgesamt 361 DM pro Monat aus. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Werfen Sie nicht 
alles durcheinander! Das sind doch völlig un

-

terschiedliche Sachen!) 

Angesichts der Appelle der Regierungsfraktionen 
noch vor ca. vier Wochen an die Lohn- und Gehalts-
empfänger, die wesentlich weniger verdienen als wir, 
im Interesse der Erwerbslosen Lohn- bzw. Gehaltsver-
zicht zu üben, ist das unverantwortlich und sozial zy-
nisch. Wir fordern Sie auf, insbesondere auch die So-
zialdemokratie, die im Dezember 1986 einen Antrag 
gestellt hat, Arbeitslosenzentren aus Haushaltsmitteln 
zu fördern, was wir vorbehaltlos unterstützen, aus Ih-
rem Solidaritätsgerede einen konsequenten Schuh zu 
machen und die vorgesehenen 4,6 Millionen DM zur 
Förderung von Arbeitsloseninitiativen umzuwid-
men. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN — Becker 
[Nienberge] [SPD]: Nein, das geht nicht, weil 

es Unsinn ist, wie Sie das vorhaben!) 

Am übernächsten Wochenende tagt der Zweite 
Bundeskongreß der Initiativen gegen Arbeitslosigkeit 
und Armut in der Bundesrepublik. Wenn Sie sich mit 
Kongreßteilnehmern unterhalten, werden Sie hören, 
daß viele Delegierte der einzelnen Arbeitsloseninitia-
tiven gar nicht zu dem Bundeskongreß kommen kön-
nen, weil sie wegen ihrer Arbeitslosigkeit noch nicht 
einmal die Fahrt- und Übernachtungskosten bezahlen 
können. Damit es diesem Bundeskongreß, diesen Ar-
beitsloseninitiativen nun in einem zweiten Anlauf ge-
lingt, eine bundesweite Koordination der Arbeitslo-

seninitiativen hinzukriegen, damit sie sich auch auf 
Bundesebene politisches Gehör verschaffen, was wir 
alle wollen oder was wenigstens wir GRÜNEN und 
auch Sie, die Sozialdemokraten, wollen, müssen wir 
dazu beitragen, daß sie ein bundesweites Koordina-
tionsbüro einrichten, eine bundesweite Zeitung aufle-
gen und ihre Delegierten zu den bundesweiten Ar-
beitsgruppen schicken können. Wir müssen dazu bei-
tragen, daß die Arbeitsloseninitiativen und -zentren 
auch vor Ort, in jeder einzelnen Kommune eine per-
sonelle Grundausstattung für ihre laufende Arbeit be-
kommen können, ihre Betriebskosten erstattet und 
auch Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt bekom-
men, mit Mietkostenerstattung und Nebenkostener-
stattung. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Aber doch nicht 
auf diesem Weg, den Sie wollen!) 

Und diese 4,6 Millionen DM, die Sie sich zuschustern 
wollen, die auch die Sozialdemokraten sich zuschu-
stern wollen, sind wesentlich sozialer für diejenigen 
eingesetzt, die sich in einer Woche endlich einmal 
bundesweit Gehör verschaffen wollen, nämlich den 
bundesweiten Zusammenschluß der Arbeitslosen-
initiativen und der Arbeitslosenzentren. 

Ich fordere Sie auf, aus dem Solidaritätsgeklingel, 
das gerade aus Ihren Reihen in den letzten Wochen zu 
hören war, die Konsequenzen zu ziehen, auf diese 
unverantwortliche Erhöhung Ihrer eigenen Einkom-
men zu verzichten und praktische Solidarität zu 
üben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Becker [Nien

-

berge] [SPD]: Nicht Opportunismus, Taten 
wollen wir sehen bei Ihnen! — Weiterer Zu

-

ruf von der SPD: Genau!) 

— Da ich noch eine halbe Minute habe, sage ich Ihnen 
gerade die Daten. 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, Sie haben keine 
mehr. — Ach, doch, 13 Sekunden. 

(Heiterkeit) 

Stratmann (GRÜNE): In der letzten Legislaturpe-
riode haben wir GRÜNE im Bundestag eine Abfüh-
rung an den Öko-Fonds in der Größenordnung von 
4 Millionen DM vorgenommen, 

(Zurufe von der SPD) 

im Jahre 1987 schon in der Größenordnung von 1 Mil-
lion DM. Allein der Öko-Fonds Nordrhein-Westfalen 
hat 500 000 DM zur Unterstützung von Arbeitslosen-
initiativen, zur Schaffung von Arbeitsplätzen bei Ar-
beitsloseninitiativen bereitgestellt. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD und der 
CDU/CSU) 

Das sind konkrete Zahlen, an denen wir uns messen 
lassen und an denen auch Sie sich messen lassen müs-
sen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Seiler-Albring. 
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Frau Seiler -Albring (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Stratmann, ich habe vorhin 
beobachtet, wie Sie da hin- und hergelaufen sind und 
offenbar Ihre Rede memoriert haben. Ich hätte mir 
gewünscht, daß Sie diese Zeit genutzt hätten, um viel-
leicht darüber nachzudenken, wie man dieses Thema 
etwas weniger polemisch und populistisch angehen 
kann. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD — Stratmann [GRÜNE]: Es besteht 

Grund zur Polemik!) 

Ich würde mir wünschen, von Ihnen einmal zu hö-
ren, wie Sie es eigentlich rechtfertigen wollen, einer 
Gruppe, deren Situation mit Recht zu beklagen ist, 
helfen zu wollen, indem Sie eine andere Gruppe von 
der allgemeinen Einkommensentwicklung abkop-
peln wollen. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Frau Saibold 
[GRÜNE]: Das darf doch wohl nicht wahr 

sein, was Sie hier sagen!) 

Dies muß also erst noch einmal dargestellt werden. 

Ich habe mir die Rede Ihrer Kollegin Unruh vom 
letzten Jahr noch einmal angesehen und mich gefragt, 
ob Sie es wohl schaffen würden, sie zu übertreffen. Ich 
kann Sie beglückwünschen; Sie haben es in der Tat 
geschafft. 

Ich bin nicht besonders glücklich, meine Damen 
und Herren — wer von uns ist das denn schon? — , 
über das Procedere der Anhebung der Diäten; dies 
wiederholt sich alljährlich. Wir haben demzufolge all-
jährlich eine Diskussion im Plenum, die uns alle nicht 
besonders glücklich machen kann. Die Tatsache, daß 
wir über unsere eigene finanzielle Ausstattung ent-
scheiden müssen — wir sind nicht nur Betroffene, son-
dern auch Entscheider — kann nicht zufriedenstellen. 
Wir sind allerdings — das wissen wir alle — rechtlich 
hierzu verpflichtet. 

Natürlich hat die Öffentlichkeit ein Recht, die Be-
gründung und die jeweilige jährliche Höhe der Anhe-
bung zu erfahren. Wenn das dazu führen könnte, daß 
in der Öffentlichkeit eine fairere Bewertung erfolgen 
würde, könnten wir mit dem Weg zufrieden sein. Lei-
der Gottes ist diese Diskussion, wie wir gerade wieder 
gesehen haben, von Emotionen begleitet, die nicht 
immer besonders glücklich sind. 

Die Rechtslage ist eindeutig. Sie wird durch das 
Abgeordnetengesetz und durch die Kriterien be-
stimmt, die das Bundesverfassungsgericht uns vorge-
geben hat. Grundlage für die Entscheidung, die wir 
hier zu treffen haben, ist der Vorschlag des Ausschus-
ses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung, bei der Beratung über die Höhe der Diäten die 
Einkommenssteigerung folgender Gruppen zugrunde 
zu legen: die Löhne und Gehälter in Indust rie und 
Handel, die Dienst- und Versorgungsbezüge im öf-
fentlichen Dienst, die Vergütung der Angestellten 
und Löhne der Arbeiter im öffentlichen Dienst, die 
Renten der gesetzlichen Rentenversicherung und Lei-
stungen nach dem Bundessozialhilfegesetz. 

Bei der Diskussion über die Höhe ist festzuhalten, 
daß unter Berücksichtigung der Anpassungen in den 
Jahren 1983 bis 1987 noch immer ein erheblicher Ab-
stand zur allgemeinen Einkommensentwicklung be-

steht, weil nämlich die Abgeordnetenentschädigung 
in den Jahren 1977 bis 1983 nicht angehoben worden 
ist, was hier schon ausgeführt worden ist. Und wäh-
rend die tariflichen Löhne und Gehälter der Arbeit-
nehmer von 1977 bis 1987 um durchschnittlich 41 
gestiegen sind, wurden die Abgeordnetenentschädi-
gungen im gleichen Zeitraum nur um rund 16 % er-
höht. 

Nach Auswertung all der genannten Kriterien hat 
der Präsident in seinem Be richt eine Anhebung der 
Entschädigung um 3,25 % vorgeschlagen und eine 
Erhöhung der Kostenpauschale um 1,5 % für ange-
messen gehalten. 

Erwähnenswert ist der Hinweis in dem Bericht auf 
die in Tarifverhandlungen häufig vorgenommenen, 
zum Teil erheblichen Arbeitszeitverkürzungen, die 
für Mitglieder des Deutschen Bundestages naturge-
mäß ausgeschlossen sind. Ich sage das ohne Wertung. 
Während die Tarifpartner darum ringen, in welchen 
Stufen sie die 35-Stunden-Woche einführen, kann ich, 
glaube ich, für die Mehrzahl der Kollegen hier festhal-
ten, daß in Sitzungswochen für uns die doppelte Ar-
beitszeit die Regel ist, und dies fern von den Familien. 
Und jeder weiß, daß auch die Wochenenden von Ter-
minen geprägt werden. 

Ein anderes Beispiel. Die Diäten betrugen vor zehn 
Jahren 51 % der Ministergehälter; heute betragen sie 
nur noch rund 40 %. Und wir wissen, daß wir die Diä-
ten nur zwölfmal im Jahr bekommen. 

Lassen Sie mich eine Bemerkung als Mitglied des 
Haushaltsausschusses machen. Ich habe in der Perso-
nalübersicht des Haushalts versucht, die Anzahl der 
Planstellen der Beamten, gemessen an den Abgeord-
netendiäten, zu ermitteln, und bin auf eine Zahl von 
mehr als 2 000 Ministerialbeamten, Generälen und 
anderen Beamten gekommen, mit denen wir z. B. in 
Haushaltsberatungen zu tun haben, die mehr als jeder 
Abgeordnete des Deutschen Bundestages verdienen 
— und diese sind 519 —. 

Einer meiner Kollegen hat im Zusammenhang der 
Diskussion über die Definition der leitenden Ange-
stellten herausgefunden, daß wir nach der Erhöhung 
unserer Diäten uns nun immerhin bis auf 150 DM der 
unteren Grenze des Salärs eines leitenden Angestell-
ten genähert haben, wie ihn die Bundesregierung so-
eben neu definiert hat. 

Ich bin der Ansicht, daß wir Abgeordneten mit der 
Erhöhung der Diäten um 3,25 % und der Anhebung 
der Kostenpauschale um 1,5 % durchaus bestehen 
können. Diese Anpassung ist ein vertretbarer Kom-
promiß. 

Meine Fraktion stimmt dem Vorschlag des Präsi-
denten in dieser Angelegenheit zu. Wir hoffen, daß in 
der zweiten und dritten Beratung die Diskussion et-
was weniger polemisch geführt wird. 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich schließe die Aus-
sprache. 
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Vizepräsident Frau Renger 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, dem Gesetz-
entwurf der Fraktionen der CDU/CSU, der SPD und 
der FDP sowie den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
zur federführenden Beratung an den Ausschuß für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung so-
wie zur Mitberatung an den Haushaltsausschuß zu 
überweisen. Der Gesetzentwurf der Fraktionen der 
CDU/CSU, der SPD und der FDP soll zusätzlich zur 
Beratung gemäß § 96 unserer Geschäftsordnung an 
den Haushaltsausschuß überwiesen werden. Gibt es 
andere Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 18 auf: 

Beratung der Sammelübersicht 60 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 11/2253 —

Hierzu liegt auf der Drucksache 11/2424 ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD vor. 

Im Ältestenrat ist für diese Beratung ein Beitrag bis 
zu fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. 
— Das Haus ist damit einverstanden. Es ist so be-
schlossen. 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Ganseforth. 

Frau Ganseforth (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich schildere zuerst den Fall, um 
den es hier geht. Es handelt sich um Kooperationsver-
träge der Deutschen Bundespost und um Breitband-
verkabelung. Ein Petent hat bei der Deutschen Bun-
despost den Antrag auf Kabelanschluß gestellt. Die 
Post hatte ja lange und laut geworben, um Bürgerin-
nen und Bürger für die Verkabelung zu gewinnen. 

Dieser Petent möchte nun verkabelt werden. Für 
das Gebiet der Stadt, in dem er wohnt, hat die Post 
aber einen Kooperationsvertrag mit einer Privatfirma, 
die die Verkabelung übernehmen soll. Man muß sich 
einmal vorstellen, daß die Post hier nun nicht mehr 
tätig werden kann! 

Der betroffene Petent möchte aber gern von der Post 
verkabelt werden, und zwar deswegen, weil sich das 
bei den Gebühren auswirkt. Die Privatfirma hat ein 
völlig anderes Gebührensystem als die Post. Am An-
fang ist die Post teurer, aber schon nach vier Jahren 
wird die Privatfirma teurer sein. Das ist der Haupt-
grund, warum der Petent von der Post verkabelt wer-
den will. Das geht aber nach dem Vertrag nur, wenn 
die Firma zustimmt. Bei einigen Leuten in der Stadt 
hat die Firma zugestimmt. Bei dem Petenten versagt 
sie aber die Zustimmung. So kann der Petent den 
Antrag nicht bei der Post stellen, sondern muß das bei 
der Firma tun. 

Wir haben im Petitionsausschuß den Staatssekretär 
gefragt, wieso das so sein kann. Da hieß es, daß — was 
immer man darunter verstehen kann — diese private 
Gesellschaft nur einige Härtefälle wirtschaftlich ver-
kraften kann. — Das ist also der Fall, der uns vor-
liegt. 

Wir haben dann gefragt, wie es zu solchen Koope-
rationsverträgen kommen kann. Der Staatssekretär 
hat uns gesagt, daß es sich um Bet riebsversuche han-
delt, mit denen man ausprobieren möchte, wie die 

Zusammenarbeit mit Privaten funktioniert. So weit 
kann man diesem Fall vielleicht noch folgen, aber das, 
was nun kommt, ist für uns unverständlich. 

Wir haben nämlich beantragt, daß das Ergebnis die-
ses Versuchs dem Postminister und damit der Regie-
rung als Material überwiesen wird, denn wir wollen, 
daß in Zukunft Verträge gemacht werden, die nicht zu 
dieser Knebelung der Post führen, die nicht der Post 
die Hände binden und die die Bürger nicht dazu zwin-
gen, einen Vertrag mit Privaten zu schließen. 

In welchem Maße die Regierungsparteien ideologi-
sche Scheuklappen haben, sieht man daran, daß sie 
der Überweisung nicht zustimmen. Sie wollen nicht, 
daß das als Mate rial an die Regierung weitergegeben 
wird. 

Nun sind wir nicht der Meinung, daß man bei der 
Verkabelung nicht P rivate einschalten kann. Aber wir 
sind der Meinung, daß dabei die Post die Fäden in der 
Hand behalten muß. 

Ergebnis dieses Einzelfalles müssen folgende For-
derungen für künftige Verträge sein: Erstens müssen 
die Verträge so gestaltet sein, daß die Verantwortung 
bei der Post bleibt. Zweitens muß für den Kunden die 
Post Ansprechpartnerin bleiben. Was passiert z. B., 
wenn die Firma Konkurs macht oder sich auflöst? Wie 
steht dann der Kunde da? Drittens müssen die Ver-
träge so gestaltet sein, daß die Kunden überall die-
selbe Gebühr zahlen müssen. Es darf nicht verschie-
dene Gebührensysteme geben. Wo kommen wir hin, 
wenn in Norddeutschland im Vergleich zu Süd-
deutschland oder in der Stadt im Vergleich zum Land 
andere Gebührensysteme für dieselbe Leistung gel-
ten? 

In diesem Sonderfall gibt es noch eine weitere pi-
kante Ungereimtheit. Der Geschäftsführer dieser Pri-
vatfirma, der Kabelcom, ist ein Bediensteter der Post, 
der beurlaubt worden ist. Das ist noch eine Merkwür-
digkeit am Rande. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Es 
hat aber mit der Sache nichts zu tun!) 

Die Post selber räumt in ihrer Stellungnahme ein, 
daß im Falle des Petenten die private Firma nicht aus-
reichend informiert hat und daß es zu zeitlichen Ver-
zögerungen gekommen ist. Uns genügt diese Aussage 
nicht. Wir meinen, der Fall muß der Regierung zur 
Kenntnis überwiesen werden, und dahin geht unser 
Antrag. 

Ich danke. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat jetzt die 
Abgeordnete Frau Limbach. 

Frau Limbach (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wegen der späten Stunde werde 
ich meine Redezeit nicht ausnutzen. Der Kollege 
Baum hat ja auch gerade darum gebeten, kurz und 
bündig zu sprechen. 

Die Petition, die hier in Rede steht, ist im Petitions-
ausschuß sehr sorgfältig geprüft worden, und das 
Minsterium hat umfangreiches Material zur Verfü-
gung gestellt. Wir haben uns damit sehr intensiv be- 
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Frau Limbach 

schäftigt, haben dazu noch den Staatssekretär ange-
hört und sind dann zu dem Ergebnis gekommen — 
diesem Ergebnis hat ja auch die SPD-Fraktion, die 
hier Einzelberatung verlangt hat, zugestimmt —, daß 
in dem Einzelfall dem Petenten wegen der Rechtslage 
und wegen der Verträge, die Rechtens zustande ge-
kommen sind, nicht geholfen werden kann. Es 
herrschte insofern auch Übereinstimmung darin, daß 
im Einzelfall die Petition als erledigt anzusehen 
war. 

Zu dem allgemeinen Aspekt hat die SPD den Antrag 
gestellt, die Sache als Material an die Bundesregie-
rung zu überweisen. Dazu muß man sagen, daß dies 
kein besonders erheblicher Überweisungsvorschlag 
war, weil man weiß, daß „Material" im Grunde — 
Frau Ganseforth hat es selbst gesagt — nicht viel mehr 
bedeutet, als daß die Bundesregierung das zur Kennt-
nis nimmt. Nach dem Gespräch mit dem Parlamenta-
rischen Staatssekretär bin ich der Auffassung, daß sie 
es — zwar nicht auf dem offiziellen, aber auf dem 
inoffiziellen Wege — auch längst zur Kenntnis genom-
men hat. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Sie machen es schwä

-

cher als es ist!) 

— Nein, Herr Peter, ich wollte nur darauf hinweisen, 
daß die Regierung bereits einiges zugesagt und getan 
hat, daß sie nämlich mit der Verkabelungsfirma kor-
respondiert und dieselbe aufgefordert hat, ihre Infor-
mationen zu verbessern und auch dafür zu sorgen, daß 
so lange Zeiträume, wie sie bei den Petenten entstan-
den waren, nicht mehr entstehen. Aus grundsätzli-
chen und ordnungspolitischen Erwägungen haben im 
übrigen alle im Postverwaltungsrat vertretenen Frak-
tionen, also auch Vertreter der SPD-Fraktion, es aus 
ordnungspolitischen Gründen für richtig gehalten, 
daß die Verkabelung auch durch Privatfirmen mit sol-
chen Verträgen durchgeführt wird. Deshalb bleiben 
wir bei unserem Votum, die Petition insgesamt als 
erledigt anzusehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Nickels. 

Frau Nickels  (GRÜNE) : Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Die uns vorliegende Petition ist ein 
weiteres Beispiel dafür, wie bürgerfeindlich und allein 
den Interessen des Kommerzrundfunks dienend die 
Politik von Bundespostminister Schwarz-Schilling ist. 
Es geht darum, mit allen Mitteln die Kabelanschluß

-

zahlen zu erhöhen, damit die Kommerziellen endlich 
die Zuschauerinnenzahlen bekommen, die der Mini-
ster ihnen versprochen hat. Hoffte die Post Ende 1987 
4,4 Millionen Haushalte der insgesamt etwa 26 Millio-
nen am Kabel haben zu können, waren es tatsächlich 
am 31. Dezember 1987 nur 3,2 Millionen, und die dra-
stische Erhöhung der Kabelgebühren um 44 %, von 9 
auf 12 DM, wird die Begeisterung am Kabelanschluß 
nicht gerade gesteigert haben. 

Um die schleppende Anschlußwilligkeit der Bürger 
zu beschleunigen, hat der Postminister dann erlaubt, 
daß private Firmen Kabelanschlüsse an die Haushalte 
verkaufen können. Neben dem Drücker für Zeitungs-
abonnements erscheint jetzt also an den Türen der 

Wohnungen ein Drücker für den Kabelanschluß. An 
diesen Gesellschaften sind Kommerzfunker wie Ber-
telsmann und Leo Kirch beteiligt, das finanzielle Ri-
siko in Braunschweig tragen aber z. B die Postkundin-
nen und -kunden, da die Post mit 24 % beteiligt ist, 
außerdem die Steuerzahler des Landes Niedersach-
sen, da Niedersachsen eine Bürgschaft für das Projekt 
trägt. 

Daß in diesem Fall mit allen Tricks gearbeitet wird, 
ist bei etwa 200 DM Provision für die Kabelgesell-
schaft pro Anschluß logisch. Der „Spiegel" meldete 
bereits in Heft 15/87, daß in Ludwigshafen einem Blin-
den ein Kabelanschluß verkauft worden ist. 

Im Falle des Petenten wird klar, daß es bei der Aus-
einandersetzung nur um die Interessen der kommer-
ziellen Interessenten geht. In der Stellungnahme des 
Postministeriums vom 28. April 1987 zu dieser vorlie-
genden Petition wurde uns Mitgliedern des Petitions-
ausschusses klargemacht, daß es bei den Kooperati-
onsmodellen um den politischen Wunsch gehe, flä-
chendeckende Verkabelung zu erreichen. Ich zitiere 
aus der Stellungnahme des Ministers. Da heißt es 
wörtlich: „Die Kooperation bietet die Chance, daß 
schnell hohe Anschlußzahlen erreicht werden, um so 
die wirtschaftliche Grundlage für neue Programme zu 
geben. " 

Die Wünsche und Interessen der Menschen interes-
sieren da natürlich wenig. Im Gegenteil, für das Be-
bauungsgebiet wurde ein Antennenverbot ausge-
sprochen, um die Bewohnerinnen ans Kabel zu zwin-
gen. Dabei hat der Bayerische Verfassungsgerichtshof 
diese Praktik am 27. September 1985 für rechtswidrig 
erklärt, da das Kabel die verfassungsbewährte Infor-
mationsfreiheit einschränke. So kann man per Kabel 
keinen Hörfunk von Lang- und Mittelwelle empfan-
gen, was mit einer Hausantenne natürlich möglich ist. 
Das ist die Logik des Ministers, der sich doch angeb-
lich so für die Bedürfnisse seiner Mitbürger und Mit-
bürgerinnen interessiert. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Jetzt 
ist langsam Schluß!) 

— Ich habe noch zwei Minuten, Herr Bohl. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wieso? Ich habe ja gar 
nichts gesagt!) 

Die Begründung, warum der Petent nicht von der 
Post verkabelt werden kann, ist auch mehr als bürger-
feindlich. Der Kabelgesellschaft sei es wirtschaftlich 
nicht zumutbar, heißt es da, der Post Kunden und Kun-
dinnen zu überlassen. Die Leidtragenden sind in die-
sem Fall wieder mal die Bürger und Bürgerinnen. 

Für uns zeigt sich an diesem Fall jedenfalls wieder 
einmal überdeutlich, daß die Verkabelung und Kom-
merzialisierung des Rundfunks ein Milliardengrab ist. 
Bezahlt wird dieses von allen Bürgerinnen und Bür-
gern, aktuell gerade deutlich belegbar durch die un-
soziale Erhöhung der Posttarife für die einfachen Post-
kundinnen und -kunden. 

Wir lehnen die Beschlußempfehlung des Petitions-
ausschusses ab. Allerdings muß ich zur SPD sagen: 
Frau Limbach hat natürlich völlig recht: Diese Petition 
als Material und dann mit einer Begründung zu über-
weisen, die für meine Begriffe dehnbar wie Kau- 
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Frau Nickels 

gummi ist, dient dem Petenten in diesem Fall über-
haupt nicht. Wir werden uns da enthalten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Funke. 

Funke (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Diese Debatte zeigt mir einmal wieder, daß 
selbst diejenigen, die im Petitionsausschuß sachlich 
arbeiten — dazu zähle ich auch Sie, Frau Nickels —, 
wenn sie hier im Plenum sprechen, dann doch gern in 
Polemik machen und grundsätzliche Angriffe gegen 
an und für sich vernünftige Politik, die der Bundes-
postminister macht, starten. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Herr Funke!) 

Es ist in der Tat eine grundsätzliche Frage der Ver-
kabelung durch die Deutsche Bundespost, die die Pe-
tition berührt. Die Deutsche Bundespost hat zu Recht 
bereits in frühen Jahren, auch mit den Stimmen der 
SPD, im Postverwaltungsrat beschlossen, in kurzer 
Zeit eine großflächige Verkabelung vorzunehmen 
und dazu auch die unternehmerischen Aktivitäten 
und privates Kapital zu mobilisieren. Dies ist auch in 
großem Umfang gelungen. Wir haben nicht nur Pilot-
projekte, sondern in zahlreichen Städten der Bundes-
republik Deutschland und gerade in Niedersachsen 
sind Gesellschaften als beliehene Unternehmer der 
Deutschen Bundespost tätig geworden und haben die 
Verkabelungsmodelle erfolgreich durchgeführt. 
Diese Kooperationsmodelle haben sich bewährt. Dies 
ist auch ordnungspolitisch 

(Zuruf der Abg. Frau Ganseforth [SPD]) 

— ich komme gleich, Frau Ganseforth, zu dem kon-
kreten Fall — sehr gewollt; denn wir wollen nicht, daß 
nur der Staat und die Deutsche Bundespost als Mono-
polunternehmen tätig werden, sondern wir wollen 
auch eine Zahl von kleinen und mittelständischen 
Unternehmen an diesen Projekten beteiligen. Das 
stärkt unsere Wirtschaft, das stärkt das Subsidiaritäts-
prinzip, das in unserer Marktwirtschaft ja hochgehal-
ten wird. Dies hat sich im Ergebnis bewährt. 

Ich komme jetzt zu dem Einzelfall. Es ist richtig, daß 
es bei diesen Kooperationsmodellen zu unterschiedli-
chen Gebühren kommen kann und sogar kommen 
muß. Die Deutsche Bundespost hat bei ihrer Struktur 
natürlich einheitliche Ta rife. 
Die Kooperationsmodelle in den einzelnen Städten 

müssen sich natürlich nach den jeweiligen Gegeben-
heiten, nach der Dichte der Besiedlung, nach der 
Dichte der Anschlußmöglichkeiten richten, sie müs-
sen sich aber auch nach den Tarifstrukturen richten, 
die in den Städten jeweils gegeben sind. Das kann die 
Bundespost nicht, das kann aber der jeweilige Unter-
nehmer, so daß es in einzelnen Fällen zu geringeren 
oder auch einmal zu höheren Gebühren kommen 
kann. 

Frau Ganseforth, Sie haben die Akte offensichtlich 
sehr gründlich gelesen, aber einen Punkt haben Sie 
dann verschwiegen, nämlich den Punkt, daß in die-
sem Fall die TELECOM GmbH in Braunschweig ja 
auch mehr Dienstleistungen anbietet und in diesem 
konkreten Fall auch angeboten hat, als die Bundes-

post normalerweise anbietet. Dadurch hat sich die 
Gebühr — auch das muß ich sagen — geringfügig er-
höht. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Der Petent kann sel

-

ber reparieren! Haben Sie es nicht gele

-

sen?) 

— Ich habe das gelesen. Sie wissen, daß ich die Akten 
immer lese. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Becker, Herr Funke? — 
Bitte.  

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Kollege Funke, 
können wir uns, nachdem Sie eben gesagt haben, das 
sei auch schon bei der damaligen Regierung der Ko-
alition aus SPD und FDP überlegt worden, denn dar-
auf verständigen, daß das, was jetzt hier passiert, nie-
mals eine Intention des damaligen Bundespostmini-
sters war, daß jemand so etwas also bei einer Privat-
firma beantragen muß? 

Funke (FDP): Ich weiß nun nicht, was im Jahre 1979 
im Postverwaltungsrat im einzelnen beschlossen wor-
den ist. Aber es ist heute sicherlich Intention der Deut-
schen Bundespost, daß der Unternehmer, der hier als 
beliehener Unternehmer tätig wird, seine Kalkulation 
nach den jeweiligen Gegebenheiten vor Ort vornimmt 
und hier nicht bundeseinheitlich vom Postministerium 
entschieden wird, welche Gebühren er nehmen 
darf. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Aber bei der Post 
muß er einen Antrag stellen! Das war unser 

Konzept!) 

— Aber das derzeitige Konzept sieht eben vor, daß die 
KABELCOM GmbH auch die Adresse ist, bei der der 
Bürger heute seine Anträge zu stellen hat. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Das soll ja überprüft 
werden!)  

Insgesamt sind wir der Überzeugung, daß hier die 
Deutsche Bundespost richtig gehandelt hat, nämlich 
als Aufsichtsbehörde gegenüber KABELCOM. Aus 
diesem Grunde haben wir votiert, den Antrag als erle-
digt zu betrachten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
11/2424. Wer diesem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist abge-
lehnt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses auf Drucksache 11/2253 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Die Beschlußempfeh-
lung ist angenommen. 
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Vizepräsident Frau Renger 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 19 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Knabe, Frau Flinner, Kreuzeder und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 

00-Raps und Wildsterben 
— Drucksache 11/1336 

—Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (feder-
führend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Im Ältestenrat ist für die Beratung ein Beitrag bis zu 
fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. Ich 
sehe keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Knabe. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! 00-Raps und Wildsterben! Im Win-
terhalbjahr 1986/87 wurde in einigen Regionen des 
Bundesgebietes ein Hasensterben beobachtet, das 
nach Meinung verschiedener Wissenschaftler im Zu-
sammenhang mit den neu angebauten 00-Raps-Sor-
ten steht. Gleichzeitig kam es im Winter 1986 in Öster-
reich zu gehäuften Rehwildverlusten, die ebenfalls 
auf die Aufnahme von 00-Raps zurückgeführt wur-
den. 

Diesen 00-Raps-Sorten hat man Senföle und Bitter

-

stoffe weggezüchtet, damit der Raps industriell, z. B. 
zur Margarineherstellung, besser verarbeitet werden 
kann. Mit den Bitterstoffen fielen aber die Futterbrem-
sen weg. Die Hasen haben sich so wohl überfressen. 
Der Anbau dieser bitterstofffreien Rapssorten stieg 
innerhalb eines Jahres, von 1986 bis 1987, von 1 auf 
40%. Für das laufende Jahr schwanken die Schätzun-
gen zwischen 70 und fast 100 %. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Im 
laufenden Jahr hat es kein Hasensterben ge

-

geben!) 

Zurückzuführen ist diese explosive Anbauflächenaus-
dehnung auf einen Beschluß der EG-Kommission, ab 
1991/1992 nur noch 00-Raps-Sorten finanziell zu för-
dern. 

Nach Ansicht des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten ist der Zusammenhang 
von 00-Raps-Anbau und Wildsterben jedoch nicht 
eindeutig geklärt, so daß kein Handlungsbedarf gese-
hen wird. Gleichzeitig gibt man aber zu, daß ein Wie-
derausstieg aus dieser Industriepflanzensorte dann 
notwendig wäre, wenn sich die Gefährlichkeit als real 
erweisen sollte. Es ist jedoch widersinnig, auf der ei-
nen Seite die Totalumstellung auf 00-Raps zu forcie-
ren und auf der anderen Seite einen eventuellen Wie-
derausstieg aus dieser Sorte nicht auszuschließen. 

In der Antwort auf die Kleine Anfrage der GRÜNEN 
— Drucksache 11/864 — heißt es: 

Theoretisch wäre ein Wiederausstieg dann mög-
lich, wenn eine diesbezügliche politische Ent-
scheidung EG-weit gefällt würde und die techni-
schen Voraussetzungen erfüllt werden (z. B. 
Saatgutbereitstellung). 

Genau letzteres jedoch, also das Vorhandensein von 
genügend 0-Raps-Saatgut, erscheint aber bei der jet-
zigen Praxis nahezu ausgeschlossen. Wenn man heute 
an der ausschließlichen Förderung von 00-Raps-Sor-
ten festhält, dann wird eine Entwicklung vollzogen, 
die kaum noch umkehrbar ist. 

Um es einfacher zu sagen: Sollte ein Zusammen-
hang zwischen Wildsterben und 00-Raps-Anbau be-
stehen, dann wäre es unverantwortlich, den Anbau 
dieser Sorten auf der gesamten Fläche zu forcieren. 
Bestünde dagegen kein Zusammenhang zwischen 
beiden, dann brauchte man zwar keine zwangsläufi-
gen Einschränkungen vorzunehmen; aber die Maß-
nahmen wären eine verantwortliche Vorsorge bis zur 
abschließenden Klärung. Gänzlich unredlich aber ist 
es, blindlings auf die erste Möglichkeit zu setzen und 
sich den Rückweg abzuschneiden, wie es jetzt ge-
schieht. Die Ungefährlichkeit einer züchterisch umge-
stalteten Pflanze muß vor ihrer Entlassung in den Na-
turhaushalt gewährleistet werden, nicht danach. 

(Beifall bei der Abg. Frau Nickels 
[GRÜNE]) 

Die Umkehrbarkeit von Fehlentscheidungen muß für 
uns zum handlungsleitenden Prinzip werden. 

Im übrigen kann man da eine schwache Ahnung 
bekommen, was passieren könnte, wenn wir durch 
Gentechnologie stärker veränderte Pflanzensorten 
draußen in die Landschaft einführten. Wenn selbst mit 
herkömmlichen Saatzuchtmethoden nur geringfügig 
veränderten Pflanzen Tausende von Hasen das Leben 
kosten, dann sollte klar sein, daß gentechnisch mani-
pulierte Pflanzen in der Natur nichts zu suchen haben. 
Die Folgen wären unabsehbar. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vielleicht ist das ein Menetekel, letzte Warnung vor 
dem gentechnologischen Angriff auf die Natur. 

Wir fordern deshalb mit unserem Antrag die Bun-
desregierung auf, bei der EG-Kommission vorstellig 
zu werden, daß für 0-Raps-Sorten zunächst bis 1995 
die gleichen Beihilfen gewährt werden wie für 00-
Raps-Sorten. Damit würde der ökonomische Druck 
von den Landwirten genommen, ihre Anbauten total 
auf 00-Raps-Sorten auszurichten. Nur eine Überein-
stimmung des EG-Interventionspreises für beide 
Rapssorten würde einen Ausstieg aus dem 00-Raps 
erlauben, wenn sich seine Gefährlichkeit bestätigen 
sollte. 

Damit Schluß. Ich hoffe, Herr Carstensen kann die-
sen Antrag wohlwollend unterstützen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Carstensen (Nordstrand). 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! An 
sich wollte ich auf Plattdeutsch anfangen, weil inzwi-
schen hier im Raume viel mehr aus Nordfriesland und 
Dithmarschen sitzen, die normalerweise plattdeutsch 
sprechen, als solche, die hochdeutsch sprechen. 

(Pfuhl [SPD]: Bitte, ich bin Hesse!) 
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Aber ich will es doch im Sinne der Kollegen auf Hoch-
deutsch machen. 

Herr Kollege Dr. Knabe hat das Problem geschil-
dert, über das wir hier sprechen. Die Ergebnisse der 
Wissenschaftler reichen in dieser Beziehung von dem 
ursächlichen Zusammenhang zwischen 00-Raps und 
Wildsterben bis hin zu einer Leugnung dieses Zusam-
menhangs. Die Bundesregierung hat deshalb zu Recht 
in ihrem Bericht vom September 1987 festgestellt, daß 
eine ursächliche Mitbeteiligung dieser Rapssorten 
derzeit weder angenommen noch ausgeschlossen 
werden kann. 

Auch wenn es sicher öffentlichkeitswirksamer 
wäre, hier und heute wohlklingende Forderungen an 
Regierung und Verwaltung zu stellen, halte ich es für 
verantwortungsvoller, alle Anstrengungen zur weite-
ren wissenschaftlichen Aufklärung dieses Phäno-
mens zu intensivieren. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Man muß Saatgut ha

-

ben!) 

—Wer politisch handeln will, sollte dies nicht im luft-
leeren Raum, sondern auf der Grundlage gesicherter 
Erkenntnisse tun, Herr Dr. Knabe. 

Wer sich die Zahlen noch einmal genauer ansieht, 
muß feststellen, daß nach dem großen Sterben 
1986/87 im Winterhalbjahr 1987/88 Gott sei Dank 
Flaute war. Also trotz gleicher, zum Teil — Sie haben 
es ausgeführt — sogar vergrößerter Rapsanbaufläche 
— in Schleswig-Holstein blühten in den letzen Wo-
chen knapp 100 000 ha Raps mit den Doppelnullsor-
ten — war im letzen Winter kein Wildsterben zu ver-
zeichnen. Es besteht also kein Grund, panikartig den 
Rapsanbau zu unterbinden. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Keine Panik! Vor

-

sorge!) 

Der Antrag der GRÜNEN ist, wie ich es bei dem 
Kollegen Dr. Knabe schätze, für GRÜNE ungewohnt 
moderat formuliert. Aber die Erfüllung dieses Antrags 
würde faktisch den Anbau von 00-Raps, den ich für 
notwendig halte, blockieren. 

Raps — Sie wissen es — ist ein Fremdbefruchter. 
Deshalb werden die Flächen, die heute mit einfachem 
0-Raps oder sogar mit erucasäurehaltigem Raps be-
baut werden, auf Jahre hinaus nicht in der Lage sein, 
Raps mit den Grenzwerten zu produzieren, die nicht 
nur von der EG, sondern auch von den Verbrauchern 
gefordert werden. Heute ist es noch nicht möglich, die 
geforderten Grenzwerte bei einem Glucosinolatge-
halt von 20 Mikromol einzuhalten. Die Grenzwerte 
von 35 Mikromol für den Zuschlag werden sicherlich 
auch nicht eingehalten werden. Ich schätze, daß das 
auch nicht 1991 möglich wird. Würden wir dem An-
trag der GRÜNEN folgen, lieber Herr Dr. Knabe, 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Wären Sie vernünf

-

tig ! ) 

würden wir die Bundesrepublik insbesondere im 
Rapsanbau völlig aus dem Geschäft bringen. 

Die CDU/CSU-Fraktion will im Gegensatz zu den 
nicht zu erfüllenden, vielleicht auch überstürzten For-
derungen der GRÜNEN dem Phänomen in einem 
Dreipunkteprogramm zu Leibe rücken: Vorrangig ist  

eine weitere wissenschaftliche Erforschung bei Auf-
treten von Wildsterben. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Wie beim Waldster

-

ben und Nordseesterben!) 

— Ich habe es doch gerade gesagt, Frau Nickels. Nun 
hören Sie doch, auch wenn es halb zehn ist, noch 
einen Augenblick zu: Wir haben im letzten Jahr dieses 
Wildsterben nicht gehabt. 

Ohne gesicherte Erkenntnisse, wo und wie einge-
griffen werden kann, wären alle weiteren Schritte ver-
antwortungslos. Wenn nötig, müssen durch Sofort-
maßnahmen der Revierinhaber Fütterungsalternati-
ven zum Raps bereitgestellt werden. Dabei dürfen 
Vorschriften, die Bundes- und Landesjagdgesetze 
zum Zeitpunkt von Wildfütterungen machen, dem 
nicht entgegenstehen. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Am besten sperren 
Sie die Hasen gleich ein!) 

Der Trend zur einseitigen Landwirtschaft, die dem 
Wild die Nahrungsvielfalt nimmt, muß gestoppt wer-
den. Eine artenreich strukturierte Landschaft ist die 
beste Medizin gegen das Wildsterben. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Da haben Sie recht!) 

In diesem Zusammenhang sind auch die von der 
Bundesregierung initiierten Flächenstillegungs- und 
Ackerrandstreifenprogramme ein Schritt in die rich-
tige Richtung. Hier ist eine intensive Zusammenarbeit 
der Jäger mit den Landwirten anzumahnen. 

Die Bundesregierung hat durch die von ihr angesto-
ßene Untersuchung dazu beigetragen, die Verwir-
rung um das Thema Wildsterben aufzulösen und Licht 
in das Dunkel zu bringen. Vor dem Hintergrund des 
grünen Antrags, der sich um berechtigte Nöte und 
Anpassungsprobleme in der Landwirtschaft keinen 
Deut schert, fällt mir zum Schluß nur ein Goethe-Wort 
aus dem „Faust" ein: 

O Glück, wer da noch hoffen kann, 
aus diesem Dunkel aufzutauchen. 
Denn was man braucht, das weiß man kaum, 
und was man weiß, kann man nicht brauchen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Pfuhl. 

Pfuhl (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Ich glaube, niemand in diesem Hause ist der 
Meinung, daß wir wegen des Anbaus einer bestimm-
ten Rapssorte auf die Tierarten des Hasens oder des 
Rehs verzichten sollten. Niemand ist der Meinung, 
daß wir um des Profites aus dem Rapsanbau willen 
unsere Wildarten dezimieren sollten. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Darüber denken wir alle gleich. 

Wenn ich aber den Antrag der GRÜNEN heute lese, 
muß ich sagen: Die GRÜNEN kommen mir vor wie 
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eine Marktfrau, die mittags um 3 noch anbietet, nach-
dem um 1 Uhr der Markt verlaufen ist. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Das stimmt doch 
nicht!) 

Denn 90 % des Rapses, der heutzutage in der Bundes-
republik angebaut ist, ist schon 00-Raps. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Das ist doch 
schlimm genug!) 

— Genau. Wären Sie doch früher aufgewacht. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Der Antrag hat sechs 
Monate gelegen!) 

— Verehrtester Herr Kollege, ich habe im Juni letzten 
Jahres einen öffentlichen Brief an den Minister in die-
ser gleichen Sache geschrieben. Da haben Sie ge-
schlafen. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Der Minister läßt 
den Brief lesen! Der kümmert sich gar 

nicht!) 

Ich habe eine Antwort bekommen. Wir haben darüber 
diskutiert, auch im Agrarausschuß. Aber daß sie da 
immer schlecht vertreten sind, dafür kann ich doch 
nichts. Das ist doch Ihre Sache, nicht meine. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das heißt also praktisch: Ihr Antrag will nichts ande-
res, als das in Griff zu bekommen, was mit 90 % 
00-Raps-Anbau in der Bundesrepublik schon gelau-
fen ist. 

(Abg. Stratmann [GRÜNE] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
wünschen Sie eine Zwischenfrage zuzulassen? 

Pfuhl (SPD): Aber natürlich. Ich habe bei Ihnen so 
viele Zwischenrufe gemacht, da dürfen Sie auch mich 
einmal fragen. 

Stratmann (GRÜNE): Herr Kollege, können Sie sich 
darüber freuen, wenn wir GRÜNEN mit mehrmonati-
ger Verspätung auch auf den Trichter kommen, daß 
Ihr Vorstoß von damals der richtige war? 

Pfuhl (SPD): Verehrter Herr Kollege, ich bin immer 
froh, wenn aus einem Saulus später ein Paulus wird. 

(Bohl [CDU/CSU]: Bibelfest bis du auch 
noch!)  

Meine Damen und Herren, die Problematik liegt 
also darin begründet — der Kollege von den GRÜ-
NEN hat das vorgetragen — , daß, wenn die wissen-
schaftlichen Ermittlungen, die von mehreren Institu-
ten jetzt erarbeitet werden — ich erinnere an die öster-
reichische Forschung, ich erinnere an die Wildbiolo-
gie in Gießen, ich erinnere auch daran, was in Göttin-
gen geschieht — , zu dem Ergebnis kämen, daß der 
00-Raps eindeutig eine Gefahr für den Wildbestand 
bedeuten würde, wir — und nicht nur wir in Deutsch-
land, sondern auch in der EG — dafür plädieren müß-
ten, den 00-Raps abzuschaffen. Nun haben Sie die 
Sorge, wir hätten dann nicht mehr die Möglichkeit 
umzuschalten. 

Im empfehle Ihnen einmal, den Leitartikel der Ge-
treide-Zeitung vom 7. Juni zu lesen. Dem können Sie 
entnehmen, daß z. B. in Frankreich im Gegensatz zur 
Bundesrepublik die Masse des Rapsanbaus noch aus 
altem 0-Raps besteht. Man hat ihn teilweise etwas 
verändert, aber er stellt noch die alte Form des Rapses 
dar. Das heißt, die Gefahr, Herr Kollege, daß wir von 
dem neuen Raps auf die alte Form, der gegenüber das 
Wild unempfindlicher war, nicht mehr umschalten 
könnten, ist nicht gegeben. Deswegen, glaube ich, ist 
Ihr Antrag in dieser Form ins Leere gelaufen. 

Worüber wir uns in diesem Zusammenhang Gedan-
ken machen müßten, wäre die wirtschaftliche Proble-
matik, die im Zusammenhang damit besteht, daß die 
Landwirte in der Bundesrepublik 00-Raps schon zu 
90 % anbauen, während die Franzosen das nicht ge-
tan haben. Denn sie haben mit einer Erhöhung der 
Anbaufläche um etwa 15 % bis 20 % die Möglichkeit, 
den Ausgleich im wirtschaftlichen Sinne herbeizufüh-
ren, den unsere Bauern durch eine Erhöhung der Qua-
litätsbeihilfen erhalten haben. Das wird ein Thema 
sein, über das sich der Agrarausschuß in der nächsten 
Zeit unterhalten muß. 

Wir sind der Meinung, daß man hier nicht mit Wenn 
und Aber argumentieren kann. Herr Kollege, Sie ha-
ben so oft gesagt: Wenn das so ist, dann wird das so 
sein. Ich kenne einen alten Spruch von mir zu Hause: 
Wenn der Hund nicht — —, dann hätte er den Hasen 
bekommen. — Das heißt: Mit Wenn und Aber kann 
ich hier nicht argumentieren. Nur wissenschaftliche 
Grundsätze sind in der Lage, ein Fundament zu schaf-
fen, auf dessen Grundlage wir ordentlich argumentie-
ren können. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Jetzt hat der Herr Ab-
geordnete Bredehorn das Wort. 

Bredehorn (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Noch ist das Wildsterben, bei dem 
man einen Zusammenhang mit dem Anbau von 
00-Raps vermutet, nicht eindeutig geklärt. Sicher ist 
nach heutigem Erkenntnisstand, daß es sich bei dem 
vermehrten Wildsterben Ende 1986, das vornehmlich 
regional in Hessen zu beobachten war, um ein multi-
kausales Geschehen handelte. Neben besonders har-
ten Witterungsbedingungen im Winter 1986/87 hat es 
eine Rolle gespielt, daß die Rapsflächen in der äsungs-
flächenarmen Zeit oft die einzig verfügbare Nahrung 
für das Wild bereithalten, eine Nahrung, die durch das 
Herauszüchten der Bitterstoffe natürlich schmackhaf-
ter geworden ist. 

In diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, daß 
— historisch belegt — in unregelmäßigen Abständen 
immer wieder Wildsterben in der äsungsflächenar-
men Zeit, wenn nur Raps zur Verfügung stand, statt-
gefunden hat. In der Vergangenheit handelte es sich 
allerdings noch um erucasäure- und senfölhaltigen 
Raps. Insofern wehre ich mich dagegen, im 00-Raps 
eine „Killerpflanze" für das Wild zu sehen. 

Bei Äsungsvielfalt und ausreichenden Ablenkungs-
flächen tritt das Problem sowieso nicht in Erschei-
nung. Hier wird sich meines Erachtens das zum 1. Juli 
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Bredehorn 

1988 in Kraft tretende Grünbracheprogramm sicher 
positiv auswirken können. Wie wir am Mittwoch in 
Niedersachsen vor Ort sehen konnten — leider waren 
Sie ja wohl nicht dabei —, wird das Wild durch den 
vielfältigen Aufwuchs bei der Selbstbegrünung, aber 
auch durch die Einsaat von Klee, Gras, Lupinen, Öl-
rettich, Senf, Wicken, Seradella usw. angelockt und 
findet auf solchen Flächen gutschmeckende und aus-
reichende Nahrung. 

Der Antrag der GRÜNEN beschäftigt sich haupt-
sächlich mit der agrarpolitischen Frage, ob die EG

-

Marktordnung für Ölsaaten ökologisch sinnvolle Vor-
gaben beinhaltet. Ohne an dem EG-Marktordnungs-
system für landwirtschaftliche Probleme grundsätz-
lich zu rütteln, stellt sich gerade im Rückblick auf die 
Ereignisse beim Raps die kritische Frage, auf welcher 
sachlogischen Grundlage das Preisstützungssystem 
für Raps und andere Ölsaaten überhaupt steht. 

Beispiel: Noch vor wenigen Jahren haben die Preis-
prämien für Raps als Mangelprodukt zu einem wah-
ren Rapsanbauboom geführt. Die Rapsflächen sind 
um über 40'% ausgeweitet worden. Kürzlich aber lei-
teten die Verantwortlichen in Brüssel durch eine dra-
stische Preissenkung eine radikale Kehrtwende ein. 
Die Landwirte sind bei diesem politischen Willkür-
spiel dann die Leidtragenden. Für die Landwirte ist es 
wichtig, daß von der EG genau definiert wird, was 
eine marktkonforme Rapsproduktion ist, damit sie 
sich länger als eine Anbauperiode darauf einstellen 
können. 

Bei dem Antrag der GRÜNEN vermisse ich bei aller 
Sympathie für Ihre Problematisierung des Span-
nungsfeldes Landbewirtschaftung/Wild — Biotop ein-
mal wieder den Wirtschaftlichkeitsaspekt. Die Um-
stellung auf 00-Rapssorten, die bei uns weitgehend 
erfolgt ist, hat u. a. zum Ziel, den Anteil des europäi-
schen Rapsschrots in Mischfuttern zu erhöhen. Dieser 
lag 1986 erst bei 3,5 Millionen t — wenn auch mit stei-
gender Tendenz —, während wir gleichzeitig 
16,9 Millionen t Sojaschrot einsetzten. 

Wenn sowohl 00-Sorten als auch 0-Sorten gleich-
rangig zu Ernährungszwecken gefördert würden, er-
gäbe sich im Anbau die Schwierigkeit der räumlichen 
Trennung, die gerade beim Raps so wichtig ist, weil 
Vermischungen die Sortenqualitäten in Frage stel-
len. 

Die GRÜNEN müssen zur Kenntnis nehmen, daß 
derzeit eine Renaissance alter erucasäurehaltiger 
Rapssorten — wenn auch vorläufig begrenzt auf den 
Pilotanbau — im Zusammenhang mit der Rohstoffver-
sorgung für die chemische Indust rie — z. B. als 
Schmiermittel oder als natürliche Schaumbremse in 
der Waschmittelproduktion — erfolgt. 

Die Gefahr ist vorhanden, daß durch agrarpolitische 
Festlegungen von Marschrichtungen, z. B. durch die 
Marktorganisation für Ölsaaten, die Pflanzenzüch-
tung bzw. der Kulturpflanzenanbau in eine einseitige 
Richtung gelenkt werden, in eine Richtung, die kurz-
fristig ökonomisch sinnvoll sein kann, aber mittelfri-
stig möglicherweise ökologische Nachteile mit sich 
bringt. 

(Beifall bei der FDP) 

Forschungsgelder sind meines Erachtens deshalb be-
sonders im Bereich Landbewirtschaftung und Wildpo-
pulationen sinnvoll angelegt. 

Wir müssen diesen Zusammenhang im Auge behal-
ten und dies sowohl im Ernährungs- als auch im Um-
weltausschuß beraten und entscheiden. Für die anste-
henden Beratungen hoffe ich, daß das BML möglichst 
rasch das vorgesehene Symposium veranstaltet, in-
dem es die Ergebnisse der verschiedenen Forschungs-
vorhaben, die diesbezüglich an die Universitäten 
Göttingen und Gießen vergeben wurden, analysieren 
und vorstellen wird. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN federführend an den Ausschuß für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten, mitberatend an 
den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit zu überweisen. — Das Haus ist damit ein-
verstanden. Dann ist das so beschlossen. 

Wir sind am Schluß unserer heutigen Tagesord-
nung. Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Freitag, den 10. Juni 1988, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.51 Uhr) 





Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode - 83. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 9. Juni 1988 	5657" 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt 

Dr. Ahrens** 

bis einschließlich 

10. 6. 
Antretter ** 10. 6. 
Dr. Bangemann 9. 6. 
Frau Blunck ** 9. 6. 
Böhm (Melsungen) *  10. 6. 
Frau Brahmst-Rock 10. 6. 
Brandt 10. 6. 
Büchner (Speyer) ** 10. 6. 
Bühler (Bruchsal) ** 10. 6. 
Conradi 10. 6. 
Duve ** 10. 6. 
Frau Fischer ** 9. 6. 
Dr. Glotz 10. 6. 
Gries 10. 6. 
Dr. Haack 10. 6. 
Dr. Hauff 10. 6. 
Frau Hensel 10. 6. 
Dr. Hitschler ** 9. 6. 
Ibrügger 10. 6. 
Jansen 10. 6. 
Jung (Düsseldorf) 9. 6. 
Kittelmann **  10. 6. 
Dr. Klejdzinski ** 10. 6. 
Dr.-Ing. Laermann 10. 6. 
Lenzer ** 10. 6. 
Frau Luuk ** 10. 6. 
Dr. Mechtersheimer ** 9. 6. 
Dr. Müller **  10. 6. 
Niegel ** 10. 6. 
Frau Pack ** 10. 6. 
Pesch 10. 6. 
Reddemann ** 10. 6. 
Reuschenbach 9. 6. 
Sauer (Salzgitter) 10. 6. 
Scharrenbroich 10. 6. 
Dr. Scheer ** 9. 6. 
Frau Schilling 10. 6. 
Schmidt (München) **  10. 6. 
Dr. Schmude 9. 6. 
von Schmude ** 10. 6. 
Schröer (Mülheim) 9. 6. 
Dr. Soell ** 10. 6. 
Steiner ** 10. 6. 
Stobbe 10. 6. 
Frau Terborg 9. 6. 
Dr. Thomae 10. 6. 
Frau Dr. Timm ** 9. 6. 
Dr. Unland 9. 6. 
Dr. Vogel 10. 6. 
Voigt (Frankfurt) 10. 6. 
Vosen 9. 6. 
Weiss (München) 9. 6. 
Wischnewski 10. 6. 
Dr. Wörner 10. 6. 

für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Adam-Schwaetzer auf 
die Fragen des Abgeordneten Gansel (SPD) (Druck-
sache 11/2401 Fragen 7 und 8): 

Ist der Bundesminister des Auswärtigen bereit, den Bonner 
Repräsentanten der PLO in seinen Diensträumen zu empfan-
gen? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich noch während der deut-
schen Ratspräsidentenschaft der Europäischen Gemeinschaft 
dafür einzusetzen, daß die EG offiziell mit der PLO Kontakt auf-
nimmt, um die Dialogfähigkeit und den Friedensprozeß im Na-
hen Osten zu fördern? 

Zu Frage 7: 

Ein Empfang des Bonner Repräsentanten der PLO 
bei dem Bundesminister des Auswärtigen ist nicht in 
Aussicht genommen. Der Bundesminister des Aus-
wärtigen beabsichtigt auf Wunsch der Arabischen 
Liga eine Delegation der Arabischen Liga zu empfan-
gen, die unter Leitung des syrischen Außenministers 
Sharaa steht. Zu der Delegation gehört nach der Ent-
scheidung der Arabischen Liga auch der Leiter der 
Informationsstelle Palästina in Bonn. Die Delegation 
soll die Bundesregierung in ihrer Eigenschaft als 
nicht-ständiges Mitglied des Sicherheitsrates über die 
Lage in den besetzten Gebieten informieren. 

Zu Frage 8: 

Eine derartige Absicht besteht nicht. 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Knittel auf die Fragen des 
Abgeordneten Hedrich (CDU/CSU) (Drucksache 
11/2401 Fragen 9 und 10): 

Kann die Bundesregierung Pressemitteilungen bestätigen, 
wonach die neugeplante Trasse einer Schnellbahnverbindung 
zwischen der DDR und der Bundesrepublik Deutschland zwi-
schen Berlin und Hannover nach den Planungen der DDR über 
Stendal führen soll? 

Ist es richtig, daß bei den von der DDR bereits abgeschlosse-
nen Planungen der Grenzübergang Oebisfelde gewählt wird? 

Zu Frage 9: 

Die anläßlich des Honecker-Besuchs in der Bundes-
republik Deutschland am 8. September 1987 verein-
barten Gespräche sind mit der DDR am 16. Februar 
1988 aufgenommen worden. 

Hinsichtlich der Frage der Trassenführung für eine 
Verbindung zwischen Berlin und Hannover gibt es 
noch keine Festlegung. Im übrigen ist Vertraulichkeit 
mit der DDR vereinbart. 

Zu Frage 10: 

Der für diese Verbindung in Frage kommende 
Grenzübergang steht ebenso noch nicht fest. 
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Anlage 4 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Knittel auf die Fragen des Ab-
geordneten Dr. Hitschler (FDP) (Drucksache 11/2401 
Fragen 11 und 12): 

Trifft es zu, daß die geplante neue Eisenbahnbrücke über den 
Rhein zwischen Wörth und Karlsruhe eingleisig gebaut werden 
soll, und welche Gründe werden hierfür angeführt, insbeson-
dere vor dem Hintergrund, daß eine Durchschleusung von bis zu 
150 Zügen pro Tag auf der Brücke notwendig wird und mit Ver-
spätungen und deren Fortpflanzung auf die Gegenrichtung zu 
rechnen ist, so daß eine Minderung der Angebotsqualität der 
Deutschen Bundesbahn eintreten wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Falle einer späteren 
Errichtung eines weiteren Tragwerks für den dann doch not-
wendigen zweigleisigen Brückenbau Mehrkosten in Höhe von 
5 Mio. DM entstehen, da für einen Brückenbau mit einem 
zweigleisigen Tragwerk 4 Mio. DM und für einen Bau mit zwei 
eingleisigen Tragwerken 45 Mio. DM zu veranschlagen sind? 

Zu Frage 11: 

Die im Jahre 1945 zerstörte Eisenbahnbrücke über 
den Rhein bei Karlsruhe-Maxau ist 1946 mit den sei-
nerzeit zur Verfügung stehenden Materialien als ein-
gleisiges Brückenbauwerk wieder errichtet worden. 
Es ist unbestritten, daß aus Sicherheitsgründen die 
Brücke unverzüglich erneuert werden muß. Einge-
hende betriebliche Untersuchungen bestätigen, daß 
für den Fern- und Nahverkehr der Deutschen Bundes-
bahn auch unter Berücksichtigung zukünftiger Ent-
wicklungen ein eingleisiges Brückenbauwerk aus-
reicht. Die hierbei zugrunde gelegte maximale Lei-
stungsfähigkeit von 150 Zügen/Tag liegt über den tat-
sächlichen verkehrlichen Erwartungen und entspricht 
den qualitativen Anforderungen. 

Zu Frage 12: 

Dieser Sachverhalt ist bekannt. Die Deutsche Bun-
desbahn geht von folgendem aus: 
a) Kosten für die eingleisige Brücke einschließlich 

Gleisanbindungen mit Vorwegmaßnahmen am 
Strompfeiler und an den Widerlagern für eine 
eventuelle künftige Erweiterung rd. 36 Mio DM 

b) Zusätzliche Kosten für Nachrüstung mit zweitem 
Brückenüberbau einschließlich zweigleisige 
Streckenanbindungen 	rd. 21 Mio DM 

c) Sofortige Herstellung der Brücke mit zweigleisi-
gem Überbau und zweigleisigen Streckenanbin-
dungen 	 rd. 50 Mio DM 

Damit ergibt sich ein Kostenunterschied in Höhe 
von 7 Mio DM Mehrkosten bei späterer Herstellung 
der Zweigleisigkeit der Brücke. Andererseits würde 
die sofortige Herstellung einer zweigleisigen Rhein-
brücke um rd. 14 Mio DM den gesicherten Finanzie-
rungsrahmen übersteigen. 

Entscheidend ist jedoch, daß 
— derzeit nur ein Bedarf für ein eingleisiges Brücken-

bauwerk nachweisbar ist, 
— die Finanzierung nur für dieses eingleisige Bau-

werk haushaltsmäßig abgesichert ist und 
— die unverzügliche Durchführung des Vorhabens 

aus Sicherheitsgründen geboten ist. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Schmidt-Bott (DIE GRÜNEN) 
(Drucksache 11/2401 Fragen 29 und 30): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine im Mai 1987 gebil-
dete Kommission von Experten der Bundes- und Landeskrimi-
nalämter zur Anwendung von gentechnischen Analyseverfah-
ren in der Kriminaltechnik angeblich vereinbart hat, vorerst 
keine Informationen über den Stand der Entwicklung und An-
wendung dieser Techniken an die Öffentlichkeit zu geben, und 
wenn ja, wie beurteilt sie diese Praxis? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Einführung dieser 
höchst umstrittenen Gen-Analysetechnik durch die Polizei an-
gesichts der Tatsache, daß der Deutsche Bundestag sich über 
dieses Verfahren noch gar nicht informiert hat und eine von der 
Fraktion DIE GRÜNEN beantragte Anhörung des Rechtsaus-
schusses zu diesem Thema auf den Herbst verschoben wurde, 
weil die anderen Fraktionen des Deutschen Bundestages sich 
nicht in der Lage sahen, die vorliegenden Informationen zur 
Formulierung eines Fragenkatalogs für die Sachverständigen 
auszuwerten? 

Zu Frage 29: 

Der Bundesregierung ist eine solche Vereinbarung 
nicht bekannt. 

Zu Frage 30: 

Die Polizeien von Bund und Ländern haben bisher 
keine Gen-Analyse im Bereich der Kriminaltechnik 
eingeführt. Eine im Mai 1987 gebildete Arbeitsgruppe 
prüft derzeit, ob ein auf Gen-Merkmale beruhendes 
Analyseverfahren eine Personenidentifizierung — 
ähnlich wie durch die Daktyloskopie — ermöglichen 
kann. Es handelt sich bei diesem sog. gentechnischen 
Fingerabdruck um die Zuordnungsmöglichkeit von 
Körpersekreten wie Blut, Speichel, Sperma zu einer 
bestimmten Person. Nach Abschluß der Prüfung wer-
den Bund und Länder zu entscheiden haben, ob und 
unter welchen Voraussetzungen dieses Verfahren in 
die Kriminaltechnik eingeführt werden soll. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Weiss (München) (DIE GRÜNEN) 
(Drucksache 11/2401 Fragen 33 und 34): 

Welche gesetzliche Rechtfertigung gibt es für das Verhalten 
von Verfassungsschutzbeamten in der Gemeinde Bruck, die 
nach einem Zeitungsbericht angeblich in der Paßkartei der 
Gemeindeverwaltung Meldebögen von Mitgliedern der Bürger-
initiative gegen die Wiederaufarbeitungsanlage fotokopiert und 
die vorhandenen Paßbilder abgelichtet haben, und haben ähn-
liche Aktionen des Verfassungsschutzes auch in anderen Ge-
meinden in Zusammenhang mit Mitgliedern in Anti-Atom-In-
itiativen stattgefunden? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß alleine die Mit-
gliedschaft in einer Bürgerinitiative gegen die Wiederaufarbei-
tungsanlagen bereits eine verfassungsfeindliche Aktivität dar-
stellt, die ein Tätigwerden des Verfassungsschutzes gerechtfer-
tigt erscheinen läßt, und welche Kriterien müssen nach Auffas-
sung der Bundesregierung zugrunde gelegt werden bzw. lagen 
im speziellen Fall vor, um derartige Maßnahmen zu rechtferti-
gen? 

Zu Frage 33: 

Soweit sich Ihre Frage auf das Verhalten von Ange-
hörigen der Bayerischen Landesbehörde für Verfas- 
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sungsschutz bezieht, ist darauf hinzuweisen, daß es 
ständiger Praxis der Bundesregierung entspricht, zu 
landesinternen Vorgängen nicht öffentlich Stellung 
zu nehmen. Seitens des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz — und nur insoweit kann die Bundesre-
gierung Auskunft erteilen — sind keine Ermittlungen 
gegen Personen wegen deren Mitgliedschaft in Anti-
Atom-Initiativen durchgeführt und in diesem Zusam-
menhang auch keine personenbezogenen Daten in 
Meldebehörden erhoben worden. 

Zu Frage 34: 

Nach § 3 Abs. 1 des BVerfSchG ist es u. a. Aufgabe 
des Verfassungsschutzes, Informationen über Bestre-
bungen, die gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung, den Bestand und die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes gerichtet sind, zu sammeln 
und auszuwerten. Die Mitgliedschaft in einer Bürger-
initiative gegen die WAA allein unterliegt nicht dem 
gesetzlichen Beobachtungsauftrag des Verfassungs-
schutzes, es sei denn, diese Bürgerinitative würde zur 
Verwirklichung ihrer Ziele selbst verfassungsfeindli-
che Aktivitäten entwickeln. 

Da sich nach den Erkenntnissen des Verfassungs-
schutzes in Bürgerinitiativen gegen Kernenergieanla-
gen auch Mitglieder extremistischer Organisationen 
betätigen und do rt  versuchen, Bürger für die Unter-
stützung verfassungsfeindlicher Aktivitäten zu ge-
winnen, ist zur Klarstellung darauf hinzuweisen, daß 
solche Bestrebungen von Extremisten selbstverständ-
lich vom Verfassungsschutz zu beobachten sind. Die 
Gründe für das Tätigwerden des Verfassungsschutzes 
in der Gemeinde Bruck sind der Bundesregierung 
weder konkret bekannt, noch sind sie zu bewerten. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Solms (FDP) (Drucksache 11/2401 
Fragen 37 und 38): 

In  welcher Höhe werden die monetären und nicht-monetären 
künftigen Folgelasten des Bergbaus von der Bundesregierung 
veranschlagt, und in welcher Form werden sie in die Abwägung 
zu den bergbaulichen Planungsverfahren einbezogen? 

Sieht die Bundesregierung bei der Nordwanderung des Ruhr-
bergbaus ungelöste Zielkonflikte zwischen Landschafts- und 
Denkmalschutz und deren Bedeutung für die Standortqualität 
künftiger Neuansiedlungen im Rahmen des Strukturwandels 
auf der einen Seite und dem wirtschaftlichen Ertrag des Ruhr-
kohlenbergbaus auf der anderen Seite? 

Zu Frage 37: 

Der Bundesregierung liegen keine umfassenden, 
verläßlichen Untersuchungen über die künftigen mo-
netären und nicht-monetären Folgelasten des Berg-
baus vor. Wie jede industrielle Tätigkeit zieht auch 
der Kohlebergbau nicht unerhebliche Folgelasten 
nach sich. Sie sind im Verhältnis zum Beitrag des 
Bergbaus für die Sicherung der Energieversorgung 
und zu seiner Bedeutung für die Arbeits- und Regio-
nalpolitik zu sehen und abzuwägen. Dies ist im ein-
zelnen Aufgabe der Verfahren im Rahmen der Lan-

desplanung und der Zulassung des konkreten berg-
baulichen Vorhabens, die ausschließlich in der Ver-
antwortung der Länder liegen. 

Im übrigen ist es Aufgabe der Unternehmen, die 
von ihnen zu tragenden Folgelasten — hierzu zählen 
insbesondere Bergschäden —, nach kaufmännischen 
Vorsichtsprinzipien und steuerlichen Richtlinien zu 
bewerten und hierfür — soweit bereits verursacht — 
entsprechende Rückstellungen in den Bilanzen vorzu-
sehen. Auf diese Weise gehen Folgelasten in die Pro-
duktionskosten ein. 

Zu Frage 38: 

Die Bundesregierung schließt nicht aus, daß bei der 
Nordwanderung des Steinkohlenbergbaus im Einzel-
fall ein Zielkonflikt zwischen Standortqualität für 
Neuansiedlungen und bergbaulichen Einwirkungen 
entstehen kann. Sie ist aber nicht der Ansicht, daß 
bergbaulicher Abbau im Zuge der Nordwanderung 
die Chancen für Neuansiedlungen im Rahmen des 
Strukturwandels generell beeinträchtigt. 

Die Wahl des Standortes für Neuansiedlung wird 
von einer Vielzahl von Faktoren bestimmt. Hierzu 
zählen u. a. auch die Verkehrsinfrastruktur, die plan-
gerechte Ausweisung von Industrie- und Gewerbeflä-
chen, die Arbeitsmarktverhältnisse und das Wirt-
schafts- und Innovationsklima. Inwieweit in diesem 
Rahmen mögliche Beeinträchtigungen durch künfti-
gen Bergbau eine Rolle spielen, kann nur von Fall zu 
Fall beurteilt werden. 

Für den Ruhrbergbau ist die Nordwanderung von 
lebenswichtiger Bedeutung. Über das von der Ruhr-
kohle gewählte Konzept des Anschlußbergwerks bie-
tet die Nordwanderung die Chance, die Steinkohle als 
wichtigen heimischen Energieträger durch sinnvollen 
und planmäßigen Abbau der Lagerstätte unter größt-
möglicher Schonung der Umwelt zu erhalten. Der 
Fortbestand des Bergbaus ist für das ohnehin von ho-
her Arbeitslosigkeit geprägte Ruhrgebiet von großer 
arbeitsmarkt- und regionalpolitischer Bedeutung. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Uelhoff (CDU/CSU) (Drucksache 
11/2401 Frage 39): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, daß die 
unter schweren strukturellen Anpassungsproblemen leidende 
Schuhindustrie in die Strukturfonds der Europäischen Gemein-
schaft aufgenommen und als förderungswürdig anerkannt 
wird? 

Die Strukturprobleme der deutschen Schuhindu-
strie sind der Bundesregierung bewußt. 

Wir haben uns bei den Verhandlungen in Brüssel 
darum bemüht, möglichst viele deutsche Regionen 
mit Strukturproblemen einzubeziehen. Da sich die 
Kriterien für die Förderung bestimmter Sektoren oder 
Regionen aus den Strukturfonds nach europäischen 
und nicht allein nach nationalen Maßstäben bemes-
sen, war es jedoch nicht erreichbar, daß die Schuhin- 
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dustrie im Rahmen der Strukturfonds als förderungs-
würdig anerkannt wird. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Fragen 
des Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
11/2401 Fragen 40 und 41): 

Wieviel Joint Ventures mit welcher Höhe an Kapitalbeteili-
gungen deutscher Unternehmungen mit Betrieben in Osteuropa 
— jeweils nach Ländern aufgeschlüsselt — gibt es zur Zeit? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwicklung der Joint 
Ventures, auch im Hinblick auf die Auslandsinvestitionen unse-
rer Wirtschaft, und wie werden derartige Gemeinschaftsunter-
nehmen seitens des Bundes gefördert? 

Zu Frage 40: 

Die Bestandsstatistik der Bundesbank (basierend 
auf den Bilanzangaben der Unternehmen) weist zum 
31. Dezember 1986 in den europäischen RGW-Staa-
ten insgesamt 21 Gemeinschaftsunternehmen aus. 
Die deutschen Investitionen betragen 51 Millionen 
DM, davon entfielen 26 Millionen DM auf Polen und 
6 Millionen DM auf Ungarn. 

Nach neuesten östlichen Angaben gibt es in den 
europäischen RGW-Staaten eine erheblich höhere 
Zahl von Gemeinschaftsunternehmen mit deutscher 
Beteiligung, nämlich insgesamt 40. Davon entfallen 
22 auf Ungarn, zehn auf die Sowjetunion, fünf auf 
Polen, zwei auf Bulgarien und eines auf Rumänien. 
Die östlichen Zahlen sind insbesondere deshalb hö-
her, weil sie die 1987 und 1988 gegründeten Gemein-
schaftsunternehmen mit einbeziehen und auch Ge-
sellschaftsverträge erfassen, die in der Gründungs-
phase noch zu keinen Investitionen geführt haben. 

Zu Frage 41: 

Die Bundesregierung fördert Investitionen deut-
scher Unternehmen in Entwicklungsländern z. B. 
durch den Abschluß bilateraler Investitionsförde

-

rungs- und -schutzverträge, durch die Mitbeteili-
gungsmöglichkeit der Deutschen Finanzierungsge-
sellschaft für Beteiligungen in Entwicklungsländern 
GmbH (DEG) an den Gemeinschaftsunternehmen 
oder durch Gewährung zinsvergünstigter Darlehen 
an kleine und mittlere deutsche Unternehmen im Hin-
blick auf deren Auslandsinvestitionen. Die osteuro-
päischen Länder gehören nicht zu dem Kreis der Ent-
wicklungsländer. Indessen kommt der Abschluß von 
Investitionsförderungs- und -schutzverträgen in Be-
tracht, die die rechtlichen Rahmenbedingungen für 
eine verstärkte Zusammenarbeit im Investitionsbe-
reich verbessern. Solche Verträge sind bereits mit den 
Ländern Bulgarien, Rumänien und Ungarn abge-
schlossen, mit Polen wird verhandelt. Mit der Sowjet-
union hat ein erster Meinungsaustausch auf Experten-
ebene stattgefunden. 

Die Bundesregierung begrüßt alle Formen der indu-
striellen Kooperation, die auf Dauer angelegte Kon-
takte zwischen Kaufleuten und Technikern schaffen 
und zusätzliche Außenhandelsmöglichkeiten eröff-

nen. Insbesondere im Verhältnis zu den europäischen 
RGW-Staaten werden deshalb auch Gemeinschafts-
unternehmen positiv bewertet. Gemeinschaftsunter-
nehmen sind allerdings die schwierigste Form der 
Wirtschaftskooperation. Sie setzen in der Regel lang-
jährige Geschäftsbeziehungen und eine stufenweise 
Annäherung der Partner voraus. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen der Ab-
geordneten Frau Steinhauer (SPD) (Drucksache 
11/2401 Fragen 42 und 43): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine nicht unbedeu-
tende Zahl Jugendlicher, die jetzt die Schule verlassen, von der 
Bundesanstalt für Arbeit konkrete Zusagen für berufsvorberei-
tende Maßnahmen bereits vor längerer Zeit erhalten hat, und 
wie gedenkt die Bundesregierung diese rechtlichen Bindungen 
(die Nachbewilligung von 210 Millionen DM für den Haushalt 
der Bundesanstalt für Arbeit erfaßt diese Maßnahme nicht, au-
ßerdem wird sie ohnehin nicht ausreichen) zu erfüllen? 

Ist eine Kontingentierung von Mitteln für berufsbildende 
Maßnahmen mit dem Rechtsanspruch nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz vereinbar, oder sind Einschränkungen und Hinhal-
tungen schon Vorläufer für eine beabsichtigte 9. Änderung des 
Arbeitsförderungsgesetzes? 

Die Bundesanstalt für Arbeit fördert berufsvorberei-
tende Bildungsmaßnahmen aufgrund unterschiedli-
cher Rechtsvorschriften. Für berufsvorbereitende Bil-
dungsmaßnahmen, die nach den §§ 40 und 40a des 
Arbeitsförderungsgesetzes gefördert werden, sind Fi-
nanzierungsengpässe nicht aufgetreten. Die im Haus-
halt der Bundesanstalt hierfür eingesetzten 557,5 Mil-
lionen DM reichen aus, um die laufenden Maßnah-
men und die im Laufe des Jahres 1988 zu erwartende 
Nachfrage nach neuen Bildungsmaßnahmen dieser 
Art zu finanzieren. 

Im Bereich der Förderung von berufsvorbereiten-
den Maßnahmen für jugendliche Behinderte ist si-
chergestellt, daß auch für behinderte Jugendliche des 
Schulentlaßjahrgangs 1988 erforderliche Maßnahmen 
im notwendigen Umfang gefördert werden und 
Rechtsansprüchen auf Förderung sowie bereits ein-
gegangenen Verpflichtungen Rechnung getragen 
wird. 

Die bei der Förderung von Maßnahmen mit allge-
meinbildenden Inhalten nach § 40b AFG aufgetrete-
nen Engpässe werden beseitigt. Die Bundesregierung 
wird es der Bundesanstalt ermöglichen, im Rahmen 
des von Ihnen genannten Betrages von 210 Millionen 
DM zusätzlich 30 Millionen DM Förderungsmittel ein-
zusetzen. 

Die von der Bundesanstalt vorgenommene Auftei-
lung der Mittel auf die einzelnen Dienststellen berührt 
nicht den Rechtsanspruch des einzelnen Antragstel-
lers auf finanzielle Förderung. 

Durch die Aufteilung der Mittel sollte den Arbeits-
ämtern bereits zu Beginn des Jahres ein Überblick 
über die nach dem Haushaltsplan zur Verfügung ste-
henden Mittel gegeben werden, damit sie die auch im 
Bereich der Förderung der beruflichen Fortbildung 
und Umschulung bestehenden Steuerungsmöglich- 
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keiten angemessen einsetzen konnten. So haben die 
Arbeitsämter z. B. nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
die Möglichkeit, in ihrem Auftrag Bildungsmaßnah-
men durchführen zu lassen. Darüber hinaus können 
sie in gewissem Umfang Einfluß auf die Kosten der 
Lehrgänge nehmen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des Ab-
geordneten Wüppesahl (fraktionslos) (Drucksache 
11/2401 Frage 44): 

Gibt es in der Bundesregierung Bestrebungen, Einfluß zu neh-
men (z. B. durch die Gesundheitsministerkonferenz) auf die 
Dienstzeitregelungen für Ärzte in Krankenhäusern, die immer 
noch verpflichtet sind, durch ihre jeweiligen Bereitschaftsdien-
ste bis zu drei Nächte und Tage ununterbrochen Dienst zu tun, 
was z. B. keinem Kraftwagenfahrer erlaubt ist? 

Die Bundesregierung hat zu Beginn dieser Legisla-
turperiode den Entwurf eines Arbeitszeitgesetzes 
(Bundestags-Drucksache 11/360) vorgelegt. In diesem 
Gesetzentwurf ist vorgesehen, den öffentlich-rechtli-
chen Arbeitszeitschutz einheitlich auf alle Arbeitneh-
mer auszudehnen und die Verordnung über die Ar-
beitszeit in Krankenpflegeanstalten vom 13. Februar 
1924 aufzuheben. Danach soll die werktägliche Ar-
beitszeit der Arbeitnehmer grundsätzlich acht Stun-
den nicht überschreiten; sie kann bis auf zehn Stun-
den täglich verlängert werden, wenn innerhalb von 
vier Kalendermonaten oder innerhalb von 16 Wochen 
im Durchschnitt acht Stunden werktäglich nicht über-
schritten werden. 

Im Interesse eines praxisnahen, sachgerechten und 
effektiven Arbeitzeitschutzes werden den Tarifver-
tragsparteien und unter bestimmten Voraussetzungen 
auch den Betriebspartnern mehr Befugnisse und mehr 
Verantwortungen als bisher übertragen. So können 
die Tarifvertragsparteien die Arbeitszeitregelungen 
in Krankenhäusern und anderen Einrichtungen zur 
Behandlung, Pflege und Betreuung von Personen der 
Eigenart dieser Tätigkeit und dem Wohl dieser Perso-
nen entsprechend anpassen. 

In diesem Sinne hat auch die Konferenz der für das 
Gesundheitswesen zuständigen Minister und Senato-
ren der Länder am 19./20. März 1980 in einer Ent-
schließung zu den Arbeitszeitregelungen für Ärzte 
und Pflegepersonal Stellung genommen. 

Die Tarifvertragsparteien haben schon heute ent-
sprechend den Bedürfnissen der Krankenhäuser die 
Verpflichtung der Ärzte zur Ableistung von Bereit-
schaftsdiensten in den Sonderregelungen 2.c zum 
Bundesangestelltentarifvertrag festgelegt. Sie waren 
in den Jahren 1982/83 Gegenstand intensiver Ver-
handlungen der Tarifvertragsparteien und haben zu 
den im 50. Änderungstarifvertrag zum Bundesan-
gestelltentarifvertrag enthaltenen Regelungen ge-
führt. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Kolbow (SPD) (Drucksache 11/2401 
Fragen 51 und 52): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffassung des Hee-
resinspekteurs, daß das Heer der Bundeswehr ohne eine spür-
bare Aufstockung der im Bundeswehrplan 1989 bis 2001 einge-
planten Finanzmittel in den neunziger Jahren seinen Auftrag 
nicht mehr uneingeschränkt erfüllen kann (vgl. Süddeutsche 
Zeitung vom 21./22./23. Mai 1988) und die vom früheren Bun-
desminister der Verteidigung, Dr. Wörner, eingeleitete Struk-
turreform des Heeres somit das Ende der Vorneverteidigung 
bedeuten könne? 

Teilt die Bundesregierung die in der Pfingstausgabe der Süd-
deutschen Zeitung berichtete Meinung des Heeresinspekteurs, 
daß für den Planungszeitraum der nächsten zwölf Jahre allein 
für das Heer 36,5 Milliarden DM vonnöten seien und deshalb 
bereits für 1989 2 Milliarden DM mehr als im Bundeswehrplan 
'89 vorzusehen sind, 1990 insgesamt 2,5 Milliarden DM und von 
1991 bis 1999 dann jeweils 3 Milliarden DM pro .Jahr mehr? 

Zu Frage 51: 
Die Strukturreform des Heeres ist im wesentlichen 

durch die personelle Entwicklung in den 90er Jah-
ren bestimmt. Das rückläufige Personalaufkommen 
zwingt dabei zu einer deutlich stärkeren Kaderung 
von Heeresverbänden. Dies wird die Mobilmachungs-
zeit des Heeres erhöhen und deshalb Entscheidungen 
für die Mobilmachung früher als heute erfordern. 
Mit der neuen Struktur wird zugleich den konzep-

tionellen Konsequenzen aus den waffentechnologi-
schen Entwicklungen der Zukunft Rechnung getra-
gen. Verstärkte Nutzung der 3. Dimension, gestei-
gerte Sperrfähigkeit und weitreichende Feuerwir-
kung sollen im Verbund mit den gepanzerten Kampf-
truppen die Leistungsfähigkeit des Heeres für die 
Vorneverteidigung weiter erhalten. Inwieweit diese 
Absichten realisiert werden können, hängt entschei-
dend von den hierzu verfügbaren Finanzmitteln ab. 
Der frühere Bundesminister der Verteidigung hat 

sowohl im Verteidigungs- als auch Haushaltsaus-
schuß auf die Risiken verwiesen, die sich aus den Vor-
haben des 21. Finanzplans für die Kampfkraft des 
Heeres in den 90er Jahren ergeben könnten und des-
halb im 22. Finanzplan entsprechende Anpassungen 
gefordert. Festzuhalten bleibt, daß die Strukturreform 
des Heeres von Personalentwicklungen einerseits und 
durch den Übergang in einen neuen Systemverbund 
andererseits geprägt ist. Unsere Bemühungen sind 
nun darauf gerichtet, die materielle Ausgestaltung der 
Struktur sicherzustellen, um das Heer auch weiterhin 
zur Durchführung seines Auftrages zu befähigen. 

Zu Frage 52: 
Der in der Pfingstausgabe der Süddeutschen Zei-

tung angesprochene Mehrbedarf für das Heer gibt 
Überlegungen wieder, die so im Bundeswehrplan 89 
nicht enthalten sind. Dieser ist das verbindliche Pla-
nungsdokument des BMVg als Grundlage für die An-
meldung zum Haushaltsvoranschlag 89 und als Bei-
trag zum 22. Finanzplan. Bundeswehrplan orientiert 
sich zum einen an der Bedrohung, zum anderen aber 
an der politisch entschiedenen Finanzvorgabe. 
Der Inspekteur des Heeres bezog sich auf Vorhaben, 

die zwar anerkannt, in ihrer Priorität aber geringer 
eingestuft, und deshalb innerhalb geltender Finanz- 
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grenzen nicht unterzubringen sind. Dabei ging er von 
einer pessimistischen Finanzerwartung aus. 

In der konzeptionellen Bewertung zum Planungser-
gebnis werden die aus den Vorgaben entstehenden 
Risiken für die Auftragserfüllung beurteilt. Über den 
Bundeswehrplan 1989 und der daraus abgeleiteten 
Anmeldung zum Haushaltsvoranschlag und 22. Fi-
nanzplan hinausgehende Daten sind nicht Gegen-
stand der Planung. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Hartenstein (SPD) (Drucksa-
che 11/2401 Fragen 57 und 58): 

Gibt es Pläne der NATO für luftgestützte atomare Kurzstrek-
kenraketen? 

Sind der Bundesregierung Pläne der amerikanischen bzw. bri-
tischen Regierung für die Entwicklung einer luftgestützten ato-
maren Kurzstreckenrakete bekannt? 

Zu Frage 57: 

Das Bündnis hat 1983 in Montebello eine Reihe von 
möglichen Verbesserungen für das nach dem einseiti-
gen Abbau von 1 400 nuklearen Gefechtsköpfen in 
Europa verbleibende Nuklearpotential identifiziert, 
um dessen glaubwürdige Abschreckungsfähigkeit zu 
erhalten. Dazu gehört auch längerfristig die Entwick-
lung eines nuklearen Abstandsflugkörpers für dop-
pelfähige Flugzeuge. Damit soll vor allem die Ein-
dringfähigkeit der Flugzeuge angesichts ständig 
wachsender Gefährdung durch Luftverteidigungssy-
steme des Warschauer Paktes erhalten werden. 

Abstandsflugkörper sollen längerfristig Nuklear-
bomben in reduzierter Zahl ersetzen. 

Entscheidungen hierzu sind weder im Bündnis noch 
durch die Bundesregierung getroffen. Sie stehen auch 
derzeit nicht an. 

Zu Frage 58: 

Ja. Die britische Regierung hat kürzlich öffentlich 
Interesse an der Entwicklung eines nuklearen Ab-
standsflugkörpers — vorzugsweise gemeinsam mit 
den USA — bekundet. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Gerster (Worms) (SPD) (Drucksache 
11/2401 Fragen 61 und 62): 

Ist die Bundesregierung bereit, den Absturz eines Hubschrau-
bers der Bundeswehr am 29. Mai 1988 bei Nürnberg bei einem 
Flugtag mit der Folge des Todes beider Piloten zum Anlaß zu 
nehmen, für die Bundeswehr ein Verbot von Flugtagen mit flie-
gerischen Darbietungen auszusprechen und die alliierten Streit-
kräfte in der Bundesrepublik Deutschland zu gleichgerichteten 
Maßnahmen aufzufordern? 
Trifft es zu, daß der Führungsstab des Heeres oder einzelne 

maßgebliche Repräsentanten der Heeresführung in schriftlichen 
und mündlichen Äußerungen in den letzten Wochen angesichts 
der Bundeswehrplanung und ihrer mittelfristigen Finanzierung 
die Vorneverteidigung der Bundesrepublik Deutschland im bis-
herigen Sinne als nicht mehr zu gewährleisten dargestellt und 
finanziellen Zusatzbedarf zur Wiedererlangung der Vornever-
teidigungsfähigkeit angemeldet haben? 

Zu Frage 61: 

Die Bundesregierung bedauert den Absturz mit sei-
nen tödlichen Folgen sehr. Das Unglück ereignete 
sich beim Abflug des Hubschraubers zu seinem Hei-
matplatz. Die Bundeswehr will an einer gewissen — 
niedrigen — Zahl von Flugtagen festhalten. 

Zu Frage 62: 

Bei vielen Anlässen beschäftigten sich Heeresoffi-
ziere mit den mittel- und langfristig zu erwartenden 
Änderungen der Rahmenbedingungen für die Hee-
resplanung (Bedrohung, Personalaufkommen, Res-
sourcen-Entwicklung). In diesem Zusammenhang 
ging der Inspekteur auch auf die geplante Heeres-
struktur 2000 ein und stellte die bei ihrer Realisierung 
möglicherweise entstehenden personellen, finanziel-
len und materiellen Risiken sowie die aus seiner Sicht 
denkbaren Lösungsansätze dar. Dabei wies er auch 
auf die Auswirkungen auf die Auftragserfüllung — 
insbesondere auf die Vorneverteidigung — hin, soll-
ten die erforderlichen Finanzmittel ausbleiben. 
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